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Vorwort

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

unter dem Titel "Kriminalprävention in Deutschland - Länder-Bund-
Projektsammlung 2003" liegt Ihnen nunmehr ein weiterer Band mit
einer Auswahl nationaler Präventionsprojekte aus dem "Infopool
Prävention" des Bundeskriminalamtes vor.

Der "Infopool Prävention" möchte mit seinen Inhalten all denen, die
Präventionsprojekte planen oder durchführen, gezielte Informationen
und Erkenntnisse, bewährte Praktiken aber auch neue Ideen
vermitteln, die bei der praktischen Vorbeugungsarbeit von Nutzen
sein können.
Diesem Ziel und nicht dem quantitativen Vergleich von Aktivitäten
bestimmter Akteure dient der vorliegende Band.

Entsprechend ist auch die Infopool-Projektdatenbank ausgelegt. Sie
dient dazu, solche präventionsbezogenen Projekte/Initiativen oder
auch angewandte Konzepte abzubilden, die aufgrund erzielter oder
potentieller Wirkungen als in ihrer Art nachahmenswert anzusehen
sind und die im Ausland häufig als „good practice" bezeichnet
werden.

Aufgrund dieser Zielsetzung konnten auch in diesem Band nicht alle
Zulieferungen veröffentlicht werden.

Als Entscheidungshilfe für die diesjährige Publikation dienten  die
folgenden Auswahlkriterien:
(a) Präventionsprojekt wurde extern beurteilt/bewertet

(fremdevaluiert).
(b) Erfolgte keine Fremdevaluation, sollte zumindest eine eigene

Beurteilung/Bewertung (Selbstevaluation) mit Aussagen der
Projektverantwortlichen zur Zielerreichung oder, wenn die
Ziele nicht erreicht wurden, Aussagen zu Projekterfahrungen
(erkennbare Schlussfolgerungen im Hinblick auf die
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Verbesserung des Projektes)  i.S. einer formativen Evaluation
erfolgt sein.

(c) Projekt wurde national umgesetzt.
(d) Projekt wurde landesweit umgesetzt.
(e) Projekt widmet sich einem neuen Problem oder beinhaltet

einen innovativen Ansatz, z. B. bei der  Herangehensweise an
bestimmte Zielgruppen.

Der vorliegende Band enthält keine Projekte, die sich ausschließlich
der Verkehrsprävention widmen. Ebenfalls nicht berücksichtigt
wurden mehrfach publizierte Projekte.

Bei der Auswahl wurde erneut deutlich, dass bei einer Vielzahl von
Projektbeschreibungen für die Praxis bedeutsame Informationen, wie
z. B. Ziel- und Zielgruppenerreichung oder positive und insbesondere
negative Erfahrungen bei der Projektdurchführung keine ausreichende
Berücksichtigung fanden.
In der Vergangenheit wurde zu wenig überprüft, ob
Präventionsinitiativen die in sie gesetzten Ziele tatsächlich auch erfüllt
haben. Hier setzt die jüngst durch das Programm Polizeiliche
Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK)
veröffentlichte "Arbeitshilfe für die Evaluation" an. Es wäre
wünschenswert, wenn diese Hilfe von allen in der Kriminalprävention
Tätigen angenommen würde, um die Effektivität und Effizienz der
Präventionsarbeit in Deutschland weiter zu verbessern.

Über die in dem Band beschriebenen Darstellungen hinaus finden
interessierte Leser eine Vielzahl weiterer Präventionsinitiativen im
Gesamtbestand des "Infopool Prävention", im Internet unter
http://www.bka.de/infopool_de.html und im Extranet der Polizei unter
http://www.infodok.extrapol.de/ oder http://172.16.130.180.

Prof. Dr. Jürgen Stock

Leiter des
Kriminalistischen Instituts im Bundeskriminalamt
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(Er)leben pur - Suchtpräventives Projekt an Mannheimer
Schulen

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Erlebnispädagogik"}

Organisation

Bereits im fünften Jahr wird das kommunal initiierte
Suchtpräventionsprojekt "(Er)leben pur" an Mannheimer Schulen
durchgeführt. Die Koordination des Projektes liegt aktuell in der
Verantwortung des Fachbereichs Gesundheit. Für die Durchführung
ist ein Projektteam bestehend aus dem Fachbereich Gesundheit, der
Abteilung Jugendförderung im Fachbereich Kinder, Jugend und
Familie (Stadt Mannheim), dem Drogenverein Mannheim e.V. und
dem Waldhaus Mannheim (Landesforstverwaltung Baden-
Württemberg) zuständig. Darüber hinaus baut "(Er)leben pur" auf die
Unterstützung der folgenden Kooperationspartner: Abteilung Schulen
im Fachbereich Bildung (Stadt Mannheim), Oberschulamt Karlsruhe,
Staatliches Schulamt Mannheim, Gesamtelternbeirat der Schulen der
Stadt Mannheim, Rauschgiftdezernat und Jugendsachbearbeiter der
Polizei Mannheim.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Suchtpräventionsprojektes "(Er)leben pur" ist zum einen die
Förderung der sozialen und personalen Kompetenz der Schüler. Zum
anderen sollen das Umfeld der Schüler und damit die Institutionen
eingebunden werden, in denen sich die Menschen alltäglich begegnen,
damit "(Er)leben pur" nicht eine isolierte Einzelmaßnahme bleibt.
Diese Institutionen (z. B.  Schule, Jugendhaus) stehen neben dem
Elternhaus gleichfalls in sozialer Verantwortung und können die
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen entscheidend
beeinflussen. "(Er)leben pur" will eine Initialzündung für weitere
Maßnahmen, auch für das Gemeinwesen der Stadt, geben.
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Das Projekt basiert auf einer ganzheitlichen Betrachtungsweise der
Lebenswelt der Jugendlichen und bezieht deshalb Eltern,
Jugendarbeiter, Lehrkräfte und Fachleute aus der
Gesundheitsförderung und Suchtprävention in den sozialen
Lernprozess mit ein.

Inhalte:

Das Suchtpräventionsprojekt "(Er)leben pur" richtet sich konkret an
Schüler der 7. Jahrgangsstufen sowie deren Eltern und Klassenlehrer.

Seminar für Lehrkräfte

Suchtpräventionslehrkräfte, Klassenlehrerinnen und Klassenlehrer der
Projektklassen und interessierte Lehrkräfte werden zur eigenständigen
Durchführung der Projektphasen geschult sowie für die Themen
Gesundheitsförderung und Suchtprävention  an der Schule
sensibilisiert. Dies wird u.a. durch folgende Inhalte realisiert:

- Aktuelle Informationen zu den Themen Sucht und Drogen

- Strategien in der Gesundheitsförderung und Suchtprävention

- Gesunde Schule und ihre Bedeutung für die beteiligten Gruppen

Gesamtelternabend für die Projektklassen

Am Elternabend soll deutlich werden, dass die einzelnen Familien mit
ihren Problemen nicht alleine dastehen. Der Austausch der Eltern
untereinander bildet den Schwerpunkt. Verhaltensweisen von
Jugendlichen in der Pubertät und Beispiele für angebrachte
Reaktionen beim Verdacht von Suchtmittelmissbrauch werden nach
Bedarf angesprochen. Hilfsangebote von Schulen und
Beratungsstellen werden genannt, Art und Umfang der Hilfestellung
angesprochen. Ziel ist, Kompetenzen im Umgang mit Jugendlichen zu
fördern und für den Bereich der Gesundheitsförderung und
Suchtprävention zu interessieren.
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Projekttage für die Schüler

Der erste Projekttag hat zum Ziel

- Funktion von Suchtmittel erarbeiten und deren Missbrauch
problematisieren

- Hinterfragen eigener Handlungsweisen zur Alltagsbewältigung

- Sensibilisieren für die eigene Befindlichkeit

- Aufzeigen gesunder Bewältigungsstrategien in persönlichen
Krisen

- Hilfsmöglichkeiten von Beratungsstellen und Schule bekannt
machen.

Um diese Ziele zu erreichen, werden u.a. die Gründe für einen
möglichen Suchtmittelmissbrauch und die Möglichkeiten, sich vor
einer Sucht zu schützen, angesprochen und in der Gruppe bearbeitet.

Im Rahmen des zweiten (erlebnispädagogischen) Projekttages werden
soziale Kompetenzen durch die Förderung von Kooperationsfähigkeit,
Kommunikationsfähigkeit, Selbst- und Fremdwahrnehmung,
gegenseitigem Respekt und Vertrauen, Konfliklösungsstrategien,
Frustrationstoleranz, Kritikakzeptanz, Selbstwert und Selbstvertrauen
erprobt, thematisiert und reflektiert. Die Möglichkeit den Projekttag
im Waldhaus Mannheim durchzuführen, unterbreitet den Jugendlichen
darüber hinaus die Chance, Natur hautnah zu erleben.

Ziele sind

- Erkennen der sozialen Kompetenz des Einzelnen und in der
Gruppe

- Hinterfragen der Rollendefinition
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- Definieren von Zielen und Erarbeiten von Lösungen in der
Gruppe

- Setzen, Erfahren und Überwinden eigener Grenzen.

Sachstand/Erfahrungen

Auswertung

Die Schüler werden im achten Schuljahr kurz befragt, wie das Projekt
und die Inhalte angekommen sind. Zum Beispiel wird geklärt, ob neue
Kontakte zum Jugendhaus entstanden sind, ob sich das Wissen zum
Thema Drogen erweitert hat usw.

Die Lehrer und Eltern werden direkt nach dem Lehrerseminar bzw.
nach dem Elternabend befragt, um ggf. inhaltliche Veränderungen in
den einzelnen Projektabschnitten vorzunehmen. Eine
Abschlussbefragung findet mit den Klassenlehrerinnen und
Klassenlehrern in größerem zeitlichen Abstand statt. Ziele sind dabei
Perspektiven aufzuzeigen, das Projekt zu reflektieren und individuell
auszuwerten. Dabei werden auch das soziale Klima in der Klasse und
der Schule, Veränderungen im Umgang mit einzelnen Problemfällen
sowie Verbesserungsvorschläge für das Projekt angesprochen. Die
Ergebnisse der einzelnen Befragungen fließen in die jährliche
konzeptionelle Überarbeitung des Projektes ein.

Erfahrungen

Auch im fünften Projektjahr ist das Interesse der Schulen
ungebrochen. Insgesamt haben sich 51 Klassen zur Teilnahme am
Projekt im Jahr 2003 beworben.

Die bisherigen Auswertungen haben ergeben, dass das Projekt in der
bisher durchgeführten Form den Bedürfnissen aller beteiligten
Personen entspricht.
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Die Fachhochschule für Sozialwesen in Mannheim führte 2000/2001
eine Evaluation des Projektes mit einer Stichprobe von 209 Schülern
durch. Dabei wurde festgestellt, dass entsprechend den Ergebnissen
der Shell-Studie 2000, in der an erster Stelle für das Engagement
Jugendlicher der Faktor "Spaß" genannt wurde, auch das Projekt
"(Er)leben pur" das Lebensgefühl bzw. die Wünsche und Bedürfnisse
der Jugendlichen anspricht. Es kann damit gesagt werden, dass es
gelungen ist, den Erfahrungsraum des einzelnen Jugendlichen wie
auch der Jugendlichen in der Gruppe zu erweitern, anzureichern oder
zumindest in Einzelfällen einen Anstoß für eine individuelle und
soziale Weiterentwicklung zu geben.

Weitere Informationen

Stadt Mannheim, Dezernat für Jugend, Gesundheit und Soziales,
Drogenbeauftragter der Stadt Mannheim, Rathaus E 5, 68161
Mannheim
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Alkohol - Irgendwann ist der Spaß vorbei

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Alkohol"}{xe "Gewalt"}{xe "Medien"}{xe
"Öffentlichkeitsarbeit"}

Organisation

Die Kampagne wurde 1999 durch das Büro für Suchtprävention der
Freien und Hansestadt Hamburg auf Initiative der Hamburger Behörde
für Arbeit, Gesundheit und Soziales konzipiert und durch die
Hamburger Werbeagentur Springer & Jacoby gestalterisch umgesetzt.

Die Rechte an der Kampagne wurden im Dezember 2000 durch das
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen erworben.

Die ursprüngliche Zielgruppe der 16 bis 21-Jährigen wurde auf die
Gruppe der 12 bis 15-Jährigen erweitert und die Kampagne
entsprechend modifiziert.

Im Dezember 2001 wurden die Materialien (insgesamt ca. 120.000
Plakate und ca. 5,7 Millionen Postkarten) gedruckt und den einzelnen
Kreispolizeibehörden in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung gestellt.
Die Umsetzung der Kampagne in den Kreispolizeibehörden erfolgt
jeweils durch das zuständige Kommissariat Vorbeugung.

Konzeptioneller Ansatz

Gemäß des zur Zeit gültigen ursachenorientierten, ganzheitlichen
Präventionsansatzes ist auch das Konsumverhalten bei legalen Drogen
für den späteren Umgang mit illegalen Drogen von entscheidender
Bedeutung.

Insbesondere die Substanz Alkohol ist in unserer Gesellschaft
allgegenwärtig und sozial akzeptiert. Jugendliche machen hier schon
frühzeitig ihre ersten Rausch- bzw. Missbrauchserfahrungen. Des
Weiteren ist Alkohol ein kriminalitätsbegünstigender Faktor, welcher
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insbesondere bei der Gewaltkriminalität eine gravierende
Einflussgröße darstellt. Alkohol erhöht die Risikobereitschaft, setzt
Aggressionen frei und schränkt die Fähigkeit zur Selbstkontrolle ein.

Die Gestaltung der Kampagne ist so ausgelegt, dass der Zielgruppe
(12- bis 21-Jährige) in jugendgerechter Sprache der Unterschied
zwischen maßvollem und missbräuchlichem Konsum vor Augen
geführt wird. Witzige Texte in Verbindung mit ansprechenden
Bildmotiven garantieren eine hohe Aufmerksamkeit verbunden mit
einem großen Diskussionsanreiz. Es besteht die Möglichkeit, mittels
der so genannten "Boys- und Girls-Cards" kleinere Ideenwettbewerbe
durchzuführen. Die Jugendlichen haben hier die Gelegenheit, sich
eigene Texte auszudenken und in die vorhandenen Leerfelder
einzutragen. Im Anschluss können dann die besten Ideen prämiert,
oder auch einzelne Texte als Diskussionseinstieg genutzt werden.

In der heutigen Zeit wäre es unrealistisch, vom Alkoholkonsum
vollkommen abzuraten und eine Abstinenz zu fordern. Worauf die
Polizei aber Einfluss nehmen möchte, ist die Art und Weise des
Umgangs mit Alkohol. Es soll erreicht werden, dass die Jugendlichen
eigenverantwortlich mit der Substanz umgehen.

Sachstand/Erfahrungen

Anlässlich der Jugendmesse "YOU 2001" (14.06. - 17.06.2001) in
Essen wurde die Kampagne massenkommunikativ eingesetzt. Per
Fragebögen wurde die Akzeptanz der Aktion abgefragt. Die
Kampagne wurde von den Messebesuchern gut angenommen.

In Essener Schulen wurde die Kampagne in den unterschiedlichen
Schulformen ebenfalls getestet. Auch hier wurde die Akzeptanz per
Fragebogen abgefragt. Im Ergebnis bewährte sie sich auch in diesem
personalkommunikativen Einsatz.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Sachgebiet 34.3,
Drogenprävention, Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf

Internet: http://www.lka.nrw.de

eMail: vorbeugung@mail.lka.nrw.de





Drogen/Sucht

13

Anti-Drogen-Disco-Programm (Sachsen)

{xe "Sachsen"}{xe "Jugend"}{xe "Disco"}

Organisation

Die sächsische Polizei organisiert seit 1992 Anti-Drogen-Discotheken
(ADD). Bis zum Jahr 2001 wurden diese vom Landeskriminalamt
Sachsen durchgeführt. Seit 2001 erfolgte eine Umstrukturierung des
Programms. Die ADD werden nun durch die 13 in Sachsen
bestehenden Polizeidirektionen organisiert.

Konzeptioneller Ansatz

Im Jahr 2000 fand eine Neukonzeptionierung der ADD statt. Hierfür
sprachen zum einen strukturelle Gründe: Seit 1998 bestehen bei den
Polizeidirektionen die Inspektionen Prävention/Öffentlichkeitsarbeit
(IP/Ö). In diesen Dienststellen sind u.a. Beamte eingesetzt, die sich
ausschließlich mit der Drogenprävention an Schulen beschäftigen.
Dadurch wurde ein flächendeckendes Angebot an
Präventionsmaßnahmen der Polizei für bestimmte Zielgruppen
(Schüler der 4. und 7. Klasse, Lehrer und Eltern) geschaffen. Durch
diesen regionalen Ansatz gelang es schnell, ein funktionierendes
Netzwerk zwischen den Präventionsbeamten, Schulen und anderen
Trägern der Jugendhilfe bzw. Drogenprävention aufzubauen. Somit
lag es nahe, die Realisierung der ADD auf diese Ebene zu verlagern.

Zum anderen wurden eine Reihe qualitativer Verbesserungen
eingeleitet (siehe Ergebnisse/Erfahrungen). ADD gliedern sich in die
anderen schulischen Veranstaltungen der polizeilichen
Drogenprävention ein und bilden einen Höhepunkt. Zentral ist die
Einbeziehung der Zielgruppen der Prävention (insbesondere der
Schüler) in die Vorbereitung und Durchführung. Wenn die Schüler die
ADD als "ihr Projekt" begreifen, aktiv werden und somit Gelegenheit
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haben, selbstständig Freizeitaktivitäten zu organisieren, werden die
Inhalte der Drogenprävention durch die Adressaten selbst realisiert.

Sachstand/Erfahrungen

Durch diese Veränderung werden folgende, früher auftretende
Schwachstellen der ADD beseitigt:

Bei den ADD handelt es sich nicht mehr nur um einige wenige große
Veranstaltungen, die in professionellen Discotheken mit einem sehr
hohen logistischen Aufwand durchgeführt werden.

Die teilnehmenden Schüler sind nun nicht mehr passive
Konsumenten, sie sind selbst in Vorbereitung und Durchführung der
ADD einbezogen. Durch die Beteiligung der Schüler wird erreicht,
dass sie selbst alternative Lebensentwürfe zum Drogenkonsum
präsentieren können. Sie sind somit im Sinne des "peer education"-
Ansatzes tätig. Die ADD bildet nun den Höhepunkt der schulischen
Drogenpräventionsveranstaltungen und steht nicht mehr losgelöst von
den schulischen Präventionsaktivitäten. Die Organisation der ADD
durch die Präventionsbeamten vor Ort ermöglicht die Einbeziehung
regionaler Sponsoren und Partner, dadurch sind Synergieeffekte
sowohl im Bereich des Organisationsaufwandes und der Finanzierung
als auch bei der Vermittlung der Präventionsinhalte festzustellen.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat Jugend- und
Rauschgiftprävention, Neuländer Straße 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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Ausstellung "erLEBEN ohne Drogen"

{xe "Niedersachsen"}{xe "Sucht"}{xe "Drogenberatung/-hilfe"}{xe
"Ausstellung"}

Organisation

Nach Beratungen mit internen und externen Fachleuten zur
Suchtprophylaxe wurde entschieden, eine Ausstellung als Medium zur
polizeilichen Drogenprävention einzusetzen, um mit der Zielgruppe
der Kinder und Jugendlichen ins Gespräch zu kommen.

Die Wanderausstellung sollte dabei so gestaltet werden, dass ein
breiter Raum für Identifikationsmöglichkeiten und für die
Sensibilisierung gegenüber Alltagskonflikten verbleibt und zudem
Möglichkeiten für die aktive Beteiligung der Zielgruppe geschaffen
werden. Entsprechende Vorgaben wurden durch die Studentinnen und
Studenten der Fachhochschule Hannover, Fachbereich Kunst und
Design, umgesetzt.

Die seit 1994 bestehende Ausstellung wurde seinerzeit mit einem
Finanzmittelansatz von umgerechnet ca. 50.000 € realisiert. Bei der
Durchführung der Veranstaltung entstehen für die Veranstalter keine
weiteren Kosten. Transport- und Personalkosten werden durch die
Polizei getragen.

Konzeptioneller Ansatz

Obwohl die primäre Zielgruppe der Ausstellung Kinder und
Jugendliche sind, wurden die Themenbereiche in einer Weise
aufbereitet, dass sich auch Erwachsene mit der Problematik
identifizieren können.

Hierbei wurde sowohl auf die einseitigen Methoden der Abschreckung
als auch auf die Darstellungen über Wirkungsweisen und Gefahren
von Drogen verzichtet. Im Mittelpunkt der Ausstellung steht nicht die
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Droge, sondern der Mensch, wobei der ursachenorientierte
Präventionsansatz, den die niedersächsische Polizei seit mehreren
Jahren verfolgt, Berücksichtigung gefunden hat. Es wurde der weite
Drogenbegriff als Grundlage für die Aussagen der Ausstellung
vorausgesetzt, da die Entstehungsbedingungen für den
missbräuchlichen Konsum von legalen oder illegalen Rauschmitteln
weitgehend übereinstimmen. Die Aussagen der Ausstellung sollen
über die Suchtproblematik informieren, ohne belehrend zu wirken.
Durch die Art der Darstellung und der textlichen Gestaltung sollen bei
den Besuchern und Besucherrinnen Assoziationen hervorgerufen
werden, die zu einer Identifikation mit dem Dargestellten führen. Die
Sensibilisierung für die Suchtproblematik ist als Grundvoraussetzung
dafür zu sehen, positive, suchtresistente Einstellungen zu verstärken,
bzw. negative, suchtfördernde Einstellungen und gegebenenfalls auch
Verhaltensweisen zu überdenken.

Mit der Ausstellung soll erreicht werden, dass bei den Jugendlichen
das Interesse an einer Auseinandersetzung mit der Drogenproblematik
geweckt wird und sie sich über den Ausstellungsbesuch hinaus mit
diesem Thema beschäftigen wollen ("Jugendliche als Botschafter der
Drogenprävention"). Besonders den jugendlichen Besuchern soll
Anreiz geboten werden, sich nicht nur intellektuell, sondern auch
emotional und aktiv mit der Drogenprävention zu befassen.

Als Titel der Wanderausstellung bot sich der Slogan "erLEBEN ohne
Drogen" an, da dieser zusammen mit dem dazugehörigen Logo bereits
seit 1993 in Niedersachsen eingeführt ist und auf diversen Materialien
und Veröffentlichungen Verwendung gefunden hat.

Dieser Titel spiegelt aber auch den Inhalt der Ausstellung treffend
wider. Es geht um das "Leben" und das "Erleben" von
Konfliktsituationen und Gefühlen, die im Rahmen eines
Ursachenbündels Auslöser von Süchten sein können. In diesem
Zusammenhang werben positive Aussagen dafür, auf den Konsum
von Drogen zu verzichten.
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Durch die gesamte Ausstellung begleitet die Comicfigur "Voice" die
Besucher und Besucherrinnen. Diese Sympathiefigur wurde unter fünf
Entwürfen nach Befragung von 200 Jugendlichen, die die
vorangegangene Wanderausstellung "Moment mal!" in Hildesheim
besuchten, ausgewählt.

"Voice" taucht nicht nur in unregelmäßigen Abständen in
verschiedenen Ausstellungsbereichen auf, sondern wirbt auch auf
Plakaten und Transparenten für einen Besuch der Ausstellung.

Die Ausstellung besteht aus folgenden Abschnitten:

- Themeneinleitung (Tafeln 3 bis 7):

Die Einleitung in die Ausstellung erfolgt unspezifisch (in Anlehnung
an die Erkenntnisse der Werbepsychologie). Auf vier Tafeln werden
allgemeine und emotionale Lebenssituationen dargestellt, die jeder
schon einmal durchlebt haben dürfte. Die Besucher und
Besucherrinnen sollen an dieser Stelle zunächst angesprochen und auf
die Thematik neugierig gemacht werden, ohne sie gleich mit "harten
Fakten" zu konfrontieren.

- Drogen und ihr gesellschaftliches Umfeld (Tafeln 8 bis 10):

Innerhalb dieses Ausstellungsteils wird auf das Verhältnis legale und
illegale Drogen eingegangen. Das vorhandene Zahlenmaterial wird
grafisch dargestellt und erläutert den Umfang der missbräuchlichen
Benutzung von Drogen in der Bundesrepublik. Dabei soll deutlich
werden, welchen Stellenwert Drogen (auch legale) in unserer
Gesellschaft haben und welchen ursächlichen Einfluss z. B.  das
Vorbildverhalten Erwachsener oder die Werbung auf Drogenkonsum
haben können.

- Folgen des Drogenkonsums (Tafeln 11 - 13):

Neben den gesellschaftlichen und persönlichen Folgen des
Drogenkonsums (wie z. B.  dem Verlust der Fahrerlaubnis bei
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Drogeneinnahme) wird in diesem Ausstellungsbereich den Aussagen
zur Kriminalität breiter Raum gelassen. Beschaffungskriminalität
spielt dabei eine ebenso große Rolle wie z. B.  die Folgekriminalität
bei Alkoholkonsum oder die Einflussnahme auf Wirtschaft und
Gesellschaft durch die organisierte Rauschgiftkriminalität.

Statistische Zahlen aus dem jeweiligen örtlichen Bereich zur
Rauschgiftkriminalität bzw. zu Straftaten, die unter dem Einfluss von
z. B.  Alkohol begangen wurden, werden zusätzlich von "Voice"
gezeigt.

- Kommunikationsschwerpunkt "Drogenkonsum und seine
Ursachen / Handlungsalternativen" (Tafeln 14 - 36):

Diesem Hauptteil der Ausstellung wird der Intention des
ursachenorientierten Präventionsansatzes folgend die größte
Darstellungsbreite gewidmet. Die Ursachen für Drogenkonsum
wurden emotional und unthematisch aufbereitet, da hierdurch bei der
jugendlichen Zielgruppe die stärkste und nachhaltigste Wirkung zu
erzielen ist.

Auf den Ausstellungstafeln sind verschiedene Lebenssituationen und
Alltagskonflikte visualisiert und mit kurzen Textpassagen versehen.
Dem Betrachter und der Betrachterin wird damit ins Bewusstsein
gerufen, dass viele solcher - auch bereits selbst erlebter - Situationen
Auslöser für süchtiges Verhalten sein können. Die
Auseinandersetzung mit diesem Themenkomplex soll motivieren,
beim "erLEBEN" und Bewältigen schwieriger Situationen oder tief
greifender Emotionen auf Drogen zu verzichten.

- Drogenberatung - Hilfe (Tafeln 37 und 38):

Zum Abschluss der Ausstellung werden allgemeine Hinweise auf
Beratungsstellen und deren Hilfsangebote gegeben. Dem regionalen
Ausstellungsbereich angepasstes Adressenmaterial von verschiedenen
örtlich zuständigen Drogen- und Suchtberatungsstellen liegen in
diesem Teil der Ausstellung zur Mitnahme zur Verfügung.
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- Aufruf zur Mithilfe (Tafeln 39 und 40):

Auf den beiden letzten Ausstellungstafeln wird der Besucher
persönlich angesprochen und aufgefordert, sein eigenes Verhalten zu
überdenken, Toleranz zu üben und sich für andere mitverantwortlich
zu fühlen.

Als ausstellungsbegleitende Maßnahmen wurden Preisausschreiben,
Workshops und die Verteilung von Informationsmaterial zur
Ausstellung durchgeführt.

- In Form eines Preisausschreibens werden den Besuchern Fragen
ausgehändigt, zu deren Beantwortung es erforderlich ist, sich mit
den Themenbereichen der Ausstellung noch einmal auseinander
zu setzen. Am Ende eines jeden Veranstaltungszeitraumes werden
mehrere Preisträger  ausgelost. Die Preise sollen dann durch die
örtlich beteiligten Dienststellen/Institutionen an die Gewinner und
Gewinnerinnen übergeben werden.

- Um das Interesse für die Ausstellung zu erhöhen, sind die
örtlichen Veranstalter aufgerufen, themenbegleitende  Aktivitäten
vorzubereiten.

- Workshops: Die Wanderausstellung soll  in Zusammenarbeit mit
örtlich ansässigen Veranstaltergemeinschaften (z. B.  Jugendamt,
freiwilligen Verbänden der Suchtprophylaxe, Vereinen,
Krankenkassen etc.) gezeigt werden. Neben den Führungen durch
die Ausstellung und sich daraus ergebenden Gesprächen mit den
Jugendlichen wird angestrebt, Aktivitäten aus dem Bereich der
Erlebnispädagogik anzubieten. Damit können auf der einen Seite
Alternativen zum Drogenkonsum aufgezeigt, auf der anderen
Seite Gefühle vermittelt werden, auch ohne Drogen Spaß zu haben
oder Leistungen erbringen zu können.
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- Informationsveranstaltungen zur Ausstellung: Ein wichtiger
Aspekt zur Vertiefung des Geschehenen ist die thematische
Nachbereitung der Ausstellung. Es wurden spezielle
Informationsmaterialien entwickelt, um sie Kindern und
Jugendlichen an die Hand zu geben und um eine Nachbereitung
der Ausstellung zu unterstützen und zu erleichtern.

Sachstand/Erfahrungen

Die Wanderausstellung zur Drogenprävention „erLEBEN ohne
Drogen“ wurde im Jahre 2001 von fünf Kommunen bzw.
Polizeidienststellen angefordert (2000: sieben Präsentationen). Bei
den jeweils zweiwöchigen Veranstaltungen wurden ca. 3.400
Besucher gezählt (2000: 4.700).

Weitere Anfragen lagen vor, konnten aber aufgrund von
Terminüberschneidungen bzw. fehlender personeller Kapazitäten bei
den Anfragern nicht umgesetzt werden.

Besonders erwähnenswert im Jahre 2001 war eine Einbindung der
Ausstellung in eine Kampagne der IGS List in Kooperation mit
Krankenkassen und Drogenberatungsstellen, die unter dem Motto
„Ohne Rauch geht’s auch“ während des gesamten Schuljahres
Angebote vorhielt. In diesem Zusammenhang wurde zeitversetzt auch
eine Ausstellung der DAK zum Thema Sucht „Einfach menschlich“
im Podbi-Park in Hannover gezeigt.

Da keine begleitende Evaluation der Ausstellung durchgeführt wird,
ist eine abschließende Bewertung zu erzielten Wirkungen nicht
möglich. Seit Bestehen der Ausstellung ist allerdings erkennbar
geworden, dass im Umfeld der Ausstellung die örtlichen Schulen
häufig eine begleitende Aufbereitung der Drogen- und
Suchtproblematik durch Thematisierung im Unterricht oder durch
Schulprojekte zur Suchtproblematik durchführen. Weiterhin hat sich
gezeigt, dass durch die Bemühungen der örtlichen Veranstalter, die
Ausstellung "erLEBEN ohne Drogen" in ihren Bereich zu bekommen,
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Initiativen (u.a. Präventionsräte) gegründet haben, die sich auch nach
der Ausstellungszeit der Thematik auf örtlicher Ebene annehmen.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Niedersachsen, Zentralstelle zur
Drogenprävention (ZDP), Schützenstraße 25, 30161 Hannover
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Drogenbekämpfung/-hilfe in Frankfurt am Main

{xe "Hessen"}{xe "Präsenz"}{xe "Drogenberatung/-hilfe"}

Organisation

Für die programmatisch-konzeptionelle Gestaltung der Drogenpolitik
in Frankfurt am Main ist seit Anfang der 90er Jahre ein sich jeweils
Montag treffendes Kooperationsgremium, die "Montagsrunde"
verantwortlich. Unter Leitung des Gesundheitsdezernenten der Stadt
Frankfurt am Main beraten und bewerten hochrangige Vertreter
verschiedener städtischer Behörden, des Drogenreferates, des
Schulamtes, von Staatsanwaltschaft, Polizei und Vertreter von
Drogenhilfeorganisationen die Drogensituation und entwickeln
ergebnisorientierte Lösungskonzepte.

Die praktische Kooperation in Frankfurt ist umfassend; eingebunden
sind neben der Polizei im Bereich der Drogenhilfe
Drogenberatungsstellen, Jugendamt/Allgemeiner Sozialdienst (ASD)
mit seinen Einrichtungen, Schule (u.a. mit Drogenberatungslehrern,
Schülerläden/Cafés), Einrichtungen für Kinder (Kindertagesstätten
und -häuser, Spiel- und Lernstuben, Horte), Projekte, Initiativgruppen
und Vereine (wie Drogennotruf, Busprojekt Alice, Qualifizierungs-
und Beschäftigungsprojekt) sowie Arbeitskreise (u.a. mit
Präventionsräten und Stadtteilarbeitskreisen) einschließlich
überregionaler Zusammenarbeitsformen.

Konzeptioneller Ansatz

Die Anfänge einer offenen Drogenszene in Frankfurt am Main lassen
sich bis Ende der 60er Jahre zurück verfolgen. Trotz aller
polizeilichen Bemühungen gelang es nicht, diese offene Szene zu
verhindern oder wesentlich einzudämmen. Im Gegenteil, die Szene
wuchs und konsumierte zunehmend auch harte Drogen, insbesondere
Heroin. Um die Jahreswende 1991 hatte sich die offene Szene in der
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Taunusanlage, einer Grünanlage im Stadtzentrum, in einem nicht
mehr zu tolerierenden Maße manifestiert. Kennzeichen der Situation
waren u.a.

- 600, an Spitzentagen 800 Personen, die sich dort täglich und
permanent aufhielten, mit Rauschgift versorgten und dies
öffentlich konsumierten

- Deutlich steigende Sogwirkung auf Drogenabhängige aus dem
Umland (bis 150 km)

- Nutzung der Parkanlage für die Bevölkerung nicht mehr möglich

- Herumliegen von gebrauchten und verdreckten HIV- und HEP C-
infizierten Spritzen auf öffentlichen Wegen, Anlagen und
Spielplätzen

- Rekordzahl von 147 Drogentoten.

1991 waren ca. 4.900 Personen polizeilich als Drogenabhängige
erfasst. Schätzungen gingen jedoch von 8.000 bis 10.000
Drogenabhängigen aus, die sich in Frankfurt am Main mit illegalen
Drogen versorgten.

Basis der Überlegungen zur Änderung der Situation war die
gemeinsame Überzeugung, dass der problematischen Situation nicht
allein mit polizeilichen Maßnahmen begegnet werden kann.
Drogenabhängigen musste zwingend Hilfe und Unterstützung
angeboten werden, um die mit der Sucht verbundenen Schäden zu
minimieren (Harm-Reduction). Neben den polizeilichen Maßnahmen
zur Reduzierung bzw. Rückbildung der offenen Drogenszene wurde
eine Vielzahl an Hilfeangeboten entwickelt, die mit Beginn der
Maßnahmen im Herbst 1992 zur Verfügung standen.

Ziele der abgestimmten Maßnahmen war u.a.

- Verringerung der Attraktivität des Drogenumschlagplatzes
Frankfurt am Main
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- Reduzierung der Sogwirkung auf auswärtige Abhängige

- Erschwernis für Dealer, Kunden zu finden

- Reduzierung der Beschaffungs- und Begleitkriminalität

- Erhöhung des subjektiven Sicherheitsempfindens der Bevölkerung

- Ausweitung des Hilfeangebotes der Stadt Frankfurt am Main

- Erhöhung der Akzeptanz der Hilfeangebote

- Reduzierung der Drogentodesfälle.

Im Maßnahmenbereich bietet die Drogenhilfe seit mehr als zehn
Jahren Drogenabhängigen sowohl niedrig- als auch hochschwellige
Angebote. Im Einzelnen sind dies:

I. Allgemeine Hilfen

- AIDS-Prävention (Spritzenaustausch u.a. in Krisenzentren, an
Übernachtungsplätzen und durch den "Kontaktbus Prostituierte")

- Ambulante und stationäre ärztliche Akutbehandlung für
Drogenabhängige (die Behandlung wird durch Ärzte und
entsprechendes Pflegepersonal in den Krisenzentren angeboten)

- Förderung der Drogenselbsthilfe (die Drogenselbsthilfe umfasst
u.a. Informationsbroschüren für Junkies über Hilfeangebote, einen
Drogennotruf sowie einen Ombudsmann)

- Möglichkeiten zum Tagesaufenthalt durch Kontaktläden und
Tagesanlaufstellen in den Krisenzentren

II. Ausbau der spezifischen Hilfen für Frankfurter Drogenabhängige

- Überlebens- und Krisenhilfe
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- Unterkunft für Obdachlose Frankfurter Drogenabhängige
(Notbetten in den Krisenzentren)

- Methadongestützte Drogenhilfe -Krisenhilfe- im Rahmen eines
behördenübergreifend abgestimmten Gesamtkonzeptes

- Ausstiegshilfen

- Methadongestützte Drogenhilfe -Ausstiegshilfe- im Rahmen eines
behördenübergreifend abgestimmten Gesamtkonzeptes (vier
Drogenberatungsstellen/Drogenhilfezentren, Ambulanz für
Ausstiegshilfen und Frauenberatungsstelle)

- Beratung und Therapie (vier
Drogenberatungsstellen/Drogenhilfezentren, "Drop-In" und
Frauenberatungsstelle)

- Schulische und berufliche Orientierung, Qualifizierung und
Beschäftigung (Über die Träger der Drogenhilfe Zugang zu
Trainings- und Bildungs- bzw. Ausbildungs-,
Weiterbildungszentren, Frankfurter Workshop [Jobbörse]).

Vieldiskutiertes Element der Drogenhilfe war die 1994 begonnene
Einrichtung von Konsumräumen (sog. "Druckräumen"). Mittlerweile
verfügen vier der vorhandenen fünf Krisenzentren über derartige
Räume, in denen Abhängige mitgebrachtes Heroin unter hygienischen
Bedingungen stressfrei konsumieren können. Die Konsumräume
werden zwar von unterschiedlichen Trägervereinen betrieben; in ihnen
haben sich jedoch unter Beachtung der rechtlichen und in der
Montagsrunde entwickelten Rahmenbedingungen weitgehend
übereinstimmende Nutzungsabläufe etabliert.

Das polizeiliche Vorgehen in Frankfurt am Main wird von der
Leitlinie bestimmt, dass Drogenabhängige krank sind und insoweit
nicht Objekt zielgerichteter polizeilicher Ermittlung sein sollten.
Polizeiliches Ermittlungshandeln konzentriert sich insoweit nicht auf
die Ebene der (auch dealenden) Konsumenten.
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Unter erheblichem Personaleinsatz wurde die Rückbildung der
offenen Drogenszene betrieben; Rauschgift und Straßenkriminalität
wurden intensiv verfolgt. Täglich durchgeführte Maßnahmen
umfassten (auch in 2001) u.a.

- Permanente Präsenz

- Unterbindung des Konsums von Drogen in der Öffentlichkeit

- Gezielte Maßnahmen gegen Straßenhändler

- Beweiskräftige Festnahmen

- Razzien und ähnliche Maßnahmen

- Erteilung von Platzverweisen

- Ingewahrsamnahmen

- Durchführung von Aktionstagen

- Temporäre Einrichtung von Standposten.

Seit Herbst 1992 sind täglich über 100 Polizeibeamte im Einsatz, um
mit Unterstützung der Hessischen Bereitschaftspolizei durch starken
Kontrolldruck das Bilden neuer Szenen zu verhindern, den
öffentlichen Drogenkonsum zu unterbinden und Ansammlungen von
Drogenabhängigen frühzeitig aufzulösen.

Weitere polizeiliche Maßnahmen bezogen sich u.a. auf Änderungen in
der Vorgangsbearbeitung. Die Behandlung von Konsumfällen wurde
in einem erheblich größeren Umfang auf lokale Dienststellen
übertragen und zudem durch Verwendung anderer Vordrucke
effizienter gestaltet.



Drogen/Sucht

28

Sachstand/Erfahrungen

Der eingeschlagene Weg hat zu positiven Ergebnissen geführt, was zu
einem großen Teil auch auf die funktionierende Zusammenarbeit der
"Montagsrunde" zurückzuführen ist.

Die Konsumräume als Teil der Drogenhilfe z. B.  werden mittlerweile
täglich - auch an Sonn- und Feiertagen, von frühestens 06.00 Uhr früh
bis spätestens 24.00 Uhr betrieben.

2001 wurden ca. 1,03 Millionen Spritzen getauscht. Es kam 2001 zu
211.100 Konsumvorgängen im Vergleich zu 275.775 im Jahr 2000
(-23,45%). Der deutliche Rückgang erklärt sich zum einen durch
veränderte Öffnungszeiten, aber auch durch kurzfristige Schließungen,
verursacht durch Personalprobleme in den Hilfseinrichtungen und
längere Dauer des Konsums aufgrund des schlechteren
Gesundheitszustandes der Konsumenten. Hierbei kam es zu 916
Notfällen, von denen knapp 62% eine notärztliche Versorgung
erforderlich machten.

Ca. 1.200 Personen befinden sich derzeit in Frankfurt am Main in der
Methadonsubstitution.

Die Zahl der Drogentodesfälle ist von 147 im Jahr 1991 auf 22 im
Jahr 1997 zurückgegangen. Danach lag sie bei 35 (1998) 26 (1999)
bzw. 30 (2000). Beim Vergleich der Zahlen über mehrere Jahre ist
festzustellen, dass sich die Zahl der Drogentoten in Frankfurt am Main
seit Mitte der 90er Jahre auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau
stabilisiert hat. Verantwortlich dafür dürften die praktizierten
Institutionen übergreifenden Maßnahmen sein:

- Allgemeiner Ausbau der Drogenhilfe mit Krisenzentren,
Drogensubstitution, verbesserter ärztlicher Notfallversorgung,
intensive Nutzung von Konsumräumen und Durchführung des
Crack-Street-Projektes.
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- Polizeiliche Maßnahmen zur Rückbildung der offenen
Drogenszene mit dem Ziel des Verdrängungseffektes für
auswärtige Abhängige, die zum Teil Frankfurt ganz meiden,
zumindest aber die Dauer ihres Aufenthaltes erheblich reduzieren
sollen.

Die bei Einrichtung der Konsumräume von Kritikern prognostizierten
negativen Auswirkungen für die Sicherheitslage haben sich nicht
eingestellt, da polizeiliches Ziel von Beginn an war, rechtsfreie
Räume nicht zu dulden und durch Beibehaltung von intensiven
Kontrollmaßnahmen bei konsequenter Verfolgung von
Drogenhandelsdelikten derartige Entwicklungen zu verhindern.

Kriminalstatistisch wurden z.T. erhebliche Rückgänge bei den
Delikten festgestellt, die typischerweise der Beschaffungskriminalität
zuzurechnen sind. So konnte der Raub auf öffentlichen Wegen/Plätzen
incl. Handtaschenraub von 1.335 Fällen in 1996 auf 784 in 2001
zurückgeführt werden. Eine ähnlich positive Entwicklung zeigt sich
u.a. auch bei den Diebstählen in/aus PKW. Hier sank die Zahl von
19.350 in 1996 auf 7.661 in 2001.

Weitere Informationen

Stadt Frankfurt am Main, Stadtverwaltung, Drogenreferat, Walter-
Kolb-Str. 9-11, 60549 Frankfurt am Main

Polizeipräsidium Frankfurt am Main, K 65, Adickesallee 70, 60322
Frankfurt am Main
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Drogentelefon

{xe "Bayern"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}{xe "Hilfe- und Beratungstelefon"}

Organisation

Mit Wirkung vom 02.11.2000 wurde bei der
Kriminalpolizeiinspektion (KPI) Ingolstadt ein "Drogentelefon"
geschaltet, das Drogenabhängigen oder Personen aus deren Umfeld
die Möglichkeit eröffnet, sich rund um die Uhr an einen in der
Rauschgiftbekämpfung erfahrenen Beamten wenden zu können.

Dieses "Drogentelefon" wird bis 21.00 Uhr durchgängig von Beamten
der Fachdienststelle besetzt; ab diesem Zeitpunkt wird der Anschluss
auf die Einsatzzentrale der Polizeidirektion umgeschaltet. Dort
wiederum ist die Handynummer eines Beamten der Fachdienststelle
hinterlegt, welcher bei besonderer Dringlichkeit jederzeit Kontakt zu
dem Anrufer aufnehmen kann bzw. dessen Nummer dem Anrufer
übermittelt wird.

Die Federführung des Projektes hat das Kommissariat 4 der KPI
Ingolstadt; an der Durchführung sind alle Mitarbeiter der
Fachdienststelle beteiligt.

Das Projekt wurde zunächst für den Zeitraum eines Jahres probeweise
eingeführt. Nach bislang vorliegenden Erkenntnissen wird es jedoch
unbefristet fortgesetzt werden.

Eine Finanzierung des Projektes ist nicht erforderlich.

Darüber hinaus  war es jedoch erforderlich, eine entsprechende
Breitenwirkung durch Publikationen zu erreichen. Aus diesem Grunde
erscheint die Telefonnummer des "Drogentelefons" im Notfallkasten
der örtlichen Tageszeitungen. Darüber hinaus ist die Nummer als
großflächige Werbung auf einem Linienbus der Ingolstädter
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Verkehrsbetriebe  tagtäglich im Stadtgebiet Ingolstadt für alle
Bevölkerungsgruppen erkennbar.

Konzeptioneller Ansatz

Mit der Einführung des "Drogentelefons" soll der Bevölkerung der
Stadt Ingolstadt - auch an Sonn- und Feiertagen - rund um die Uhr die
Möglichkeit gegeben werden, einen in der Rauschgiftbekämpfung
erfahrenen Beamten als Gesprächsteilnehmer zu erhalten. Die
Erfahrung zeigt, dass Suchtberater oder andere Ansprechstellen
insbesondere nachts und an Wochenenden für Drogensüchtige und
deren Angehörige nicht erreichbar sind.

Der Beamte hat zu Beginn des Gesprächs unmissverständlich
klarzumachen, dass er als Polizeibeamter dem Legalitätsprinzip und
somit der Strafverfolgungspflicht unterliegt. Er verweist aber darüber
hinaus auf den Umstand, dass jeder Anrufer anonym bleiben kann,
keine Anrufrückverfolgung unter dieser Telefonnummer durchgeführt
wird und die Telefonnummer des Mitteilers auf dem Display nicht
abgelesen werden kann.

Diese Art der Durchführung ist mit der Staatsanwaltschaft Ingolstadt
abgesprochen, die hierfür ihr Einverständnis erklärt hat.

Als primäre Zielgruppe kommen Drogenabhängige selbst sowie deren
Angehörige in Betracht, wenn diese sich zum Zeitpunkt des Anrufs in
einer Notlage befinden und in Ermangelung anderer Ansprechpartner
auch bei der Polizei Rat und Hilfe suchen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt "Drogentelefon" läuft seit nunmehr 11 Monaten; in dieser
Zeit gingen 98 Anrufe  ein.

Ca. 40 % der Anrufe erfolgen außerhalb der Regeldienstzeit (abends,
nachts und an Wochenenden). In 30 % der Anrufe wurden nach
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entsprechender Information des Mitteilers über den weiteren Inhalt
des Gespräches Ermittlungsverfahren eingeleitet, so dass davon
auszugehen ist, dass sich das Angebot "ermittlungstechnisch" positiv
ausgewirkt hat. Daneben wird vor allem die mit dem Drogentelefon
geschaffene Möglichkeit, Anrufer an psychosoziale
Beratungseinrichtungen im lokalen Umfeld weitervermitteln zu
können, positiv bewertet.

Die Einrichtung des Drogentelefons wurde bislang in der hiesigen
Tageszeitung "Donau-Kurier" dem regionalen Fernsehsender INTV
sowie dem regionalen Radiosender "Radio IN" veröffentlicht.

Innerhalb der Bayerischen Polizei besteht eine Veröffentlichung im
Intrapol unter "Kriminalitätsbekämpfung"/"Prävention"/"Aktionen".
Näheres zu dem Projekt kann dieser Intrapol-Veröffentlichung
entnommen werden.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Ingolstadt, Esplanade 40, 85049 Ingolstadt

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 Verhaltensorientierte
Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Gegen Sucht und Gewalt - es geht auch anders!

{xe "Bayern"}{xe "Gewalt"}{xe "Ausstellung"}

Organisation

Bei dem Projekt "Gegen Sucht und Gewalt - es geht auch anders!"
handelt es sich um einen Ideenwettbewerb, der durch Mitarbeiter der
Volkshochschule Mainburg und Jugendbeamten der Polizeiinspektion
Mainburg organisiert und durch Vorankündigung in der Presse und
Anschreiben der Schulen und Kindergärten publik gemacht wurde.

Das Projekt wurde im Zeitraum von Juli 2002 bis Ende Oktober 2002
durchgeführt.

Die Finanzierung erfolgte über den Akademierat der Volkshochschule
sowie Sponsoring verschiedener Firmen.

Konzeptioneller Ansatz

Die Ausgangslage bzw. der Grund warum es zur Initiierung des
Projektes kam, war einmal das Bestreben des Akademierates der
Volkshochschule Mainburg hinsichtlich der Themen Gewalt und
Drogen eine gedankliche Auseinandersetzung durch die Zielgruppen
mit diesen Themen zu erreichen. Weiterhin wurden aus polizeilicher
Sicht einige Fälle mit Betäubungsmitteln bzw. Körperverletzungen im
Bereich von Schulen bekannt, die eine Durchführung dieses Projektes
für notwendig erscheinen ließen.

Ziele des Projekts waren die Beschäftigung und Aufarbeitung bzw.
Auseinandersetzung mit den Themen Gewalt und Drogen in
sämtlichen Erscheinungsformen.

Zielgruppen waren Kinder und Jugendliche von 5 bis 18 Jahren sowie
Eltern, Lehrer und Erzieher.
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Die Aufgabenstellung an die Zielgruppen war einfach gelagert. Sie
sollten sich in irgend einer Form mit diesen Themen befassen und eine
Arbeit bzw. einen Beitrag für eine Ausstellung hinsichtlich der
Themen abliefern.

Die Ausschreibung des Wettbewerbs erfolgte im Juli 2002.

Sachstand/Erfahrungen

Am 28.07.02 erfolgte die Preisverleihung an die Gewinner der
einzelnen Beiträge. Alle Teilnehmer erhielten kleine Sachpreise, die
sich aus Sponsoring verschiedener Mainburger Firmen gewinnen
ließen. Auch die PI Mainburg stiftete kleine Sachpreise aus
"Streumittelbeständen". Die Geldpreise wurden durch den
Akademierat gespendet.

Außerdem war für den Tag der Preisverleihung in den Räumen der
VHS Mainburg eine "Kinderpolizeiwache" eingerichtet worden, in der
sich die kleinen Künstler nach erfolgreicher Beantwortung einiger
Fragen einen Kinderkommissarausweis abholen konnten (60
Ausweise mit Fotos wurden ausgestellt).

Zudem wurde von der PI Mainburg eine Cocktail-Bar betrieben, an
der alkoholfrei Getränke ausgeschenkt wurden.

Insgesamt waren sieben Beamte der PI Mainburg eingesetzt.

Die Ausstellung der Objekte war bis Ende Oktober in der VHS
Mainburg zu besichtigen.

Bezüglich der erreichten Ziele gab es durchweg positive Erfahrungen.
Zum einen gab es eine Vielzahl von eingereichten Beiträgen (200) und
zum anderen wurde sich mit den Themen anhand der teilweise recht
zeitaufwändigen Beiträge intensiv befasst  (sie bestanden haupt-
sächlich aus gemalten Bildern, gebastelten Spielen, Videos,
Musikstücken, Computer-Präsentationen, Fotos). Die Mitwirkung von
Polizeibeamten am Projekt führte insbesondere bei Kindern und
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Jugendlichen zum Abbau von Vorurteilen und Berührungsängsten
sowie dem Aufbau von Vertrauen. Gerade die Kinderpolizeiwache
fand nicht nur bei den "Kleinen" großen Anklang. Ebenso wurde die
Betreibung einer Cocktailbar mit alkoholfreien Getränken durch
Polizeibeamte von den  Ausstellungsbesuchern als nachahmenswert
begrüßt.

Aus polizeilicher Sicht wurde versucht, den Ausstellungsbesuchern
und -teilnehmern  ein suchtfreies und gewaltfreies Leben aufzuzeigen.
Das dazugehörende  Netzwerk aus realistischem Selbstwertgefühl und
gestärkter Selbstsicherheit, Freundschaften und sozialen Bindungen,
positiven Einstellungen und Erlebnisfähigkeit, ausreichender
Information über Drogen und Gewalt und ihre Wirkung wurde
gestärkt. Der kritische Umgang mit Suchtmitteln und Gewaltformen
wurde in Einzelgesprächen zu vermitteln versucht.

Es wurde überlegt, ein ähnliches Projekt nach einer Wartezeit von
zwei Jahren neu durchzuführen. Der Zeitrahmen von zwei Jahren
wurde gewählt, um eine "Übersättigung"  bei den Zielgruppen zu
verhindern. Außerdem ist ein solches Projekt personal- und
kostenintensiv. Ohne die Zusammenarbeit mit der Volkshochschule
und den Sponsoren wäre eine alleinige Durchführung durch die
Polizei nicht möglich.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Mainburg, Freisinger Str. 16, 84048 Mainburg

Volkshochschule Mainburg, Akademierat zur Suchtprävention, 84048
Mainburg
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Info-Set-Suchtvorbeugung (ISS)

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Sucht"}{xe "Drogen"}{xe "Beratung"}

Organisation

Info-Set-Suchtvorbeugung (ISS) ist ein im September 1999
eingeführtes vernetztes Angebot verschiedener Institutionen und
Kooperationspartner zum Thema Sucht, Vorbeugung und Hilfen in
Oberhausen.

Kooperationspartner des auf Dauer angelegten Projektes sind
Klassenlehrer, Beratungslehrer, Suchtprophylaxekräfte, das
Kommissariat Vorbeugung, Selbsthilfegruppen der
Arbeitsgemeinschaft der Oberhausener Abstinenz- und
Selbsthilfeverbände, Therapieeinrichtungen und die Beratungsstelle
für Suchtkranke und deren Angehörige.

Im Kommissariat Vorbeugung ist ein Mitarbeiter im Rahmen seines
Tagesgeschäfts in das Projekt eingebunden.

Konzeptioneller Ansatz

Den Schulen soll mit dem Modell ISS eine Übersicht an die Hand
gegeben werden, über welche Angebote die einzelnen Einrichtungen
verfügen. Sie können die Auswahl der beteiligten Partner gemäß ihres
Angebotes festlegen. Damit wird eine geordnete und übersichtliche
Organisation von Aktionswochen usw. leichter möglich. Für die
Termingestaltung wurde ein gemeinsamer Ansprechpartner für die
Schulen festgelegt.
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ISS besteht aus acht Schritten, die im Folgenden kurz skizziert
werden:

1. Die Schule bietet an

In den verschiedenen Fachbereichen bieten die jeweiligen Lehrer in
ihrem Unterricht das Thema "Sucht und Drogen" an. Den Schülern
werden Sachinformationen sowie ein affektiver, persönlicher Bezug
zur eigenen Lebenssituation in Bezug auf das vermittelt.

2. Vorbeugung ist möglich

Die Prophylaxefachkraft der Drogenberatung unterstützt die Lehrer
mit themenbezogenen Angeboten für ihren Unterricht. Sie informiert
über den neuesten Stand der Suchtentstehung, Entwicklung einer
Suchthaltung, symptomorientierte und ursachenorientierte
Suchtprophylaxe. Sie unterrichtet über bestehendes themenbezogenes
Unterrichtsmaterial und vermittelt zu anderen Institutionen.

3. Nicht nur das BtMG

Das Kommissariat Vorbeugung bietet den Schülern an, sich über die
einzelnen Betäubungsmittel zu informieren. Hierzu kommen Vertreter
des Kommissariats i. R. des ISS in den jeweiligen Unterricht. Hier
wird Hintergrundwissen über die Drogenproblematik vermittelt. Die
Weitergabe der Erkenntnisse über das örtliche und überörtliche
Lagebild der Rauschgiftkriminalität gehört zum Programm im ISS-
Angebot. Es wird u.a. darüber informiert, wie das BtMG in der Praxis
umgesetzt wird. Das Kommissariat Vorbeugung informiert die Eltern
und die am ISS beteiligten Lehrer ebenfalls zu den o. a. Punkten und
unterstützt sie, soweit möglich, in ihrer schwierigen Aufgabe der
Primärprävention.

4. Gemeinsam ...

Die "Gemeinsame Suchtberatung von Diakonie und Caritas" stellt sich
im Zusammenhang des ISS mit dem Themenschwerpunkt "Alkohol"
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vor. Mit welchen Fragen, Anliegen und Problemstellungen
Alkoholabhängigkeit und -gefährdung für die Betroffenen und
mitbetroffenen Angehörigen verbunden sind, wird gemeinsam im
Gespräch aufgegriffen. Anhand eines Leitfadens wird angeregt, sich
mit dem eigenen Umgang mit Alkohol auseinander zu setzen.

5. Hilfe durch Selbsthilfegruppen

Vertreter einer Selbsthilfegruppe berichten während eines
Schulbesuchs den Schülern über den eigenen persönlichen Weg in die
Sucht, aber auch über ihre Bemühungen "trocken" zu werden. Sie
informieren über die Auswirkungen des Alkohols und der
Medikamente bei Suchtkranken und deren Angehörigen, den Verlauf
der Suchtkrankheit, über den Ablauf eines Gesundungsprozesses und
die verschiedenen Hilfsmöglichkeiten.

6. Ausstiegshilfen gibt es

Es besteht die Möglichkeit für die Schüler eine Fachklinik für
Suchtkranke (Alkohol und Medikamente) zu besuchen.

7. Besuch in der Drobs

Die Schüler sollen in einer lockeren Atmosphäre über die
Drogenberatung informiert werden, um die Schwellenangst vor solch
einer Einrichtung zu verlieren. Sie sollen durch diesen Besuch bei
einer späteren evtl. Suchtgefährdung die Hilfen der Drobs früher in
Anspruch nehmen. Auch können sie als Helfer, Informant und
Multiplikator in ihrer Clique, den Freunden oder bei Angehörigen für
das Beratungsangebot der Drogenberatung fungieren. Hierzu erhalten
sie bei dem Besuch Unterstützung und Informationen.

8. Ein Elternabend

Sinn macht eine Suchtvorbeugung bei Kindern und Jugendlichen nur,
wenn Eltern in die Information über Sucht, Suchtentstehung,
Suchtstoffe, ihre Wirkungsweisen und Schutzmöglichkeiten mit
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einbezogen werden. Daher wird im Rahmen des ISS ein Elternabend
angeboten.

Sachstand/Erfahrungen

Der Start des Projektes wurde nicht durch entsprechende
Öffentlichkeitsarbeit vorgestellt. Lediglich die Suchtvertrauenslehrer
eines Arbeitskreises wurden über das Angebotspaket informiert, um
dieses an ihren Schulen bekannt zu machen. Aus diesem Grund verlief
der Projektstart sehr schleppend, da die Wissensvermittlung durch die
Suchtvertrauenslehrer nicht im erwarteten Maße funktionierte. Erst
nachdem durch die beteiligten Einrichtungen Werbung für ISS
gemacht wurde, stieg auch die Anzahl der Inanspruchnahmen.

Das Konzept erweist sich als schlüssig und funktioniert wie erwartet.
Nach Angaben der Nutzer ist die Angebotspalette sehr übersichtlich
und erleichtert die Gestaltung des Unterrichts. Seit der Einführung von
ISS ist die Zusammenarbeit deutlich entspannter geworden. Das
drückt sich z. B.  dahingehend aus, dass vermehrt Schulen oder andere
Einrichtungen beim Kommissariat Vorbeugung anrufen, um sich in
problematischen Situationen beraten zu lassen. Auch die
Zusammenarbeit mit den beteiligten Einrichtungen hat sich verbessert.
Inzwischen erfolgen auch Anforderungen durch diese Einrichtungen,
was vorher nicht der Fall war. Insgesamt entwickelt sich die Aktion
sehr zufriedenstellend. Im Jahr 2002 gab es bis September bereits 14
Anforderungen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Oberhausen, Kommissariat Vorbeugung,
Friedensplatz 2 - 5, 46045 Oberhausen
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Junge Spätaussiedler/-innen (Karlsruhe)

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Drogen"}{xe "Sucht"}{xe "Prävention"}{xe
"Ausländerkriminalität"}{xe "Alkohol"}

Organisation

Die Durchführung des Projekts obliegt einem Projektteam, in dem
zunächst folgende Behörden/ Institutionen gemeinsam mitarbeiten:

- Caritas Bezirksverband Bruchsal

- Internationaler Bund für Sozialarbeit - Jugendgemeinschaftswerk -
Karlsruhe

- Polizeipräsidium Karlsruhe

Das Projekt wurde im Rahmen der Zukunftsoffensive III vom Land
Baden-Württemberg mit Fördermitteln in Höhe von 11.500 €
ausgestattet.

Konzeptioneller Ansatz

Mit Beginn der verstärkten Zuwanderung von Aussiedler/-innen aus
der ehemaligen Sowjetunion entwickelte sich in den von ihnen
bevorzugten Wohngebieten, insbesondere unter den Jugendlichen,
eine zunehmende Drogen- und Alkoholproblematik mit all ihren
negativen Auswirkungen. Anfang des Jahres 2001 haben die
Kommunen in Baden-Württemberg Alarm geschlagen. Unter den
Drogentoten des Jahres 2000 waren 20% Aussiedler/-innen. Diese
Zahl wurde als Beleg dafür angesehen, dass das gewachsene
Hilfssystem die Spätaussiedler/-innen nicht erreicht.

Im Stadt- und Landkreis Karlsruhe fielen vor allem im Rahmen von
Ordnungsstörungen, Straftaten oder Verkehrsunfällen ungewöhnlich
hohe Blutalkoholwerte von nicht selten über 1,5 Promille auf.
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Nicht weniger Besorgnis erregend ist die Drogenproblematik junger
Aussiedler/-innen.

24 % aller ins Visier der Polizei geratenen Personen waren junge
Aussiedler/-innen. 2/3 der Anzeigen betrafen Konsum-, 1/3
Handelsdelikte. Innerhalb der Aussiedler/-innen ist zunehmend eine
Abschottung nach außen zu erkennen. Aussiedler/-innen beliefern
Aussiedler/-innen. Dominierende Drogen sind Cannabis und Heroin.

Aussiedler/-innen haben von Beginn an mit vielen Problemen zu
kämpfen. Verständigungsschwierigkeiten, Schwierigkeiten mit
Behörden, die Wohnsituation, die materielle Situation etc. sind nur
einige Eckpunkte. Junge Spätaussiedler/-innen haben in ihrem
ehemaligen „Heimatland“ keinerlei Aufklärung über die Risiken von
Alkohol- und Drogenkonsum erhalten. Viele haben ein distanziertes
Verhältnis zu Polizei und sonstigen staatlichen Institutionen, da in
ihren Herkunftsländern das Verhältnis Bürger/Obrigkeit eher ein
feindliches als von Partnerschaft bestimmtes Verhältnis war.

Auf Grundlage vorliegender Erkenntnisse sind die Projektbeteiligten
zu dem Schluss gekommen, Angehörige aus dem Kreis der jungen
Spätaussiedler/-innen als sog. Multiplikatoren zu gewinnen,
auszubilden und für weitere ehrenamtliche Aufklärungsarbeit im
eigenen Umfeld und darüber hinaus zu motivieren.

Damit kann einem der Hauptprobleme bisheriger Präventionsvorhaben
für junge Aussiedler/-innen, nämlich der Schwierigkeit der
Kontaktaufnahme mit der Zielgruppe, begegnet werden.

Die Multiplikatoren/- innen sollen für folgende Themen gewonnen
und ausgebildet werden:

- Junge Fahrer im Straßenverkehr

- Drogen und Suchtproblematik.
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Die Auswahl der Personen soll bei Verkehrs- und
Drogenpräventionsveranstaltungen der Polizei, bei Veranstaltungen
des Internationalen Bundes für Sozialarbeit/ Caritas und z. B.  bei
Veranstaltungen wie dem Verkehrssicherheitstag in Ettlingen
erfolgen, indem interessierte und geeignet erscheinende Jugendliche
angesprochen und zur Mitarbeit aufgerufen werden.

Die Ausbildung verläuft dann über mehrere Module und
Veranstaltungen. Das Projektteam möchte maximal 30 junge
Menschen ausbilden.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt ist angelaufen. Auf Grund der Mediatorenausbildung
kann davon ausgegangen werden, dass das Projekt weitergeführt wird.

Das Projektteam wird auch nach der Ausbildung der Multiplikatoren
weiterhin als Ansprechpartner zur Verfügung stehen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Karlsruhe, Durlacher Allee 31-33, 76131 Karlsruhe

Internationaler Bund für Sozialarbeit -Jugendgemeinschaftswerk-,
Werderstraße 57, 76137 Karlsruhe

eMail: jgw-karlsruhe@internationaler-bund.de
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Karstadt gegen Drogen

{xe "Bayern"}{xe "Aus- und Fortbildung"}{xe "Ausstellung"}

Organisation

Das Projekt wurde auf einer Aktionsfläche im zweiten Stock des
Kaufhauses Karstadt an der Lorenzkirche von der Ausbildungsleiterin
der Firma Karstadt und etwa 20 Auszubildenden im dritten Lehrjahr
organisiert und umgesetzt.

Während der gesamten Vorbereitungszeit war die Polizei mit in die
Planung einbezogen. Es erfolgte Beratung in fachlicher Hinsicht, ohne
Einfluss auf den Grundgedanken der Jugendlichen zu nehmen.

Die Laufzeit des von Karstadt finanzierten Projektes ging vom
28.03.2001 bis zum 31.03.2001.

Konzeptioneller Ansatz

Projektziel war die Aufklärung und Information gegenüber allen
Kunden des Geschäftes, insbesondere Jugendlichen und deren Eltern.

Das Projekt beinhaltete eine Plakatausstellung (aus der ProPK-
Broschüre „Sehnsucht“ des Landeskriminalamtes), verbunden mit den
Elementen:

- Anti-Drogen-Quiz in Form eines Kreuzworträtsels

- Verlosung von Sachpreisen

- Prominente Talkgäste, z. B. Fußballspieler, Footballspieler, Rdf-
Moderator

- Saftbar, Laptop mit CD-Drogeninfo.
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Sachstand/Erfahrungen

Im Hause Karstadt an der Lorenzkirche waren von einer
Polizeibeamtin bereits im Jahr 1998 drei Workshops mit den
Auszubildenden und ein Workshop mit den Abteilungsleitern zum
Thema Drogen durchgeführt worden. Da diese Aktionen auf großes
Interesse gestoßen waren, wurden von der Beamtin auf Wunsch der
Firma Karstadt im Frühjahr 2001 wiederum zwei Workshops mit den
Auszubildenden des dritten Lehrjahres durchgeführt.

Bei der Nachbesprechung der Workshops kamen aus dem Kreise der
jugendlichen Auszubildenden der Gedanke und der Wunsch eine
größere Aktion zum Thema Drogen im Hause Karstadt
durchzuführen.

Verantwortlich für die Aktion war die Ausbildungsleiterin der Firma
Karstadt. Infomaterial zum Thema Drogen stellte die Polizei zur
Verfügung. In einem weiteren Workshop einigten sich die
Auszubildenden auf die Aktion „Karstadt gegen Drogen“. Die
gesamte Planung und Realisierung des Projekts wurde von den
Auszubildenden selbst durchgeführt. Dies fing beim Entwerfen des
Ausstellungsstandes an bis hin zum Erwerb von Sachspenden aus den
verschiedenen Abteilungen zur abschließenden Verlosung.

Der Ausstellungsstand stellte einen Gang dar, an dessen Wänden der
Lebenslauf von vier verschiedenen jungen Menschen bis zur
Drogenszene dargestellt worden war. Als Vorlagen diente dazu das
Themenheft „Sehnsucht“. Die Jugendlichen ordneten jeder
abgebildeten Person eine eigene Geschichte zu, die letztendlich im
Drogenkonsum endete. Wichtige Stationen der Ausstellung waren die
Ursachen, die zur Sucht führen können, erste Anzeichen, Verhalten,
Tipps und Hilfen.

Die Ausstellung endete mit einem leeren Bilderrahmen, der
ausdrücken sollte, dass jeder mit dem Drogenproblem konfrontiert
werden könne.
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Am Ende der Aktionstage wurde eine Verlosung für die Teilnehmer
am Drogenquiz durchgeführt mit einer Vielzahl von Sachpreisen aus
dem Hause Karstadt. Das Anti-Drogen-Quiz wurde in Form eines
Kreuzworträtsels gestaltet, das die Jugendlichen ebenfalls selbst
entworfen hatten.

An den Aktionstagen kamen verschiedene Talk-Gäste, z. B.
Fußballspieler des 1. FC Nürnberg oder Spieler einer Football-
Gruppe. An einem Laptop konnten interessierte Besucher
Informationen der Kriminalpolizei aus einer für diese Aktion
hergestellten Drogen-CD erhalten. Mittelpunkt des Ausstellungsstands
war eine Saftbar, in der die Auszubildenden selbstkreierte Drinks
anboten.

Bei der Realisierung des Standes und dessen Aufbau wurden die
Auszubildenden von der Dekorationsabteilung der Fa. Karstadt
unterstützt und beraten.

Die Polizei (K 34) war während der gesamten Laufzeit des Projektes
an einer kleinen Infotheke vertreten.

Die Aktion kam insgesamt bei den Kunden und auch bei der
Firmenleitung sehr gut an. Die Nürnberger Presse hat kurz darüber
berichtet.

Allerdings war das Interesse der Kunden an einer im März geplanten
Versteigerung eines Fußballs mit Autogrammen der Spieler des 1.
FCN nicht vorhanden, so dass diese Versteigerung auf den Herbst
verschoben wurde.

Ein kleiner Überschuss aus dem Getränkeverkauf soll gemeinsam mit
dem Erlös des noch zu versteigernden Fußballs des 1. FCN an eine
Nürnberger Drogenhilfeeinrichtung gehen.

Während der Aktionstage waren alle an der Aktion beteiligten
Auszubildenden mit einem eigens dafür entworfenen T-Shirt mit der
Aufschrift „Der Anfang kann das Ende sein“ begleitet. Auf der
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Rückseite der T-Shirts war das Motiv der Briefmarken „Leben ohne
Drogen“ vom 12.09.1996 aufgedruckt.

Von der Aktion wurde durch die Fa. Karstadt eine
Lichtbilddokumentationsmappe angefertigt.

Insgesamt kann gesagt werden, dass diese Aktion auf große Resonanz
stieß.

Weitere Informationen

Kriminaldirektion Nürnberg, K 34, Jakobsplatz 5, 90331 Nürnberg

Karstadt an der Lorenzkirche, 90402 Nürnberg

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 Verhaltensorientierte
Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Nachtschicht – Tanzen bis zum Schichtwechsel
(Tiefgaragenparty der Polizeidirektion Fürth)

{xe "Bayern"}{xe "Disco"}{xe "Alkohol"}

Organisation

Die Planung und Vorbereitung der Tiefgaragenparty, ein
verhaltensorientiertes Präventionskonzept gegen
Suchtmittelmissbrauch, erfolgte durch die Polizeidirektion (PD) Fürth
in Zusammenarbeit mit der Jugendarbeitsgruppe der Polizeiinspektion
(PI) Fürth-Ost.

Entsprechend der Zielrichtung, eine Vielzahl an Besuchern der
Zielgruppe (junge Erwachsene/junge Fahranfänger) zu aktivieren und
mit der "rauschmittelfreien" Tiefgaragenparty Signalwirkung zu
entfalten, kam einer offensiven Öffentlichkeitsarbeit große Bedeutung
zu.

Es wurde ein von der Zielgruppe favorisierter Rundfunksender
gefunden, der die Veranstaltung promotete und mit seinem Namen,
Programm und DJ´s für exakt die Bedürfnisse der Zielgruppe steht.
Zusätzlich wurden 10.000 Flyer in bekannten Stellen (Clubs, Cafés,
Modegeschäften u.ä.) in der gesamten Region (Nürnberg, Fürth,
Erlangen) ausgelegt. Mit Plakatwerbung (800 Stück) in Schulen,
Jugendzentren, Polizeidienststellen und auf öffentlichen Werbeträgern
wurde zusätzlich auf die "Nachtschicht" hingewiesen.

In sämtlichen Szene-Zeitschriften (Doppelpunkt, Curt, Plärrer) des
Großraums wurden Veranstaltungshinweise geschaltet, die teils farbig
mit Flyermotiv, als redaktioneller Beitrag oder sogar als Headline von
den Redakteuren (kostenfrei) veröffentlicht wurden.

Ergänzend wurde ein Veranstaltungshinweis im Internet-Angebot der
bayerischen Polizei eingestellt. Medienvertreter wurden im Vorfeld
der Veranstaltung zu einem Pressegespräch an den Ort des
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Geschehens, die Tiefgarage, eingeladen. Dabei bot sich die
Gelegenheit, auf die Problematik Alkohol und Drogen, Zielrichtung
und Veranstaltungskonzept vertiefend einzugehen.

Die Veranstaltung selbst wurde in Kooperation mit der Verkehrswacht
Fürth durchgeführt; der Bund gegen Alkohol und Drogen im
Straßenverkehr e.V. wurde in das Veranstaltungskonzept
(Fahrsimulator) integriert.

Ein Drittel der Finanzierung deckten Zuschüsse des Bayerischen
Staatsministeriums des Innern und des Polizeipräsidiums (PP)
Mittelfranken, der Rest musste über Sponsoren finanziert werden.
Eigenmittel kamen nicht zum Ansatz.

Konzeptioneller Ansatz

Seit Anfang der 90er Jahre ist eine zunehmende Individualisierung der
Lebensstile und eine Verdrängung traditioneller Werte durch
hedonistische Orientierungen zu verzeichnen.

Parallel zum gesellschaftlichen Wandel etablierte sich eine „neue“
Musikkultur, an der bis heute eine ständig wachsende Zahl junger
Menschen teil hat.

Der Zusammenhang zwischen dem Jugendphänomen Techno und
einem epidemischen Trend zum Konsum synthetischer Drogen wie
Ecstasy und Amphetamin gilt wissenschaftlich als gesichert.

Es gibt aber auch keine Party ohne Alkohol. Mit Slogans wie
Doppeldecker- oder 99-Pfennig-Party werben Veranstalter für ihre
Clubnächte und das junge Publikum greift zu oder besser gesagt zur
Flasche.

Sind künstliche „Stimmungsmacher“ unvermeidbare Begleiter für
Spaß und Tanz? Die Projektinitiatoren sind sich sicher: Es geht auch
ohne Alkohol und Drogen!
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Mit dem Projekt werden folgende Ziele verfolgt:

- Aktivierung einer hohen Anzahl junger Menschen durch eine
zielgruppengerechte Ansprache

- Stabilisierung einer gelebten Suchtmittelabstinenz

- Stärkung der Selbstverantwortung und Einsicht zu einem
risikofreien Konsumverhalten

- Aufbrechen von missbräuchlichen Konsummustern

- Signalwirkung für potentielle Veranstalter

Die Zielgruppe umfasst:

- Jugendliche/Heranwachsende in der Differenzierung

- Abstinente

- Gelegenheitskonsumenten

- Gewohnheitskonsumenten

- Peer-group.

Methodisch ist das Projekt wie folgt angelegt:

Ausgehend von der Prämisse, dass Suchtmittelmissbrauch u.a. auf ein
gelerntes Verhalten durch Interaktion mit anderen Personen in
sozialen Gruppen zurück zu führen ist, lag das Bestreben darin, diesen
Kreislauf durch Vermittlung von positiven, d.h. suchtmittelfreien
Erfahrungen zu durchbrechen.

Im Vordergrund stand dabei die Selbsterfahrung der Besucher (Lernen
am Erfolg) und nicht das "Pädagogisieren" durch Autoritäten.
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Wenn es gelingt, die Bedürfnisse wie Spaß oder gute Stimmung der
potentiellen Konsumenten oder deren Bezugspersonen in der
Gruppe/Szene auch ohne Alkohol und Drogen zu befriedigen, dann
werden die jungen Menschen in Zukunft eher zu einem abstinenten
Verhalten neigen.

Geboten wurde deshalb eine Partynacht  mit den favorisierten
Musikstilen der jungen Generation durch „Szene-DJ´s“; allerdings
ohne den Ausschank alkoholischer Getränke.

Als Gesprächspartner fungierten die Jugendbeamten der
Polizeiinspektionen und der Drogenpräventionsbeamte der
Kriminalpolizeiinspektion Fürth.

Sachstand/Erfahrungen

Die Resonanz bei der Zielgruppe kann nur als herausragend
bezeichnet werden. Ca. 2.000 junge Besucher tanzten zu Hip Hop,
House und Techno - volle Pulle auf der Tanzfläche, ansonsten
alkohol- und drogenfreie Zone.

Der Fahrsimulator war durchgehend "belagert" und die ungezwungene
Atmosphäre animierte zu vielen offenen Gesprächen zwischen
Polizeibeamten und Zielgruppe.

Positive Rückmeldungen der Besucher bestätigten das
Veranstaltungskonzept: Habe Spaß und sei dir Droge genug.

Der Erfolg der Tiefgaragenparty scheint auch extern die ersten
Impulse entfaltet zu haben. Der Leiter des Nürnberger Amtes für
Volks- und Sonderschulen fordert in einem Rundbrief die Schulleiter
auf, "dafür zu sorgen, dass bei Schulfesten kein Alkohol verkauft
wird".

Präventionskonzept und Resonanz beeindruckten aber auch die
geladenen Gäste aus Stadtverwaltung und Justiz.
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Eine Gemeinschaftsinitiative "Drogenfrei in Fürth" der Stadt Fürth,
der Polizeidirektion Fürth und des Lions Club Fürth für das Jahr 2002
stellt eine Wiederholung der Tiefgaragenparty (einschließlich der
Finanzierung in Höhe von umgerechnet 10.000 €) sicher.

Das Medieninteresse und –echo war beachtlich. In einer
umfangreichen Vor- und Nachberichterstattung informierten alle
regionalen Tageszeitungen, Fernseh- und Rundfunksender über die
Präventionsveranstaltung.

Ein ausführliches Veranstaltungskonzept mit ersten Erfahrungen kann
bei der PD Fürth angefordert werden.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Fürth, Kapellenstraße 10, 90762 Fürth

eMail: pp-mfr.fuerth.pd@baypol.bayern.de

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 - Verhaltens-
orientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail:blka@polizei.bayern.de
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Night Events

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Gewalt"}{xe "Sport"}{xe "Integration"}

Organisation

In Paderborn ist ein Arbeitskreis "Sucht und Spätaussiedler" unter
Beteiligung des Kommissariates Vorbeugung eingerichtet. Aus der
Behandlung des Themas der Suchtproblematik von jugendlichen
Spätaussiedlern heraus wurde der Entschluss gefasst, in einem
Stadtteil mit "sozialem Brennpunktcharakter" für Jugendliche
samstags von 19.30 Uhr bis 24.00 Uhr unterschiedliche Sportangebote
anzubieten.

Unterstützt wurden die Überlegungen und Vorbereitungen von der
Sportjugend des Stadtsportverbandes Paderborn, die im Rahmen einer
Förderung des Landessportbundes seit November 1998 - zunächst im
Rahmen eines Modellprojektes, seit 1999 im Regelbetrieb - so
genannte "Night-Events" anbietet. Bekannt gemacht wurden die
Veranstaltungen schwerpunktmäßig über Handzettel und Plakate. Die
Handzettel wurden vor allem über Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter sowie Lehrerinnen und Lehrer der Schulen im
Einzugsgebiet direkt an die entsprechenden Jugendlichen verteilt; die
Plakate wurden an zentralen Punkten in den Stadtteilen und Schulen
ausgehängt. Ferner wurde in der lokalen Presse auf die
Veranstaltungen hingewiesen.

Kooperationspartner des Projektes sind neben dem Kommissariat
Vorbeugung das Sport- und Jugendamt der Stadt Paderborn,
Paderborner Sportvereine, die katholische Fachhochschule, das
Jugend- und Kinderzentrum, der Caritas-Verband, das Diakonische
Werk, das AWO-Gemeinschaftswerk, die Suchtkrankenhilfe, das IN
VIA Jugendgemeinschaftswerk und das Sportwissenschaftliche
Institut der Universität-GH Paderborn.
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Der bei zwölf Veranstaltungen pro Jahr für Personal (drei bis vier
Personen), Material und Versicherungsgebühren benötigte
Finanzbedarf in Höhe von etwa 3.000 € wird von der Stadt getragen.

Konzeptioneller Ansatz

Die Sportjugend Nordrhein-Westfalen will mit breitgefächerten
Sportangeboten in belasteten Wohngebieten Jugendlichen alternative
und sinnvolle Freizeitgestaltung näher bringen. Das Angebot ist als
dauerhafter Beitrag zur Gewalt- und Suchtprävention konzipiert.

Zielgruppe der in einem "Jugend-SPOrt-Treff" angebotenen "Night
Events" sind Jugendliche und jugendliche Spätaussiedler beiderlei
Geschlechts in Stadtteilen mit "Brennpunktcharakter". Angesprochen
werden vornehmlich solche Jugendlichen, die durch den traditionellen
Vereinssport nicht oder nur selten erreicht werden, weil sie mit dieser
Form des "organisierten" Sports nichts anfangen können.

Mit dem "Jugend-SPOrt-Treff" werden vorrangig folgende Ziele
verfolgt:

- es soll den geänderten Freizeitbedürfnissen der Jugendlichen
Rechnung getragen werden

- den Jugendlichen soll ein sinnvolles, attraktives und kostenloses
Freizeitangebot gemacht werden

- die Jugendlichen sollen von der Straße geholt werden

- den Jugendliche steht eine Halle zur Verfügung, in der sie sich
selbstorganisiert sportlich betätigen können

- der "Jugend-SPOrt-Treff" ist Treffpunkt für Jugendliche
unterschiedlicher Herkunft (multikulturell)

- den Jugendlichen soll ein verlässlich kontinuierliches Angebot zur
Verfügung stehen.
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Die Aktionen werden jeweils als alkohol- und drogenfreie Sporttreffs
angekündigt und durchgeführt.

Sachstand/Erfahrungen

Für die Durchführung der Maßnahme wurden die Stadtteile Lieth und
Kaukenberg im Süden Paderborns ausgewählt. Diese haben sich
infolge des starken Zuzugs vor allem von Spätaussiedlern aber auch
Ausländern zu Siedlungsgebieten mit hohen integrativen und sozialen
Spannungen entwickelt.

Während der Modellphase wurde bei allen Veranstaltungen in einer
Sporthalle in Lieth ein offenes Spielangebot gemacht, wobei
verschiedene Sportarten der Reihe nach ausprobiert wurden und zwar
Basketball, Fußball und Badminton. Ab der vierten Veranstaltung
wurden alle drei Sportarten parallel angeboten. Das offene Angebot
sollte den Jugendlichen ermöglichen, sich selbstständig zu
organisieren, d.h. Mannschaften zu bilden, auszuwechseln etc. Die
gesamte Veranstaltungszeit wurde von einem professionellen DJ
musikalisch umrahmt. Die Jugendlichen konnten jederzeit
Musikwünsche äußern bzw. eigene CD's mitbringen.

Die Bedenken der Kooperationspartner (besonders der Polizei) im
Vorfeld des Modellprojektes in Bezug auf mögliche Probleme mit
alkoholisierten und gewaltbereiten Jugendlichen bestätigten sich nicht.
Die Polizei reduzierte daraufhin ihren Personaleinsatz auf eine Person
pro Veranstaltung.

An der Paderborner Sportnacht ("Night Events"), die regelmäßig
einmal im Monat stattfindet, nehmen durchschnittlich ca. 90
vorwiegend jugendliche Spätaussiedler teil. Der Anteil der Mädchen
konnte in der Modellphase auf zuletzt 20% erhöht werden. Die
Altersstruktur in der Modellphase lag bei 12 bis 17 Jahren, wobei die
16- bis 17-jährigen den größten Anteil ausmachten. Die Altersgruppe
der 18- bis 21-jährigen konnte nicht erreicht werden. Gründe sind,
dass einerseits die Altersspanne für die Älteren zu groß war und ferner
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diese Gruppe häufig schon mobil ist und andere Freizeitmöglichkeiten
(Diskotheken etc.) nutzen kann.

Bei allen Veranstaltungen kam es sowohl in als auch im Umfeld der
Halle zu keiner Form von Gewalt (körperlich/materiell). Konflikte im
Rahmen des Spielgeschehens wurden untereinander im Gespräch
gelöst.

Die in der Modellphase erfragten Rückmeldungen der Jugendlichen
waren positiv, was sich z. B.  in Aussagen wie "das war spitze",
"...kann das nicht häufiger sein", "...sonst habe ich am Wochenende
Langeweile, ein Super-Angebot" widerspiegelt. Die Resonanz der
Jugendlichen spiegelte sich auch darin wider, dass sich viele zu
"Stammgästen" entwickelten. Negative Äußerungen waren nicht zu
hören, außer dem Wunsch nach einem wöchentlichen Angebot.

Auch die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter waren erfreut, dass
die ansonsten schwierig zu erreichenden Jugendlichen dieses Angebot
sofort gut angenommen haben. Hemmschwellen wurden relativ
schnell abgebaut.

Die Erfahrungen mit allen Kooperationspartnern waren sehr positiv.

Als polizeilich relevantes Ergebnis ist festzustellen, dass die
Hemmschwelle der Kontaktaufnahme zwischen Jugendlichen und
Polizei abgebaut werden konnte. Durch regelmäßige Teilnahme ist der
Polizeibeamte bei den Jugendlichen bekannt, so dass sich Gespräche
auch über den reinen Polizeiberuf hinaus ergaben. Durch diese Form
der Kontaktmöglichkeit konnte eine gute Vertrauensbasis zu den
(ausländischen) Jugendlichen geschaffen werden.

Das Integrationsprojekt hat 2001 im Kreis Paderborn den mit
3.000 DM dotierten ersten Preis für den Einsatz gegen Fremdenhass,
Gewalt und Menschenfeindlichkeit bekommen.
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Weitere Informationen

Polizeibehörde Paderborn, Kommissariat Vorbeugung, Aldegrever
Straße 16, 33102 Paderborn

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Sachgebiet 34.2, Völklinger
Straße 49, 40221 Düsseldorf

Internet: http://www.lka.nrw.de

eMail: vorbeugung@mail.lka.nrw.de
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no drugs - no risk - more fun

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Drogenberatung/-hilfe"}{xe "Internet"}

Organisation

Das Modellprojekt "no drugs - no risk - more fun" wird bis 2003
durchgeführt.
Der erste Projektunterricht fand im September 2000 mit den Schülern
der 7. Klasse des Goethe-Gymnasiums Roßlau statt.

Das Projektteam setzt sich zusammen aus

1. ständigen Mitgliedern: Landeskriminalamt (LKA) Sachsen-
Anhalt, Fachhochschule der Polizei des Landes Sachsen-Anhalt,
Jugendradio MDR Sputnik, Freie Jugendpresse des Landes
Sachsen-Anhalt, Landesschülerrat, Handballverband Sachsen-
Anhalt, IKK Sachsen-Anhalt, Drobs Magdeburg, Ärztekammer
Sachsen-Anhalt und

2. anlassbezogenen Mitgliedern: Sportverbände Sachsen-Anhalt,
Vereine, Institutionen und Jugendeinrichtungen.

Federführend für die gesamte Koordinierung ist das LKA Sachsen-
Anhalt.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt konzentriert sich auf die Altersgruppe der Kinder und
Jugendlichen zwischen dem 10. und 18. Lebensjahr. Die Polizei
wendet sich aber auch an die Bezugspersonen dieser jungen
Menschen, um sie als Multiplikatoren zu gewinnen.

Im Rahmen dieses ganzheitlichen Präventionsangebotes werden mit
Kindern und Jugendlichen Themen bearbeitet, die alterstypische
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Probleme beinhalten, die in einer bestimmten Konstellation auch zu
Kriminalität führen können.

Ziel ist es, Straftaten vorzubeugen und gesellschaftskonformes
Verhalten zu trainieren. So soll der Drogenkonsum minimiert und die
Zahl der so genannten Einsteiger bzw. Erstkonsumenten reduziert
werden. Zudem soll eine neuartige Informationsvermittlung zu
suchtbegünstigenden Verhaltensweisen, erreicht werden;
Informationen über das örtliche und überörtliche Lagebild der
Rauschgiftkriminalität, Beschaffenheit und Wirkung von Drogen,
Gründe des Drogenkonsums, Folgen von Drogenmissbrauch etc.

Die Effizienz der Polizeilichen Drogenprävention soll damit deutlich
erhöht und erstmalig evaluiert werden. Die Ergebnisse werden in das
Internet eingestellt. Damit können andere Schulen oder
Jugendeinrichtungen das Modellprojekt zeitversetzt nachahmen.

Daneben werden auch Druckerzeugnisse zum Verlauf des Projektes
erstellt, so dass sich auch Gruppen ohne Internetanschluss informieren
können.

Der Projektunterricht wird monatlich mit zwei Doppelstunden
durchgeführt. Zusätzlich werden Wochenendseminare angeboten.

Das Projekt besteht aus einzelnen Modulen, wobei jedes einzelne
Modul eine entsprechende Funktion im Projekt hat:

1. Workshop (Entwicklung einer gemeinsamen Arbeitsgrundlage)

2. Multiplikatorenschulung (Fortbildungsveranstaltung für
Bezugspersonen)

3. Kultur- und erlebnispädagogische Veranstaltungen

4. Öffentlichkeitsarbeit
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5. Evaluierung durch eine Forschungseinrichtung und Anfertigung
von Diplomarbeiten.
Diese werden auf der Projekthomepage erläutert.

Ferner unterstützt die Polizei im Rahmen des Projektes andere
Präventionsträger, insbesondere bei Maßnahmen wie Förderung der
Lebenskompetenzen und des Verantwortungsgefühls gegenüber
anderen und sich selbst, Eröffnung von Wegen zur aktiven
Freizeitgestaltung, Entwicklung einer kritischen Einstellung zu
Drogen und Entwicklung sozialer Fähigkeiten.

Sachstand/Erfahrungen

Die Evaluationsdaten stehen 2003 zur Verfügung.

Projektdokumentation und Lehrplan sind über das Landeskriminalamt
Sachsen-Anhalt erhältlich. Weitere Informationen gibt es über die
Projekthomepage http://www.lebenskompetenz.org. Dort steht das
Konzept als Download zur Verfügung.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt, Abteilung 1, Dezernat 13,
Lübecker Straße 53, 39124 Magdeburg

Internet: http://www.polizei.sachsen-anhalt.de

Goethe-Gymnasiums Roßlau, Goethestraße 1 und 5, 06862 Roßlau

Internet: http://www.goethe-gymnasium-rosslau.de

eMail: goethe-gymnasium-rosslau@t-online.de
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Forschungsgemeinschaft für Konflikt- und Sozialstudien e.V.,
FOKUS)-Institut, Falladaweg  9, 06126 Halle/Saale

eMail: fokus-halle@t-online.de
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Osnabrücker (Anti-Drogen-) Modell

{xe "Niedersachsen"}{xe "Präsenz"}{xe "Drogen"}{xe "Repression"}{xe
"Drogenberatung/-hilfe"}

Organisation

Das Osnabrücker Modell ist ein seit Mai 1995 umgesetztes
Maßnahmenbündel zur polizeilichen Kriminalitätskontrolle
(Prävention, Repression) und zur Drogenhilfe. Das Modell ist in
besonderem Maße auf Prävention, Therapie und Hilfe abgestellt.

Einbezogen sind Polizei, Stadtverwaltung (insbesondere die
Fachbereiche Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, Soziales und
Gesundheit), Vereine, Suchthilfeeinrichten (z. B.  niedrigschwelliges
Angebot, Entgiftung, Therapie).

Der polizeiliche Personalansatz ist von der Intensität der Maßnahmen
abhängig und damit z. B.  bei Routinekontrollen geringer (4 bis 8
Beamte) als bei Schwerpunktaktionen. Bei letzteren werden auch über
längere Zeiträume täglich zwischen 10 und 20 Beamte eingesetzt.

Konzeptioneller Ansatz

Ausgangspunkt für das Modell war eine Verschärfung der
Drogenkriminalität einschließlich der Begleit- und Folgekriminalität
(insbesondere indirekte "Beschaffung" zur Finanzierung des
Drogenkonsums) in den Jahren 1994/95, auch bedingt durch die
Grenzöffnung nach Osten und den Zuzug von Spätaussiedlern.

Mit dem Modell sollen folgende Primärziele und Zielgruppen erreicht
werden:

- Auflösung der "offenen Szene" an Standorten, deren besondere
Lagen ein erhöhtes Gefährdungspotenzial für die Öffentlichkeit
darstellen
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- Zurückbildung der "offenen Szene" auf die in Osnabrück
gemeldeten Konsumenten/Kleindealer

- Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls von Anwohnern und
Passanten

- Beweissichere Festnahmen von Straftätern mit Schwerpunkt auf
der Dealer-/Händler-Ebene sowie Sicherstellung/Beschlagnahme
von Rauschgift und anderen Beweismitteln

- Verringerung der Attraktivität des Drogenstandortes Osnabrück,
Vermeidung einer Sogwirkung auf das Umland.

Sekundärziele/Zielgruppen sind:

- Abschreckung von potenziellen Erstkonsumenten

- Verbesserung der Zusammenarbeit mit anderen Behörden (wie
z. B. Fachbereich Bürger- und Ordnungsangelegenheiten) und
Hilfseinrichtungen (wie z. B. Nds. Landeskrankenhaus
Osnabrück, Diakonie, Caritas)

- Heranführen der ortsansässigen Konsumenten an Hilfsangebote.

Die Maßnahmen ergeben sich aus dem Aufgabenspektrum der
aufgeführten Einsatzabschnitte (EA):

EA Präsenz

- Bestreifung der bekannten Treffpunkte der oS sowie der
angrenzenden Bereiche

- Frühzeitiges Besetzen der bekannten Sammelpunkte

- Offensive Kontrolle von bekannten/verdächtigen
Händlern/Dealern
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- Erteilen und Überwachen von Platzverweisungen/
Betretungsverboten

- Überwachung langfristiger Aufenthaltsverbote

- Unterstützung bei vorläufigen Festnahmen und Verhaftungen

- Unterstützung bei Ingewahrsamnahmen

- Beweissicherung und Dokumentation.

EA Operation

- Aufklärung und Observation der "offenen Szene"

- Identitätsfeststellungen, ggf. vorläufige Festnahmen von
Drogenhändlern und Dealern

- Überwachung von Betretungsverboten und von langfristigen
Aufenthaltsverboten, Koordination dieser Maßnahmen

- Sammlung von Nachrichten und Informationen zur
Lagefortschreibung, Erstellen und Fortschreibung des Lagebildes

- Beweissicherung und Dokumentation.

EA Zentrale Anlaufstelle

- Aufbau und Führen einer Kartei/Datei über Verfügungen nach
dem Gefahrenabwehrrecht

- Verfügen von Platzverweisungen/Betretungsverboten,
insbesondere von Aufenthaltsverboten

- Koordinierung des Durchsetzungsgewahrsams

- Prüfung und ggf. Bearbeitung von Verstößen gegen das
Ausländergesetz und das Asylverfahrensgesetz
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- Zusammenarbeit mit dem Ausländeramt

- Verfügen von Zwangsmaßnahmen wie Zwangsgeld und
Vorbereiten der Ersatzzwanghaft.

EA Ermittlungen

- Sicherstellung der Vorgangsbearbeitung

- Einleitung und Durchführung von Strafverfolgungsmaßnahmen.

Sachstand/Erfahrungen

Im Rahmen der Umsetzung ist es gelungen, die Zusammenarbeit mit
anderen Behörden/Einrichtungen der Drogenhilfe zu verbessern und
ortsansässige Konsumenten an Hilfsangebote heranzuführen.

Die Zusammenarbeit konnte durch einen systematischen
Erfahrungsaustausch (z. B.  in Gremien mit polizeilicher Beteiligung
wie "Arbeitskreis Sucht" oder "Ressortübergreifende
Präventionskommission Osnabrück"), den unmittelbaren Kontakt mit
den Stadtinspektoren im Einsatzabschnitt "Zentrale Anlaufstelle", eine
zunächst wöchentliche und jetzt monatliche "Drogenrunde"
(Teilnehmer: Dienstbereiche der PI Osnabrück-Stadt,
Stadtverwaltung, Staatsanwaltschaft, Bereitschaftspolizei,
Bundesgrenzschutz/Bahnpolizei) und durch regelmäßige Gespräche
mit den Streetworkern der Diakonie und sporadische Gespräche (z. B.
Caritas, Aids-Hilfe) ganz erheblich intensiviert werden.

Bei den Hilfsangeboten gibt es erhebliche Verbesserungen im Bereich
der Substitution, bei der Anzahl der Entgiftungen im
niedersächsischen Landeskrankenhaus in Osnabrück, durch
Beteiligung am Modell "Frühintervention bei erstauffälligen
Drogenkonsumenten" an den Standorten Hannover und Osnabrück,
durch eine verstärkte Betreuung von Hartdrogen-Abhängigen im Café
Connection (niedrigschwelliges Angebot der Diakonie) - was sowohl
die steigenden Zahlen als auch den Ausbau der Angebote betrifft - und
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nicht zuletzt durch das Projekt "Perspektive" (Intensivbetreuung
junger hartdrogenabhängiger, methadonsubstituierter Spätaussiedler,
die als Intensivtäter bekannt sind).

Die "offene Drogenszene" (Anbieter, Konsumenten) konnte
weitgehend aufgelöst werden. Festzustellen ist allerdings eine
Verlagerung des Drogenhandels in Wohnungen.

Die registrierte Rauschgift-Kriminalität (Verstöße gegen das BtMG)
ist seit 1995 rückläufig (1995: 939, 2001: 600 Fälle). Dagegen ist die
indirekte Beschaffungskriminalität im gleichen Zeitraum gestiegen
(845: 970). 1995 wurden 636 Vorgänge mit Deutschen, 68 Vorgänge
mit Nichtdeutschen und 141 Vorgänge mit Aussiedlern als
Tatverdächtige registriert, sechs Jahre später (2001) nur noch 428
Vorgänge mit Deutschen, 40 Vorgänge mit Nichtdeutschen, jedoch
502 Vorgänge mit Aussiedlern als Tatverdächtige.

Zu den Spätaussiedlern ist anzumerken, dass deren Anteil in
Osnabrück ansteigend ist (aktueller Bevölkerungsanteil: 6,5%).
Darunter befindet sich ein erheblicher Anteil Jugendlicher und
Heranwachsender, die bereits in ihren Herkunftsländern (Russland,
Kasachstan) Drogenkonsum hatten. Unter diesen jungen
hartdrogenabhängigen Spätaussiedlern gibt es eine große Anzahl von
Intensivtätern. Hinzu kommt, dass es nur im Ausnahmefall gelingt,
diese Klientel Hilfsangeboten zuzuführen.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Osnabrück-Stadt, Zentraler Kriminaldienst,
Rauschgift, Kollegienwall 6 - 8, 49074 Osnabrück

Internet: http://www.polizei.land-ni.dbp.de/~bruecke/

eMail: pressestelle@pi-osnabrueck-stadt.polizei.niedersachsen.de
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Seilgärten und Suchtprävention

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Sucht"}{xe "Konfliktbewältigung"}{xe
"Erlebnispädagogik"}

Organisation

Benutzung und Funktion von Suchtmitteln stellen eine mögliche Form
der Manipulation des Erlebten dar. Neuerer Forschung zu Folge, wirkt
sich selbstbewusstes und persönlichkeitsstarkes Verhalten positiv auf
die Vermeidung von Sucht und Suchtkarrieren aus. Ausgehend von
diesen Überlegungen müssen moderne Präventionskonzepte Erlebnis-
und Alltagswelten der unterschiedlichen Zielgruppen mit einbeziehen
und an diesen ansetzen.

Die Arbeit in Seilgärten (Rope Courses) ist ein solches modernes
Präventionskonzept, welches den Teilnehmern über das persönliche
Erleben hinaus, Möglichkeiten des Lernens und der Veränderung
eröffnet und somit zur Persönlichkeitsentwicklung und
Selbstwertsteigerung beiträgt.

Konzeptioneller Ansatz

Das Seilgärtenprojekt verfolgt folgende Ziele:

(1) Förderung und Stärkung individueller Handlungskompetenz: Die
Teilnehmer sollen einen besseren Umgang mit Gefährdungen, wie
z. B.  Drogenkonsum und den sich daraus ergebenden
Suchtanfälligkeiten, der Leistungsüberforderung und der
Stressanfälligkeit erlernen. Erleichtert wird dies durch das
Gesamtprogramm der handlungsorientierten Aktivitäten, die das
provozierte Konfliktpotential in den Teilnehmergruppen aufarbeiten,
bewusst machen und lösen helfen sollen.

(2) Elementare Erlebnisse im Hier und Jetzt: Der Wunsch vieler
Schüler nach elementaren Erlebnissen und Abenteuer im "Hier und
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Jetzt" hat u.a. den Zweck der eigenen Kompetenzwahrnehmung und
kann dann zu mehr Gelassenheit, innerer Stärke, Selbsterkenntnis,
realistischerem Anspruchsdenken, größerer Kompromissfähigkeit,
mehr Frustrationstoleranz und höheren Ungeduldskoeffizienten
bezüglich späterer vorenthaltener Bedürfnisbefriedigung führen.

(3) Transfer der gesammelten Erfahrungen ins Alltagsleben: Reflexion
ist das zentrale Element handlungsorientierter Lernansätze im
Seilgarten. Entscheidend sind die Bewältigungsstrategien, die von
Teilnehmern angewendet werden, um Herausforderungen zu meistern.
Das Herausziehen von alternativen Handlungsformen im Alltagsleben
macht die eigentliche Lernerfahrung aus.

Um die Ziele in der suchtpräventiven Arbeit mit der Zielgruppe
Schüler zu erreichen, ist es wichtig, folgende methodische Prinzipien
zu beachten:

- Planvolle und umsichtige Vorgehensweise bei der Auswahl der
verschiedenen Medien

- Orientierung an Ressourcen der unterschiedlichen Zielgruppen

- Prozesshaftes Gestalten von Übungen, Angeboten und Projekten.

Die Arbeit mit Programmen und Angeboten in Seilgärten steht in der
Tradition des handlungsorientierten Lernens und hat viele Wurzeln in
der humanistischen Psychologie und der Erlebnispädagogik. Ihren
Ursprung und große Verbreitung erfuhr sie in den angelsächsischen
Ländern, aus denen sie jetzt verstärkt nach Deutschland und Europa
kommt. Allen Programmen gemeinsam sind die Prinzipien der
größtmöglichen physischen und psychischen Sicherheit sowie
Unversehrtheit aller Beteiligten. Diese werden durch eine
Programmgestaltung erreicht, die auf die Kompetenz und Ziele der
jeweiligen Benutzergruppe abgestimmt wird. Bei allen Aktivitäten gilt
das Prinzip der selbstgewählten Herausforderung. Jeder Teilnehmer
und jede Teilnehmerin entscheidet individuell den Grad der
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Teilnahme und bemüht sich, die eigenen Grenzen zu spüren und damit
kreativ umzugehen.

Es wird zwischen mobilen und stationären Seilgartenanlagen und
zwischen niedrigen und hohen Stationen/Elementen unterschieden.
Bei den niedrigen Stationen sind die Aufgaben stärker teamorientiert.
Es werden Szenarien entwickelt, die einen hohen
Aufforderungscharakter besitzen und die nur durch die Gesamtgruppe
bewältigt werden können. Hier sind Kreativität, Kommunikation und
Kooperation besonders gefordert. In anschließenden
Reflektionsrunden können verschiedene Aspekte und Themen
angesprochen werden, beispielsweise die Rolle des Einzelnen, die
Zusammenarbeit und Kommunikation in der Gruppe, Selbst- und
Fremdwahrnehmung vor dem Hintergrund suchtpräventiver Themen
mit dem Ziel des Transfers in den Alltag.

Sachstand/Erfahrungen

Zur Zeit (2001/2002) wird mit verschiedenen Gymnasien auf der
Seilgartenanlage im Park am Haus Schönstein/Wissen (Sieg), einer
stationären Anlage mit niedrigen und hohen Stationen gearbeitet.

Auf der Basis von Fragebogenauswertungen teilnehmender Schüler
lassen sich folgende Aussagen zur Zielerreichung treffen:

zu (1): Obwohl das Thema "Sucht und Drogen" während der gesamten
Veranstaltung keine explizite Erwähnung fand, wussten einige
Schülerinnen und Schüler bei der Frage "Was hatte die Fahrt deiner
Meinung nach mit dem Thema 'Drogen' zu tun?" dennoch die Brücke
zu schlagen: "Die meisten Jugendlichen, die Drogen nehmen, tun es,
weil sie denken, sie könnten nichts und sie wären zu nichts nutze.
Aber in dem Kurs lernt man, dass man auch ohne Drogen "was kann
und dass der eine den anderen braucht und dass man sich mehr traut,
wenn die anderen nicht so drängen und einem Zeit geben." - "Man
konnte Dinge kennen lernen, die einen von Drogen ablenken" - "Dass
man auch sagt, was man nicht will."
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zu (2): Die Schüler machten die Aussage, dass man sich selber in der
Hand hat, dass man manchmal auf andere angewiesen ist und dass
man auch vor seinen Freunden 'nein' zu sagen lernt. "Ich habe dort
mehr Vertrauen in die anderen aus meiner Klasse bekommen und
viele besser kennen gelernt. Man musste andere sichern und wurde
dabei auch gesichert. Wenn man andere sicherte, musste man auch auf
sich selbst vertrauen (dass man die Kraft dazu hat), das war toll."

zu (3): Folgende Schülerinnenantwort auf die Frage "Hat die
Klassenfahrt für dich selbst etwas gebracht?" scheint repräsentativ zu
sein: "Ehrlich gesagt, kann ich das noch nicht so gut einschätzen, ich
denke, das wird sich in der nächsten Zeit ergeben. Aber ich weiß jetzt
schon, dass ich durch Rope Courses mehr Selbstvertrauen bekommen
habe und den anderen in der Klasse mehr vertraue."

"Ich würde die Fahrt nach Wissen noch einmal machen und auch
weiter empfehlen, denn bei den Aufgaben haben wir viel gelernt, z. B.
besser mit den anderen umzugehen, besser zusammenzuarbeiten
(Teamwork), unsere Grenzen kennen zu lernen (es hat Spaß gemacht,
etwas Neues kennen zu lernen, neue Herausforderungen) und den
anderen zu vertrauen." - "Es hat viel Spaß gemacht, zu sehen wie weit
ich mich traue. Ich fand es gut, dass einer für den anderen
verantwortlich war. ..."

Weitere Informationen

Caritasverband für die Stadt Bonn e.V., Fritz-Tillmann-Str. 12, 53113
Bonn

eMail: suchtberatung@caritas-bonn.de
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Theaterprojekt gegen Gewalt und Sucht für achte
Schulklassen (Sek I)

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Drogen"}{xe "Sucht"}

Organisation

In der Zeit vom 1. August 1999 bis zum 6. Dezember 2001 wurde
durch die Freie Jugendkunstschule Hamm in enger Zusammenarbeit
mit dem Kommissariat Vorbeugung des Polizeipräsidiums Hamm und
unter Schirmherrschaft des Regierungspräsidenten das Theaterprojekt
"Gegen Gewalt und Sucht" an weiterführenden Schulen der Stadt
Hamm durchgeführt. Wegen fehlender Fördermittel kann das Projekt
seit Jahresbeginn 2002 im Stadtgebiet Hamm nur noch angeboten
werden, wenn die entstehenden Kosten von der nutzenden Schule
komplett übernommen werden.

Für das Projekt (Arbeit in der Klasse und Anspiel beim Elternabend)
werden eine Theaterpädagogin und ein Theaterpädagoge benötigt. Die
Kosten in Höhe von 300 € werden auf Honorarbasis abgewickelt.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt ist als fortlaufende Maßnahme konzipiert und soll allen
Schülern der Altersgruppe ab 14 Jahren klassenweise zugänglich
gemacht werden. Über den Weg der Auseinandersetzung mit den
Themen "Gewalt und Sucht" sollen die Jugendlichen u. a.
Möglichkeiten der Konfliktbewältigung erarbeiten und erlernen.

In jeder Klasse haben, über einen Zeitraum von drei Tagen, jeweils
zwei Theaterpädagogen (eine Frau und ein Mann) der Freien
Jugendschule Hamm täglich mindestens zwei Unterrichtsstunden
intensiv in ganzheitlicher Form mit den Schülerinnen und Schülern
gearbeitet. Das Schwergewicht der Vermittlung setzt auf Anreize zum
Eigenhandeln (z. B.  Motivation durch Provokation/Anspiel,
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zurückgezogene Moderation/Regie usw.). Es richtet sich inhaltlich an
den Aggressionstheorien aus. Die Arbeit mündet in eine interne
Aufführung am dritten Tag.

Der erzeugte Zeitdruck und die Motivation ein eigenes Theaterstück
(Improvisationstheater) aufführen zu können, nimmt den Schülerinnen
und Schülern den Eindruck, dass sie intensive Bewältigung
vorhandener Eigenprobleme (insbesondere legale und/oder illegale
Drogen, Gewalt, Sexualität pp.) betreiben. Die Aufführung dient
neben der inhaltlichen Beschäftigung mit Alltagsproblemen auch dem
Training von Selbstdisziplin und Selbstbehauptung.

Zum Abschluss des Projektes wurden an allen Schulen Elternabende
für die beteiligten Klassen angeboten (Dauer etwa drei Stunden), die
das Kommissariat Vorbeugung organisierte.

Für die beteiligten Lehrerinnen und Lehrer sind zur Vorbereitung und
nach der Veranstaltung zur möglichst übergangslosen Nachbereitung
mit den Kindern durch die Schule Informationsveranstaltungen
durchgeführt worden.

Sachstand/Erfahrungen

Insgesamt 116 Klassen haben in der Zeit vom 1. August 1999 bis zum
6. Dezember 2001 das Projekt erlebt.

Das Theaterprojekt "Gegen Gewalt und Sucht" ist stark vom
Leistungsvermögen der eingesetzten Theaterpädagogen und deren
Einstellung zur Zielerfüllung abhängig. Dies erfordert eine längere
Einarbeitungsphase. Durch die Vergütung des theaterpädagogischen
Personals auf Honorarbasis war zwangsläufig eine hohe Fluktuation
bei den zur Verfügung stehenden Kräften gegeben. Dies führte
zeitweise zu Erfolgseinbußen.

Die ganzheitlichen Grundsätze des Theaterprojektes führen ohne ein
intensives Vor- und Nachbereitungsgespräch - mit Optionen der
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thematischen Fortführung für die Lehrerinnen und Lehrer - zu
unnötigen Missverständnissen.

Durch die flächendeckend angebotenen Projekte konnten nahezu 65%
der Erziehungsberechtigten der beteiligten Schülerinnen und Schüler
erreicht werden. Die Motivation, den angebotenen Informations- und
Diskussionsabend zu besuchen, wurde u.a. durch Erzählungen der
teilnehmenden Kinder stark beeinflusst.

Von den beteiligten Lehrpersonen wurde im Nachgang der Projekte
häufig berichtet, dass sich der Umgang der Schülerinnen und Schüler
untereinander sowie die Klassenhierarchie positiv verändert habe.
Insbesondere sei beobachtet worden, dass die zuvor zurückhaltenden,
stillen Schülerinnen und Schüler durch das Projekt zu einem
erheblichen Zuwachs an Selbstbewusstsein kommen konnten,
während die lauten Schülerinnen und Schüler - aus Angst vor
Prestigeverlusten - durch die Projektbeteiligung zu deutlich mehr
Selbstdisziplin kamen.

Ob und welcher Langzeit-Zielerreichungsgrad durch das
Theaterprojekt erreicht werden konnte, ist nicht genau feststellbar. Die
Kontrolle erfolgte durch eine über einen Zeitraum von zweieinhalb
Jahren durchgeführte anonyme Fragebogenaktion unter den beteiligten
Schülerinnen und Schülern. Eine geplante wissenschaftliche
Begleitung bzw. Evaluation musste aus Kostengründen unterbleiben.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Hamm, Kommissariat Vorbeugung, Goethestraße 6,
59065 Hamm
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Theaterstück "Der Feigling"

{xe "Sachsen"}

Organisation

Durch einen Mitarbeiter des Landeskriminalamtes Sachsen wurde ein
Theaterstück (nicht nur) zur Drogenprävention an Grundschulen
erarbeitet. Wesentliches Anliegen ist die Befähigung von Kindern,
Gruppendrucksituationen zu widerstehen und eine eigene,
selbstbestimmte Meinung zu artikulieren. Inhaltlich wird das
Vorhaben von der Einstiegssituation der "ersten Zigarette" geprägt.
Die zur Ablehnung erforderlichen Vermeidungskompetenzen sind auf
andere Lebensbereiche übertragbar.

Aufgrund der einfachen Einsetzbarkeit und der Möglichkeit der
Anpassung an die speziellen Ressourcen der jeweiligen
Klassen/Schulen entstehen keine Kosten bei der Umsetzung.

Konzeptioneller Ansatz

Zur Handlung:

Die vierte Klasse ist fast geschafft. Patrick und die anderen proben
für das Abschlussfest. In der Pause rauchen Mitschüler heimlich
Zigaretten. Patrick und Hans-Oskar, die das beobachten, werden
unfreiwillig zu Beteiligten. Um nicht als Feigling dazustehen, müssen
sie sich entscheiden. Während Hans-Oskar dem Druck nicht
standhalten kann, riskiert Philipp, von den anderen vor der Gruppe als
Memme bezeichnet zu werden.

Was zunächst als Schwäche bewertet wird, wird am Schluss zur
Stärke, weil man manchmal ganz schön viel Mut braucht, um ein
Feigling zu sein.



Drogen/Sucht

82

Die Vorbeugung stofflichen und nichtstofflichen Suchtverhaltens
muss, wissenschaftlichen Erkenntnissen und den Erfahrungen des 1.
Sächsischen Landesplanes zur Suchtprävention folgend, wesentlich
früher ansetzen, als in der Vergangenheit angenommen und praktiziert
wurde.

Für Grundschüler erscheint die 4. Klasse besonders geeignet, sich
substanzunspezifisch mit verallgemeinerungsfähigen Einstiegs- und
Verführungssituationen zu befassen, da sie bei dem bevorstehenden
Wechsel in eine andere Schulform stark mit Akzeptanz- und
Anerkennungskonflikten belastet werden.

Der Erstkonsum legaler Alltagsdrogen wie Nikotin und Alkohol
beinhaltet nicht nur aufgrund des gesundheitlichen Aspektes für diese
Altersgruppe ein nicht zu unterschätzendes Gefährdungspotenzial,
sondern muss auch im Hinblick auf die subjektive Überwindung von
natürlichen Handlungshemmnissen betrachtet werden.

Im Vordergrund präventiver Bemühungen stehen deshalb nachfolgend
genannte Ziele:

- Ausbildung von Widerstandsfähigkeit,

- Erwerb emotionaler Kompetenz,

- Unterstützung der Artikulationsbereitschaft unter Gruppendruck,

- Reflexion gruppendynamischer Prozesse,

- Erwerb einer altersgemäßen Drogendistanz,

- Verstärkung protektiver Faktoren.

Das Theaterstück kann sowohl im Zusammenhang mit polizeilichen
Präventionsaktivitäten (z. B.  Projekttagen) als auch unabhängig
davon innerhalb des Lehrplans bzw. in außerschulischen Projekten der
Schulen realisiert werden. Ebenso offen ist die Einbindung der Eltern
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in die Vorbereitungsphase. Die Eltern werden hauptsächlich mit dem
"Produkt", also bei Aufführungen erreicht.

Sachstand/Erfahrungen

Das Theaterstück wurde am 18. April 2002 durch Schüler der
Grundschule Moritzburg uraufgeführt. Die Umsetzung bestätigte die
mit dem Stück verfolgten Intentionen:

Das Anliegen, Kindern zu vermitteln, wie sie in
Gruppendrucksituationen bestehen und ihren eigenen Standpunkt
behaupten können, wurde erreicht. Durch das Spielen dieses
Anliegens  erleben die Kinder die kritischen Situationen sehr
realistisch und erfahren gleichzeitig erfolgreiche Handlungsstrategien.
Hier gelingt es mit dem Medium Theater, sich von klassischen
Aufklärungskonzepten zu lösen, die nur auf der kognitiven Ebene die
Präventionsthemen transportieren und weitgehend wirkungslos
bleiben.

Das Stück ist von anderen Grundschulen relativ leicht realisierbar: Ein
wesentlicher Teil des Stückes besteht aus der Probe zum
Abschlussfest. Die einzelnen dort geübten Darbietungen können durch
jede Klasse variiert werden - je nach in den Klassen vorhandenen
Talenten.

Für interessierte Klassen steht das Stück im Internet unter
http://www.lka.sachsen.de (dort auf dem Link "Prävention") zur
Verfügung.

Das Landeskriminalamt Sachsen bittet die Nutzer des Stückes um
Rückmeldungen zu Erfahrungen und Veränderungen.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat Jugend- und
Rauschgiftprävention, Neuländer Straße 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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Bürger und Polizei gemeinsam gegen Wohnungseinbruch

{xe "Rheinland-Pfalz"}{xe "Beratung"}{xe "Einbruch"}{xe
"Öffentlichkeitsarbeit"}{xe "Technische Prävention"}

Organisation

Im September 2000 gründete die Polizeidirektion Landau die
Arbeitsgruppe (AG) "Bürger und Polizei gemeinsam gegen
Wohnungseinbruch" mit dem Schwerpunkt einer intensiven,
bürgerorientierten Präventions- und Aufklärungsarbeit.

Eingesetzt wurden im ersten und zweiten Maßnahmejahr jeweils etwa
11.000 "Mann"stunden. Dies gelang u.a. über die Nutzung sog.
"Flexzeiten" sowie den Einsatz der Bereitschaftspolizei. Das Konzept
wird mit einer modifizierten taktischen Ausrichtung auch im Jahr
2002 fortgesetzt.

Konzeptioneller Ansatz

Anlass für die Initiative war eine Steigerung der Wohnungseinbrüche
auf 383 im Winterhalbjahr 1.10.99 bis 1.04.2000 gewesen. Bisherige
polizeiliche Konzepte hatten diesen Trend nicht stoppen können.

Ziel der AG war es Maßnahmen zu entwickeln, die es ermöglichen,
die Anzahl der Wohnungseinbrüche im Vergleich der Zeiträume
1.10.2000 bis 1.4.2001 gegenüber 1.10.1999 bis 1.04.2000 um 25% zu
senken, sowie die Aufklärungsquote im Jahr 2000 gegenüber 1999
sowie im ersten Halbjahr 2001 gegenüber 2000 von 4,4% auf 17,6%
zu steigern.

Zudem sollte das Hinweisaufkommen aus der Bevölkerung erhöht und
seine Entwicklung im Laufe der Aktion gemessen werden.
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Durch interne und externe Öffentlichkeitsarbeit sollte fortlaufend über
getroffene Maßnahmen, Erfahrungen und Reaktionen berichtet
werden.

Zur Zielerreichung wurden folgende Maßnahmen ergriffen:

1. Durchführung individueller und allgemeiner
Präventionsberatungen

2. Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit

3. Produktion eines Demonstrationsvideos

4. Fertigung von Plakaten und einer Schautafel

Sachstand/Erfahrungen

Hauptaktivität der AG waren die unter 1. genannten individuellen und
allgemeinen Präventionsberatungen. So erfolgte mittels zeit- und
personalintensivem persönlichem Aufsuchen der Bürger vor Ort eine
individuelle Beratung und Sensibilisierung. Mit der Maßnahme
konnten rund 8.100 Haushalte erreicht werden. Zum Monatswechsel
November/Dezember 2000 traten Beamte der AG mit Unterstützung
der kriminalpolizeilichen Beratungsstelle aus Ludwigshafen,
Karlsruhe und der französischen Gendarmerie aus Lauterburg bei der
Firma DaimlerChrysler in den Werken Wörth und Germersheim
beratend und informierend auf. Auch hier stieß die Aktion auf reges
Interessen, so dass weitere 1.000 Haushalte erreicht werden konnten.

In zwei Geldinstituten der Stadt Landau wurden zudem
Informationsstände zur technischen und persönlichen Prävention
betrieben.

Die unter 2. genannte Öffentlichkeitsarbeit umfasste neben Berichten
in Printmedien sowie dem direktionsinternen Medienorgan "Laura-
Aktuell", Informationen aller Verbandsgemeinden und
Stadtverwaltungen in 14-tägigen Abständen. In enger
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Zusammenarbeit mit der lokalen Tageszeitung "Die Rheinpfalz"
wurde ein wöchentliches Barometer veröffentlicht, das dem Bürger
Einsicht in den Fortschritt der polizeilichen Arbeit ermöglichte.

Das unter 3. genannte Demonstrationsvideo richtete sich an Bürger
und appellierte zur Mit- und Selbsthilfe. Neben einer Langversion
zum regionalen Einsatz in der Südpfalz kann eine Kurzversion im
gesamten Bundesgebiet ausgestrahlt werden.

Die unter 4. genannte Schautafel, die im Eingangsbereich der Behörde
in Landau aufgestellt war, informierte Polizisten und Bevölkerung
aktuell über den Stand der Arbeit. Zusätzlich wurden Plakate
entworfen und in monatlichen Abständen in den
Kommunalverwaltungen ausgehängt, um das aktuelle
Straftatenaufkommen im Vergleich zum Vorjahr aufzuzeigen.

Die Aktion hat die in sie gesteckten Ziele in besonderem Maße erfüllt.
Ihr wird eine Senkung des Straftatenaufkommens um 39,4% in dem
o.g. Vergleichszeitraum zugeschrieben. Zugleich stieg die
Aufklärungsquote im selben Zeitraum von 4,4 auf 21,1%.

Weitere Daten zum Projekterfolg wurden im Rahmen einer
Diplomarbeit der Universität Koblenz-Landau erhoben (Behrendt,
Carolin: "Imageanalyse anhand der Dimensionen Eigen-, Fremd- und
vermutetem Fremdbild sowie die Evaluation sicherheitstechnischer
Präventionsprojekte am Beispiel der Polizeidirektion Landau und dem
Projekt "Bürger und Polizei gemeinsam gegen Wohnungseinbruch").

Demnach konnten sich von 209 befragten Bürgern 53% an das Projekt
erinnern. 26,4% der befragten Bürger, die sich an das
Präventionsprojekt erinnerten, haben nach der Aktion
sicherheitstechnische Änderungen an ihren Häusern bzw. ihrer
Wohnung vorgenommen. Bezogen auf die Gesamtstichprobe haben
somit 13,9% aufgrund der Aktion sicherheitstechnische Vorkehrungen
getroffen, was als besonderer Erfolg der mit hohem Personalaufwand
betriebenen polizeilichen Beratung hervorgehoben werden kann. Die
meisten Änderungen wurden an Schlössern vorgenommen. Weiter
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wurden Lichtschaltanlagen montiert, sicherheitstechnische
Änderungen an Eingangs-, Wohnungs-, Fenster- und Terrassentüren
sowie Verstärkungen an Fenstern vorgenommen; Alarmanlagen
wurden angebracht und zusätzliche Gitter montiert.

Zudem haben 82,7% der befragten Personen aufgrund der Aktion ihr
Verhalten geändert. 57,3% gaben an, dass sich ihre Wachsamkeit
gegenüber fremden Fahrzeugen erhöht habe. 52,7% gaben an, dass
infolge der Aktion ihre Bereitschaft, die Polizei über Verdächtiges zu
informieren, gestiegen sei und 20% verbesserten den Kontakt zur
Nachbarschaft.

Von den 80 befragten Polizeibeamten kannten 99% das Projekt; 45%
waren selbst an der Konzeption der Aktion beteiligt, 71% beratend
tätig gewesen.

Die im Rahmen der Aktion durchgeführten Beratungen wurden - so
das Ergebnis der Befragungen - von den Bürgern überaus positiv
angenommen. Bürger und Polizisten empfanden den gegenseitigen
Kontakt mehrheitlich als sehr angenehm. Die Effektivität der
Sicherheitsberatung wurde von beiden Seiten als hoch bewertet.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Rheinpfalz, Polizeidirektion Landau, Westring 23
und 25, 76829 Landau i. d. Pfalz

eMail: pdlandau@polizei.rlp.de
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Einbruchsdiebstähle in Kleingärten

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Einbruch"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}{xe
"Präventionspreis"}{xe "Präsenz"}{xe "Diebstahl"}

Organisation

Um der Vielzahl von Gartenlaubenaufbrüchen im Raum Lübeck
entgegenzuwirken, entschied sich die Dienstgruppe -C- des 2.
Polizeireviers Lübeck zur Ausarbeitung des Präventionskonzeptes
"Projekt Kleingärten l997". Die Zusammenarbeit fand dabei
überwiegend zwischen der Polizei und den Vereinsvorständen der
Kleingartenvereine statt.

Nach Erstellung eines lokalen Kriminalitätslagebildes, einer
analytischen Auswertung sowie den daraus gewonnenen
Erkenntnissen wurde zusammen mit den Kleingärtnern, ein
kontinuierliches Präsenz- und Präventionskonzept erarbeitet.

Konzeptioneller Ansatz

Zu Projektbeginn wurden Lagepläne über die revierzugehörigen
Gartenanlagen erstellt, die Parzellenzahl (ca. 4.000) ermittelt und
Kontakt zwischen Kleingärtnern und Polizei hergestellt bzw.
intensiviert. Um das Projekt bekannt zu machen, wurden Flugblätter
und Aufkleber ("Einbruch lohnt nicht - Laube geräumt") verteilt.

Die Aktion konzentrierte sich auf die im Revierbereich liegenden
Kleingartenkolonien, ist aber auch uneingeschränkt auf andere
Revierbereiche übertragbar.

Ziele des Projektes:

- Sensibilisierung der Kleingärtner zur Sicherung des Eigentums,

- Optimierung des Informationsflusses,
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- Erhöhung der Anzeigen- und Kooperationsbereitschaft,

- Reduzierung von Gartenlaubenaufbrüchen.

Sachstand/Erfahrungen

Bereits frühzeitig wurde im Rahmen des Projektes darüber berichtet,
dass die Anzeigebereitschaft durch intensive Beratungen und
Durchführung von Informationsveranstaltungen erhöht wurde. Zudem
konnte durch die enge Kooperation mit den Vereinsvorständen und
Laubenbesitzern eine Diebstahlsserie von 60 Straftaten aufgeklärt
werden. Im polizeilichen Innenverhältnis hatte der "praxisnahe"
Umgang mit dem Thema der polizeilichen Präventionsarbeit zu einem
deutlichen Motivationsschub bei den Polizeibeamten und zu einem
spürbaren Interesse geführt, bürgernah, lageorientiert und aktuell
Polizeiliche Kriminalprävention zu betreiben. Für diese
Präventionsmaßnahme erhielt das 2. Polizeirevier 1997 den
Präventionspreis der Landespolizei.

Das Projekt wird auch im Oktober 2002 noch durchgeführt. Zur
Projektbetreuung gehört es dabei, dass anlässlich der Versammlungen
außerhalb der "nackten" Zahlen meist rechtliche Themen in Form von
Vorträgen vorgestellt werden, die den Kleingarten betreffen. Der
Inhalt der Vorträge basiert in der Regel auf Nachfragen und
Anregungen der Vorstände, die auf der Vorjahresversammlung
angesprochen wurden.

Die dargestellten Ziele sind noch aktuell. Auf die Erhöhung der
Anzeige- und Kooperationsbereitschaft wird allerdings kein
Augenmerk mehr gerichtet. Wurde anfangs in der statistischen
Auswertung noch der Zeitraum zwischen Bekannt werden des
Einbruchs und der Anzeigeerstattung erfasst, wird jetzt darauf
verzichtet, da sich gezeigt hatte, dass seit Beginn des Projektes
Anzeigen zeitnah erstattet werden.
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Bei der Art der Umsetzung musste der direkte Kontakt zu
Kleingartenpächtern eingeschränkt werden. Anfänglich war er
dringend notwendig, um das Projekt bekannt zu machen. Er wäre auch
jetzt noch wünschenswert, lässt sich aber auf Dauer aus Zeitgründen
bzw. Gründen der Arbeitsbelastung nicht aufrechterhalten.

Um an das Projekt bzw. die geforderte Sicherung des Eigentums
durch die Kleingärtner zu erinnern, wurde im Jahr 2000 ein Plakat
entworfen und an die Vorstände der Vereine ausgehändigt. Im
Zentrum des Plakats, das u.a. in Vereinsheimen aufgehängt werden
sollte, war zur Erinnerung wiederum der Aufkleber "Laube geräumt -
Einbruch lohnt nicht" abgebildet.

Durch die Reduzierung des direkten Kontaktes zu den Kleingärtnern
hat sich offenbar keine Verschlechterung des Informationsflusses
eingestellt. Offensichtlich reicht der Kontakt über die
Vereinsvorstände aus. Diese suchen durchaus den Kontakt zur Polizei,
wenn durch einzelne Mitglieder ihrer Vereine Probleme an sie
herangetragen werden. Bei der Kontaktaufnahme wird darauf
geachtet, dass die Dienstgruppe -C- im Dienst ist. Dabei wird auch
bewusst nach dem Dienstgruppenleiter, der das Projekt seit Bestehen
mitbetreut, oder dem den Verein zugeteilten Betreuungsbeamten
gefragt.

Eine verstärkte Bestreifung des Kleingartengeländes zur Nachtzeit
findet nach wie vor statt.

Negative Erfahrungen wurden im Rahmen der Projektdurchführung
nicht gesammelt. Hinderlich bei der statistischen Auswertung war
allerdings die Tatsache, dass aufgrund von Terminen  bezüglich der
Verleihung des Präventionspreises 1997 bzw. der Entscheidung der
Jury ein Zwischenergebnis vorgelegt werden musste. Daher wurde der
Zeitraum von Dezember 1996 bis Juni 1997 ausgewertet. In den
Folgejahren wurde einheitlich der Berichtszeitraum von jeweils Juli
bis Juni des darauffolgenden Jahres verglichen. Daher gab es gerade
zu Beginn des Projektes, wo eigentlich mit dem größten positiven
Effekt zu rechnen ist, ungenaue Vergleichsmöglichkeiten. Im
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Nachahmungsfall sollte sich die betreffende Dienststelle einen
Zeitraum von einem Jahr aussuchen, der auch in den Folgejahren
immer wieder verglichen werden kann. Ein Zeitraum an das
Kalenderjahr angelehnt, wird hier für angebracht gehalten.

Weiterhin hinderlich war die Tatsache, dass ca. eineinhalb Jahre nach
Beginn des Projektes durch Umstrukturierung der Revierbereiche
innerhalb Lübecks das Gartengelände "Buntekuh" mit 756 Parzellen
hinzugekommen ist, wodurch statistische Vergleiche erschwert
wurden.

Als Fehler bei der statistischen Auswertung hat sich auch die Art und
Weise der Erfassung der Schadenshöhe herausgestellt, die den
Vereinsvorständen in Form von Diagrammen vorgestellt wird. Bei der
Erstellung der Diagramme wurde bei Zeitreihen die
Gesamtschadenshöhe herangezogen. So sinnvoll dies
volkswirtschaftlich ist, müssten vor dem Hintergrund der
Projektüberwachung eigentlich Stehlgutschäden erfasst und dargestellt
werden, da gerade diese durch das Projekt gesenkt werden sollten.

Nach Ansicht der Projektbetreiber lassen sich Sachschäden durch
Präventionsarbeit nicht senken. Einerseits werden Gartenlauben
aufgrund der abgeschiedenen Lage (geringes Entdeckungsrisiko) und
der Bauweise mit Brachialgewalt geöffnet. Das führt zu hohen
Sachschäden. Andererseits muss bei konsequenter Räumung der
Lauben damit gerechnet werden, dass in mehr Lauben eingebrochen
wird, bevor genug Diebesgut abtransportiert werden kann, was
wiederum zu einer Erhöhung der Sachschäden führt.

Als Ergebnis sollen in Zukunft Versuche, bei denen lediglich
Sachschaden entstanden ist und nichts entwendet wurde, und
vollendete Einbruchsdiebstähle getrennt erfasst werden. Dies kann
sich allerdings schwierig darstellen, da bei Anzeigenerstattung meist
nicht bekannt ist, ob etwas entwendet wurde bzw. was entwendet
wurde und Stehlgut-Listen entweder nicht nachgereicht oder nicht in
Kopie auf der Dienststelle zu den Akten genommen werden.
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Die positive Gesamtbetrachtung des Projektes ergibt sich aus den
statistischen Ergebnissen:

Unter statistischer Hinzuziehung des Kleingartengeländes "Buntekuh"
für den Berichtszeitraum 1997/1998 konnte die Zahl der Einbrüche in
den vier Folgejahren um durchschnittlich 28,4% gesenkt werden. Bei
den Stehlgutschäden ergibt sich eine Senkung von 25,2%.

Lediglich im Berichtszeitraum Juli 1999 bis Juni 2000 gab es sowohl
auffallende Steigerungen bei der Zahl der Einbrüche, was nicht erklärt
werden kann, als auch bei der Höhe der Stehlgutschäden.

Welchen Faktoren die Erfolge zugeschrieben werden können, ist
schwer zu sagen. Einerseits wurde sicherlich das Projekt durch die
Ausgabe des Plakates erneut ins Gedächtnis gerufen. Auch die an den
Lauben angebrachten Aufkleber, die zu Beginn des Projektes
ausgeteilt wurden, erinnern die Kleingärtner daran, zum Saisonende
die Laube zu räumen. Andererseits ist der jährliche direkte Kontakt
durch die Dienstgruppe -C- mit den Vorständen von großer
Bedeutung. Anscheinend ist auch der Kontakt zwischen den
Vorständen und den Parzellenpächtern bezüglich der Ziele des
Projektes vorhanden. In der Zwischenzeit neu hinzugekommene
Pächter werden wohl auch durch die Vorstände über das Projekt
informiert.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein Süd, Polizeiinspektion Lübeck, 2.
Polizeirevier Lübeck, Hansestr. 22, 23558 Lübeck

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail:pi.luebeck@t-online.de
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Fahrradcodierungen in Sachsen-Anhalt

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Diebstahl"}

Organisation

Am 30.06.1997 sprach sich die Ständige Konferenz der Innenminister
und -senatoren der Bundesländer in Deutschland für die Einführung
einer bundeseinheitlichen Codierung zur Identifizierung gestohlener
Fahrräder aus. So wurde beschlossen, dass sich die Codierung aus der
Stadt- bzw. Kreiskennung, der Gemeindekennung, des
Straßenschlüssels, der Hausnummer und der Initialen des Besitzers
zusammensetzt. Die Codierung sollte dem Käufer schon beim Kauf
eines Fahrrades angeboten werden.

Ein solches Präventionsprojekt gibt es im Bundesland Sachsen-Anhalt
schon seit 1996.

Konzeptioneller Ansatz

Um gestohlene Fahrräder dem Eigentümer wieder zuführen zu
können, nimmt die Polizei des Bundeslandes Sachsen-Anhalt seit
1996 landesweit Fahrradcodierungen vor.

Aufgrund mangelnder Aktualität hat sich der vom Landesamt für
Landesvermessung und Datenverarbeitung vergebene
Codierungsschlüssel nicht mehr bewährt. So wurde mit Wirkung vom
01.03.1999 ein polizeiinterner Schlüssel eingeführt, der durch das
Technische Polizeiamt Sachsen-Anhalt ständig aktualisiert wird. Alle
codierenden Institutionen (Polizei, Fahrradhändler, Vereine etc.)
erhalten mindestens einmal jährlich eine aktuelle Fassung. Es wird
weiterhin angestrebt, die Codierungen verstärkt durch die mit dem
Verkauf und Vertrieb von Fahrrädern befassten Händler durchführen
zu lassen. Um auf das Projekt aufmerksam zu machen, wirbt die
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Polizei Sachsen-Anhalts mit entsprechenden Aktionen in Zeitungen,
Rundfunk und mit Hilfe von Plakaten.

Sachstand/Erfahrungen

In der Zeit 1996 bis 2001 wurden insgesamt 134.614 Fahrräder
codiert, der größte Teil von der Polizei. Der Fahrraddiebstahl an sich
ist in dem Zeitraum um über 2.500 Fälle auf 19.211 im Jahr 2001
zurückgegangen. Parallel dazu ist die Aufklärungsquote von 1.033 auf
2.183 gestiegen.

Es kann jedoch nicht gesagt werden, ob es einen direkten
Zusammenhang zwischen dem Rückgang der Fahrraddiebstähle, dem
Anstieg der Aufklärungsquote und der Codierung der Fahrräder gibt.
Zukünftig soll dies mit Anzeigeformularen auswertbar gemacht
werden.

Gleichzeitig dazu laufen weitere Aktionen zur Reduzierung von
Fahrraddiebstählen: verstärkte Kontrollmaßnahmen bei
Radfahrern/Fahrrädern, Bestreifungen in Schwerpunktgebieten wie
Schulen, Sporthallen, Schwimmbädern, polizeiliche Observierungen
in Problembereichen, Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit den
örtlichen Medien, Informationsveranstaltungen in Schulen und
spezielle Ermittlungs- und Arbeitsgruppen der Polizei.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt, Lübecker Straße 55-63, 39124
Magdeburg

Internet: http://www.polizei.sachsen-anhalt.de

eMail: internet-redaktion@lka.pol.lsa-net.de
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Gib 8 auf die 7 Sachen!

{xe "Hessen"}{xe "Präsenz"}{xe "Beratung"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Leichtsinniges und unachtsames Verhalten von Reisenden begünstigt,
insbesondere in den Hauptreisezeiten (Ferienzeiten, Feiertage), die
Begehung von Eigentumsdelikten, insbesondere Handgepäck- und
Taschendiebstahl.

Das Grenzschutzpräsidium Mitte in Fuldatal führt mit seinen
nachgeordneten Bundesgrenzschutzämtern, unterstützt durch
Polizeivollzugsbeamte aus den Verbänden und des Aus- und
Fortbildungszentrums des Grenzschutzpräsidium Mitte, möglichst
koordiniert und zeitgleich mit den jeweiligen Polizeien der Länder,
Schwerpunktpräventionsaktionen zu der Thematik im Vorfeld der
Hauptreisezeiten durch.

Konzeptioneller Ansatz

Durch offensive Aufklärungs- und Informationsarbeit zu diesen Zeiten
sollen die Reisenden an Schwerpunktbahnhöfen und in Zügen des
öffentlichen Personennahverkehrs, unabhängig von deren Verhalten,
mit Hinweisen auf eingerichtete Informationsstände in und an
Bahnhöfen, aktiv angesprochen und Informationsmaterial zur
Vorbeugung verteilt werden.

An den Informationsständen wird den Reisenden über Videobeamer
ein speziell für dieses Projekt produzierter Informationsfilm zu der
Thematik vorgeführt. Lautsprecherdurchsagen der DB AG in einigen
Bahnhöfen mit Hinweisen zum Schutz vor Taschendiebstahl ergänzen
das Konzept.

Die Erhöhung der flächendeckenden Präsenz uniformierter BGS -
Beamter über die gesamte Dauer des Aktion, i.d.R. mehrwöchig,



Eigentumskriminalität

100

flankiert diese Maßnahmen und soll zusätzlich das Sicherheitsgefühl
der Reisenden verbessern sowie potentielle Straftäter nachhaltig
verunsichern.

Ergänzend hierzu erfolgt der Einsatz ziviler Fahndungskräfte an
Örtlichkeiten in die, aufgrund der Durchführung der
Schwerpunktveranstaltungen, eine mögliche Verdrängung des
vorhandenen Täterpotentials vermutet werden kann.

Die Aktion wird durch aktive Öffentlichkeitsarbeit nach außen und
innen begleitet, wodurch sichergestellt wird, dass alle Angehörigen
des Grenzschutzpräsidiums Mitte über die Aktion informiert sind, und
sie sich auch selbständig hieran beteiligen können, z. B.  auf der Fahrt
vom und zum Dienst im öffentlichen Personennahverkehr.

An Medien werden Informationsstände, Streuartikel, Faltblätter und
Filme eingesetzt.

Sachstand/Erfahrungen

Die Präventionsaktion des Bundesgrenzschutzpräsidiums Mitte stößt
bei der Bevölkerung regelmäßig auf eine positive Resonanz und ist
damit zu einer ständigen Einrichtung geworden.

Die durchgeführten Informationsgespräche werden in aller Regel
durch die Reisenden mit Interesse aufgenommen. Besonders ältere
Reisende sind über die direkt auf sie zugehenden Beamten erfreut.
Das Sicherheitsgefühl der Reisenden wird hierdurch und durch die
erhöhte uniformierte Präsenz offensichtlich verbessert.

Die Auswertung der Fallzahlen Taschen- und Handgepäckdiebstahl
im Nachgang zu durchgeführten Aktionen ergibt Rückgänge um bis
zu 18 % gegenüber dem Vormonat. Dies wird als um so
bemerkenswerter bewertet, als dass die Aktionen regelmäßig in den
Hochzeiten für Taschendiebe durchgeführt werden, in denen
normalerweise mit einem Anstieg der Fallzahlen zu rechnen ist.
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Im Jahr 2001 mussten die Aktivitäten bedingt durch Einsätze im
Zusammenhang mit den Anschlägen auf das WTC in New York
zurückgefahren werden. Ein Anstieg der Fallzahlen war die Folge.

Positiver Nebeneffekt ist die Steigerung der persönlichen Kompetenz
der eingesetzten Beamten, die durch die praktizierte Bürgernähe
erlangt wird.

Der Erfolg des Projekts stützt sich im Wesentlichen auf den durch
Präsenzerhöhung erzielten Verdrängungseffekt verbunden mit einer
Erhöhung des Sicherheitsgefühls. Verhaltensänderung bei potentiellen
Opfern aufgrund der in den Informationsgesprächen und -materialien
gegebenen Verhaltensempfehlungen tragen daneben zu einer
Reduzierung der Fallzahlen bei.

Weitere Informationen

Grenzschutzpräsidium Mitte (BGSP Mitte), Postfach 1222, 34227
Fuldatal

Grenzschutzdirektion, - SG I 11 -, - SG I 11 -, Roonstraße 13, 56068
Koblenz

Internet: http://www.bundesgrenzschutz.de

eMail: gsdir@rz-online.de
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Konzeption Ladendiebstahl - Polizeipräsidium Karlsruhe -

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Aus- und Fortbildung"}

Organisation

Im Rahmen des Projektes "Karlsruhe zeigt Verantwortung - Sicherheit
in der Stadt" wurde eine Arbeitsgruppe Laden-/Taschendiebstahl unter
Federführung des Polizeireviers Karlsruhe-Marktplatz und des Amtes
für Wirtschaftsförderung der Stadt Karlsruhe gebildet. Durch
vielfältige Maßnahmen soll die Eigentumskriminalität - vorwiegend in
der Innenstadt - reduziert werden.

Die Maßnahmen werden sowohl aus städtischen Mitteln, als auch
durch die Karlsruher Geschäftswelt und den Förderverein "Sicheres
Karlsruhe e. V." finanziert.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der Maßnahmen ist die Reduzierung der Ladendiebstähle durch
zielgruppenorientierte Arbeit, einerseits täterorientiert, andererseits
durch Aufklärung und Schulung bei potentiellen Geschädigten sowie
bei Geschäftsleitung und Personal im Einzelhandel.

Durch die Schulung des Verkaufspersonals im Einzelhandel soll
erreicht werden, dass die Angestellten sensibilisiert und das
Hinweisaufkommen gesteigert wird. Gleichzeitig sollen durch
Hinweise auf die rechtlichen Möglichkeiten eine Rechtssicherheit und
eine verbesserte Kooperation mit der Polizei erreicht werden.

Nachdem anfänglich nur Kurse bei der Industrie- und Handelskammer
Karlsruhe stattfanden, besteht das Projekt zwischenzeitlich aus drei
Säulen:
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1. Weiterhin finden Vorträge für alle Einzelhändler bzw.
Beschäftigten des Einzelhandels an zentralen Orten statt.
Einladungen hierzu werden von der örtlich zuständigen Industrie-
und Handelskammer versandt. Auf Ersuchen werden auch
Vorträge/Schulungen bei benachbarten Dienststellen außerhalb
des Stadt- und Landkreises Karlsruhe angeboten. Ergänzt wird
dieses Vortragsangebot durch Workshops (sowohl zusammen mit
der IHK als auch mit einzelnen Geschäften),  in denen die
Thematik mit Rollenspielen und praktischen Übungen vertieft
wird.

2. Gleichzeitig wurde begonnen, in einzelnen Geschäften
individuelle Schulungen nach Bedarf und zeitlichem Wunsch
durchzuführen. Dabei wird das Verkaufspersonal gezielt auf die
besonderen örtlichen Gegebenheiten hingewiesen und mit der
Materie des Ladendiebstahls vertraut gemacht.

3. In Gewerbeschulen werden im Rahmen der Ausbildung zum
Einzelhandelskaufmann Vorträge gehalten. Im gesamten Stadt-
und Landkreis Karlsruhe (fünf Gewerbeschulen) tragen die
Referenten der Polizei an einem Vormittag die Thematik
"Ladendiebstahl" vor und schulen damit schon die Berufsanfänger
über die erwähnten Thematiken  (Sensibilisierung /
Rechtssicherheit / Steigerung des Hinweisaufkommens u.ä.). Auf
Ersuchen werden auch Vorträge/Schulungen im gesamten
Zuständigkeitsbereich der IHK Karlsruhe (auch außerhalb des
Zuständigkeitsbereiches des Polizeipräsidiums Karlsruhe)
vorgenommen.

Sachstand/Erfahrungen

Spürbar ist bei allen Veranstaltungen der erfreuliche Kontakt mit dem
Bürger als Zeichen einer Kundenorientierung, wie es von einer
modernen Polizei erwartet wird. Die Polizei gibt als Freund und
Helfer Tipps und Ratschläge zum Thema "Ladendiebstahl" und
betont, dass nur durch eine intensive Zusammenarbeit die oftmals
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professionell agierenden Täter überführt werden können. Positiv
erscheint auch das Auftreten von zwei Referenten, die beide im
täglichen praktischen Dienst Erfahrungen mit der Thematik haben und
so jederzeit auch Fragen der Anwesenden aus der polizeilichen Praxis
beantworten können.

Der Vortrag ist auch durchsetzt mit sehr vielen Beispielen
(Vorgehensweisen der Täter) aus der Praxis und Anschauungsmaterial
aus Straftaten.

Aus den persönlichen Kontakten, die bei der Vortragstätigkeit
erstehen, ergeben sich auch Vorteile bei der Zusammenarbeit im
täglichen Dienst.

Im Internet wird sowohl auf der Seite des Polizeipräsidiums Karlsruhe
als auch bei der Industrie- und Handelskammer Karlsruhe auf die
Möglichkeit der kostenlosen Verpflichtung von Referenten des
Polizeipräsidiums Karlsruhe hingewiesen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Karlsruhe, Polizeirevier Karlsruhe-Marktplatz, Karl-
Friedrich-Straße 15, 76133 Karlsruhe

eMail: prev.marktplatz-tb@ppka.bwl.de

Förderverein "Sicheres Karlsruhe" e.V., Steinhäuserstraße 22, 76135
Karlsruhe

Internet: http://www.sicheres.karlsruhe.de

eMail: sicheres.karlsruhe@t-online.de
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Industrie- und Handelskammer Karlsruhe, Lammstraße 13 -17, 76133
Karlsruhe

Internet: http://www.ihk.de/karlsruhe

eMail: info@karlsruhe.ihk.de
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Kriminalitätsverhütung in Freizeiteinrichtungen

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Medien"}{xe "Diebstahl"}{xe
"Videoüberwachung"}{xe "Einbruch"}

Organisation

Aufgrund erhöhten Kriminalitätsaufkommens in Freizeiteinrichtungen
führte ein Polizeibeamter des Polizeireviers Wedel eine
Aufklärungsaktion zur Verhütung bzw. Eindämmung von Diebstählen
in Freizeiteinrichtungen durch. Für das Projekt entwickelte der
Beamte einen speziellen Vorbeugungsspot (Audiokassette). Diese
Maßnahme erfolgte ausschließlich in Vernetzung mit den örtlichen
Schwimmbadbetrieben der Stadtwerke Wedel und in Zusammenarbeit
mit einer Hamburger Wach- und Schließgesellschaft.

Konzeptioneller Ansatz

Um die Bevölkerung auf die Gefahren der Eigentumskriminalität
(Handtaschen-, Wertsachendiebstahl) hinzuweisen, wurden
entsprechende Informationsmaterialien hergestellt. Im Bereich der
Schließfächer des Schwimmbades wurden zusätzlich Videokameras
installiert.

Die Aufklärung über richtiges Verhalten zur Verhinderung von
Diebstählen im Freizeitbad Wedel erfolgte durch das Abspielen der
Audiokassette über die betriebseigene Lautsprecheranlage des
Schwimmbades. Die Musik wurde von dem Beamten selbst
komponiert und aufgezeichnet.

Sachstand/Erfahrungen

Das während der jährlichen Schwimmbadsaison wiederholte Projekt
fand große Zustimmung unter den Badegästen.
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Nach der Aktion stellte die Polizei Wedel eine Verlagerung der
Straftaten im Eigentumsbereich fest. Anfänglich wurden überwiegend
hochwertige Gegenstände entwendet, danach erfolgten nur noch
Diebstähle von Sachen mit geringem Wert. Die Zahl der Straftaten
reduzierte sich in den beiden ersten Jahren so sehr, dass das
Schwimmbad Wedel keinen polizeilichen Brennpunkt mehr darstellt.
Die Deliktszahl hat sich nachfolgend auf einem sehr niedrigen Niveau
eingependelt, auch zu Zeiten, in denen das Freizeitbad aufgrund
schönen Wetters sehr stark besucht wurde.

Die Verbreitung der Audiokassette im Freibad Wedel wird seither
ununterbrochen fortgeführt. Die Kassette wird je nach der Stärke der
Besucherzahl in zeitlich unterschiedlichen Abständen abgespielt.
Gegenüber dem Personal ist es manchmal erforderlich, an das
Auflegen der Kassette zu erinnern.

Der Erfolg der Maßnahme wird darauf zurückgeführt, dass der
potentielle Geschädigte nicht aktiv werden muss, sondern sich die
Verhaltensratschläge, nachdem er durch eingehende Musik
aufmerksam gemacht wurde, lediglich anhören, um sie dann zum
eigenen Schutz ggf. umzusetzen. Für den Erfolg der Maßnahme
spricht zudem eine zunehmende Nutzung der Schließfächer.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein West, Polizeiinspektion
Pinneberg, Polizeirevier Wedel, Gorch-Fock-Str. 9-11, 22880 Wedel

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail: pi.pinneberg@t-online.de
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Mehr Sicherheit für Griesheimer Geschäftsinhaber

{xe "Hessen"}{xe "Sozialarbeit"}{xe "Diebstahl"}{xe "Gewalt"}{xe
"Präsenz"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Das auf Dauer angelegte Projekt „Mehr Sicherheit für Griesheimer
Geschäftsinhaber“ wurde im November 2000 seitens des
Regionalrates Griesheim unter Beteiligung anderer Institutionen
(Polizei, Ordnungsamt, Präventionsrat Frankfurt am Main, Industrie-
und Handelskammer, Institut für Sozialarbeit e.V. und
Kriminalpolizeiliche Vorbeugungs- und Beratungsstelle) initiiert.

Konzeptioneller Ansatz

Ausgangspunkte des Projektes waren zahlreiche Ladendiebstähle und
Belästigungen von Griesheimer Geschäftsinhabern.

Ziel ist die Verbesserung der Sicherheitssituation in der Stadt.

Das Konzept beinhaltet mehrere Eckpunkte, die nur dann umgesetzt
werden können, wenn mehrere Geschäftsinhaber/ -innen daran
mitwirken und so zu mehr Sicherheit bzw. zur Steigerung des
Sicherheitsgefühls beitragen.

Das Programm beinhaltet:

- Sammlung bzw. Verbreitung von Informationen über das Einüben
geeigneter und praxisnaher Verhaltensweisen in
Gefahrensituationen

- Beratung der Beteiligten im Hinblick auf technische Hilfsmittel
(beispielsweise Alarmanlagen)
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- gut funktionierendes Informationssystem zwischen den
Geschäftsinhabern/innen mittels einer Telefon-/Fax-/E-Mail-Kette
(die in Papierform an alle verteilt wird bzw. wurde)

- Anbringung des Aufklebers „NOTRUF 110 HIER“ bzw. eines
Plakates, welches auf das Sicherheitskonzept hinweist.

Parallel dazu werden sowohl das Ordnungsamt als auch die Polizei in
Gefahrensituationen Präsenz zeigen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Modul "Telefonkette" ist bei der Aufstellung relativ aufwändig
und muss in regelmäßigen Abständen aktualisiert werden, die Module
"Seminare für geeignete Verhaltensweisen" und "Informationen und
Beratungen über technische Hilfsmittel" werden ständig und nicht nur
für das Projekt vorgehalten.

Auch ohne das eigens Untersuchungen bzw. Erhebungen zum
Projekterfolg durchgeführt wurden, wird das Vorgehen seitens der
Geschäftsstelle des Präventionsrates als geeignetes Konzept bewertet,
um kleinräumig und zielgruppengerecht mehr subjektive Sicherheit zu
vermitteln. Das Projekt wurde im Stadtteil sehr positiv aufgenommen
und leistet einen guten Beitrag zur Verbesserung der
Sicherheitssituation und zwar subjektiv (man kümmert sich um die
Probleme, die Geschäftsinhaber und Bediensteten fühlen sich
selbstsicherer und ernst genommen) als auch objektiv (die
auffälligsten Störer sind aus dem Stadtteil weggezogen, was u.a. auf
das Projekt und andere vernetzte Stadtteilmaßnahmen zurückgeführt
werden kann).

Ergänzend zu den üblichen gegenüber den für Sicherheitsbehörden
gestellten Forderungen nach mehr Polizeipräsenz und besserem
Durchgreifen, werden durch das Konzept die Betroffenen selbst
angesprochen und deren Möglichkeiten mobilisiert und kanalisiert.
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In der Anfangsphase besteht ein erhöhter Betreuungs- und
Arbeitsaufwand, der in Frankfurt a.M. durch den Regionalrat
Griesheim und die Geschäftsstelle des Frankfurter Präventionsrat
geleistet wurde.

Weitere Informationen

Stadt Frankfurt am Main, Dezernat  IV, Referat 33, Geschäftsstelle
des Präventionsrates, Braubachstr. 33 A, 60275 Frankfurt am Main

Internet: http://www.praeventionsrat.stadt-frankfurt.de

eMail: frank.goldberg.amt33@stadt-frankfurt.de

Polizeirevier 16, Frankenallee 365, 60326 Frankfurt am Main
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Präventionsplakette

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Einbruch"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe
"Technische Prävention"}{xe "Zertifizierung"}

Organisation

Seit Februar 1998 wird von der Kreispolizeibehörde Gütersloh,
Kommissariat Vorbeugung, für Immobilien, die bestimmten
Sicherheitsstandards entsprechen und deren Bewohner eine Beratung
hinsichtlich verhaltensorientierter Präventionsmaßnahmen erhalten
haben, eine Präventionsplakette erteilt, die - gut sichtbar - an Fenstern
und Türen des überprüften Objekts befestigt werden kann.

Die Präventionsplakette wird objektbezogen, mit fortlaufender
Individualnummer vergeben. Die Vergabe bezieht sich ausschließlich
auf die mechanische Absicherung von Privatwohnungen und -häuser.
Interessierte Bürger können sich an den Sicherheitsberater des
Kommissariates Vorbeugung oder ihren Bezirksbeamten, aber auch an
jeden Schutzpolizisten mit ihrem Überprüfungswunsch wenden.

Durch insgesamt 15 Bezirksbeamte wird der Ist-Zustand des Objekts
ermittelt, eine Schwachstellenanalyse erstellt und
Nachrüstungsvorschläge unterbreitet. Nach einem zweiten
"Sicherheitsheck" wird dann entschieden, ob die Plakette vergeben
wird oder nicht.

Hier handelt es sich "nicht" um eine Abnahme im Sinne eines
"Gutachtens/TÜV o.ä.", sondern um eine Nachschau, ob zuvor
festgestellte Schwachpunkte mit Sicherungstechnik versehen worden
sind. Immer dann, wenn die dienstliche Erfahrung Hinweise auf
unzureichende Absicherungstechnik oder die Feststellung fehlender
Absicherungstechnik zeigt, würde eine Vergabe der
Präventionsplakette erst bei einer Nachbesserung erfolgen.
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Eine hohe Beratungsqualität, sowohl in technischer als auch in
verhaltensorientierter Hinsicht wird durch ständige Beschulung der
Bezirksbeamten durch das Kommissariat Vorbeugung sowie Messe-
und Firmenbesuche gewährleistet.

Die farbigen Kunststoffplaketten, die lichtreflektierende Wirkung
haben, wurden zunächst in einer Anzahl von 6.000 Stück hergestellt.
Die hierfür benötigten 7.000 € wurden von der Kreispolizeibehörde
Gütersloh finanziert.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes ist durch die Entwicklung von Standards
technischer Sicherungen für Wohnungen und Wohnhäuser sowie
technische Beratung durch qualifizierte Polizeibeamte, Hausbewohner
und -eigentümer zu motivieren, Sicherungstechnik einzubauen.
Ebenso wurden verhaltenspräventive Inhalte auf das Projekt
abgestimmt. Um ein Gesamtsicherheitsdenken zu fördern, wurden
auch einige Themen des Brandschutzes in das Beratungskonzept mit
aufgenommen.

Die Zuerkennung der Präventionsplakette soll das subjektive
Sicherheitsgefühl des Bürgers erhöhen und die objektive
Sicherheitslage bei Wohnungen und Wohnhäusern verbessern.

Die gut sichtbare Befestigung der Präventionsplakette an Fenstern und
Türen soll potenzielle Einbrecher abschrecken und somit zu einer
Reduzierung der Zahl von Einbrüchen führen.

Die Kontaktaufnahme des Bürgers mit der Polizei zwecks
sicherungstechnischer Beratung wird genutzt, um ergänzend
verhaltensorientierte Präventionsmaßnahmen zu vermitteln.

Die Erteilung der Präventionsplakette ist kein Verwaltungsakt, so dass
auch keine Regressansprüche gegenüber der Behörde bestehen, wenn -
trotz der Präventionsplakette - in die Immobilie eingebrochen wird
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(rechtliche Bewertung durch Dipl. Verwaltungswirt Uwe Chemnitz,
Polizeifortbildungsinstitut Münster).

Die Inhalte der polizeilichen Sicherheitsberatung wurden an die
Handwerkerschaft, Architekten und Finanzierungsgesellschaften
weitervermittelt, um das Projekt "Präventionsplakette" bei
Bauwilligen bekannt zu machen und vorhandene Wissensdefizite
(insbesondere bei den Handwerksbetrieben) auszugleichen.

Sachstand/Erfahrungen

Im Rahmen des Projektes "Präventionsplakette" wurden bisher (Stand:
Februar 2003) 598 Beratungen durchgeführt, die die Vergabe von 131
Präventionsplaketten zur Folge hatten.

Bisher wurde in keine Immobilie, die mit der Präventionsplakette
ausgezeichnet war, eingebrochen.

Neben der Beratung zur Präventionsplakette konnte durch den
direkten Kontakt zum Polizeibeamten vor Ort eine positive
Entwicklung bezüglich des allgemeinen Sicherheitsgefühls bewirkt
werden.

Im Hinblick auf die Kundenzufriedenheit bemühen sich Bauträger,
Planer und Handwerker die polizeilichen Empfehlungen umzusetzen
und das "Sichere Haus" als neues Leistungsmerkmal in ihrer Werbung
zu nutzen. So entwickelte sich in 2001 in Zusammenarbeit mit der
Kreishandwerkerschaft Gütersloh die Schutzgemeinschaft "Sicheres
Haus", der sich Architekten/Planer und Handwerksbetriebe
anschlossen. Diese wurden durch den BHE (Bundesverband Hersteller
und Errichter von Sicherungssystemen) ausgebildet und geprüft.
Weiter werden zwecks Austausch regelmäßige Treffen veranstaltet,
die im Zusammenhang mit weiteren Ausbildungseinheiten stehen.

Zum jetzigen Zeitpunkt (Stand: Februar 2003) gewähren verschiedene
Versicherungsgesellschaften wie R & V-Versicherung, Provinzial und
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Hamburg-Mannheimer einen Nachlass bis zu 30% auf die gesamte
Hausratversicherung, wenn die Immobilie des Versicherungsnehmers
die Präventionsplakette erhalten hat. Weitere
Versicherungsgesellschaften (Allianz, LVM, Albingia, Winterthur)
zeigten Interesse an dem Projekt.

Das Projekt wurde in 2002 auf dem EUCPN-Kongress in Aalborg/DK
auf EU-Ebene vorgestellt und in den "Best Practice" Pool
aufgenommen.

Eine Prozessevaluation des Projektes durch das Europäische Zentrum
für Kriminalprävention (EZK) - Universität Münster und Twente -
wurde in 2002 mit positivem Ergebnis abgeschlossen.

Weitere Informationen

Der Landrat als Kreispolizeibehörde Gütersloh, Kommissariat
Vorbeugung, Herzebrocker Str. 142, 33334 Gütersloh

Internet: http://www.polizei-gt.de
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Raub-Projekt, Pinneberg

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Diebstahl"}{xe "Medien"}{xe "Raub"}{xe
"Repression"}

Organisation

Um dem aufgetretenen Problem der Raubstraftaten insbesondere unter
Kindern und Jugendlichen wirksam zu begegnen, wurde bei der
Polizeiinspektion Pinneberg eine Sicherheitspartnerschaft mit
Verantwortungs- und Entscheidungsträgern aus dem öffentlichen
Bereich gebildet, die das Projekt "Raub" entwickelt hat.

Beteiligt wurden die Staatsanwaltschaft Itzehoe, das Jugendamt
Pinneberg, der Schulrat Pinneberg, Schulen, Schüler, Eltern, die
Amtsgerichte Pinneberg und Elmshorn, der
Landesdatenschutzbeauftragte, Justiz- und Kultusministerium, der
Verein “Freunde der Polizei”, der Weiße Ring, das Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales Strafrecht in Freiburg
(MPI) sowie die Stiftung Kreissparkasse.

Projektbeginn war der 01.06.1998.

Konzeptioneller Ansatz

Handlungsanlass für das Projekt war ein erheblicher statistischer
Anstieg der Jugendkriminalität, beruhend auf Zahlen der Polizeilichen
Kriminalstatistik. Auffällig war insbesondere die Zunahme von
Raubstraftaten unter Kindern und Jugendlichen. Einzelfälle nahmen
bedenkliche Ausmaße an.

Mit dem Projekt wurden folgende Ziele verfolgt:

- deutliche und nachhaltige Reduzierung der tatsächlichen
Fallzahlen und
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- Verbesserung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung.

Durch die Projektbausteine Sicherheitspartner (s.o.),
Öffentlichkeitsarbeit, Repression und Datenbasis/Befragung sollte
eine vernetzte regionale Präventionskomponente erreicht werden.

Um einen Überblick über die tatsächliche Dimension der Raubdelikte
im Kreis Pinneberg zu bekommen, hatte sich das Projekt zum Ziel
gesetzt, Daten zu erheben, die über das Hellfeld (PKS) hinausgehen.
Elementarer Bestandteil des Projektes war eine Fragebogenaktion bei
der betroffenen Altersgruppe (Kinder, Jugendliche und
Heranwachsende). Diese Befragung hatte zum Ziel, Erkenntnisse über
die tatsächliche Situation im Kreis Pinneberg zu gewinnen und damit
eine belastungsfähige Diskussionsgrundlage für mögliche
Lösungsansätze zu schaffen.

Im repressiven Bereich wurde bei der Kripo Pinneberg die
Ermittlungsgruppe Raub eingerichtet. Hier erfolgt eine konzentrierte
Bearbeitung dieser Delikte durch junge Beamte. Zudem wurde unter
Moderation des Justizministeriums in Absprache mit der
Staatsanwaltschaft Itzehoe, den Amtgerichten Pinneberg und
Elmshorn, der Jugendgerichtshilfe des Kreises Pinneberg und der
Polizeiinspektion Pinneberg eine Sicherheitspartnerschaft
"Verfahrensbeschleunigung” geschaffen. Neben der zügigen
Bearbeitung von Verfahren soll durch die am 1. Juni 2001 gestartete
Initiative der Schutz von Kinder und Jugendlichen verbessert und die
Anzeigebereitschaft erhöht werden. Kriterien sind u.a. "jugendliche
Intensivtäter" und "erhebliche Gewaltanwendung". Die jährliche
Zieldimension liegt bei 20 Fällen.

Präventionsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Raub-Projekt
sind u.a. ein "Hilfe“-Flyer, die Registrierung von Handys, die
Bereitstellung eines Medienkoffers und ein 22-minütiges Video, das
die Angst der Opfer vor den Tätern und deren damit verbundene
geringe Anzeigebereitschaft thematisiert. Der Film soll aufzeigen,
dass Polizei und Justiz durchaus in der Lage sind, Opfer vor weiteren
und vielleicht schlimmeren Übergriffen zu schützen. Weiterhin soll
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die Zielgruppe animiert werden, nicht wegzuschauen, diese Straftaten
als Kavaliersdelikte anzusehen und damit die Täter durch
Stillschweigen zu schützen. Außerdem soll den Tätern selbst
verdeutlicht werden, mit welcher Verurteilung sie rechnen müssen.

Das Video, das zum Preis von 13 € bei der Polizeiinspektion
Pinneberg erworben werden kann, ist Teil eines Medienkoffers mit
weiterem Unterrichtsmaterial (CD, Schriften für Lehrer), der an den
Schulen für Lehrer, die sich der Thematik Gewalt annehmen,
bereitgehalten wird.

Das Raub-Projekt wird in Vorträgen vor interessierten Lehrern, Eltern,
Schülern oder Jugendlichen dargestellt, um ein Problembewusstsein
ohne Verunsicherung zu schaffen. Die Thematisierung in den Medien
ist bewusster auf sog. "Abziehdelikte" fokussiert, die mit den
entsprechenden Hinweisen auf das Projekt herausgehoben werden.

Zukünftige Maßnahmen betreffen die Fortführung verstärkter
Repression, die Nutzung der Vereinbarung zur
Verfahrensbeschleunigung, der Ausbau des Netzwerkes Prävention
und eine Projektevaluation.

Sachstand/Erfahrungen

Im Januar/Februar 1999 wurde - wissenschaftlich unterstützt durch
das MPI - eine Schülerbefragung an allen weiterführenden Schulen
des Kreises ab der 5. Klasse durchgeführt.

Befragt wurden 26.000 Schülerinnen und Schüler an 55
weiterführenden Schulen des Kreises Pinneberg über ihre
Opfererfahrung bei Raubdelikten innerhalb der letzten 12 Monate. Bei
einer Rücklaufquote von 77% zeigte sich u.a. dass

- insgesamt 21,8% der Befragten angaben, in den letzten 12
Monaten Opfer einer oder mehrerer versuchter oder vollendeter
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Raubdelikte geworden zu sein. Überwiegend wurden sie nur
einmal Opfer eines Raubes

- ein Viertel der Opfer (und damit der größte Teil) zwischen 9 bis
14 Jahren alt war

- Jungen häufiger Opfer als Mädchen waren

- häufigstes Druckmittel bei der Tatbegehung die Androhung einer
Körperverletzung oder die tatsächliche Körperverletzung war

- die Tatorte in den Großstädten des Kreises und in Hamburg lagen
und als Tatgebiet dabei vorrangig Straße, Schulhof, Schulweg
usw. angegeben wurden und damit ein Bezug zur Schule
herstellbar war

- die meisten Taten zwischen 12.00 und 22.00 Uhr stattfanden

- Täter vorwiegend allein oder in Kleingruppen vorgingen

- mehr als die Hälfte der Opfer die Täter kannten

- die Täter in der Regel älter als ihre Opfer bzw. gleichaltrig,
überwiegend männlich und unbewaffnet (wenn bewaffnet, dann
mit Messern) waren

- die Beute  in 2/3 der Fälle im Wert von 5,- bis 100,-DM lag

- die Eltern der Opfer in 2/3, die Lehrer in 1/4 der Fälle Kenntnis
darüber erhielten

- 38% der Opfer keine Anzeige erstattet hatten, weil sie die Tat als
"nicht so schlimm" betrachteten

- eine überwiegende Mehrheit der Befragten erwartete, dass sich
Polizei, Politiker und Schulen stärker mit dem Problemfeld Raub
beschäftigen sollen.
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Nach Beginn des Projektes wurden 1998 von 247 Taten 132
aufgeklärt. Die Aufklärungsquote für Raubdelikte hatte sich damit auf
53,4% verglichen mit 26,3% im Jahr zuvor verbessert.

Ob eine Reduzierung der Fallzahlen erreicht wurde, kann erst eine
erneute Erhebung ergeben. Eine weitere Befragung ist für Anfang
2003 geplant.

Von einer Vergrößerung des Hellfeldes wird ausgegangen, da es
vermutlich bei den Schülern und Lehrern eine Bewusstseinsschärfung
gegeben und sich zudem die Anzeigenbereitschaft verbessert hat.

Informationen zum Projekt finden sich im Internet unter:
http://www.jbs-pi.de/raub.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Pinneberg, Projektteam Raub, Elmshorner Str. 40,
25421 Pinneberg

Internet: http://www.polizei-pinneberg.de

eMail: pi.pinneberg@t-online.de
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Schadensverhütung Einbruchsdiebstahl/Vandalismus in
kommunalen und gemeinnützigen Einrichtungen

{xe "Mecklenburg-Vorpommern"}{xe "Einbruch"}{xe "Beratung"}{xe
"Vandalismus"}

Organisation

Nach Einbrüchen/Vandalismusschäden sowie für Neubau/
Sanierungsvorhaben stehen in Mecklenburg-Vorpommern eigene
Spezialisten für die Entwicklung von Sicherheitskonzepten zur
Verfügung. Zudem werden Informationen, Seminare und Vorträge zu
diesen Themen angeboten.

Für kommunale und gemeinnützige Einrichtungen tragen die
Provinzial Versicherungen die Kosten, die pro Jahr in Mecklenburg-
Vorpommern bei 20.000 bis 25.000 € liegen.

Der Personalansatz liegt bei einer Person für kommunale Risiken.

Konzeptioneller Ansatz

Kommunale und gemeinnützige Einrichtungen (z. B. Schulen, Büros,
Kindertagesstätten, Bauhöfe und Werkstätten) sind verhältnismäßig
oft von Einbrüchen und Vandalismusschäden betroffen. Für die
betroffene Einrichtung bzw. für das Vorhaben wird ein individuelles
Sicherheitskonzept erarbeitet. Die Maßnahmen sollen zu einer
Reduzierung bzw. Verhinderung von Einbrüchen und
Vandalismusschäden führen.

Die Maßnahmen konzentrieren sich auf technische und
organisatorische Lösungen. Grundlage bilden die umfangreichen
Erfahrungen aus Schäden, einschlägigen Normen und Richtlinien
sowie betriebswirtschaftliche Betrachtungen.
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Die Beratungen sind unabhängig und neutral von Herstellern und
Errichtern. Es besteht ein Erfahrungsaustausch mit der Polizei, dem
Verband der Schadenversicherer und dem Landesrat für
Kriminalitätsverhütung Mecklenburg-Vorpommern.

Sachstand/Erfahrungen

Durch kontinuierliche Umsetzung des Konzeptes konnte die Zahl der
Einbruchdiebstahlsschäden in Mecklenburg-Vorpommern von ca.
2.500 (1993) auf ca. 500 (2002) pro Jahr gesenkt werden. Seit 1994
konnten die Einbrüche bei über 700 kommunalen Einrichtungen in
Mecklenburg-Vorpommern fast auf Null gesenkt werden. Gute
Erfahrungen wurden bei Neubau- und Sanierungsprojekten
gesammelt.

Die Ergebnisse und Schadensschwerpunkte werden regelmäßig
statistisch ausgewertet.

Schwerpunkt der sicherungstechnischen Maßnahmen war und bleibt
der Einsatz von VdS-attestierbaren Einbruchmeldeanlagen mit
Aufschaltung auf ein VdS-anerkanntes Wachunternehmen.

Die kostenlosen Leistungen wie z. B.  Risikoanalyse vor Ort,
sicherungstechnische Beratung, Erarbeiten von Schutzkonzepten,
Prüfen von Angeboten und Leistungsverzeichnissen werden weiterhin
sehr positiv von den Ämtern der Städte und Gemeinden bewertet und
genutzt.

Die Umsetzung vereinbarter Maßnahmen wird je nach finanzieller
Situation realisiert.
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Weitere Informationen

Provinzial Versicherungen, Fk-Risk, August-Bebel-Str. 10-12, 18055
Rostock

Internet: http://www.provinzial.de

eMail: m.boddin@provinzial.de
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Aktionsprogramm "Jugend für Toleranz und Demokratie -
gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus"

{xe "Bund"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Jugendhilfe"}{xe
"Rechtsextremismus"}

Organisation

Bei der Bekämpfung von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit
und Antisemitismus setzt die Bundesregierung in der Jugendpolitik
einen Schwerpunkt. Für das umfassende Aktionsprogramm „Jugend
für Toleranz und Demokratie – gegen Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“, das 2001 startete, wurden
im Jahr 2002 erneut 45,5 Mio. € bereitgestellt. Bisher konnten ca.
2.600 Projekte, Initiativen und Maßnahmen gefördert werden. Die
Fortsetzung des Aktionsprogramms bis 2006 ist vorgesehen.

Konzeptioneller Ansatz

Mit diesem Aktionsprogramm will die Bundesregierung
demokratisches Verhalten und ziviles Engagement bei Jugendlichen
stärken und Toleranz und Weltoffenheit fördern. Das Programm zielt
in zwei Richtungen: Zum einen erfahren Jugendliche, die sich gegen
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus wenden, Unterstützung. Zum
anderen sollen Jugendliche, die gefährdet sind, rechtsextreme
Einstellungen oder Verhaltensweisen zu entwickeln, wieder in die
Mitte der Gesellschaft zurückgeholt werden.

Das Aktionsprogramm besteht aus drei Teilen:

- „entimon – Gemeinsam gegen Gewalt und Rechtsextremismus"

- „civitas - Initiative gegen Rechtsextremismus in den neuen
Bundesländern"
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- „xenos - Leben und Arbeiten in Vielfalt".

„entimon - Gemeinsam gegen Gewalt und Rechtsextremismus“

„entimon“ fördert Maßnahmen zur Stärkung von Demokratie und
Toleranz und zur Prävention und Bekämpfung von
Rechtsextremismus und Gewalt. Im Zentrum des Programmteils
stehen politische Bildungsmaßnahmen.

Zentrale Schwerpunkte sind

- Aktionen vor Ort

- Unterstützung lokaler Netzwerke

- Förderung und Unterstützung des interkulturellen Dialogs

- Entwicklung von praxisorientierten pädagogischen Arbeitshilfen
für die Arbeit mit Jugendlichen, insbesondere Haupt- und
Berufschülern, rechtsextremistisch gefährdeten Jugendlichen,
Migrantinnen und Migranten, Eltern und Multiplikatoren

- Projekte in Kooperation mit Jugendsozialarbeit und Schule

- Entwicklung schulischer Präventionsstrategien

- Qualifizierung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren.

Daraus wurden vier Förderschwerpunkte formuliert:

- Lokale Netzwerke

- Interkulturelles Lernen

- Politische Bildungsarbeit

- Forschungsvorhaben.
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Zur Umsetzung des Programms hat das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) eine Servicestelle
bei der Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung mbH (gsub)
eingerichtet, die gemäß den entsprechenden Programmrichtlinien
arbeitet. Informationen zur Vergabe von Fördermitteln und den Stand
der Umsetzung können im Detail auf der Website www.entimon.de
nachgelesen werden.

"civitas – Initiative gegen Rechtsextremismus in den neuen
Bundesländern"

Im Rahmen von civitas werden gefördert:

a. Mobile Beratungsteams (MBT)

Ziel ist der Aufbau eines kompetenten Beratungsnetzes in den neuen
Bundesländern nach dem Vorbild der Brandenburger mobilen
Beratungsteams.

b. Beratung von Opfern bzw. potentiellen Opfern rechtsextremer
Straf- und Gewalttaten

Zielgruppen der Arbeit von Opferberatungsstellen sind Menschen, die
Opfer einer rechtsextremen Gewalttat geworden sind – unabhängig
von einer Strafanzeige und von der strafrechtlichen Einordnung der
Tat –, und ethnische, kulturelle und soziale Minderheiten, die als
Gruppen von rechtsextremer Gewalt indirekt betroffen sind.

c. Maßnahmen zur Stärkung und Entwicklung zivilgesellschaftlicher,
demokratischer Strukturen im Gemeinwesen

- Austausch und Vermittlung von Erfahrungen

- Stärkung einer demokratischen, gemeinwesenorientierten
Gesamtkultur
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- Vernetzung des zivilgesellschaftlichen Engagements im
Gemeinwesen zur Bekämpfung von Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus

Zivilgesellschaftlichen Initiativen soll ermöglicht werden,
Erfahrungen auszutauschen, um Handlungsstrategien gegen
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus im
Gemeinwesen zu entwickeln. Akteure vor Ort werden angeregt, in
Kooperationsprojekten die demokratische Kultur zu stärken und
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus
nachhaltig entgegenzutreten.

- Förderung überregionaler Modellprojekte.

Die Stiftung Demokratische Jugend setzt das Programm civitas in
Zusammenarbeit mit der Amadeu Antonio Stiftung um. Die
Stiftungen haben hierfür eine Servicestelle eingerichtet. Weitere
Informationen zum Stand der Umsetzung und zu den Möglichkeiten
der Antragstellung können im Detail auf der Website
www.jugendstiftung-civitas.org nachgelesen werden.

"xenos – Leben und Arbeiten in Vielfalt"

Das Programm „xenos“ verbindet zum ersten Mal
arbeitsmarktbezogene Maßnahmen mit Aktivitäten gegen
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. Das Programm richtet sich an
Betriebe und Verbände, Gewerkschaften und Unternehmen,
Kommunen und Organisationen der beruflichen Bildung sowie an
Berufsschulen und Initiativen. Die Programmsteuerung und -
verwaltung obliegt federführend dem Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnung, das sie in Kooperation mit dem
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
wahrnimmt.

Für den Förderzeitraum 2000 bis 2006 stellt das Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung insgesamt rd. 75 Mio. € aus Mitteln des
Europäischen Sozialfonds (ESF) bereit. Einschließlich der nationalen
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Kofinanzierung umfasst das Programm xenos rd. 150 Mio. €. Die
notwendige nationale Kofinanzierung von Projekten beträgt im Ziel 1-
Gebiet (neue Bundesländer und Berlin(-Ost)) 36% und im Ziel-3
Gebiet (alte Bundesländer und Berlin West) 55%.

Folgende Schwerpunkte werden im Programm „xenos“ gesetzt:

- Integrierte lokale Projekte, mobile Beratungsteams und
Expertenpools

- Kooperationen und Partnerschaften auf lokaler Ebene werden
aufgebaut und bestehende verstärkt. Bei den Initiativen sind u.a.
Arbeitsverwaltungen, Betriebe, Berufsschulen und Kommunen
miteinbezogen. Mobile Beratungsteams helfen in
Konfliktsituationen. Expertenpools beraten und informieren zum
Thema Fremdfeindlichkeit.

- Qualifizierung von Multiplikatoren und Multiplikatorinnen

- Die Qualifizierung z. B.  von Ausbildern in Betrieben,
Betriebsräten sowie Lehrerinnen und Lehrern ist ein wesentlicher
Beitrag beim Abbau von Fremdenfeindlichkeit. Sie werden
geschult in den Bereichen Konfliktmanagement und
interkulturelles Training.

- Maßnahmen in Schule, Beruf und Betrieb

- Bestehende Angebote im Bereich der beruflichen Qualifizierung
von Jugendlichen werden inhaltlich ergänzt durch Projekte und
Workshops, die den interkulturellen Dialog unterstützen und
positive Erfahrungen zwischen jungen Menschen
unterschiedlicher Herkunft vermitteln.

- Information und Sensibilisierung der Öffentlichkeit
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- Thematische Veranstaltungen wie Workshops, Tagungen und
Konferenzen zum Thema Fremdenfeindlichkeit und Rassismus
werden gefördert.

Über das Programm xenos informiert die Website www.xenos-de.de.

Sachstand/Erfahrungen

Informationen zu den drei Programmteilen sind im Internet neben den
o.g. Anschriften auch unter www.bmfsfj.de zu finden. Eine gesonderte
Übersicht über die Projekte im Rahmen der politischen Jugendbildung
steht unter www.dji.de/jugend-fuer-toleranz.

Eine vom Magdeburger Politikwissenschaftler Roland Roth für die
Friedrich-Ebert-Stiftung erstellte kritische Bewertung des Programms
liegt seit Anfang 2003 vor. Die Arbeit ("Bürgernetzwerke gegen
Rechts - Evaluierung von Aktionsprogrammen und Maßnahmen
gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit") kann im
Internet unter der Adresse http://www.fes.de/indexaktuelles.html
kostenlos heruntergeladen werden.

Weitere Informationen

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 53107
Bonn

Internet: http://www.bmfsfj.de

eMail: info@bmfsfj.bund.de

Bundesregierung

Internet: http://www.bundesregierung.de
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Amadeu Antonio Stiftung, Chausseestraße 29, 10115 Berlin

Internet: http://www.amadeu-antonio-stiftung.de

eMail: info@Amadeu-Antonio-Stiftung.de

Stiftung Demokratische Jugend, Grünberger Straße 54, 10245 Berlin
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Ausstiegshilfen Rechtsextremismus

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Beratung"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe
"Integration"}{xe "Rechtsextremismus"}

Organisation

In einem gemeinsamen Appell haben Städtetag, Gemeindetag,
Landkreistag und das Innenministerium Baden-Württemberg
bekräftigt, dass die kommunale Kriminalprävention die ideale
Plattform für lokale Projekte im Sinne einer "Allianz gegen
Rechtsextremismus und Gewalt" ist.

Sinnvolle Hilfen zum Ausstieg und wirkungsvoller Schutz von
aussagewilligen Zeugen erfordern eine enge Zusammenarbeit von
Polizei, Justiz und anderen Behörden und Institutionen, wie Jugend-,
Sozial- und Arbeitsämter etc. Erfolgreich erscheinen Maßnahmen der
einzelnen Stellen vor allem dann, wenn diese frühzeitig inhaltlich und
zeitlich aufeinander abgestimmt werden und eine gemeinsame
Präventions- bzw. Interventionsstrategie verfolgen. Die kommunale
Kriminalprävention, das Initiativprogramm "Jugendliche
Intensivtäter" und die gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Innen-
und Justizministeriums zum Schutz von Zeugen stellen hierfür eine
ideale Basis dar, auf der die weiteren Maßnahmen aufgebaut werden
können. Die in diesem Rahmen geschaffenen
Zusammenarbeitsstrukturen sind auch für das Programm
"Ausstiegshilfen Rechtsextremismus" zu nutzen, für dessen
Durchführung die "Staatsschutz" - Dezernate bei den örtlichen
Dienststellen und die so genannte BIG-Rex (Beratungs- und
Interventionsgruppe gegen Rechtsextremismus) beim
Landeskriminalamt zuständig sind. Die BIG-Rex wird auf
Anforderung oder in Abstimmung mit den örtlichen Dienststellen
tätig.
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Konzeptioneller Ansatz

Wesentliches Ziel der Ausstiegshilfen ist die Einstiegsverhinderung
bei Sympathisanten, die Beendigung rechtsextremistischer Karrieren,
die Verhinderung weiterer einschlägiger Straftaten sowie das
Abgleiten bisheriger Randpersonen bzw. Sympathisanten in den
rechtsextremen Bereich, aber auch der Schutz gefährdeter Zeugen für
die Dauer ihrer Gefährdung und dadurch die Sicherung der
Strafverfolgung und entsprechender Strafverfahren.

Als Zielgruppe kommen grundsätzlich alle Personen in Betracht, die
als Angehörige der rechtsextremistischen Szene polizeilich registriert
sind, also Straftäter, Aktivisten, Skinheads und Sympathisanten. Dabei
gilt es, zwischen folgenden Gruppen zu unterscheiden:

- Personen, die polizeilich in Erscheinung treten oder getreten sind,
ohne bereits Straftaten begangen zu haben.

Durch Aufklärung, Beratung, Betreuung, Leistungen der Jugendhilfe,
Gesprächen von Lehrern mit den betreffenden jungen Menschen u.a.
soll ein (weiteres) Abgleiten in den Rechtsextremismus verhindert
werden.

- Personen, die wegen einer rechtsextremistischen oder
fremdenfeindlichen Straftat auffällig geworden sind oder waren,
bislang aber nur vereinzelt strafrechtlich in Erscheinung getreten
sind und keine schwere Straftat begangen haben.

Im konkreten Ermittlungsverfahren soll durch gezielte Absprachen
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft, bei jungen Menschen unter
Beteiligung des Jugendamtes, z. B.  durch Einstellungen unter
bestimmten Auflagen, Überwachung der Auflagen durch die Polizei
o.ä. eine Umkehr ermöglicht und eine "kriminelle Karriere" verhindert
werden.

- Personen, die mehrfach wegen rechtsextremistischen oder
fremdenfeindlichen Straftaten auffällig waren bzw. schwere
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Straftaten in diesem Bereich begangen haben (Intensiv- bzw.
Wiederholungstäter)

Durch Aufzeigen von möglichen Verfahrensvorteilen bei Kooperation
mit den Strafverfolgungsbehörden und Zusicherung bzw.
Durchführung entsprechender Zeugenschutzmaßnahmen soll eine
Aussagebereitschaft geschaffen und ein "Herausbrechen" der Person
aus dem rechten Spektrum erreicht werden.

- Rechtsextremistische oder rechtsextremistisch beeinflusste
Gruppierungen, die von der Personenzahl überschaubar und
überwiegend im örtlich/regionalen Bereich aktiv sind.

Die Gruppierung soll durch den Einsatz der "Beratungs- und
Interventionsgruppe gegen Rechtsextremismus" (BIG-Rex)  in
Zusammenarbeit mit örtlichen Jugendsozialarbeitern aus dem rechten
Spektrum herausgelöst werden.

Aufgaben und Zuständigkeiten der Polizeidirektionen/-präsidien

Die Polizeidirektionen/-präsidien kennen die Personen des
rechtsextremistischen bzw. rechtsextremistisch beeinflussten
Spektrums und ordnen diese den beschriebenen Kategorien zu. Für
jede Person wird eine Beurteilung anhand von Kriterien, wie

- bisherige polizeiliche Erkenntnisse,

- persönliche Situation des Betroffenen,

- ihre aktuellen Lebensumstände und

- Grad der ideologischen Verfestigung

im Hinblick auf mögliche Hilfestellungen zum Ausstieg
vorgenommen. Diese Beurteilung, die anschließende Priorisierung
innerhalb der Zielgruppe und die Festlegung der möglichen
Maßnahmen erfolgen in Abstimmung mit den anderen beteiligten
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Behörden (Jugendamt, Sozialamt, Arbeitsamt, etc.) unter
Einbeziehung der hier vorhandenen Kenntnisse.

Es finden regelmäßig Koordinationsbesprechungen mit den tangierten
Behörden und Einrichtungen, wie Justiz, Jugendamt und ggf. freien
Trägern der Jugendhilfe statt, die dazu dienen, die Art der
Zusammenarbeit und die Vorgehensweise im jeweiligen Einzelfall
festzulegen.

Bei Vorliegen der Anforderungskriterien schalten die
Polizeidirektionen/-präsidien die "Beratungs- und Interventionsgruppe
gegen Rechtsextremismus" des Landeskriminalamtes ein und führen
deren Maßnahmen im Zusammenwirken mit Vertreten der örtlichen
Jugendhilfe fort.

Maßnahmen zur Ausstiegshilfe

Als polizeiliche Maßnahmen im Zusammenhang mit den
"Ausstiegshilfen Rechtsextremismus" kommen u.a. in Betracht:

- präventive Ansprachen der Betroffenen und der
Erziehungsberechtigten

- Benennung einer Ansprechstelle bei der Polizei

- Abklärung des persönlichen Umfeldes

- verstärkte Präsenz an relevanten Örtlichkeiten

- Gewinnung von Aussteigern als "Ausstiegsmultiplikatoren"

- vorrangige polizeiliche Ermittlungen und schnelle Vorlage an die
Staatsanwaltschaft bei erneuter Straftatenbegehung

- Einbindung des Zeugenschutzes

- Einschaltung der "Beratungs- und Interventionsgruppe gegen
Rechtsextremismus".
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Das Landeskriminalamt bzw. die BIG-Rex führt grundsätzlich die
erforderlichen Maßnahmen bei Intensiv- und Wiederholungstätern
durch, die aufgrund der Schwere der Straftaten oder ihrer Aktivitäten
von überregionaler Bedeutung sind.

Sachstand/Erfahrungen

Um Aussagen zum Erfolg des Programms treffen zu können und eine
inhaltliche Fortentwicklung zu ermöglichen, wurden die
Landespolizeidirektionen beauftragt, dem Landeskriminalamt  über
die Ergebnisse sowie polizeilichen Erfahrungen im Zusammenhang
mit der Umsetzung des Programms zu berichten.

Dabei waren/sind insbesondere folgende Aspekte zu berücksichtigen:

- Zahl und Zuordnung der Zielpersonen

- Zahl und Zuordnung der angesprochenen
Personen/Gruppierungen

- Zahl und Art der durchgeführten Maßnahmen

- Zahl der erfolgreichen/-losen Unterstützungsmaßnahmen und
mögliche Gründe

- Bewertung des Programms

- Aufgetretene Schwierigkeiten

- Hinweise für sinnvolle Modifikation des Programms.

Insgesamt wurden bisher (Stand Oktober 2002) 684 der 975
Zielpersonen in Baden-Württemberg von der örtlichen Polizei und der
BIG-Rex angesprochen.

72 ehemalige Szene-Mitglieder sind glaubhaft ausgestiegen.
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Analog zu den Vorgaben des Erlasses des Innenministeriums lagen
die Schwerpunkte der Aktivitäten der örtlichen Polizeidienststellen bei
den Sympathisanten und "Ersttätern". Hier wurden 584 Personen
angesprochen. Von den 55 Aussteigern, die von lokalen
Polizeidienststellen betreut werden, standen zum Zeitpunkt des
Berichts 30 am Beginn des Ausstiegs, bei 25 waren bereits eindeutige
Verhaltensänderungen zu beobachten.

Die BIG-Rex sprach 136 Personen (36 Sympathisanten, 51 "Ersttäter"
und 49 Personen der Zielgruppe "Intensiv- und Wiederholungstäter")
an. 80 Personen konnten losen Gruppierungen mit lokalem Bezug
zugerechnet werden.

Durch die BIG-Rex werden zur Zeit (2002) 17 Aussteiger betreut. Bei
weiteren drei Aussteigern wurden die Betreuungsmaßnahmen beendet,
da sie keine ausreichende Kooperationsbereitschaft zeigten, erneut
straffällig wurden oder auf sonstige Weise nicht mit den Maßgaben
des Programms übereinstimmten.

Weitere Ergebnisse der einjährigen Pilotphase:

- Szenenangehörige wurden erreicht, was zur Verunsicherung der
Szene, wenn nicht gar zur Reduzierung von rechtsextremistisch
motivierten Straftaten beigetragen hat.

- Mit den Kooperationspartnern konnte der Erziehungsgedanke, der
im Jugendgerichtsgesetz festgeschrieben ist, umgesetzt werden.

- Aufschluss über die Ein- bzw. Ausstiegsmotivationen der
Zielpersonen

- Vielschichtiger Einblick in die rechte Szene.

- Die Zusammenarbeit mit anderen - wie Jugendhilfe, Schule und
Justiz - stellt eine Aufgabe dar, die intensiviert werden muss.
(Aufbau leistungsfähiger Netzwerke)

- Mehr Kooperation und Kommunikation auf kommunaler Ebene.
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Ein Problembereich in der Präventionsarbeit bleibt die sog. Zielgruppe
4 (rechtsextremistisch beeinflusste Gruppierungen mit überschaubarer
Personenzahl, die überwiegend im örtlichen Bereich aktiv sind): zum
einen ist die Zielgruppe nur selten durch die Jugendhilfe oder die
Polizei erreichbar, zum anderen war kaum Bereitschaft festzustellen,
solche Gruppierungen an die BIG-Rex zu melden.

Weitere Informationen

Innenministerium Baden-Württemberg, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium -, Dorotheenstraße 6, 70173 Stuttgart

Internet: http://www.im.baden-wuerttemberg.de

eMail: poststelle@im.bwl.de

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen

Internet: http://www.fhpol-vs.de

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Abteilung 6 - Staatsschutz,
Taubenheimstr. 85, 70372 Stuttgart

Internet: http://www.polizei-bw.de

eMail: 15623000@lkabw.polizei.bwl.de
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Bürgermut gegen Diskriminierung und fremdenfeindliche
Gewalt -Seminare zur Förderung des Helferverhaltens-

{xe "Berlin"}{xe "Aus- und Fortbildung"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe
"Zeugen- und Helferverhalten"}

Organisation

Die Initiative Schutz vor Kriminalität e.V. ist ein auf Bundesebene
wirkender gemeinnütziger Verein zur Förderung der
Verbrechensverhütung und -aufklärung. Für die Ziele des Vereins
stehen Mitgliedsbeiträge, Spenden und Geldauflagen der Gerichte zur
Verfügung.

Seminare und Trainings erfolgen über den Kooperationspartner Dolife
(www.dolife.de). Die Dozenten und Trainer verfügen über
abgeschlossene Studien und/oder mehrjährige Berufserfahrungen und
sind Experten auf dem Gebiet der Helferproblematik.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projekts ist die bundesweite Förderung der Zivilcourage zur
Bekämpfung von Diskriminierung und fremdenfeindlichen
Gewalttaten.

Zielgruppen sind Mitarbeiter/ -innen und Mitarbeiter in Verbänden,
öffentlichen Einrichtungen, in Behörden und Vereinen sowie in
Unternehmen der Wirtschaft. Für die meisten Menschen ist es ein
ausgesprochen seltenes Ereignis, Zeuge einer aktuellen
fremdenfeindlichen Gewalttat zu werden.

Der Seminaransatz geht davon aus, dass ein bei einer Gewalttat
anwesender geschulter Passant dann eingreifen wird, wenn er auf
Geübtes zurückgreifen kann, die Situation richtig zu deuten versteht
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und genau weiß, was in welcher Abfolge zu tun ist, also die
abgestuften Variablen des Helfens ausschöpft.

In den Zivilcourageseminaren wechseln sich fundierte Theorie,
polizeiliche Erfahrungsweitergabe und realitätsnahe Praxis in
Rollenspielen situationsangemessen ab.

Im Verlauf des Seminars wird unter anderem auf folgende Inhalte
eingegangen:

- Bewusster Umgang mit verdächtigen Situationen bzw. auffälligem
Verhalten von Personen oder Personengruppen aus der rechten
Gewaltszene

- Reflektieren der Möglichkeiten und Grenzen der eigenen Hilfe,
um für den Ernstfall besser vorbereitet zu sein

- Vermeidung von Selbst- und Fremdgefährdung

- Einforderung und Annahme der Hilfe anderer

- Bewusste Wahrnehmung

- Bewusster Umgang mit Detailinformationen über Täter,
Fluchtweg usw. im Hinblick auf polizeiliche Folgemaßnahmen

- Effektive Notrufe

- Sicherheit als Zeuge

Verhaltensübungen werden durchgeführt zu:

- Für das Opfer aus der Distanz ununterbrochen „Hilfe Polizei“
rufen

- Dem Opfer zurufen: „Ich rufe die Polizei“ (und es auch tun)
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- Handybesitzer durch persönliches Ansprechen zum Anrufen
auffordern

- Das Opfer zum Weglaufen ermutigen

- Passanten zum Protest mobilisieren

- In Bussen und Bahnen die Weiterfahrt vom Bahnhof oder der
Haltestelle verhindern (z. B.  Notbremse ziehen, professionelle
Hilfe alarmieren oder alarmieren lassen)

- Bei Angriffen Rechter Gewalttäter gegen Helfer sofort kreischend
oder schreiend sich als Objekt der Begierde durch die Flucht
entziehen

Auflösen von Reflexionsdefiziten:

- Welche Bedeutung hat das Erstatten einer Strafanzeige oder das
Melden eines Vorfalles, auch gegen unbekannt?

- Werden Zeugen bei anonymen Hinweisen ernst genommen?

- Wie vertraulich können Polizei und Justiz mit Zeugenaussagen,
Namen und Adressen umgehen?

- Sind Opfer oder Zeugen wegen ihrer Aussagen durch Gewalttäter
gefährdet?

- Verhalten von Opfern und Zeugen, wenn sie sich bedroht fühlen
oder bedroht werden?

- Was erwarten Polizei und Justiz von einem Zeugen?

- Welche Rechte und Pflichten haben Opfer und Zeugen?

- Wer leistet Opfern und Zeugen Beistand?

- Wer hilft Opfern und Zeugen Traumatisierungen zu verarbeiten?
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Sachstand/Erfahrungen

Zur Durchführung von Schulungen und "train-the-trainer-Seminaren"
werden Netzwerkanbindung und Kooperationspartner in den
Bereichen Politik, Wissenschaft, Bildung, Kultur, Wirtschaft, Medien
und Sport gesucht.

Publikationen:

Baumann/Schwind: Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt,
Gewalt-Gutachten der Bundesregierung, Humbolt und Wagner 1990.

Forgas, J. P. (1994). Soziale Interaktion und Kommunikation.
Einführung in die Sozialpsychologie. 2. Aufl. Weinheim: Psychologie
Verlags Union.

Crott, H. (1979). Soziale Interaktion und Gruppenprozesse. Stuttgart:
Kohlhammer

Der Polizeipräsident in Berlin, LKA 14. W. Roll: Arbeitsgruppe der
Kommission Vorbeugende Verbrechensbekämpfung (KVK) zur
Erarbeitung eines Präventionskonzepts zum Thema "Zeugen und
Hilfeverhalten /Nachbarschaftshilfe", 1994 unveröffentlicht.

Der Polizeipräsident in Berlin, Sozialwissenschaftlicher und
Pädagogischer Dienst, R. Kautz: Philosophie zum Anti-Gewalt-
Projekt "Opfer- und helferseitiger Umgang mit Aggression und
Gewalt im öffentlichen Raum" für Erwachsene, Jugendliche und
Bildungseinrichtungen

Neidhardt, Friedhelm u. a., "Schwindende Bereitschaft der
Großstadtbevölkerung zu gegenseitiger Bürgerhilfe bei Straftaten oder
Unglücksfällen - Gründe und Abhilfemöglichkeiten", Expertise für die
Senatsverwaltung für Inneres Berlin, Berlin 1989.
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Kautz, Reinhard, Handeln statt wegsehen -Wie wir uns und andere vor
Gewalt im Alltag schützen- Hg. Knaur TB-Verlag München 1997

Weitere Informationen

Initiative Schutz vor Kriminalität e.V., Gemeinnütziger Verein zur
Förderung der Verbrechensaufklärung und -verhütung,
Polizeipoststelle LKA 01, Otto-Braun-Str. 26, 10178 Berlin

Internet: http://www.ISVK.de

dolife AG, Schulungszentrum für Sicherheit, Eisenzahnstraße 64,
10709 Berlin

Internet: http://www.dolife.de

eMail: post@dolife.de
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Cool & taff (Waiblingen)

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Antisemitismus"}{xe
"Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Prävention"}{xe "Hasskriminalität"}{xe
"Gewalt"}{xe "Extremismus/Terrorismus"}

Organisation

Die einzelnen Module des Projekts werden von den nachfolgenden
Institutionen, teilweise durch mehrere Beteiligte gemeinsam,
umgesetzt:

Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Staatliches Schulamt Waiblingen,
Polizeidirektion Waiblingen, Landeszentrale für Politische Bildung,
Schulpsychologische Beratungsstelle Esslingen, Jugend-Rotkreuz
Rems-Murr-Kreis, Landesjugendheim Schönbühl, Gesundheitsamt
Waiblingen, Kreisjugendamt Rems-Murr-Kreis, Kreisjugendring, VfB
Stuttgart, Berufsbildungswerk Waiblingen, Fa. SPS Sicherheits- und
Präventionsseminare Mehrstetten, Initiative Sicherer Landkreis.

Bei „cool & taff“ handelt es sich um Projekt, das im Rahmen der
Zukunftsoffensive III des Landes Baden-Württemberg, eine
finanzielle Förderung von 10.000 € erhält.

Das Projekt wird vom Fachbereich Psychologie der Universität
Marburg evaluiert.

Konzeptioneller Ansatz

Zur Ausgangslage: Der Rems-Murr-Kreis weist eine
überdurchschnittlich hohe Anzahl von rechtsextremistischen
Jugendlichen und ausländerfeindlichen Skinheads auf, was zu einem
entsprechend starken Potenzial an politisch motivierten Gewalttätern
führt, die ihren Nachwuchs aus der Jugend der Umgebung rekrutieren.
Die Einschätzung der Situation wird gestützt durch zwei im Rems-
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Murr-Kreis im Jahr 2000 begangene Straftaten, die überregionale
Beachtung fand:

Am 30.08.2000 wurde ein Brandanschlag auf ein Asylbewerberheim
in Waiblingen verübt. Am 11.11.2000 kam es zu einer gefährlichen
Körperverletzung in Schorndorf durch Skinheads zum Nachteil eines
griechischen Mitbürgers.

Auch die Anzahl der nach einem vom Landeskriminalamt
vorgegebenen Raster erfassten Skinheads trägt dazu bei, das
Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung negativ zu beeinflussen.

Die Landkreisverwaltung hat auf diese Situation reagiert und eine
Koordinierungsstelle Rechtsextremismus beim Landratsamt Rems-
Murr-Kreis eingerichtet.

Das Projekt „cool & taff“ ist in 15 Einzelprojekte (Module) gegliedert,
die eine fortlaufende Veranstaltungsreihe bilden. Dadurch, dass die
angebotenen Seminare nicht im Block, etwa in Form von
Projektwochen, sondern kontinuierlich und in annähernd
regelmäßigen Abständen über einen längeren Zeitraum hinweg
angeboten werden, soll einem „Verpuffungseffekt“ entgegengewirkt
werden. Zweifelsohne sind Projekttage aufgrund ihrer Intensität die
einschneidendere und somit einen stärkeren Eindruck hinterlassende
Form einer Präventionsmaßnahme, aber eben leider nur mit einer
kurzfristigen Wirkung.

Mit dem Programm soll die Integration von rechtsextremistischen und
ausländerfeindlichen Jugendlichen erleichtert und
Fremdenfeindlichkeit abgebaut werden.

Ziel ist es, durch Informationen und praktische Übungen den
Teilnehmern präventiv gewaltfreie Verhaltensmuster aufzuzeigen und
zu vermitteln.
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Zielgruppe des Projekts sind Schüler der Klassen 7 und 8 aller
Schularten mit einem Alter von 13-14 Jahren (Eintritt in die
Strafmündigkeit), ggf. Lehrer und Eltern.

Sachstand/Erfahrungen

Die Projektarbeit erfolgte im Laufe des Jahres 2002. Auch die
Umsetzung der Module in den einzelnen Klassen war bis Ende 2002
schon sehr weit fortgeschritten.

In der örtlichen Presse wird umfangreich berichtet.

Weitere Informationen

Koordinierungs- und Beratungsstelle gegen Rechtsextremismus, Alter
Postplatz 10, 71328 Waiblingen

Polizeidirektion Waiblingen, Kriminal- und Verkehrsprävention, Alter
Postplatz 20, 71332 Waiblingen
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Gemeinsames Präventionsprojekt gegen Rechtsextremismus,
Gewalt und Fremdenfeindlichkeit
"Buntes Licht auf braune Schatten"

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Gewalt"}{xe "Rechtsextremismus"}{xe
"Fremdenfeindlichkeit"}

Organisation

Das Projekt wird im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion (PD)
Halberstadt in den Landkreisen Halberstadt, Wernigerode,
Quedlinburg, Aschersleben-Staßfurt und im Bördekreis an
Sekundarschulen, Berufsschulen und Schulen für Lernbehinderte
durchgeführt. Im Jahr können etwa zehn Veranstaltungen angeboten
werden. Dies liegt an der Koordination verschiedenster Referenten
sowie den relativ hohen Kosten des Projektes, welche den
teilnehmenden Schulen nicht auferlegt werden.

Unter Federführung der PD Halberstadt wurden verschiedenste
Partner, ohne die die Durchführung des gemeinsamen
Präventionsprojektes nicht möglich gewesen wäre, miteinander
vernetzt. Im Einzelnen handelt es sich um: Miteinander e.V., RGZ
Mitte, Weißer Ring e.V., IVV d N e.V., Jugendämter der Landkreise
Halberstadt, Wernigerode, Quedlinburg, Bördekreis, Aschersleben-
Staßfurt, Amtsgerichte Halberstadt, Wernigerode, Quedlinburg,
Staatsanwaltschaft Magdeburg, Zweigstelle Halberstadt, Stadt
Wernigerode, Gedenkstätte Langenstein-Zwieberge, Vereins- und
Westbank e.G. sowie andere Institutionen, Vereine und Firmen.

Der Personaleinsatz ergibt sich aus dem konzeptionellen Ansatz und
ist variabel.

Die Laufzeit des Projektes richtet sich jedoch auch nach den
vorhandenen finanziellen Mitteln.
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Die Projektwochen werden den Schulen kostenlos angeboten. Die
anfallenden Kosten und Leistungen (Workshops mit professionellen
Trainerteams, Bustransfer zur Gedenkstätte, Honorare/ Reisekosten
für Referenten) werden durch eine Mischfinanzierung getragen. Bei
den o.g. Projektpartnern handelt es sich auch um solche, die mit
Geldspenden bzw. dem direkten Begleichen von Rechnungen eine
Durchführung des Projektes ermöglichten. Die eingehenden
Spendengelder werden auf dem Spendenkonto des Weißen Rings e.V.
deponiert und entstehende Rechnungen aus den für das Projekt
eingegangenen Spendengeldern bezahlt. Weitere finanzielle Mittel für
das Projekt wurden vom LKA Magdeburg zur Verfügung gestellt. Die
PD Halberstadt unterstützt das Projekt personell durch die gesamte
Organisation der Projektwochen und der Ausstellungen, die
Durchführung eines polizeilichen Projektmoduls sowie die
Zurverfügungstellung von Arbeitsmaterialien und Streumitteln für
Teilnehmer und Referenten.

Eine wissenschaftliche Begleitung des Projektes über einen längeren
Zeitraum erfolgte nicht. Lediglich die erste Projektwoche wurde von
Sozialwissenschaftlern als Projektunterstützung des Miteinander e.V.
begleitet und ausgewertet.

Konzeptioneller Ansatz

Das Konzept für das Projekt "Buntes Licht auf braune Schatten"
wurde von Polizeibeamten entwickelt. Resultierend aus der regionalen
polizeilichen Kriminalstatistik, in welcher Jugendliche und
Heranwachsende immer wieder als Täter und Opfer rechter Gewalt
sowie fremdenfeindlicher Straftaten in Erscheinung treten, bemüht
sich die Polizei, diesen Tendenzen nicht nur repressiv, sondern auch
präventiv entgegenzutreten.

Das Projekt dient der intensiven Auseinandersetzung von
Jugendlichen mit den Ursachen (rechtsradikaler) Gewalt sowie der
Erläuterung strafrechtlicher Aspekte. Es bietet anhand persönlicher
Erfahrung durch Interaktionsspiele und Workshops die Möglichkeit,
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Diskriminierung, Rassismus, Umgang mit negativen Gefühlen zu
reflektieren, eigenes Verhalten zu bewerten und
Verhaltensalternativen zu erkennen bzw. zu entwickeln. Ein positiver
Nebeneffekt des Projektes wird durch die authentische Vermittlung
von Geschichtskenntnissen zum deutschen Nationalsozialismus
erreicht.

Die Teilnehmer des Projektes sollten zwischen 13 und 17 Jahren alt
sein. Sie setzen sich auf kreative/künstlerische, intellektuelle und
emotionale Art mit den Themen Rechtsextremismus, Gewalt und
Fremdenfeindlichkeit auseinander.

Um die methodische Bearbeitung der Themen in der konzipierten
Reihenfolge zu gewährleisten sowie um die in Modul 3 erläuterten,
sehr kostenintensiven Workshops optimal auszulasten, sollten die
Projektwochen möglichst in Schulen und nicht in Jugendeinrichtungen
stattfinden.

Das Projekt wird in mehreren Stufen in Form eines Bausteinprinzips
durchgeführt. Verschiedene Methoden werden eingesetzt, um den
Jugendlichen Gesprächspartner unterschiedlichen Hintergrundes
anzubieten, die ein Nachdenken über Gewalt, Fremdenfeindlichkeit,
Rechtsextremismus, Opferrolle und Konsequenzen delinquenten
Verhaltens sowie das Entwickeln von Verhaltensalternativen bewirken
sollen. Der Erwerb von Sachinformationen wird mit emotionalen
Erfahrungen verknüpft.

Modul 1:

Gemeinsames Ideensammeln der Schüler und Schaffung eines
Exponates (Fotos, Collagen, Zeichnungen, Videos, Skulpturen...).
Hier geht es um die Förderung des Gemeinschaftsgefühls, den
Ansporn durch Prämierung der besten und Ausstellung aller Exponate
in einer Wanderausstellung sowie um die kreative
Auseinandersetzung mit dem Thema.
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Modul 2:

Gesprächsrunde mit Polizeibeamten zur Erläuterung "typischer"
Straftatbestände, strafrechtlicher Konsequenzen, verbotener
Kennzeichen und Symbole. Reflexion der Täter-Opfer-Beziehung,
Bearbeitung des Arbeitsbogen "Gewalt" und des Videos "Haltet sie
auf". Rollenspiele zum Erkennen und Benennen von Emotionen,
Umgang mit negativen Gefühlen, Erprobung der Opferperspektive;
Verhaltenshinweise für Gefahrensituationen.

Modul 3:

1. Alternative:

Workshop "Blauauge-Braunauge" der Firma "Eye to Eye" - die
Schüler sammeln Erfahrungen zu Rassismus, Diskriminierung,
Gruppendynamik etc. Sie erfahren, wie alltäglicher Rassismus und
Machtstrukturen funktionieren, welche Auswirkungen diese sowohl
auf die Betroffenen als auch auf diejenigen haben, die diskriminieren
oder Diskriminierung zulassen. Die Teilnehmer werden mit eigenen
Vorurteilen und ihrer Verantwortlichkeit zur Bekämpfung von
Rassismus konfrontiert. Es werden Einblicke in die Formen subtiler
Rassismen und notwendige Veränderungen auf individueller und
gesellschaftlicher Ebene gegeben.

2. Alternative:

Aktion "Schritte gegen Tritte" des evangelisch-lutherischen
Missionswerkes in Niedersachsen. Die Aktion thematisiert
strukturelle, ethnische und personale Gewalt. Es stammt aus der Anti-
Apartheid-Arbeit in Südafrika und beschäftigt sich mit Gewalt und
Rassismus in Südafrika und bei uns. Das Projekt arbeitet mit
vielfältigen Medien und Methoden, u.a. Planspiel, Quiz,
Gesprächsgruppen, Rollenspiel, Video.
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Modul 4:

Gesprächsrunde mit Ausländern zu Fremdenfeindlichkeit,
Fremdenangst, Asyl in Deutschland.

Gesprächsrunde mit einem Zeitzeugen/ Opfer der NS-Zeit,
Präsentation historischer Fakten, persönlicher Erlebnisse und
Dokumente.

Modul 5:

Besuch der Mahn- und Gedenkstätte Langenstein-Zwieberge, einem
ehemaligen Außenlager des KZ Buchenwald - Führung, Besichtigung
der Ausstellung, Präsentation eines Video sowie historischer
Dokumente.

Lehrern und Schülern wird umfangreiches Material zur Bearbeitung
und Nachbereitung der Themen der Projektwoche kostenlos zur
Verfügung gestellt.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt begann im Mai 2001. Am Ende des Jahres 2001 waren
sieben Projektwochen angeboten worden. Im Jahre 2002 wurden
insgesamt neun Projektwochen durchgeführt. Parallel zu den
Projektwochen an Schulen war die Wanderausstellung zum Projekt
jeweils für vier Wochen in den einzelnen Landkreisen zu sehen. Hier
nutzten verschiedene Schulklassen die Möglichkeit, die Ausstellung
zu betrachten und sowohl mit als auch ohne polizeiliche
Gesprächsbegleitung die Themen Rechtsextremismus sowie Gewalt
und Fremdenfeindlichkeit zu bearbeiten. Weitere Veranstaltungen
sind bereits bis zum Sommer 2003 geplant.
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Während der Durchführung des Projektes wurde sehr deutlich, dass
Rechtsextremismus, Gewalt und Fremdenfeindlichkeit zur Lebenswelt
junger Menschen gehören und die Jugendlichen großes Interesse
sowie Gesprächsbedarf zu diesen Themen bekundeten. Es wurden
solche Schulen ausgewählt, in denen eine hohe Gewaltbereitschaft
unter den Schülern vorlag, die sich innerhalb sozialer Brennpunkte
befanden und bei denen sich bereits Ansätze für das Vorhandensein
"rechter" Cliquen zeigten. Es wurden also bewusst "problematische"
Schulklassen ausgewählt.

Ein Schulleiter einer Sekundarschule (hier: 7.Klasse, Alter der Schüler
13 - 17 Jahre, 40% Wiederholer in der Klasse) gab nach einigen
Wochen folgendes Feedback: “Es hat sich das Alltagsverhalten der
Schüler geändert und eine Sensibilisierung stattgefunden, es wird
mehr nachgedacht. Die Hemmschwelle für Gewalt ist bei einzelnen
Schülern wesentlich höher geworden. Zudem hat sich die Polizei als
Partner gezeigt, sowohl für mich als Schulleiter, als auch für die
Schüler eine neue, positive Erfahrung.“

Ein Kommentar einer stellvertretenden Berufsschulleiterin (hier: BvJ,
von 22 Schülern nahmen 20 in Springerstiefeln und Bomberjacke an
der Projektwoche teil) lautete: “Insgesamt haben alle Beteiligten mit
viel Sachverstand und Souveränität die Veranstaltungen durchgeführt.
Leider haben unsere Schüler oft nicht angemessen reagiert. Trotz des
Stresses würde ich jederzeit wieder eine solche Projektwoche
begleiten.“

Alle Schulen, an denen das Projekt durchgeführt wurde, haben sich für
weitere Projekttermine angemeldet.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Halberstadt, Polizeiliche Prävention, Theaterstr. 6,
38820 Halberstadt
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Hotline gegen Rechts

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Hilfe- und Beratungstelefon"}{xe
"Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Zeugen- und Helferverhalten"}

Organisation

Im Dezember 2000 wurde eine sog. "Hotline gegen Rechts" beim
Landeskriminalamt (LKA) Sachsen-Anhalt geschaltet. Rund um die
Uhr nehmen erfahrene Beamte des polizeilichen Staatsschutzes bzw.
des Lagezentrums des LKA die Anrufe entgegen. Bei eilbedürftigen
Hinweisen wird unmittelbar die zuständige Polizeibehörde informiert.
Die Finanzierung der Hotline erfolgt durch das LKA Sachsen-Anhalt.

Konzeptioneller Ansatz

Engagierte und aufmerksame Bürgerinnen und Bürger können
Hinweise auf

- Aktionen (vermutliche Demonstrationen, Skinheadkonzerte, pp),

- mögliche Straftaten der rechtsextremistischen/fremdenfeindlichen
Szene und

- mutmaßliche Tatverdächtige

an das Landeskriminalamt zum Ortstarif mitteilen.

Die Polizeiarbeit kann so durch die Mithilfe der Bevölkerung
erheblich unterstützt werden. Weitere Informationen zum
Phänomenbereich "Rechtsextremismus" können über das Internet
(www.polizei.sachsen-anhalt.de) abgerufen werden. Auf Wunsch
können Anrufe vertraulich behandelt werden.
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Sachstand/Erfahrungen

Bis zum 14.02.2002 gingen über die Hotline insgesamt 53 Anrufe ein.
Diese Gespräche können folgenden Kategorien zugeordnet werden:

- Polizeilich relevante Sachverhalte: 24

- Anfragen, u.a. zu Informationsmaterial: 7

- Allgemeine Sachverhaltsschilderungen: 2

- Sonstige, nicht relevante Anrufe: 20.

Zunächst wurde das Projekt durch die Bürger recht gut angenommen.
Das kam dadurch zum Ausdruck, dass in den Monaten seit der
Einrichtung der Hotline (29.09.2000 bis Ende Januar 2001) insgesamt
40 Anrufe (75,5%) eingingen. Danach ließ die Resonanz bei den
Bürgern offensichtlich nach.

Allein die Tatsache, dass über die Hotline 24 Hinweise zu polizeilich
relevanten Sachverhalten eingegangen sind, kann als Erfolg gewertet
werden. Daraus resultierend wird die Hotline weiter geführt.

Es ist beabsichtigt, über Presseveröffentlichungen in regelmäßigen
Abständen auf die Möglichkeit der Hotline hinzuweisen.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt, Dezernat 12, Lübecker Str. 53-
63, 39124 Magdeburg

Internet: http://www.polizei.sachsen-anhalt.de
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Präventive Arbeit mit rechtsextremistisch beeinflussten
Jugendlichen im Strafvollzug, Brandenburg

{xe "Brandenburg"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe
"Rechtsextremismus"}{xe "Täterbehandlung/Wiedereingliederung"}{xe
"Hasskriminalität"}

Organisation

Das Projekt wird in Kooperation mit

- der Bundeszentrale für politische Bildung, Berliner Freiheit 7,
53111 Bonn,

- dem Ministerium für Justiz und Europaangelegenheiten des
Landes Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam,

- dem Archiv der Jugendkulturen, Fidicinstr. 3, 10965 Berlin und

- der Landeszentrale für politische Bildung Brandenburg, Heinrich-
Mann-Allee 107, 14473 Potsdam (ab 2002)

organisiert.

Eine Evaluation ist geplant.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Projekt sollen jugendliche Straftäter im Strafvollzug mit
Mitteln der Pädagogik zur Abkehr von rechtsradikalem Gedankengut
bewegt werden. In kleinen Gruppen sollen sie offene Wissensfragen
klären und mit entsprechendem Training lernen, mit Konflikten und
Aggressionen gewaltfrei umzugehen. Vor allem aber soll den in den
Jugendgefängnissen verbreiteten fremdenfeindlichen und rechtsradikal
motivierten Haltungen entgegengewirkt werden.
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Im Zentrum des Projekts stehen als Zielgruppe die jugendlichen
Straftäter, die sich freiwillig zur Teilnahme am Programm
entscheiden. Es werden dabei keine Versprechungen bezüglich
Hafterleichterung oder -abkürzung gemacht. Auf Wunsch der
Gefängnisleitung wird auch das Aufsichtspersonal der Vollzugsanstalt
in die Maßnahmen einbezogen. In der Nachsorge schließlich sollen
auch die Eltern, Lehrer und Ausbilder nach der Haftentlassung der
Jugendlichen einbezogen werden.

Es handelt sich um ein pädagogisches – nicht um ein
sozialpädagogisches oder ein psychologisches – Programm mit
folgenden Maßnahmen:

- Offene Veranstaltungen für alle Interessierten

- Maßnahmen für das allgemeine Vollzugspersonal

- Maßnahmen mit Wissensvermittlung und Trainings in
Kleingruppen für die jugendlichen Gefangenen

- Austauschmaßnahmen, ständige Kommunikation und Supervising
der eingesetzten Pädagogen

- Evaluation

- Ständige Konferenzen mit den Kooperationspartnern.

Weitere Informationen

Gesellschaft für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V. (GSF e.V.),
Hammarskjöldring 128, 60439 Frankfurt a.M.

Internet: http://www.gsfev.de/GSF.htm

eMail: post@gsfev.de
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Ministerium für Justiz und Europaangelegenheiten des Landes
Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam

eMail: poststelle@mdje.brandenburg.de

Bundeszentrale für politische Bildung, Berliner Freiheit 7, 53111
Bonn

eMail: info@bpb.de
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Sonderkommission Rechtsextremismus (Soko REX)

{xe "Sachsen"}{xe "Aggression"}{xe "Repression"}{xe
"Rechtsextremismus"}{xe "Hasskriminalität"}{xe
"Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Aufgrund eines Kabinettbeschlusses der Sächsischen Landesregierung
vom 07.05.1991 wurde festgelegt, dass der Bekämpfung des
Rechtsextremismus besondere Priorität gebührt.

Am 01.07.1991 wurde die Sonderkommission Rechtsextremismus
(Soko REX) beim Landeskriminalamt Sachsen eingerichtet. Die Soko
verfügt über Regionale Ermittlungsabschnitte (REA) in den drei
sächsischen Regierungsbezirken Chemnitz, Leipzig und Dresden
sowie einen Zentralen Ermittlungsabschnitt (ZEA) beim
Landeskriminalamt. Fallbezogen können weitere REA eingerichtet
werden.

Konzeptioneller Ansatz

Aufgaben der Soko REX sind:

- Durchführung der Strafverfolgung im deliktsspezifischen Bereich

- Vorbereitung von verhaltensorientierten Präventionsmaßnahmen.

Das strategische Ziel, insbesondere fremdenfeindliche Straftaten
wirksam auf niedrigem Niveau zu halten, soll auf vier taktischen
Ebenen erreicht werden:

- Konsequente Strafverfolgung

- General-/Spezialprävention
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- Objekt-/Raumschutzmaßnahmen

- Flankierende Maßnahmen.

Die Präventionsaktivitäten bestehen in Maßnahmen und
Veranstaltungen zur Aufklärung und Sensibilisierung der
Öffentlichkeit gegenüber Straftaten mit rechtsextremen Hintergrund.
Hauptzielgruppen sind Jugendliche und Heranwachsende.

Außerdem werden Funktionsträger der Jugendarbeit an den
Landratsämtern und in den Kommunen mit einbezogen sowie
polizeiinterne Fortbildungsmaßnahmen durchgeführt.

Dies erwies sich u.a. bei folgenden Maßnahmen als positiv:

- Aufklärende Gespräche mit unbeteiligten Kindern, Jugendlichen
und Heranwachsenden im Rahmen eines polizeilichen Einsatzes
vor Ort

- Mitarbeit der Soko REX am Runden Tisch aus gegebenen
Anlässen

- Teilnahme von Beamten der Soko REX an Diskussionsrunden in
Jugendclubs

- Veranstaltungen und Vorträge an Schulen, berufsbildenden und
sonstigen Einrichtungen

- Gespräche und Veranstaltungen mit Bildungsträgern und Ämtern.

Sachstand/Erfahrungen

Die Präventionsarbeit ist seit der Gründung der Soko REX im Jahre
1991 - wie aus dem "Konzeptionellen Ansatz" ersichtlich -
Gegenstand des Polizeilichen Bekämpfungskonzeptes im Freistaat
Sachsen und damit auch in der täglichen Arbeit der Mitarbeiter der
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Soko REX verankert. Einige der Maßnahmen tragen besonderen
Charakter und wurden mit unterschiedlichem Erfolg praktiziert:

- Ansprache des relevanten Personenkreises anlässlich der "Hess-
Aktionswochen" in regelmäßigen jährlichen "Briefaktionen"

Seit 1996 werden jährlich bereits im Vorfeld einschlägig bekannte
Personen durch das Landeskriminalamt angeschrieben und darauf
aufmerksam gemacht, dass jegliche Aktivitäten, die man mit dem
Todestag von Rudolf Heß in Verbindung bringen könnte, durch die
zuständigen Verwaltungsbehörden verboten worden sind. Gleichzeitig
wird unmissverständlich mitgeteilt, dass Zuwiderhandlungen geahndet
werden. Darüber hinaus wurden in Einzelfällen auf Anregung der
Polizei Meldeauflagen durch die Gemeinden erstellt.

- Erwirkung eines Trageverboten für Springerstiefel bei
Jugendlichen

Im Rahmen der polizeilichen Gefahrenabwehr i.S.d. sächsischen
Polizeigesetzes (SächsPolG) wurde bei einem Jugendlichen ein
Trageverbot für Springerstiefel mit Stahlkappeneinsätzen, das Führen
von Messern, Baseballschlägern und Eisenketten in der Öffentlichkeit
durch das Landeskriminalamt beantragt und am 26.05.1999 durch die
Stadt Leipzig auf die Dauer von zwei Jahren angeordnet. Diese
Entscheidung wurde am 14.03.2000 durch das Sächsische
Oberverwaltungsgericht Bautzen (Az.: 3 BS 15/00) bestätigt.

- Anlassunabhängige persönliche Ansprache von polizeilich
registrierten "rechten" Gewalttätern

Die persönliche Ansprache von Gewalttätern wurde erstmals im
Frühjahr 2002 praktiziert. Ausgehend von einer Analyse der
Gewalttaten im Jahr 2001 wurde ein ausgewählter Kreis von Tätern zu
"rechten" Straftaten angeschrieben und in die nächstgelegene
Polizeidienststelle eingeladen. Durch Mitarbeiter des
Landeskriminalamtes und der örtlichen Staatsschutzdienststellen
erfolgten persönliche Gespräche, um die Begehung weiterer Straftaten
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zu verhindern. Im Rahmen der "Gefährderansprachen" wurde auch auf
mögliche polizei- und strafrechtliche Konsequenzen hingewiesen.

- Präventionsveranstaltungen in unterschiedlichsten Kreisen,
vorwiegend jedoch mit jugendlichem Publikum

Bestandteil der Präventionsarbeit der Soko REX sind auch zahlreiche
Veranstaltungen, in denen Mitarbeiter des Landeskriminalamtes nicht
nur fundierte Vorträge zur Thematik "Rechtsextremismus" halten,
sondern aktiv die Diskussion mit dem Publikum suchen. Zielgruppen
sind dabei sowohl Behörden als auch speziell Jugendliche (z. B.  in
Schulen).

Der Erfolg der beschriebenen Maßnahmen lässt sich nur schwer
messen. Die Anzahl der Maßnahmen ist ebenso wenig ein Kriterium
wie die Entwicklung der politisch motivierten Straftaten im
Phänomenbereich "Rechts", da bekanntermaßen die Prävention bei der
Kriminalitätsbekämpfung lediglich eine Säule bildet.

Beispielhaft sollen deshalb nur einige Ergebnisse dargestellt werden:

- "Hess-Briefaktionen": Hier waren zwei Phänomene zu
verzeichnen: Zum einen gab es fernmündliche und schriftliche
Reaktionen von Betroffenen (bzw. deren Erziehungsberechtigten),
dass man sich an die Verbotsverfügungen halten will. Zum
anderen wurde bei der jährlichen Auswahl eines relevanten
Personenkreises deutlich, dass von Mal zu Mal weniger Personen
infrage kamen. In den Fällen, wo Meldeauflagen erteilt worden
waren, kamen die Betroffenen ihren Verpflichtungen nach.

- "Springerstiefeltrageverbot": Neben der Tatsache, dass der
Betroffene seit der Anordnung des Trageverbotes von
Springerstiefeln bisher nicht wieder mit Gewaltdelikten in
Erscheinung getreten ist, hatte der Fall insbesondere auch
richtungsweisenden Charakter. In der Folge ergingen durch die
örtlich zuständigen Behörden zunehmend gleichgelagerte
Auflagen bei "rechten" Demonstrationen. In Einzelfällen wurden
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zwar Zuwiderhandlungen festgestellt; die betreffenden
Demonstrationsteilnehmer mussten sich aber dann ihrer Stiefel
entledigen und in Socken an der Veranstaltung teilnehmen.

- "Ansprache der Gewalttäter": Ein Drittel der angeschriebenen
Personen folgte der Einladung, ein weiteres Drittel erschien nicht,
in mehreren Fällen erfolgten telefonische Absagen. Es wird (auch
in den Fällen der geführten Gespräche) deutlich, dass sich diese
Maßnahme NICHT bewährt hat. Bei den Personen handelte es
sich offensichtlich um den "unbelehrbaren harten Kern". Bei
zukünftigen Maßnahmen dieser Art sollte ein anderer
Personenkreis (z. B.  Ersttäter) ausgewählt werden.

- "Vortragstätigkeit": Die Veranstaltungen trugen zum Verständnis
und zur Aufklärung speziell beim jugendlichen Publikum bei.
Sowohl durch wiederholte Anforderung von Referenten als auch
in Dankschreiben der Organisatoren dieser
Präventionsveranstaltungen wurde deutlich, dass nicht nur
umfangreiche Kenntnisse vermittelt werden konnten, sondern
ebenso zumeist ein aufgeschlossenes Klima und reges Interesse
bei den Beteiligten vorlag.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Abteilung 2/203, Neuländer Straße 60,
01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@polizei.sachsen.de
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Zivilcourage gegen rechts

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Rechtsextremismus"}{xe
"Hasskriminalität"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}

Organisation

Aufgabe einer bis März 2001 im Modellprojekt „Konfliktberaterin im
Polizeipräsidium Düsseldorf“ beschäftigten Diplompsychologin war
es, die interkulturelle Kompetenz der Angehörigen der Polizei
Düsseldorf zu erhöhen sowie die Beziehungen zwischen Minderheiten
und Polizei zu fördern. So entstand im August 2000 aufgrund der
aktuellen Lage hinsichtlich fremdenfeindlicher Übergriffe gegenüber
der Bevölkerung die Idee, Bürgerinnen und Bürger über eine
Bürgerkonferenz in Open-Space-Technology (OST) zu mehr
Zivilcourage zu bewegen. OST ist eine neue Konferenzform, mit
deren Hilfe man mit sehr großen Gruppen arbeiten kann. Das
Konferenzlogo ist eine „Weiße Rose“ in Anlehnung an die
gleichnamige Widerstandsgruppe.

Die Teilnehmerzahl des Projektes wurde aus logistischen Gründen auf
300 Personen begrenzt. Als Räumlichkeit wurde eine Schule genutzt,
in der sich eine große Aula für alle Teilnehmer und genügend
Arbeitsräume befanden.

Aufgrund der allgemeinen Politikverdrossenheit der Bürger/-innen
waren die Bestrebungen, möglichst wenig Politik in das Projekt mit
einzubeziehen. Deshalb musste die Zusammenarbeit mit dem
Arbeitskreis Vorbeugung und Sicherheit vom Kriminalpräventiven
Rat der Stadt Düsseldorf beendet werden, da es Forderungen
hinsichtlich einer Titeländerung und Abdruck des politischen
Ratsbeschlusses auf dem Flyer gab.

Einbezogen wurden Industrie, Kultur und Non-Profit-Organisationen.
So wirkten insgesamt 40 Kooperationspartner zum Teil symbolisch,
zum Teil auch tatkräftig bei der Verteilung der Flyer mit.
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Konzeptioneller Ansatz

Zivilcourage ist eine Fähigkeit des Bürgers, die durch soziale
Erwartung und das Erleben entsteht, dass es noch mehr Gleichgesinnte
in der Solidargemeinschaft gibt. Es wird von der Annahme
ausgegangen, dass durch die Vernetzung und das Solidargefühl ein
Mehrwert an persönlichem Engagement und Zivilcourage entsteht.
Eckpfeiler des Konzeptes ist die Ansicht, dass die breite Bevölkerung
den gewaltbereiten Tätern ein deutliches „Nein!“ entgegnen muss.

Um noch mehr Interesse zu wecken, wurde der weltberühmte Fotograf
Ross Harlan Feltus, der seit über 30 Jahren in Düsseldorf wohnt und
lebt, eingeladen. Zu seiner Diaschau berichtete er von seinen
Diskriminierungserfahrungen als Schwarzer. Außerdem wurde für
eine intensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit plädiert.

Sachstand/Erfahrungen

Insgesamt erschienen 12 Artikel in Zeitschriften, 2 Fernsehberichte
und 5 Radiointerviews. Es wurden 60.000 Flyer und einige Plakate
gedruckt. Außerdem wurden von den 300 Teilnehmern 31
selbstbestimmte Workshops durchgeführt, beispielsweise zu den
Themen:

- Rechte Gewalt im Internet?

- Wie leben rechte Jugendliche?

- Was interessiert sie?.

Aus den Workshops sind 11 Aktionsgruppen entstanden, die über die
Bürgerkonferenz hinaus agieren und sich unter anderem folgendes
vorgenommen haben: Die Einrichtung einer Internetseite zum Thema
„Zivilcourage gegen rechts“, Organisation eines erneuten Treffens,
Gespräche mit Politikern etc.
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Durch die Aktion konnte mehr Zivilcourage geweckt und gefördert
werden, das subjektive Sicherheitsgefühl ist gestiegen und die
Bürger/-innen  haben mehr Vertrauen zur Polizei gewonnen. Die
Bürgerbeteiligung ist angestiegen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Düsseldorf, Konfliktberatung (Dipl.-Psych. Barbara
Maria Ostermann), Jürgensplatz 5-7, 40219 Düsseldorf
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Anti-Gewalt-Training an Schulen "Smily und Frusty"

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Konfliktbewältigung"}

Organisation

Das bereits 1995 entwickelte und im Rahmen eines
Schülerwettbewerbes erstmals in Ahlener Schulen eingesetzte Anti-
Gewalt-Projekt wurde ab 1997 in modifizierter Form, unter dem Titel
"Smily und Frusty", im Kreis Warendorf eingeführt.

Das Projekt steht unter der Schirmherrschaft des Leiters der
Kreispolizeibehörde Warendorf.

Ein bzw. zwei Mitarbeiter des Kommissariates Vorbeugung
moderieren das Training, wobei dieser Part zunehmend auf zuvor
ausgebildete Multiplikatoren aus den Bereichen Schule, Jugend- und
Sozialarbeit und Polizei übertragen wird.

Im Rahmen des Projektes sind für den Druck des Konzeptes und für
die Beschaffung von kleinen Handspiegeln, die zur Erinnerung an die
Teilnehmer ausgegeben werden, ca. 2.500 € angefallen.

Von der Katholischen Fachhochschule Münster, Fachbereich
Sozialwesen ist ein Fragebogen zum Thema "Schülergewalt" für das
o.g. Anti Gewalt Training erarbeitet und in das Programm integriert
worden.

Konzeptioneller Ansatz

Ziele des Trainingskonzeptes, welches sich an Schüler im Alter von 8
bis 14 Jahren richtet, sind:

- Situationsbewusstsein zu den Rollen Opfer, Täter, Zeuge und
Zuschauer schaffen,
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- Kinder befähigen, Konflikte gewaltfrei zu lösen,

- Gewaltstraftaten verhindern und reduzieren.

- Beteiligte Kooperationspartner an diesem Konzept sind die

- Katholische Fachhochschule Münster - Fachbereich Sozialwesen -
sowie die

- Beratungsstelle für Familien, Kinder, Jugendliche und Eltern in
Beckum.

Das Konzept ist so angelegt, dass in der Regel jede Schülerin bzw.
jeder Schüler einmal von dem Projekt profitiert. Für das Training sind
vier bis fünf Schulstunden vorgesehen.

Es werden die unterschiedlichen Gewaltbegriffe erörtert. Anhand
verschiedener Rollenspiele und Gruppenarbeiten werden Strategien
zur gewaltfreien Konfliktlösung erarbeitet. Als weiterer Bestandteil
des Trainings wird der Videofilm der Berliner Polizei „Die Jacke“
vorgeführt und in der Gruppe besprochen.

Nach Durchführung des Projektes findet immer eine Nachbereitung
durch die Lehrerinnen und Lehrer statt.

Die katholische Fachhochschule Münster - Fachbereich Sozialwesen -
hat einen Fragebogen zum Thema Gewalt entwickelt, der mittlerweile
fester Bestandteil des Anti-Gewalt-Trainings ist.

Zum Abschluss erhalten alle Teilnehmer einen Brief an die Eltern, der
den Sinn des Konzeptes beschreibt, Anregungen zur Stärkung der
Kinderpersönlichkeit gibt und das Kommissariat Vorbeugung als
möglichen Ansprechpartner nennt.
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Sachstand/Erfahrungen

Im Kreis Warendorf wurden bis März 2002 über 240 Veranstaltungen
in Schulen und verschiedenen Bildungseinrichtungen durchgeführt.
Allein im Zeitraum Mai 2001 bis März 2002 wurden über 900
Personen/Schüler erreicht.

Unter Federführung und in enger Zusammenarbeit mit dem Schulamt
des Kreises Warendorf wurden in vier Veranstaltungen ca. 60 Lehrer
von Grund-, Haupt- und Sonderschulen als Moderatoren beschult. Die
Rückmeldungen waren sehr positiv, mittlerweile wird an vielen
Schulen im Kreis Warendorf das Projekt selbstständig von
Lehrkräften veranstaltet und vom Kommissariat Vorbeugung
unterstützt.

Das Projekt wird seit 1998 verstärkt im Grundschulbereich
durchgeführt. Zielgruppen sind die Schüler der Klassen 3 und 4. Die
Akzeptanz im Grundschulbereich ist bei Eltern, Lehrern und vor allem
Schülern sehr positiv.

Das Projekt wird aus polizeilicher Sicht positiv bewertet. Durch die
Resonanz der beteiligten Schüler und Lehrer ist immer wieder zum
Ausdruck gekommen, dass sich das Verhalten der Schüler
untereinander nach Durchführung des Projektes deutlich entspannte.
So wird aufgrund der Rückmeldungen von den Lehrern signalisiert,
dass es nach Durchführung des Projektes zu einem gewaltfreieren
Umgang der Schüler untereinander gekommen ist. Das Trainingsziel
wurde damit erreicht, auch wenn polizeilich eine Messung (z. B.  der
Gewaltrückgänge) nicht möglich ist, da die Gewalt an Schulen nicht
speziell in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) erfasst wird. Die
o.g. positiven Rückmeldungen meinen im Einzelnen, dass

- die Lehrer/Schüler erklären, dass das Projekt positiv angekommen
sei

- die Lehrer/Schüler beschreiben, dass aufgrund des Projektes ein
deutlicher Rückgang der Gewalt unter Schülern erkennbar sei
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- die Lehrer erläutern, dass die Schüler sich mit dem selbst
erarbeiteten "Klassenvertrag" identifizieren und allein schon
deswegen bestrebt sind, die dort aufgeführten Ziele (in der Regel
Ziele zum gewaltfreien Umgang miteinander) zu verfolgen und
einzuhalten

- Schüler selbst schildern, dass sie sich nach dem Projekt intensiver
mit Gewalt/Aggressionen und ihren Erscheinungsformen
auseinandersetzen und damit realisieren, dass vorher als nicht
gewalttätig erkannte Verhaltensweisen tatsächlich jedoch Gewalt
darstellen.

Seitens der Lehrerschaft wird immer wieder mit der Bitte an das
Kommissariat Vorbeugung herangetreten, das Training - trotz
mittlerweile in den Lehrerkollegien ausgebildeter Multiplikatoren -
durchzuführen. Seitens der Schulkollegien wird argumentiert, dass ein
bleibender Eindruck bei den Schülern insbesondere dann zu erreichen
sei, wenn zum Thema Gewalt auch Personen der "Institution Polizei"
erscheinen und dazu referieren. Dadurch würde eine größere
Glaubwürdigkeit erreicht werden.

Die Auswertung der Fragebögen bei der katholischen Fachhochschule
Münster ist  abgeschlossen und wurde in der Studie "Kindergewalt"
im Oktober 1999 durch die Kreispolizeibehörde Warendorf
veröffentlicht.

Weitere Informationen

Kreispolizeibehörde Warendorf, Kommissariat Vorbeugung,
Vorhelmer Staße 66, 59269 Beckum

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Sachgebiet 34.2, Völklinger
Straße 49, 40221 Düsseldorf

Internet: http://www.lka.nrw.de

eMail: vorbeugung@mail.lka.nrw.de
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Arbeitsgruppe Gewalttäter an Schulen (AGGAS), Wetzlar

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Gewalt"}{xe
"Diebstahl"}{xe "Aggression"}{xe "Repression"}

Organisation

Bei der Arbeitsgruppe Gewalttäter an Schulen (AGGAS) handelt es
sich um eine in Abstimmung mit den staatlichen Schulamt für den
Lahn-Dill-Kreis und Landkreis Limburg-Weilburg von der
Behördenleitung des Polizeipräsidiums Mittelhessen eingesetzte
polizeiliche Organisationseinheit.

Die Arbeitsgruppe bearbeitet alle anfallenden Delikte und Missstände,
die an den Schulen im Lahn-Dill-Kreis, auf dem Schulweg oder im
unmittelbaren Umfeld der Schulen begangen werden und wo Schüler
Täter oder Opfer sind.

Durch die Arbeitsweise, d.h. enge Kooperation mit den Schulen und
dem staatlichen Schulamt, hat sich die Arbeitsgruppe über die
regionalen Grenzen hinaus einen Namen gemacht als sog. "Wetzlarer
Modell".

Im August 2002 gehören der Arbeitsgruppe Gewalttäter an Schulen
sechs Beamte an, die die 102 Schulen im Lahn-Dill-Kreis betreuen
und sowohl repressiv als auch präventiv tätig sind. Bei der regionalen
Kriminalinspektion Gießen besteht eine weitere Gruppe mit vier
Beamten.

Konzeptioneller Ansatz

Bereits 1990 verdeutlichten Gespräche mit Schulvertretern in Wetzlar,
dass sich Schüler- und Lehrerverhalten dahingehend gewandelt hatte,
dass immer mehr Schüler gewalttätiges und aggressives Verhalten
zeigten, während eine Mehrheit in den Lehrerkollegien dieses
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Verhalten einfach ignorierten und Schulleiter mitteilten "An meiner
Schule gibt es keine Gewalt".

Derartige Aussagen wurden mit Vertretern der Schulen und des
Schulamtes offen diskutiert. Beide Institutionen gingen langsam
aufeinander zu, da auch die Schulleiter des Wetzlarer Schulzentrums
übereinstimmend Aussagen machten, dass es so nicht mehr
weitergehen dürfe. An ihrem Schulzentrum

- nutzten Zuhälter die Gelegenheiten, sich im Pausenhof an
Mädchen heranzumachen, um eine schnelle Mark zu verdienen,

- war bekannt geworden, dass mit Drogen und Diebesgut gehandelt
wurde,

- machten hinter vorgehaltener Hand Berichte über
Gewalttätigkeiten, Erpressungen und Bedrohungen die Runde und

- hatten die offenen Gewalttätigkeiten zugenommen.

Diese Punkte und die Tatsache, dass eine Angst bei Schülern, Eltern
und Lehrern herrschte sich der Polizei anzuvertrauen, führte zum
Nachdenken über eine polizeiliche Arbeitsgruppe an den Schulen.
Polizeiliche Statistiken dieser Jahre verdeutlichten zudem, dass an
Schulen begangene Straftaten kaum angezeigt wurden (1995: 20
erfasste Delikte an Schulen im Bereich der Pst/Kst Wetzlar).

Hier musste also reagiert werden. Als oberstes Ziel der am 15.01.1996
bei der Polizeistation Wetzlar durch den Behördenleiter in
Übereinstimmung mit dem staatlichen Schulamt eingesetzten
Arbeitsgruppe Gewalttäter an Schulen wurde angestrebt, den
Schülern, Eltern und Lehrern die Angst vor dem „Sich anvertrauen“
und „Aussagen“ bei der Polizei zu nehmen. Diese Angst musste auch
bezüglich der täterseitig für den Fall einer Aussage immer wieder
angedrohten Repressalien angenommen werden. Es sollte Vertrauen in
die Institution Polizei aufgebaut werden, um letztendlich das
bestehende Straftatendunkelfeld an Schulen (über welches immer
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wieder nur spekuliert worden war) aufzuhellen und bessere Einblicke
in ein bis dahin verschlossenes Themenfeld zu bekommen.

Durch Umsetzung dieser Ziele sollte die nicht große Anzahl der sog.
"Intensivtäter" herausgefiltert, aus der bisherigen Anonymität gerissen
und der Strafe zugeführt werden. Intensivtäter sollten letztlich
erkennen, dass ihr Tun nicht mehr stillschweigend von der Mehrheit
der Schüler, Eltern und Lehrer geduldet wird, sondern dass sie
angeprangert und bloßgestellt werden.

Der Leiter des staatlichen Schulamtes für den Lahn-Dill-Kreis machte
am 15.01.1996 öffentlich deutlich, dass an seinen Schulen nicht mehr
weggeschaut und Straftaten nicht mehr geduldet werden. Der Slogan
lautete: "Gemeinsam statt einsam".

Gleichzeitig wurde vom staatlichen Schulamt für den Lahn-Dill-Kreis
ein Sorgentelefon mit Anrufbeantworter zur Verfügung gestellt und
unterhalten, mit dem ein "direkter Draht" zur AGGAS hergestellt
wurde. Diese "Trouble Line" (für Wetzlar: 06441/22820; für
Dillenburg: 02771/261867) ist das wichtigste Hilfsmittel der AGGAS-
Arbeit, da hier ca. 400 Anrufe aus dem Bereich Schule direkt
auflaufen.

Im Zuge der Kooperation wurde das Feld der polizeilichen
Maßnahmen auf je 50% repressive und präventive Arbeit abgesteckt,
Wichtig erschien, dass die Verhinderung von Straftaten und die
Bekämpfung der schulischen Intensivtäter im Vordergrund stehen
muss.

Repressive Maßnahmen:

- Täterorientierte und tatzeitnahe Bearbeitung aller bekannt
werdenden Delikte

- Einleitung und Durchführung aller strafprozessualen Maßnahmen
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- Meist schon fernmündliche sofortige Einbindung aller
zuständigen Institutionen im Ermittlungsverfahren, wie
Jugendamt, Justiz, staatliches Schulamt pp.

- Schnelles Eingreifen vor Ort bei konkreten Vorfällen, da durch die
"Trouble Line" ein direkter Draht zwischen Schule und Polizei
hergestellt worden ist.

Präventive Maßnahmen:

- Herstellung und Ausbau der Kooperation durch dauernden Dialog
mit Schülern, Eltern und Lehrern (Teilnahme an
Klassengesprächen, Schülerveranstaltungen, Schul- und
Gesamtschulkonferenzen, pädagogischen Tagen, Elternabenden
und Elternbeiratssitzungen)

- Durchführung spezieller Veranstaltungen für Lehrkräfte zu den
Themen Verhalten bei der Pausenaufsicht, rechtliche Befugnisse
der Lehrkräfte, Konfliktlösungsseminare (zusammen mit
Schulamt), Infos über Umgang mit aggressiven Schülern,
Mediation, Umgang mit Schülern, die Waffen und
Betäubungsmittel mitführen

- Monatliche Gespräche mit Schulleitern, Vertretern des staatlichen
Schulamtes, Jugendamt, Polizei (AG Gewaltprävention) und dabei
Auswertung der Vorfälle an Schulen, die über die Trouble Line
gemeldet wurden

- Mitgestaltung von Projektwochen und Workshops an Schulen,
Erteilen von kriminalpräventivem Unterricht,
Diskussionen/Gesprächsrunden auch mit ausländischen Schülern
und deren Eltern

- Gemeinsame Präventionskontrollen an Schulen mit
Schulleitern/innen mit dem Ziel der Verunsicherung schulfremder
Personen, der Erteilung von Hausverboten und der Ergreifung
eventueller Straftäter
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- Zusammenarbeit innerhalb des Präventionsnetzwerkes mit
Kirchen, Kinderärzten, Ausländerbeiräten, Präventionsräten

- Regelmäßige Arbeitsgespräche mit Jugendamt/
Jugendgerichtshilfe, Schule, Jugendstaatsanwälten, Jugendrichter
und Sozialarbeitern

- Enge Zusammenarbeit mit dem psychologischen Dienst des
staatlichen Schulamtes und dem Zentrum für Erziehungshilfe

- Betreiben von gezielter Öffentlichkeitsarbeit in den Medien, durch
Plakatieren, Verteilung von Visitenkarten der Trouble Line und
öffentlichen Informationsveranstaltungen.

Sachstand/Erfahrungen

Durch die genannten Maßnahmen an den Schulen im Lahn-Dill-Kreis
ist nach Aussage verschiedener Schulleiter eine deutliche Reduzierung
von Gewalthandlungen und dadurch eine Verbesserung des
Klassenklimas festzustellen. Die Erreichung des Ziels der
Dunkelfeldaufhellung dokumentieren auch polizeiliche Daten.
Wurden 1995 25 Strafanzeigen wegen Gewaltdelikten an Schulen
erstattet, so wurden im Jahr 1996 bereits 130 Delikte registriert
(Aufklärungsquote: 93%), 1997 168 Delikte (Aufklärungsquote:
85,7%) und 1998 217 Delikte (Aufklärungsquote: 81,4%). Bis zum
31.10.1999 wurden 315 Delikte erfasst.

Die Erfolge des Vorgehens haben dazu geführt, dass in anderen
Regionen (Landkreis Gießen [Trouble Line: 0641/9716868],
Vogelsbergkreis, Fulda, Lübeck und Luzern/Schweiz) nach dem
"Wetzlarer Modell" gearbeitet wird.

Beim PP Westhessen/PD Limburg-Weilburg wurde unter der Tel.-Nr.
06471/938655 ebenfalls eine "Trouble Line" eingerichtet.
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Im Bereich des PP Osthessen läuft das Projekt "SMOG" (Schule
machen ohne Gewalt) analog dem Wetzlarer Vorgehen.

Es sind Bestrebungen im Gange, die AGGAS auf den gesamten
Zuständigkeitsbereich des PP Mittelhessen auszudehnen.

Eine ausführliche Projektbeschreibung kann unter dem Titel "Gewalt
an Schulen" (2000) kostenlos beim VdP-Verlag Hilden angefordert
werden.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Gießen, Polizeistation Wetzlar, Frankfurter Straße
61, 35578 Wetzlar

Internet: http://members.aol.com/gkasmbh/staedteservice/materialien/
aggas.htm
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Beratungsstelle Pro Mann

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Gewalt in der Familie/im sozialen Nahraum"}{xe
"Beratung"}

Organisation

Mit der am 1. September 1999 in Magdeburg eröffneten
Beratungsstelle "Pro Mann" wurde ein für Sachsen-Anhalt einmaliges
Modellprojekt gestartet, dessen Aufgabenschwerpunkt in der Beratung
und Begleitung von gewaltanwendenden Männern besteht.

Träger ist der Deutsche Familienverband e.V. mit Sitz in Magdeburg.

Gefördert wird das Projekt durch das Land Sachsen-Anhalt
(Ministerium für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales).

Zwei Berater und eine Verwaltungskraft arbeiten in der
Beratungsstelle. Neben der freiwilligen Inanspruchnahme der
Beratung ist geplant, gewalttätigen Männern eine Beratungsgrundlage
durch die Justiz zu erteilen. Das Ministerium für Arbeit, Frauen,
Gesundheit und Soziales orientiert sich darauf, im Rahmen von Aus-
und Fortbildungsmaßnahmen auf dieses Angebot hinzuweisen.

Das Beratungsangebot fügt sich in die bisherigen Netzwerke zur
Verhinderung von Gewalt im sozialen Nahraum ein.

Seit September 2000 wird das Projekt wissenschaftlich betreut durch
das Institut für sozialwissenschaftliche Informationen und Studien
(ISIS).

Konzeptioneller Ansatz

Während in bisher vorhandenen Beratungsstrukturen hauptsächlich
das (vorrangig weibliche) Opfer von Gewalt im Mittelpunkt der
Tätigkeit stand, konzentriert sich die Arbeit im Modellprojekt "Pro
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Mann" darauf, Angebote für männliche Täter zu entwickeln und zur
Anwendung zu bringen. Im Konzept des Modellprojektes wird davon
ausgegangen, dass es nicht ausreicht, Täter nur mit
Reglementierungen, Sanktionen und Strafverfolgungen zu belegen,
sondern eine bewusste Verantwortungsübernahme und
Auseinandersetzung mit der Tat durch den Täter notwendig sind, um
längerfristig und nachhaltig den Tendenzen männlicher Gewalt
entgegenzuwirken.

Ziel der Beratungsstelle ist es insofern, Männer zu erreichen, die
gegenüber Frauen und Kindern aber auch ihresgleichen gewalttätig
werden. In Einzel- oder in - daran anschließenden -
Gruppengesprächen soll versucht werden, ein
Verantwortungsbewusstsein für die Tat zu entwickeln, um den
Gewaltkreislauf untersuchen und durchbrechen zu können.

Zu Beginn der systematisch orientierten Beratungssequenzen, in der
Einzelarbeit, wird die Verantwortlichkeit für das eigene Tun
nachhaltig als Teil der männlichen Identität behandelt. Überhaupt ist
wesentlicher Kern der Beratung die Identitätsarbeit unter voller
Wertschätzung des Täters als Mann. Dabei wird der Täter stets in
Bezug zu seinem sozialen System belassen. Wichtig ist, dass bei
Abschluss der Beratung der Klient die Gewissheit mitnimmt, jederzeit
eine neue Beratung vornehmen zu können.

Unter Herausstellung der Selbstbestimmtheit, Bearbeitung des
persönlichen Männerbildes und Entwicklung individuell sinnvoller
gewaltfreier Konfliktlösungsstrategien können durchaus Qualitäten
aktiviert werden, die im Sinne der Gewaltprävention wirksam werden.
Der Wille zur Veränderung muss beim Klienten jedoch vorausgesetzt
werden.

Weitere Aufgaben der Beratungsstelle liegen in der Präventions- und
Öffentlichkeitsarbeit. Es wird z. B.  angeboten, an Schulen innerhalb
von Projektwochen Gewalt- und jugendspezifische Themen aber auch
selbst Themennachmittage oder -wochenenden für Interessierte
durchzuführen.
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Sachstand/Erfahrungen

Seit Aufnahme der Beratungstätigkeit im September 1999 konnten
durch die Mitarbeiter von "Pro Mann" insgesamt 216 Jungen und
Männer beraten werden, wobei die Anzahl der betreuten Personen im
Zeitverlauf kontinuierlich erhöht wurde (von 55 im ersten Jahr auf 161
im zweiten Jahr des Bestehens) - so der Evaluationsbericht. Pro
betreuten Mann wurden im Durchschnitt sechs Beratungen
durchgeführt, womit die Zahl der Beratungen bei insgesamt knapp
1.300 lag. Die Beratungen wurden zum überwiegenden Teil in der
Beratungsstelle (91,3%) bzw. von dort aus im Rahmen von
Telefonberatungen (8,7%) - vorzugsweise zur Herstellung des
Erstkontaktes - durchgeführt. In jüngster Zeit boten die Mitarbeiter der
Beratungsstelle in weiter entfernt liegenden Landkreisen auch
"ambulante" Beratungsleistungen an.

Häufig erreicht die Arbeit der Beratungsstelle die Gruppe der Männer
nach häuslicher Gewalt durch die etablierten, eher opfer- als
täterorientierten Beratungsstellen. Hier bestehen gute Kooperationen.
Viele Berater und Beraterinnen haben von dem Fortbildungsangebot
Gebrauch gemacht. Auch durch die verstärkte Medienarbeit ist die
Beratungsstelle vielen Männern bekannt geworden.

Neben einem vorhandenen objektiven Bedarf, der aufgrund fehlender
Statistiken und einer hohen Dunkelziffer in Verbindung mit
Männergewalt nicht exakt zu beziffern ist, besteht zumindest eine als
hoch einzuschätzende subjektive Nachfrage nach Leistungen, wie sie
durch "Pro Mann" angeboten werden. Dass das Angebot unter den
gewaltanwendenden Männern auch auf eine entsprechende Akzeptanz
trifft, wird u.a. daran deutlich, dass die Kontaktaufnahme mit der
Beratungsstelle bei 77,3% aller Männer auf eigene Initiative erfolgte.

Anregungen von Polizei, Rechtsanwälten, Bewährungshelfern oder
Beratungsauflagen bzw. Weisungen von Staatsanwälten und Richtern
führen der Beratungsstelle Klientel auch aus den Bereich
Sexualdelikte, rechtsextreme Gewalt oder allgemeine
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Gewaltanwendung zu. Fälle von "Zwangsberatung" werden
angenommen, sofern eine Verhaltensänderung gewollt ist.

Die Kooperation mit Staatsanwaltschaften und Gerichten enthält
derzeit noch große Reserven, da Kontaktversuche der Beratungsstelle
meist ins Leere laufen. Trotz zielgerichteter Öffentlichkeitsarbeit
erscheint auch das Angebot noch nicht ausreichend bekannt zu sein.

Die Täterarbeit ist im Landesprogramm gegen Gewalt an Frauen und
Kindern fest integriert.

Die freiwilligen Klienten haben häufig Motive wie Reue, Scham bzw.
Hilflosigkeit in verbaler Konfliktaustragung, aber auch Druck durch
konsequente Haltung der Partnerin.

Klienten aus dem Bereich der Strafverfolgung stehen meist in einer
Bewährungssituation. Hier gelten als Motive Wiedergutmachung und
künftige Vermeidung.

Zur qualitativen Bewertung der Arbeit von "Pro Mann" wurden im
Rahmen der Evaluation sowohl die Gesamteinschätzung bereits
abgeschlossener Fälle als auch die Bewertung noch laufender
Beratungen sowie eine extra zu diesem Zweck entwickelte
"Verlaufsdiagnostik" herangezogen. Im Rahmen der Bewertung
abgeschlossener Fälle zeigte sich, dass die Beratungstätigkeit mit
46,7% für den größten Teil aller Probanden als "erfolgreich", für
13,3% als "eher erfolgreich", für ein Fünftel als "weniger erfolgreich"
und für ebenfalls 20% als "nicht erfolgreich" eingeschätzt wurde. Bei
jenen, für welche die Beratung als "nicht erfolgreich" eingeschätzt
werden musste, zeigten sich Zusammenhänge in der Form, dass die
Gewaltprobleme signifikant häufiger in Zusammenhang mit einer
Suchtproblematik auftraten bzw. eine nur sporadische Teilnahme an
den Beratungen erfolgte oder eine geringe Eigenmotivation vorlag
(Problemkumulation).

Unter Einbeziehung der Erfolgsprognosen verschiedener Beratungen
im noch laufenden Beratungsprozess zeigte sich ein wesentlich
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positiveres Bild in der Form, dass im Ergebnis der Erstberatung in
keinem Fall "schlechte" Erfolgsaussichten prognostiziert wurden und
dieses Urteil im Rahmen der fortschreitenden Betreuung auch nicht
revidiert werden musste. Daraus schließen die Evaluatoren u.a. auf
eine verbesserte Auswahl der Klienten für die Beratungsarbeit,
interpretieren dies aber auch als Ausdruck angebahnter
Kooperationsbeziehungen, die es erlauben, z. B.  Männer mit
vorhandener Suchtproblematik an dafür spezialisierte Stellen zu
verweisen.

Als Fazit der Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung wird
festgehalten, dass mit der Initiierung des Modellprojektes eine
objektiv vorhandene Lücke im System der Gewaltintervention und
-prävention wirkungsvoll und mit hoher Effizienz geschlossen werden
konnte.

Der Evaluationsbericht ist auf der Homepage des Sozialministeriums
von Sachsen-Anhalt (http://www.ms.sachsen-anhalt/familie/
beratungsangebote) abgebildet.

Weitere Informationen

Beratungsstelle Pro Mann, Rennebogen 38, 39130 Magdeburg

Internet: http://www.promann.de

eMail: pro.mann@t-online.de

Ministerium für Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt,
Referat Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Turmschanzenstraße 25,
39114 Magdeburg

eMail: MS-Presse@ms.lsa-net.de
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Deutscher Familienverband Sachsen-Anhalt e.V., Schifferstr. 15,
39106 Magdeburg

eMail: dfv.magdeburg@t-online.de
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Deeskalations-Antigewalttraining "durch Boxen lernen" -
Kriminalprävention für jugendliche und heranwachsende
Spätaussiedler

{xe "Bund"}{xe "Gewalt"}{xe "Aggression"}{xe "Sport"}

Organisation

Das Projekt Deeskalations-Antigewalttraining, Kriminalprävention für
jugendliche und heranwachsende Spätaussiedler wurde 2001 unter
Federführung des Bundesministeriums des Innern (BMI) und in
Trägerschaft des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes,
Brücke Siegen e.V. als Modellprojekt eingerichtet.

Das Projekt erstreckt sich auf die Orte Siegen, Kreuztal und Netphen.
Es wird zu 90% aus Mitteln des Bundesinnenministeriums finanziert,
der Träger bringt 10 % Eigenmittel ein. Es ist eine Förderdauer von
drei Jahren vorgesehen.

Konzeptioneller Ansatz

Zielgruppe sind jugendliche und heranwachsende Spätaussiedler, die
durch Gewaltbereitschaft und Gewaltdelikte auffällig geworden sind.
Zentrales Medium der Arbeit ist das Boxen, da es einerseits die
Möglichkeit bietet, auf nonverbaler Ebene Erfahrungen zu Kampf,
Aggression, Grenzen und Erlangung sozialer Fähigkeiten zu machen
und andererseits eine Vielzahl von Bezugsmöglichkeiten bei der
verbalen Erarbeitung der Themen "Kampf" und "Gewalt" beinhaltet.

Zu den inhaltlichen Schwerpunkten gehören die Themen Aggression
und Achtsamkeit, Provokation und Selbstkontrolle, Regeln und
Konsequenzen, Angst und Selbstvertrauen, Werte und
Lebensstrategie.
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Das Antigewalttraining findet einmal wöchentlich für drei Stunden
statt. Die Teilnahme erstreckt sich über 8 bis 12 Gruppentreffen. Die
Gruppenstruktur ist offen, d.h. auffällig gewordene Jugendliche
können sofort in die laufende Gruppe aufgenommen werden.

Darüber hinaus werden bei konkreten Problemsituationen in
Jugendeinrichtungen, Schulen, Stadtteileinrichtungen etc. mehrtägige
Kompaktmaßnahmen durchgeführt, die der Gewaltprävention und
Problemlösung bei Rivalitäten zwischen Aussiedlergruppen und
Jugendgruppen anderer Herkunft dienen.

Sachstand/Erfahrungen

Bislang ist nur einer der Teilnehmer, die das Programm "durch Boxen
lernen" erfolgreich durchlaufen haben, wieder einschlägig
strafrechtlich in Erscheinung getreten.

Ein signifikanter Rückgang von Gewaltdelikten bei Jugendlichen und
Heranwachsenden insbesondere in den "Problemwohngebieten" wird
seitens des örtlichen Jugendgerichts auf das Programm zurückgeführt.

Die Rückmeldungen der zuweisenden Einrichtungen bezüglich der
weiteren Entwicklung der Teilnehmer sind außerordentlich positiv. So
ist durchweg zu beobachten, dass das Bewusstsein für "richtig" und
"falsch" und damit die Bereitschaft und Fähigkeit zu einem
regelkonformen Verhalten erheblich gestiegen ist. Ebenso ist die
Fähigkeit, das eigene Verhalten zu kontrollieren, d. h. Konsequenzen
einzubeziehen und nicht nur im kurzfristigen Kontext zu agieren,
deutlich gestiegen.

Mehrere Teilnehmer halten auf eigene Initiative nach Abschluss der
Maßnahme den Kontakt zum Projektträger. Einige Teilnehmer, die
das Programm erfolgreich durchlaufen haben, arbeiten dort
mittlerweile ehrenamtlich mit.



Gewalt

197

Auch wenn zur Rückfälligkeit von Programmteilnehmern bislang
keine im wissenschaftlichen Sinne verlässlichen Aussagen getroffen
werden können, ist es doch offensichtlich, dass das Projekt sich
positiv auf Entwicklung und Integration der Teilnehmer auswirkt.

Bisher haben etwa zwei Drittel der Teilnehmer das Training
erfolgreich beendet. Bei ca. einem Drittel der Teilnehmer konnte eine
erfolgreiche Teilnahme nicht bestätigt werden bzw. wurde die
Trainingsmaßnahme abgebrochen. Bei rund der Hälfte der Abbrecher
lagen hierfür jedoch objektive Ursachen vor (gesundheitliche Gründe,
Wegzug, Beendigung der Jugendhilfe, Haftstrafe, Einzug zum
Wehrdienst).

Weitere Informationen

Bundesministerium des Innern, Referat SH II 3, Graurheindorfer Str.
198, 53117 Bonn

Internet: http://www.bmi.bund.de

eMail: SHII3@bmi.bund.de

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Brücke Siegen e.V.,
Friedrichstraße 27, 57072 Siegen
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Eisenacher Projekt „Gewalt in der Schule“

{xe "Thüringen"}{xe "Mediation/Schlichtung"}{xe "Gewalt an Schulen"}{xe
"Jugend"}

Organisation

Im Rahmen der vom Innenministerium Thüringen initiierten Aktion
„Hinsehen und Einmischen – gegen Kriminalität“ startete die
Polizeiinspektion Eisenach in Kooperation mit der 2. Regelschule in
Eisenach das Projekt „Gewalt in der Schule“.

Konzeptioneller Ansatz

Im Vordergrund standen folgende Ziele:

- Thematisierung von konkreten, gewaltspezifischen Problematiken
an der Schule

- Auseinandersetzung mit der Gewaltproblematik durch eigene
Aktivität der Schüler

- Feststellung der unterschiedlichen Gewaltbereitschaft unter den
Schülern verschiedener Schulen

- Verbesserter Informationsaustausch bei jugendspezifischen
Straftaten

- Klärung von sicherheitsrelevanten Fragen zwischen den Schulen
und der Polizei

- Ableitung konkreter Präventions- und Lösungsansätze für die
Schule.

Kernstück des Projektes waren durch Schüler der 9. Klasse
vorgenommene differenzierte Befragungen für Schüler und Lehrer.



Gewalt

200

Antworten wurden eingeholt von 1.376 Schülern verschiedener
Schulen und Schultypen einschließlich des Gymnasiums, 49 Lehrern
und 112 Passanten.

Sachstand/Erfahrungen

Auf der Abschlussveranstaltung am 23. Juli 1999 setzten sich die
Schüler mit der Problematik von Gewalt anhand der Ergebnisse der
Befragungen auseinander. Gefördert wurde die Diskussion mit
Vertretern der Polizei, der Stadt und Senioren durch ein Programm,
das ein von Schülern selbstgestaltetes Rollenspiel „Prügelei in der
Schule“, gefertigte Schautafeln zum Projekt und den Bericht über die
vorher stattgefundene Gesprächsrunde „Angst und Gewalt“
beinhaltete.

Im Ergebnis wurde das Projekt als eine lohnende und
nachahmenswerte Maßnahme eingeschätzt, frühzeitig
Gewalttätigkeiten bzw. deren Entwicklung auch im Vergleich
zwischen den Schulen zu erkennen, um sofort reagieren zu können.

Die Schüler empfanden einen vertrauensvollen Kontakt zwischen
Lehrern und ihnen, unter einer eventuellen Einbindung der Eltern, als
ausschlaggebend, um ein Hilfegesuch von Schülern nicht zu
untergraben. Auch soll durch regelmäßige Gespräche das Lehrer-
Schüler-Verhältnis verbessert werden. Eine Vielzahl von Pausen-,
Freizeit- und Unterstützungsangeboten soll der Gewaltbereitschaft von
Schülern entgegenwirken. Das Sicherheitsgefühl der Schüler kann
durch Veränderungen im Schulgebäude, in den Klassenräumen, auf
dem Schulhof und durch einen Kontaktbriefkasten verbessert werden.

Im Rahmen der auch im Dezember 2002 noch andauernden
Projektfortführung wurden Streitschlichter ausgebildet und eingesetzt,
um u.a. die Hofpausen zu überwachen.
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Als wichtiges Ergebnis wurde erachtet, dass Schüler für das Projekt
gewonnen werden konnten, die sich auch für andere einsetzen und
Engagement zeigen.

Aber auch die Zusammenarbeit mit der Polizei und anderen Behörden
wurde als bedeutsam erachtet. Die Schüler haben gelernt, dass die
Polizei nicht nur für repressive Maßnahmen zuständig ist, sondern
auch für die Prävention.

Regelmäßige Treffen und Gespräche werden zu dem Projekt nicht
mehr durchgeführt. Haben die Streitschlichter oder ein Mitarbeiter der
Schule Probleme, rufen diese die Polizeidienststelle an. Durch den
Einsatz eines Präventionsbeamten in der Polizeiinspektion haben sie
immer einen Ansprechpartner.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Eisenach, Ernst-Thälmann-Str. 78, 99817 Eisenach
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Emanzipatorische Jungenarbeit - ein Konflikttraining an
Schulen in Nordrhein-Westfalen

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Konfliktbewältigung"}{xe
"Zertifizierung"}{xe "Gewalt"}{xe "Aus- und Fortbildung"}{xe
"Opferhilfe/Opferschutz"}

Organisation

Mit Unterstützung des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen haben
die Volkshochschule des Oberbergischen Kreises, das Kommissariat
Vorbeugung der Kreispolizeibehörde Gummersbach, die
Arbeitsgemeinschaft zur emanzipatorischen Jungenarbeit und die
Arbeitsgemeinschaft der Polizeisportvereine Deutschlands ein
Konzept für die Emanzipatorische Jungenarbeit, ein Konflikttraining
erstellt.

Pendant zu diesem Angebot für Jungen ist das landesweite Konzept
des "Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen an
Schulen in Nordrhein-Westfalen".

Für die mit der Organisation, bzw. Unterstützung von
Selbstsicherheits- bzw. Selbstbehauptungstrainings und
emanzipatorischer Jungenarbeit betrauten Kommissariate Vorbeugung
stellte sich sehr früh die Frage nach geeigneten Kooperationspartnern,
da in aller Regel eine alleinige umfassende Ausrichtung der
Lehrgänge personell und zeitlich nicht praktikabel ist. Beide Projekte
sind auf Kooperation ausgelegt. Grundsätzlich sollte es in der
Entscheidung der betreffenden Dienststelle stehen, wann und ggf.
welche Partner (Grundlage ist der Studienschein) gesucht, bzw.
gewonnen werden.

Ergänzend sei angemerkt, dass es in jeder Behörde andere
Voraussetzungen für eine Kooperation gibt und die örtlichen
Gegebenheiten vorrangig zu berücksichtigen sind. Für die
Unterrichtsinhalte, die nicht vom Kommissariat Vorbeugung
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angeboten werden können und sollen, sind Kooperationspartner
notwendig. Die Inhalte: ”Gewalt gegen Frauen, Kriminalistik, Recht,”
sollten auf jeden Fall Unterrichtsinhalt des Kommissariats
Vorbeugung sein.

Die Mitarbeiter/innen des Kommissariates Vorbeugung können
während des eigenen Unterrichts einen Eindruck gewinnen, ob sich
die Kooperationspartner an das Konzept gehalten haben. Für die
Erwachsenenbildung kommen unter anderem die Polizeisportvereine,
die Volkshochschulen u.a. und für die Fortbildung von Mädchen und
Jungen die weiterführenden Schulen, vorrangig die Jahrgangsklassen
9/10 in Frage.

Konzeptioneller Ansatz

Selbstsicherheitstrainings für Mädchen und Emanzipatorische
Jungenarbeit - ein Konflikttraining sind wie die zwei Seiten einer
Medaille. Sie dienen beide dem Opferschutz. Grundlage der beiden
Konzepte sind die Erfahrungen und wissenschaftlichen
Untersuchungen über sexuellen Missbrauch, über sexuelle Gewalt und
zur Gewalt in Beziehungen.

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen gaben den Anstoß, präventiv
Jugendliche in die Lage zu versetzen, weder Opfer noch Täter zu
werden.

Emanzipatorische Jungenarbeit - ein Konflikttraining für Jungen an
Schulen, das verhindern soll, dass Jungen Gewalt bzw. sexuelle
Gewalt ausüben, wurde schon relativ früh entsprechend zu den
Mädchentrainings von den Trainer/innen, den Eltern und nicht zuletzt
von den Mädchen selbst eingefordert. Auch Jungen werden Opfer von
Gewalt bzw. sexualisierter Gewalt. Opferschutz bedeutet deshalb
auch, dass dazu beitragen wird, Jungen nicht zu Tätern werden zu
lassen.
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Das Konflikttraining hat zum Ziel, dass die Jungen parallel
entsprechend der Mädchenkurse an den Themen Gewalt und sexuelle
Gewalt in der Beziehung, Wertekonzepte in der Sexualität, Leitbilder
der Männlichkeit, Konfliktbewältigung und Krisenmanagement in der
Beziehung u.a. arbeiten.

Mit der Jungenarbeit werden folgende Ziele verfolgt:

Der im römischen Patriarchat begründete Sinn von “lat.: emanzipare”
ist, einen Sohn bzw. Sklaven aus der väterlichen Gewalt in die
Selbständigkeit zu entlassen. Für die emanzipatorische Jungenarbeit
bedeutet dies, dass dem Jungen Unterstützung, Orientierung, neue
Erfahrungen etc. angeboten wird, die ihm die Ablösung vom
Elternhaus (väterliche Gewalt, Unterordnung, Macht,
Rollenvorstellung in der Beziehung) und die Suche nach einer eigenen
männlichen Identität (Selbständigkeit) erleichtert - daher der Name
emanzipatorische Jungenarbeit.

Einzelziele sind:

- Kritische Reflexion der männlichen und weiblichen
Geschlechterrollen

- Werte und Normen in der Beziehung

- Männliche Identitätsfindung

- Selbstwertgefühl stärken, selbstbewusste Verhaltensweisen im
Alltag fördern

- Grenzen erkennen und akzeptieren

- Effektive Konfliktbewältigungsstrategien erkennen und
entwickeln

- Einleiten von Verhaltensänderungen durch neue Erfahrungen
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- Erlernen des Umgangs mit Gefühlen von Ohnmacht-Macht,
Gewinnen-Verlieren, Eskalation-Deeskalation, Aggression,
Provokation, Hass, Zorn

- Entwickeln eines Unrechtsbewusstseins (Gesetze, Vergehen und
Verbrechen)

- Sensibilisieren zur Gewalt an Mädchen und Frauen

- Erlernen des Umgangs mit passiver und aktiver Betroffenheit

- Emphatie für die “Opfer” zu entwickeln

- Ein Verhaltensrepertoire zu entwickeln, um mit der Grenzsetzung
(Nein sagen) des Mädchens/ der Frau) umzugehen

- Vertrauen entwickeln in die eigene Handlungskompetenz und
Stärke: in Konfliktsituationen, unter Stress, im Umgang mit
Gefühlen, unter der Wahrnehmung eigener Aggressionen, unter
der Wahrnehmung von Ablehnung und Grenzsetzung durch
Mädchen/ Frauen).

Die Trainings sind konzeptionell in sechs Bausteinen aufgebaut. Die
Reihenfolge der Bausteine im Unterricht orientiert sich am Verlauf
von Beziehungen.

Wichtig ist zudem, dass die Jungen nicht als potentielle Täter
behandelt werden und die Erkenntnis wächst, dass auch Jungen Opfer
von sexueller Gewalt sind.

Die Unterrichtsvermittlung findet im Team statt. Dabei gilt, dass
Trainings für Mädchen vorrangig von Lehrerrinnen und Trainings für
Jungen vorrangig von Lehrern durchgeführt werden.

Die Wahl der Methode entscheidet, ob die Inhalte bei den
Jugendlichen ankommen. Grundsätzlich lernt jede/r einfacher und
besser, wenn der Unterricht Spaß macht. Jede Methode, die zwei
Stunden durchgeführt wird, wirkt ermüdend. Aus diesem Grund
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wechselt der Unterricht zwischen Theorie und Praxis, zwischen
Vortrag, Diskussion, praktischen Übungen, Spielen, Arbeiten mit
Papieren, Einsatz von Medien, aber auch durch den Einsatz von
unterschiedlichen Dozenten.

Das pädagogische Rollenspiel ist in diesem Unterricht eine besonders
häufig gewählte Methode, da mit ihr die eigenen Verhaltensmuster
deutlich gemacht und neue Reaktionen und Verhalten ausprobiert und
geübt werden können.

Teil des Gesamtkonzeptes ist die Durchführung von
Qualifizierungsmaßnahmen, um landesweit hohe Qualität und
Einheitlichkeit leisten zu können. Die Qualifizierung wird für drei
Zielgruppen angeboten, für die Polizei und deren
Kooperationspartner, die weiterführenden Schulen und die
Erwachsenenbildung (d.h. Polizeisportvereine, Volkshochschulen
u.a.). Die Qualifizierungen werden in Kooperation durchgeführt und
unterrichtet. Die Organisation wurde aufgeteilt. Die
Kooperationspartner der Polizei erhalten einen Studienschein. Die
jeweilige Vorbildung wird beachtet.

Sachstand/Erfahrungen

Die emanzipatorische Jungenarbeit wird im November 2001 bereits
seit zwei Jahren für alle Schultypen der weiterführenden Schulen im
Oberbergischen Kreis angeboten. Es ist angestrebt, ab 2002 mit den
für die Qualifizierung angemeldeten Pädagogen aus 50 Schulen im
Oberbergischen Kreis, die Jungentrainings zeitgleich und parallel zu
den Mädchentrainings flächendeckend durchzuführen.

Bei den Befragungen der Jungen über die Wirkung der
emanzipatorischen Jungenarbeit – ein Konflikttraining (festgehalten in
einem Film) haben sie folgende Aussagen getroffen: Sie kennen jetzt
die Gesetze über die sexuelle Selbstbestimmung; können besser
einschätzen, welche Verhaltensweisen schon Grenzüberschreitungen
und Gewalt (verbal, nonverbal etc.) bedeuten; haben erfahren, wie
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Konflikte bewältigt werden können, bzw. welche inneren Widerstände
sie selbst gegen eine Konfliktlösung haben (Deeskalation bedeutet
nicht, dass der Junge die Auseinandersetzung verliert!); sie können
sich selbst und die Person (Freund, Freundin, etc.) mit der sie eine
Beziehung eingehen wollen, besser verstehen und einschätzen. Der
Ort Schule und Jugendzentrum ist der richtige Ort für diese Themen,
„denn wo soll man den sonst darüber reden!“

Weitere Informationen sind erhältlich unter: http://www.em-jug.de.

Weitere Informationen

Kreispolizeibehörde Gummersbach, Kommissariat Vorbeugung,
Karlstraße 14 - 16, 51643 Gummersbach

eMail: kvorbeugung.kpbgm@t-online.de

Volkshochschule Oberbergischer Kreis, Mühlenbergweg 3, 51645
Gummersbach

eMail: info@vhs.oberberg.de
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Gemeinschaftsgefühl wirkt Isolation und Aggression
entgegen

{xe "Bund"}{xe "Aggression"}{xe "Bürgernahe Polizeiarbeit"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Um vorhandene Ressourcen optimal zu nutzen, wurde die
Präventionsveranstaltung am 11.09.01 in der Unterkunft der
Bundesgrenzschutzabteilung Hünfeld durchgeführt. Eine
Wiederholung mit anderen Schulklassen ist am 28.05.02 beabsichtigt.

Die Konzeption konnte so - unter Beachtung der zur Verfügung
stehenden Zeit - für eine Teilnahme von 20 Schulklassen (ca. 600
Schüler) entwickelt werden. Der zeitliche Rahmen erstreckte sich auf
4 1/2 Stunden (von 08.30 Uhr bis 13.00 Uhr) am Veranstaltungstag.

Für die reibungslose Durchführung der Veranstaltung werden ca. 100
Polizeivollzugsbeamte (PVB) eingesetzt.

Mit der Jahnschule Hünfeld wurde die größte Haupt- und Realschule
des Landkreises Fulda (45 Klassen, ca. 1300 Schüler) angesprochen.

Die Finanzierung erfolgt aus dem Bundeshaushalt mit Unterstützung
durch das "Bündnis für Demokratie und Toleranz - gegen
Extremismus und Gewalt".

Konzeptioneller Ansatz

Die Konzeption der Veranstaltung sieht vor, Ziele im Klassenverbund
zu erreichen, um damit das Gemeinschaftsgefühl zu verbessern und
Isolation und Aggression entgegenzuwirken.

"Der Schwächere wird zur Zielerreichung integriert und der Bessere
erlebt seine Stärke durch aktive Hilfe für den Anderen." Durch



Gewalt

210

Aufzeigen von sportlichen Alternativen und durch persönliches
Erleben mit Spaß bei der Ausführung sollen Anreize für eine sinnvolle
Freizeitgestaltung geboten werden.

Die Festlegung erfolgte auf Jugendliche im Alter von 12 bis 16
Jahren. Erfahrungsgemäß sind hier Interesse und Ansprechbarkeit zur
Thematik am größten.

Die erste Kontaktaufnahme mit der Schule erfolgte ca. drei Monate
vor Durchführung der Veranstaltung. Die Bereitschaft zur Mitwirkung
war sofort vorhanden. Durch die von der Schulleitung eingeräumte
Gelegenheit zur Teilnahme an einer Leitungskonferenz konnten Ziele
und Inhalte der Präventionsveranstaltung frühzeitig vorgestellt und die
Lehrer für eine Behandlung der Thematik in den Unterrichten
sensibilisiert und gewonnen werden. Darüber hinaus wurden dem
Motto entsprechende Joker (Plastiken, Collagen, Plakate, etc.)
gestaltet, die in den Wettkämpfen gesetzt werden können und
anschließend prämiert wurden. Durch die frühzeitige und aktive
Einbindung konnte eine optimale Zusammenarbeit mit der Schule
erreicht werden.

Pro Altersgruppe (7./8. und 9./10 Klassen) wurden kreative
Wettkampfparcours entwickelt, die sich an populären Sportarten
orientierten und die Teilnahme von möglichst vielen Schülern einer
Klasse ermöglichten. In jeweils einer Disziplin konnten die vorab in
Schulveranstaltungen kreierten Joker gesetzt werden, um die
Verdopplung von Punkten zu erreichen. Krönender Abschluss bildete
ein gemeinsamer Wettkampf aller 20 Schulklassen auf dem
Sportplatz.

Über rein sportliche Aktivitäten hinaus ist die gedankliche
Auseinandersetzung der Schüler mit der Thematik beabsichtigt. In
Vorbereitung auf die Veranstaltung erfolgen Gespräche in den
Unterrichten und die Fertigung der themenbezogenen Joker (s.o.).
Bestandteil des Wettkampfes ist die Lösung eines Quiz zum
Präventionsfilm "Miteinander gegen Gewalt - ich helfe". Nach
Vorführung müssen aus dem Gedächtnis Fragen zum Film



Gewalt

211

beantwortet werden. An alle Schüler wird eine Broschüre über alle
ansässigen Vereine verteilt, die auf die vielen weiterführenden
Angebote in der Region hinweisen.

Durch Auslobung attraktiver Preise, wie ein Erlebnistag beim
Bundesgrenzschutzamt Flughafen Frankfurt/Main incl. Bustransfer
zum Flughafen für die siegreiche Klasse, wird die Motivation zur
Teilnahme weiter gesteigert und die Auseinandersetzung mit dem
Thema vertieft. Die beiden Klassen mit den gelungensten Jokern
erhalten Zusatzpreise.

Sachstand/Erfahrungen

Mit der Entscheidung, eine der größten Haupt- und Realschule der
Region zur Veranstaltung einzuladen, war der Zugang zur
eigentlichen Zielgruppe gegeben, die in jeder Schule dieser Art und
Größenordnung vorhanden ist.

Konfrontiert wurden die Schüler mit der Thematik im
Klassenverbund. Im Gegensatz zu sonstigen Veranstaltungen war
somit die Teilnahme nicht von der Freiwilligkeit abhängig ("...mit
denen hab' ich nichts am Hut, da geh' ich nicht hin..."), sondern wurde
unter Einbeziehung gewachsener Gemeinschaften und der
Interpretation durch die Lehrer gemeinsam erlebt.

Auf diese Weise konnten auch Schüler angesprochen und
eingebunden werden, die möglicherweise die Anwendung von Gewalt
als "probates" Mittel zur Erreichung persönlicher Ziele ansehen.

Bereits die während des Wettkampfes gemachten Beobachtungen
zeigten eine erstaunliche Solidarität der Klassengemeinschaften.
Vorherrschend waren gegenseitiges Helfen und Anfeuerung der
Akteure.
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Befragungen der Schüler durch anwesende Presse ergaben eine
durchweg positive Beschreibung der Veranstaltung, die Begeisterung
der Schüler spiegelte sich in der Presseberichterstattung wider.

Auf Befragen der Schulleitung wurde geschildert, dass die
Veranstaltung noch tagelang Gesprächsstoff war; Joker und Fotos der
Veranstaltung sind im Rahmen einer Dauerausstellung im Foyer der
Schule ausgestellt. Die Schüler seien stolz auf ihre selbst kreierten
Joker, die zur Identifikation mit der Thematik beigetragen hätten.

Zweifelsohne habe sich die Veranstaltung positiv auf das
Gemeinschaftsgefühl ausgewirkt.

Eine weitere positive Reflexion auf die Veranstaltung wurde durch die
Einlösung der Hauptpreise erreicht (Lohn für Zusammenhalt und
gegenseitige Unterstützung = ein "tolles" gemeinsames Erlebnis). Die
Schüler waren vom Erlebnistag auf dem Rhein-Main-Flughafen
begeistert.

Inwieweit sich die bisher einmalig durchgeführte Veranstaltung
aggressionsmindernd auswirkt, lässt sich schwer feststellen.
Erkennbar ist jedoch eine isolationsmindernde Verbesserung des
Gemeinschaftsgefühls.

Weitere Informationen

Bundesgrenzschutzabteilung Hünfeld, Molzbacher Straße 35, 36088
Hünfeld

eMail: bgsa.huenfeld@bgs.bund.de
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Gewalt? Ich bin doch nicht blöd!

{xe "Bayern"}{xe "Gewalt"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}

Organisation

Der Projektraum umfasst den gesamten Landkreis Berchtesgadener
Land mit allen Schulen, Städten und Gemeinden.

Die Federführung liegt bei der Polizeiinspektion Bad Reichenhall
(Jugendbeamter) sowie dem Präventionsbeamten Süd der
Polizeidirektion Traunstein. Eingesetzt werden alle (nebenamtlichen)
Jugendbeamten der Polizeiinspektionen im Landkreis
Berchtesgadener Land (Bad Reichenhall, Berchtesgaden, Freilassing,
Laufen) und der hauptamtliche Präventionsbeamte Süd.

Beteiligte Kooperationspartner sind:

- Landratsamt Berchtesgadener Land vertreten durch den
Kreisjugendring

- Staatliches Schulamt im Landkreis Berchtesgadener Land

- Alle Städte und Kommunen im Landkreis

- Berufs- und Realschulen sowie Gymnasien des Landkreises

- Viele Verbände (Jugendrotkreuz, AWO, Diakonie) und Vereine
des Landkreises

- Private Organisationen z. B.  Round Table 175

- Privatpersonen und Firmen im Landkreis

- Sportler von Weltrang aus der Region.
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Die Projektplanung des noch bis mindestens Ende des Jahres 2002
angesetzten Projektes begann mit einer Vorbereitungs- und
Planungsphase vom 01.02.2001 bis 26.06.2001. Die
Auftaktpressekonferenz fand am 28.06.2001 statt. Projektbeginn war
der 02.07.2001.

Für die Projektdurchführung werden keinerlei Eigenmittel eingesetzt.
Die ausschließliche Fremdfinanzierung teilt sich wie folgt auf:

- 12.000 DM Projektförderung aus Mitteln des Programms "move
now" des Bayerischen Jugendrings im Rahmen des
Bundesprogramms "Jugend für Demokratie und Toleranz",
beantragt durch den Kreisjugendring

- 8.000 DM Sparkasse Berchtesgadener Land (Hauptsponsor)

- 4.700 DM Städte und Kommunen des Landkreises
Berchtesgadener Land

- 1.000 DM Firmensponsoring durch Private.

Weitere Geldmittel durch Firmensponsoring sind zugesagt.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt zielt auf die Verminderung der Gewaltstraftaten in allen
Bereichen der Gesellschaft mit Schwerpunkt jugendspezifische
Gewalttaten und Gewalt an Schulen sowie die Schärfung des
Problembewusstseins zum Thema Gewalt in der Öffentlichkeit ab.

Zielgruppe sind Kinder und Jugendliche im gesamten Landkreis
Berchtesgadener Land ab der 5. Klasse sowie Erwachsene.
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Maßnahmen/Arbeitsschwerpunkte:

- Vorstellung und Einbindung der Dienststellenleiter und
Jugendbeamten in das Projekt im Vorfeld, zur Förderung der
Akzeptanz

- Auftaktpressekonferenz zum Projekt mit der Teilnahme hoch
gestellter Redner und Weltklassesportler

- Intensive Pressearbeit zu Beginn und während des Projekts

- Plakataktion im gesamten Landkreis Berchtesgadener Land mit
Schwerpunkt Schulen und öffentliche Gebäude

- Vorstellung des Projekts und der T-Shirts an allen Schulen durch
den jeweils örtlich zuständigen Jugendbeamten, wobei auf die
Wünsche der Schulen eingegangen wurde (gesamte Lehrerschaft,
gesamte Schule mit allen Klassen, mehrere Klassen,
Klassenverband).

- Aushang von Plakaten und T-Shirts der Aktion in allen Filialen
der Sparkasse sowie bei den Polizeidienststellen

- Gewaltprävention und Projekttage an Schulen

- Infostände, teilweise mit Autogrammstunden von Sportlern, bei
größeren Veranstaltungen in allen Städten und Gemeinden

- Vorstellung des Projekts in Vereinen und bei Jugendleitern.

In Planung sind unter dem Projektmotto stattfindende Aktionstage im
Rahmen von großen Open Air Konzerten (Sternenzelt Bad
Reichenhall - Chiemsee Reggae).
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Sachstand/Erfahrungen

Mittlerweile wurden 3.200 T-Shirts an Schulen und bei Infoständen
verkauft. Das ist die Hälfte der gesamten, im Landkreis festgestellten
Zielgruppe an Kindern/Jugendlichen. Um die Akzeptanz und den
Kaufanreiz für das T-Shirt zu erhöhen, wurde großer Wert darauf
gelegt, dass das Shirt, dessen Eigenkosten ca. 10 DM betragen, zu
einem sehr günstigen Preis abgegeben wird. In Schulen ist es für 5
DM zu erwerben. An Infoständen wird es für 15 DM abgegeben.
Streitschlichter in Schulen erhielten das Shirt kostenlos.

Das T-Shirt hat mittlerweile bei Kindern und Jugendlichen "Kult-
Status und wird als ausgesprochen cool empfunden. Die Aktion hat
einen hohen Bekanntheitsgrad erreicht und wird durch weitere Artikel
(Keybänder, Mützen) ergänzt. Die Resonanz hat alle Beteiligten
überrascht: Die Presse (Printmedien, lokaler Rundfunk, Bayern 1 und
Lokalfernsehen) hat sehr groß, positiv, ausführlich und konstant
berichtet.

Die Planungen für das nächste Jahr sehen die Ausweitung des Projekts
in die restlichen drei Landkreise der Polizeidirektion Traunstein vor.

Das Projekt wird mit Fragebögen an Infoständen eigenevaluiert,
wobei u.a. auch die Akzeptanz von Werbung und Zusammenarbeit
Polizei - Private hinterfragt wird. Die ausgefüllten Fragebögen zeigen
in ihrer großen Mehrheit hinsichtlich Logo, Idee, Präventionsarbeit
der Polizei, Wirksamkeit einer solchen Aktion eine äußerst positive
Bewertung.

Alle Institutionen und Personen, die mit dem Projekt in Berührung
kamen (vom Landrat bis zum Lehrer, aber auch Schüler,
Sportfunktionäre etc.) waren von der Idee, der Umsetzung und der
Resonanz in Medien und Bevölkerung überzeugt und sagten auch aus
eigenem Erleben, diese Aktion bringt etwas.

Es gab Situationen in Klassen, in denen der Polizeibeamte der die
Gewaltprävention durchführte, erleben musste, dass die alltägliche
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schulische Gewalt zwar von den Schülern wahrgenommen und auch
von diesen als extrem belastend empfunden wurde, aber niemand da
war, dem man sich anvertrauen konnte. Plötzlich kam nun jemand und
sprach die Dinge offen an und teilte ihnen mit, wie man damit
umgehen kann. „Und das war kein Lehrer, sondern ein glaubwürdiger
Beamter in Uniform.“

Eine polizeiliche Auswertung der Rohheitsdelikte zeigte im Landkreis
Berchtesgadener Land, in dem die Aktion diesen Sommer lief, eine
Spanne von - 6,3 % (größte PI - Bad Reichenhall - zugleich
Schwerpunkt der Maßnahme) bis + 18,4 %  (PI Laufen, mit wenigen
Maßnahmen). Dagegen sind in so gut wie allen anderen PI-Bereichen
der Direktion Traunstein, überdurchschnittliche Steigerungen dieser
Deliktsgruppe von + 7, 3 %  bis +100 %  zu verzeichnen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Traunstein, Eugen-Rosner-Str. 2, 83278 Traunstein

Internet: http://www.polizei.bayern.de/ppobb/pdts/jugend/index.htm

eMail: pp-obb.ruhpolding.pi@baypol.bayern.de

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 Verhaltensorientierte
Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Gewaltfreie Klasse als Konfliktschlichter

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}{xe
"Konfliktbewältigung"}

Organisation

Im Februar 1998 haben das Innen- und Kultusministerium Baden-
Württemberg das Programm „Herausforderung Gewalt“ auf den Weg
gebracht, mit dem der zunehmenden Gewaltbereitschaft von Kindern
und Jugendlichen entgegengewirkt werden soll.

Ergänzend zu diesem Projekt wurde in Kooperation zwischen der
Polizeidirektion Heidelberg und der Geschwister-Scholl-Schule
Leimen ein Pilotprojekt „Gewaltfreie Klasse als Konfliktschlichter“
mit einer 8. Klasse durchgeführt.

Der Schulalltag an dieser Schule wurde u.a. durch die Sprachprobleme
von Aussiedlerkindern erschwert. Zudem wurde die Schule mit einer
steigenden Gewaltbereitschaft der Kinder und Jugendlichen
konfrontiert.

In die Durchführung des Projektes, das sich über das gesamte
Schuljahr (80 Unterrichtsstunden) erstreckte, war neben der Schule,
insbesondere dem Klassenlehrer, maßgeblich die Polizei eingebunden.
Der örtliche Jugendsachbearbeiter, der Leiter des zuständigen
Polizeipostens, das Jugenddezernat der Kriminalpolizei und das
Sachgebiet Vorbeugung waren regelmäßig an den
Projektveranstaltungen sowohl im Unterricht als auch außerschulisch,
beteiligt.

Die anfallenden Personal- und Sachkosten wurden durch die Schule
und die Polizei getragen.

Die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation erfolgten durch
Erziehungswissenschaftler der Universität Heidelberg.
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Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt zielte ab u.a. auf die Vermittlung sozialer Kompetenz, die
Wahrnehmung der Eigenaggression und die Befähigung, mit
Konflikten anderer Schüler streitschlichtend umzugehen.

Inhaltlich wurden Themen wie die Definition von Grenzen,
Sanktionen durch Institutionen der formellen Sozialkontrolle,
Rechtssicherheit durch eine Modifizierung der Schulordnung,
Umgang mit Gewalt, Projektion der erlernten Verhaltensmuster und
reflektorisches Erarbeiten und Umsetzen des Erfahrenen behandelt.

Sachstand/Erfahrungen

Folgende Maßnahmen wurden durchgeführt:

- Zum Projektbeginn wurden Schüler, Elternvertreter und Eltern
über die Projektinhalte informiert.

- Ist-Stand Erhebung in der Klasse: Die Wertehaltung innerhalb der
Klasse wurde mittels eines Fragebogens zu einer künstlichen
Klasse abgefragt. Danach rangierten Coolness, Gewalt und
Drogen ganz oben. Die Schüler haben sich dieser Werthaltung in
der Vergangenheit unterworfen, ohne dass das Werteverständnis
endgültig geprägt war.

- Aktionstag bei der Polizei: Im Rahmen einer Tagesveranstaltung
wurde den Schülern die Problematik Gewalt und ihre
Auswirkungen verdeutlicht. Die Schüler wurden aktiv an diversen
Demonstrationen beteiligt. Der Klassenlehrer und Elternvertreter
waren ebenfalls eingebunden. Die Eindrücke und Erfahrungen
wurden einige Tage später in der Klasse zusammen mit Vertretern
der Polizei und der wissenschaftlichen Projektbegleitung
aufgearbeitet.

- Im Rahmen einer Unterrichtsverlagerung wurde die Klasse mit
den Folgen einer gewaltsamen Auseinandersetzung konfrontiert.



Gewalt

221

Ein der Klasse unbekannter Jugendlicher wurde so geschminkt,
als habe er massive Kopfverletzungen erlitten. Durch Stellung
dieser Situation konnte das Werte- und Helferverhalten abgefragt
werden. Unmittelbar danach schloss sich eine Nachbereitung mit
der Klasse an.

- Die Klasse wurde durch einen professionellen Konfliktschlichter
in der Anwendung von Vermittlungstechniken unterwiesen. Im
Mittelpunkt standen hierbei die Kommunikation - Reaktion auf
einen Konflikt in Form von Selbstbehauptung, Vermeidung,
Provokation und Gesprächstechniken. Dieser für eine erfolgreiche
Streitschlichtung sehr wichtig Themenkomplex wird ständig
fortentwickelt.

- In einer von der Klasse nach eigenen Drehbuch gestalteten
Gerichtsverhandlung wurden die Schüler mit den justiziellen
Folgen einer Gewalttat (Raub unter Jugendlichen im öffentlichen
Raum) konfrontiert. Durch Übernahme der Rollen der
Prozessbeteiligten und der Zuschauer wurden deren Sichtweisen
verinnerlicht. Die Prozessbeteiligten wurden durch Polizeibeamte,
eine Erziehungswissenschaftlerin und durch einen Jugendrichter
des Amtsgerichtes Heidelberg beraten. Die Verhandlung eignete
sich dazu, die Tragweite auch von unbedachten Handlungen
aufzuzeigen.

- Sich selbst behaupten zu können ist wichtig, um Konflikte anderer
erfolgreich schlichten zu können. Die Klasse erhielt durch vier
Verhaltenstrainer der Polizei ein mehrere Einheiten umfassendes
Selbstbehauptungstraining. Möglichkeiten für ein selbstbewusstes
Auftreten wurden gemeinsam erarbeitet und auch in Rollenspielen
eingeübt.

- Zur Verdeutlichung von Gewalteinwirkungen konnte die Klasse
das Institut für Rechtsmedizin der Universität Heidelberg
besuchen und sich über Gewaltfolgen aus medizinischer Sicht
informieren.
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- In Kooperation mit der Drogenberatungsstelle konnte die Klasse
am "Team Work Tower" erfahren, wie wichtig Teamwork ist.
Geduld, Vertrauen, Verständnis, aufeinander hören, Kooperation
und Verantwortung für sich und andere übernehmen wurde am
Tower - einem Erlebnispädagogik-Parcours - eingeübt;
persönliche Grenzen konnten festgestellt werden.

- Zum Projektende hat die Klasse eine Anti-Gewaltkonvention mit
dem Ziel erarbeitet, sich künftig mit ihrem Handeln daran
auszurichten. Diese Klassenregeln umfassen insgesamt fünf
Punkte:

- Wir wollen einen Streit friedlich und schnell beenden!

- Wir wollen unsere Mitschülerinnen und Mitschüler so
behandeln, wie wir selbst behandelt werden wollen!

- Wir wollen Probleme friedlich und ohne Gewalt lösen!

- Wir wollen uns gegenseitig und anderen helfen!

- Wir erklären ausdrücklich, dass wir uns an diese
Vereinbarung halten!

Weitere Projektmodule waren u.a. "Aggressionen im Straßenverkehr",
"Erste-Hilfe-Kurs", "Kurzreferate" und die Möglichkeit, die
"Mofaprüfbescheinigung" zu erwerben.

Über einzelne Stationen des Projektes wurden Videodokumentationen
durch die Polizei und das Audiovisuelle Zentrum der pädagogischen
Hochschule der Universität Heidelberg (AvZ) erstellt. Das Video ist
seit Januar 2001 über das Landesmedienzentrum, Verleihnummer
4269013, erhältlich.

Der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung liegt vor und
wurde in der Ausgabe 2/2002 der Zeitschrift der Stiftung Deutsches
Forum für Kriminalprävention („forum kriminalprävention“)
veröffentlicht.
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Im Ergebnis werden folgende Erfolge beschrieben:

Bei den Schülern konnten positive Veränderungen der Einstellungen
und Werte festgestellt werden. Konflikte in der Klasse werden
angesprochen, wobei bereits Klassenkameraden vermitteln. Gerade
die zurückhaltenden Schüler wurden durch das Projekt darin bestärkt,
ihre positiven Einstellungen innerhalb der Klasse und auch nach
außen hin zu vertreten.

Das Projekt hat dazu beigetragen, dass sich innerhalb des
Lehrerkollegiums eine stärkere Sensibilität dahingehend entwickelt
hat, konstruktiv mit dem Phänomen der steigenden Gewaltbereitschaft
unter Jungendlichen umzugehen.

Erfahrungen

Es hat sich gezeigt, dass für die Umsetzung eines solchen
Pilotprojekts das intensive Engagement aller Beteiligten (insbesondere
Schule, Eltern und Polizei) absolut notwendig ist und auch
eingefordert werden muss.

Die Schülerinnen und Schüler zeigten sich begeistert von den
Angeboten und waren mit viel Eifer dabei. Überaus positiv fiel hierbei
auf, dass gerade die besonderen Angebote wie der Aktionstag bei der
Polizei dazu beitrugen, Jugendliche und Polizei einander nahe zu
bringen, Vertrauen zu schaffen und Zutrauen zu wecken. Dabei
spielten gerade die Module zur Darstellung von Gewalt (Schlag mit
Baseballschläger auf Kürbis und Ermitteln der Aufschlagenergie,
Schießen im Schießkino)  eine wesentliche Rolle.

Beeindruckend für alle Beteiligten war der erlebnispädagogische Tag
am Team Tower (Kletterturm der US-Army). Hier konnte man
geradezu erkennen, wie sich aus „Einzelkämpfern“ eine geschlossene
Einheit bildete und der Zusammenhalt der Schülerinnen und Schüler
sich deutlich in Hilfeleistungen für andere ausdrückte.
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Anzumerken ist jedoch auch die Feststellung, dass der relative hohe
Anteil nichtdeutscher Jugendlicher und Spätaussiedler in der Klasse
im Grund genommen nur mit praktischer Arbeit zu erreichen schien.
Aber: Man kann die Jugendlichen erreichen und über praktische
Dinge lassen sich Botschaften hervorragend vermitteln!

Die Erfahrungen aus dem Projekt sind seither kontinuierlich in die
Ausgestaltung und Neuorientierung von Präventionsprogrammen und
-projekten eingeflossen. Das Programm „Herausforderung Gewalt“
wird seither nicht nur in zweistündigen Kurzveranstaltungen
angeboten, sondern über ein ganzes Schuljahr verteilt nach einem
eigenen „Lehrrahmenplan“ durch die Jugendsachbearbeiter im
gesamten Zuständigkeitsbereich der PD Heidelberg umgesetzt. In
Heidelberg ist dieses Modul ein wichtiger Bestandteil im Rahmen des
präventiven Begleitkonzepts für Heidelberger Haupt- und
Förderschulen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Heidelberg, Sachbereich Kriminalprävention,
Römerstr. 2 - 4, 69115 Heidelberg

eMail: kp@pdhd.bwl.de
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Handeln statt Mißhandeln

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Beratung"}{xe "Gewalt"}{xe "Gewalt in der
Familie/im sozialen Nahraum"}{xe "Hilfe- und Beratungstelefon"}{xe "Aus-
und Fortbildung"}

Organisation

Die Bonner Initiative gegen Gewalt im Alter "Handeln statt
Mißhandeln" (HsM) wurde im April 1997 gegründet. Mit
Unterstützung der Stadt Bonn, Spendengeldern und Eigenaktivitäten
von Ehrenamtlichen, die in der Altenarbeit tätig sind, wurde ein
Notruftelefon mit einer Krisenberatungsstelle eingerichtet.

Konzeptioneller Ansatz

Das Angebot von HsM richtet sich an ältere Menschen, deren
Angehörige und in der Altenarbeit tätige Personen. Neben
Gewalterfahrungen im häuslichen und stationären Pflegekontext hat
sich mit dem Problembereich der rechtlichen Betreuung in den letzten
beiden Jahren ein weiterer Schwerpunkt entwickelt. Zielsetzung von
HsM ist es, den Betroffenen die Möglichkeit zu geben, im Rahmen
einer vertraulichen Atmosphäre telefonisch oder persönlich - oder aber
im Rahmen eines Hausbesuches - über sie belastende
Krisensituationen zu sprechen. Im Rahmen durchgeführter
Kriseninterventionen werden dann die notwendigen
Unterstützungsangebote implementiert, um die Lebenssituation der
Betroffenen zu verbessern. Aufgrund der kontinuierlichen
Öffentlichkeitsarbeit von HsM setzen sich immer mehr Menschen mit
möglicher späterer Pflegebedürftigkeit und rechtlicher Betreuung
auseinander. Demzufolge sind im Rahmen gewaltpräventiver
Maßnahmen Beratungen zum Thema Vorsorgevollmacht, Betreuungs-
und Patientenverfügung sehr stark angestiegen.
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HsM hat ein kostenloses Hilfs- und Beratungsangebot entwickelt, das
schrittweise umgesetzt wird.

Für Senioren und Angehörige:

- Telefonische Krisenberatung,

- Persönliche Beratung durch Experten,

- Hausbesuche,

- Vermittlung weiterführender Hilfen.

Für pflegende Angehörige:

- Beratung in kritischen Pflegesituationen,

- Hausbesuche,

- Gesprächsgruppe pflegender Angehörigen,

- Vermittlung entlastender Hilfsangebote.

Für Pflegefachkräfte:

- Telefonische Beratung für in der Altenarbeit Tätige,

- Gesprächsgruppe "Alternativen gegen Gewalt",

- Curriculum "Prävention gegen Gewalt in der stationären Pflege",

- Fortbildungsveranstaltungen in stationären Pflegeeinrichtungen.

Wissenschaftliche Arbeit zum Themenbereich "Gewalt im Alter":

- Interdisziplinäre Fachveranstaltungen,

- Wissenschaftliche Begleitung der Beratungstätigkeit,
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- Teilstrukturierte, qualitative Interviews zum Problembereich
"Gewalt im Alter",

- Publikationen in wissenschaftlichen Fachzeitschriften.

Weiterhin betreibt die Bonner Initiative

- einen Runden Tisch "Gegen Gewalt gegen ältere Menschen in
Bonn",

- die Koordination der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Krisentelefone, Beratungs- und Beschwerdestellen für alte
Menschen,

- die Zusammenarbeit mit der Aktion gegen Gewalt in der Pflege,

- die Koordination des "Bonner Aktionstags: Gewalt ist unter uns!",
der regelmäßig in Zusammenarbeit mit dem Weissen Ring und
dem Kommissariat Vorbeugung organisiert wird.

Sachstand/Erfahrungen

2001 wurden ca. 4.500 Anrufe registriert, von denen ca. 1.200 den
Notruf betrafen, wobei die Gewalterfahrungen schwerpunktmäßig in
den Bereichen Vernachlässigung, psychische Gewalt, körperliche
Gewalt und finanzielle Ausbeutung zu finden waren.

In der Bonner Schriftreihe "Gewalt im Alter" neu erschienen sind:

Lebensqualität in der Pflege: Garantiert durch neue Gesetze?
Monographie zur rechtlichen Betreuung (Sommer 2002).
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Weitere Informationen

Bonner Initiative gegen Gewalt im Alter e.V., Goetheallee 51, 53225
Bonn

Internet: http://www.hsm-bonn.de

eMail: info@hsm-bonn.de
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HAnnoversches InterventionsProjekt gegen Männergewalt
in der Familie (HAIP)

{xe "Niedersachsen"}{xe "Straftaten gegen Frauen"}{xe
"Opferhilfe/Opferschutz"}{xe "Täterbehandlung/Wiedereingliederung"}{xe
"Gewalt in der Familie/im sozialen Nahraum"}

Organisation

1992 wurde vom Frauenbüro der Stadt Hannover der "Runde Tisch
gegen Männergewalt in der Familie" ins Leben gerufen. Die
Teilnehmer von Behörden und freien Trägern aus den Bereichen
"Soziales", "Polizei" und "Justiz" erarbeiteten gemeinsam das
"Hannoversche Interventionsprojekt gegen Männergewalt in der
Familie" (HAIP). Vorbild war das US-amerikanische Modell DAIP
(Domestic Abuse Intervention Programme - Duluth/Minnesota).

Seit 01.01.97 wird mit Inkrafttreten einer entsprechenden
Polizeiverfügung HAIP offiziell umgesetzt.

Koordiniert wird HAIP von der Leiterin des Frauenbüros der Stadt
Hannover, dem Geschäftsführer des Männerbüro Hannover e.V., einer
Mitarbeiterin der Bestärkungsstelle für Frauen und der Mitarbeiterin
des Präventionsprogramms Polizei-Sozialarbeit (PPS).

Am regelmäßig stattfindenden Runden Tisch arbeiten Vertreter von
Justiz, Polizei, Soziales und freien Trägern zusammen. Der Runde
Tisch trifft sich ca. alle zwei Monate. Daneben gibt es monatlich
stattfindende Treffen der HAIP-Bausteine.

Eine Koordination für das Gesamtprojekt wird nicht finanziert und
kann deswegen nicht geleistet werden. Das Männerbüro erhielt in
2000 Fördermittel in Höhe von 115.000 DM; die Förderung der
Bestärkungsstelle belief sich im selben Jahr auf 163.000 DM.
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Für die wissenschaftliche Begleitung stehen dem Projekt keine
eigenen Mittel zur Verfügung.

Konzeptioneller Ansatz

Ziele von HAIP sind:

- die Reduktion der hohen Gewaltquote in Familien, indem durch
sinnvoll vernetzte Intervention aller beteiligten Institutionen den
Tätern, Betroffenen und der Öffentlichkeit folgende Punkte
verdeutlicht bzw. folgende Maßnahmen umgesetzt werden:

- Gewalt in der Familie ist ein gravierendes Thema der Inneren
Sicherheit

- Öffentliche Einrichtungen in Hannover behandeln Gewalt in
der Familie nicht länger als "Privatsache"

- Mythen und Verhaltensmuster sollen enttarnt werden

- Kinder in Familien sollen nicht weiterhin Gewalt als
Konfliktlösungsmuster erlernen und Täter-Opferrollen
reproduzieren

- die Bereitstellung von Schutz und Hilfe für von Gewalt betroffene
Frauen

- polizeilich (je nach Gefahrenlage) durch Platzverweise oder
Ingewahrsamnahmen der Täter und/oder durch Vermittlung
der betroffenen Opfer in eines der Frauenschutzhäuser

- durch Kombination von psychologischer und
sozialpädagogischer ambulanter Unterstützung sowie auf
Wunsch der betroffenen Frauen durch Unterstützung der
(Ehe-)Partner bei Vereinbarungen über die Voraussetzungen
für ein zukünftiges, gewaltfreies Zusammenleben
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- das Einwirken darauf, dass Gewalttäter in (Ex-)Partnerschaften
mehr als bisher zur Verantwortung gezogen werden und eine
Übernahme von Verantwortung und Verhaltensänderungen bei
Tätern erreicht wird, durch

- Einzelberatungen und soziales Training,

- gezielte Einflussnahme auf die Täter, um deren Motivation zu
steigern, ihr Verhalten zu ändern

- die "Berücksichtigung des Nachtatverhaltens im drohenden
Strafverfahren". Dadurch werden Täter entweder zur
Teilnahme am "Sozialen Trainingsprogramm" und/oder zur
Einhaltung von vertraglich abgesicherten Vereinbarungen
motiviert, welche die individuellen Interessen der Opfer
berücksichtigen.

Zentrale Bausteine und Kooperationsbeziehungen von HAIP sind

- die Polizeidirektion Hannover mit

- HAIP-Teams im Kriminalermittlungsdienst

- polizeiliche Einsatzkräfte, die seit 1997 gewaltspezifische
Fortbildungen erfahren haben

- Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit (PPS)

- die Staatsanwaltschaft Hannover mit den Sonderdezernaten für
Täter-Opfer-Ausgleich

- die Bestärkungsstelle für von Gewalt betroffenen Frauen mit
ihrem Angebot einer zweiphasigen Gruppen- und Einzelarbeit

- Beratungsstelle für von MännerGewalt betroffene Migrantinnen
(SUANA)

- Männerbüro Hannover e.V.
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- Waage Hannover e.V.

- Frauen- und Kinderschutzhaus

- Kommunaler Sozialdienst der Stadt Hannover.

Sachstand/Erfahrungen

Die zunehmende Sensibilität und Aktivität der Polizei im Bereich
häuslicher Gewalt lässt sich u.a. daran dokumentieren, dass die Zahl
der gefertigten Strafanzeigen von 601 (1997) auf 1.169 (2000)
angestiegen ist und die der Ingewahrsamnahmen von 66 (1997) auf
171 (2000).  Das Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit (PPS) hat
die Zahl seiner Kontakte erheblich ausgeweitet und die Vermittlung
an andere Institutionen hat ebenfalls deutlich zugenommen.

Seitens der Staatsanwaltschaft wird u.a. festgestellt, dass nach wie vor
sehr viele - grundsätzlich geeignete - Fälle weder an den Verein
"Waage e.V.", noch an das "Männerbüro e.V." überwiesen werden
können, da die Aussagebereitschaft der Geschädigten, die in den
überwiegenden Fällen ein Zeugnisverweigerungsrecht haben, sehr
gering ist und deshalb ein Tatnachweis nicht geführt werden kann.

Hinsichtlich der Arbeit der Bestärkungsstelle für von Gewalt
betroffene Frauen ist festzustellen, dass nach der dramatischen
Steigerung der Erstberatungen von 1998 auf 1999 um gut 90% auch in
2000 die hohe Inanspruchnahme der Bestärkungsstelle durch von
häuslicher Gewalt betroffene Frauen gehalten wurde. Durch die
Vernetzung des HAIP kamen die Zuweisungen auch dieses Jahr
wieder vor allem über PPS und die Polizeidienststellen.
Erwähnenswert ist die Erfahrung, dass die Frauen die Vermittlung
theoretischer Hintergründe von Gewaltstrukturen als entlastend und
Schuld mindernd und die Bestärkungsarbeit tatsächlich als bestärkend
und stabilisierend erleben. Eine Auswertung von Interviews mit
diesen Frauen, die im Rahmen der Qualitätssicherung der Arbeit der
Bestärkungsstelle durchgeführt wurde, ergab eine deutliche
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Steigerung der Lebensqualität und des allgemeinen Wohlbefindens bei
den Frauen.

Um den massiven Problemen gewaltbetroffener Migrantinnen zu
begegnen, nahm Anfang 2001 die Beratungsstelle für von Männer-
Gewalt betroffene Migrantinnen (SUANA) ihre Arbeit auf. Die Stelle
befindet sich noch in der Aufbauphase.

Im Arbeitsbereich Täterarbeit (Männerbüro Hannover e.V.) sind die
telefonischen Kontakte mit Klienten, deren Partnerinnen sowie
Institutionen in 2000 gegenüber dem Vorjahr um ca. 75% gestiegen,
die Anzahl der persönlichen Erstberatungen allein der Männer um
mehr als 26%. Die Zahl derer, die die Gruppenarbeit begonnen haben,
ist gegenüber dem Vorjahr um 60% gestiegen, die der Absolventen
um 100%. Externe Evaluationsergebnisse zur Täterarbeit liegen
bislang nicht vor. Mitteilungen der Staatsanwaltschaft oder von PPS
über erneute Gewalttätigkeit der Männer sind nicht bekannt.
Informationen, die von Partnerinnen in einem Gespräch am Ende der
Gruppe geäußert werden, lauten u.a.: "Ich habe mich entlastet
gefühlt", "Mein Mann ist nicht mehr so aufbrausend", "Wir reden jetzt
öfter miteinander", "Er spricht von sich aus mal Dinge an". Von
Partnerinnen, bei denen im Verlauf der Gruppe eine Trennung
stattgefunden hat, konnten keine Rückmeldungen erhalten werden.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Hannover, BfK, Waterloostr. 9, 30169 Hannover

eMail: bfk@pd-hannover.polizei.niedersachsen.de
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Konfliktlotsen - Konzept zur  Konfliktlösung und
Gewaltprävention, Lüneburg

{xe "Niedersachsen"}{xe "Mediation/Schlichtung"}{xe
"Konfliktbewältigung"}

Organisation

Die Mediationsstelle Brückenschlag ist ein 1996 gegründeter Verein
mit Sitz in Lüneburg. Zielsetzung des Vereins ist die Förderung einer
gewaltfreien und konstruktiven Konfliktkultur in der Gesellschaft. Die
Mediationsstelle berät in Konflikten, bildet Mediatoren aus und
arbeitet aktiv im Bereich der Prävention.

Konzeptioneller Ansatz

Was ist Mediation? Mediation ist eine Form der Konfliktberatung.
Eine neutrale dritte Person vermittelt zwischen den Streitbeteiligten,
wobei der Vermittler eine begleitende Funktion hat. Mediation hat
zum Ziel, dass die Streitbeteiligten eine einvernehmliche,
bedürfnisgerechte und effektive Lösung,  zu beiderseitigem Vorteil,
gemeinsam erarbeiten.

Ziele des Projektes sind u. a. die Förderung der Sozialkompetenz von
Kindern und Jugendlichen. Darüber hinaus wird im Rahmen von
Schulentwicklung die Konfliktkultur an Schulen konstruktiv gestärkt.
Konflikte und der Umgang mit ihnen sind ein hervorzuhebendes
Lernfeld für Kinder und Jugendliche.

Ein weiteres Ziel ist, dass die Schüler/ -innen lernen, ihre Konflikte
offen, einvernehmlich und selbstbestimmt beizulegen. Sie werden
befähigt, zukünftig konstruktiver mit Konflikten umzugehen - es
handelt sich folglich um eine nachhaltig wirksame
Konfliktlösungsarbeit. Zusätzlich wird in dem Maße, in dem
Alltagskonflikte konstruktiv bearbeitet werden, das
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Aggressionspotential von Schülern abgebaut und so eine Eskalation
von Gewalt vermieden.

Zielgruppen sind die Schüler/ -innen der Klassen 5 bis 13, der
Berufsbildenden Schulen sowie Lehrerkollegien. In modifizierter
Form ist das Konzept auch auf Grundschulen anwendbar.

Die Schüler/ -innen erhalten eine Schulung in Mediation, damit sie bei
Konflikten anderer Schüler zwischen den Betroffenen vermitteln
können. Die ausgebildeten Konfliktlotsen fördern die Fähigkeit der
Streitbeteiligten zur Selbstbehauptung, fördern das gegenseitige
Verständnis und leiten zu sachgerechtem Handeln an.

Die Lehrkräfte erwerben Grundkenntnisse in Mediation und werden
danach aktiv in die Konfliktlotsenschulung einbezogen. Sie erhalten
pädagogische Anregungen für die Unterstützung der
Konfliktlotsenarbeit im Schulalltag.

Bei der Einführung von Konfliktlotsenprojekten (KLP) in Schulen
geht es darum, in Bezug auf eine wichtige Problemstellung (Umgang
mit Konflikten) innerhalb eines sehr komplexen sozialen Systems
(Schule) eine zusätzliche und neue Umgehensweise zu schaffen.
Angesichts der Komplexität von Schule liegt es nahe, dass zur
Erreichung dieser Zielsetzung die Ausbildung einer Handvoll Schüler
zu Konfliktlotsen durch Vermittlung von Mediationskompetenzen
allein nicht ausreicht. Vielmehr ist es notwendig, unter
Berücksichtigung von Erkenntnissen der Organisationsentwicklung
das Konfliktlotsenprojekt unter Einbeziehung aller an Schule
beteiligten Gruppen (Schulleitung, Lehrer, Schüler, Eltern) zu
entwickeln, ein- und fortzuführen.

Folgende fünf Bausteine sollten nach der Projekteinführung
vorhanden sein, um das erfolgreiche Arbeiten einer
Konfliktlotsengruppe zu ermöglichen:
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Baustein 1: Die Gruppe der Konfliktlotsen und Konfliktlotsinnen

Die Gruppe besteht aus 12 bis 20 Schülerinnen und Schülern. Sie
stellen ein Abbild der Schülergemeinschaft dar in geschlechtlicher,
ethnischer, sozialer Zusammensetzung. Es sollten besonders Schüler/ -
innen älterer Jahrgänge berücksichtigt werden, denn die Erfahrung
zeigt, dass jüngere Schüler/ -innen die älteren eher in der Rolle des
Vermittlers akzeptieren. Um im Streit vermitteln zu können, erhält die
Gruppe eine entsprechende Ausbildung. Notwendig ist es, die
konkrete Arbeit der Konfliktlotsen und Konfliktlotsinnen durch eine
Arbeitsgemeinschaft zu begleiten.

Baustein 2: Der Beratungsraum

Hier finden die Klärungsgespräche statt. Dieser Raum sollte in den
großen Pausen (in dieser Zeit flammen viele Konflikt auf) gut
zugänglich sein. Er sollte eine störungsfreie und vertrauensfördernde
Atmosphäre gewährleisten.

Baustein 3: Zwei Koordinatorinnen/Koordinatoren

Zwei Mitglieder des Kollegiums (denkbar hier auch:
Schulsozialarbeiter/ -innen) betreuen hauptverantwortlich das KLP.
Sie leiten die Schüler/ -innen an und tragen Sorge für die Schaffung,
den Bestand und die Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen, die
für die erfolgreiche Arbeit der Konfliktlotsinnen und Konfliktlotsen
notwendig sind.

Baustein 4: Die Akzeptanz der Schulgemeinschaft

Lehrkräfte, Schüler/-innen und Eltern sollten hinter dem Projekt und
dessen Zielsetzung stehen. Umfangreiche und fortlaufende
Informationsarbeit sowie Beteiligungsmöglichkeiten sind notwendig,
um dies zu erreichen. Bereitschaft und Fähigkeit zu konstruktiver
Konfliktaustragung auch auf Seiten der Lehrkräfte ist eine wichtige
Stütze von Konfliktlotsenprojekten.
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Baustein 5: Einbindung in das System Schule

Jede Schule hat eine Reihe von in der Regel abgestuften
Möglichkeiten im Umgang mit Konfliktsituationen entwickelt. Das
Konfliktlotsenprojekt ergänzt diese Möglichkeiten und ist hier unter
Berücksichtigung von Möglichkeiten und Grenzen einzuordnen.

Aufbau eines Konfliktlotsenprojektes:

Eine Reihe von Maßnahmen und Aktivitäten sind notwendig, um die
o.g. Bausteine aufzubauen, aufrecht zu erhalten und weiter zu
entwickeln. Brückenschlag unterstützt Schulen in der Gestaltung der
arbeitsintensiven Einführungsphase von Konfliktlotsenprojekten. Im
Folgenden ein Beispiel für die Abfolge von verschiedenen
Maßnahmen zur Errichtung eines KLP in einer Schule inklusive der
Angabe über den voraussichtlichen Zeitumfang. Die dargestellten
Maßnahmen/Aktivitäten beziehen sich auf den Zeitraum etwa eines
Schuljahres. Die Abfolge der Maßnahmen verläuft nicht
notwendigerweise in der dargestellten Reihenfolge. Maßgeblich
hierfür ist die jeweilige Situation in der Schule.

Maßnahmen/Aktivitäten:

- Informationsveranstaltung vor Lehrerdienstversammlung
(2 Unterrichtsstunden)

- SchiLF (1-tägig) für das gesamte Kollegium; Inhalt: Mediation,
Konfliktlotsenprojekte (8 Unterrichtsstunden)

- Planungstreffen der Projektgruppe (zuk. Koordinatorinnen,
Koordinatoren, Schulleitung, ggf. Schülervertreter/ -innen
/Elternvertreter/ -in); Ziel: Ausarbeitung eines Projektentwurfs
(4 Unterrichtsstunden)

- Rückmeldungen des Kollegiums zu Projektentwurf einholen

- 2. Planungstreffen. Ziel: Modifikation des Projektentwurfs
(4 Unterrichtsstunden)
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- Gesamtkonferenzbeschluss zur Einführung des
Konfliktlotsenprojektes

- (Videogestützte) Vorinformation durch die Klassenlehrer/ -innen
in den Jahrgängen, aus denen Konfliktlotsen gewonnen werden
sollen (1/2 -1 Unterrichtsstunden/Klasse)

- Ausführliche Infoveranstaltung „Konfliktlotsen – was machen die
denn?“ für interessierte Schüler/ -innen (6 Unterrichtsstunden)

- Auswahl der Schüler/ -innen (4 Unterrichtsstunden)

- Lehrgang für Lehrer/ -innen (mindestens sieben, maximal 15
Personen, inkl. Koordinatorinnen/ Koordinatoren);
Inhalte: Soziales Lernen/ Faires Streiten, Konfliktmoderation im
Klassenzimmer, Mediation (16 Unterrichtsstunden [angestrebt: 24
Unterrichtsstunden])

- Ausbildung der Konfliktlotsen in Mediation (56
Unterrichtsstunden)

- Start der Konfliktlotsen-AG; fortlaufend, 2 Unterrichtsstunden/
Woche bzw. 14-tägig

- Vorstellung in den Klassen (2 - 3 Unterrichtsstunden/Klasse)

- 4 x Fachberatung/Supervision/Begleitung der Konfliktlotsen-AG-
Arbeit durch externe Berater/ -innen (16 Unterrichtsstunden)

- Zukunftswerkstatt am Schuljahresende (6 Unterrichtsstunden)

Sachstand/Erfahrungen

Der Brückenschlag e.V. hat erstmals 1997 das Konfliktlotsenprojekt
an einer Lüneburger Schule durchgeführt. Mittlerweile sind zahlreiche
Konfliktlotsenprojekte durch den Brückenschlag e.V. an
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unterschiedlichen Schulen in Niedersachsen und Schleswig-Holstein
implementiert worden.

Die Erfahrung hat gezeigt: Je mehr sich eine Schulgemeinschaft mit
der Arbeit der Konfliktlotsen identifiziert, um so größer ist auch die
Chance, dass sich unter Schüler/ -innen wie Lehrer/ -innen ein
konstruktiveres Kommunikationsverhalten entwickeln kann. Schüler/ -
innen, die die Ausbildung als Konfliktlotse durchlaufen haben,
entwickeln u.a. eine höhere Sozialkompetenz, die sich nicht nur im
schulischen Kontext positiv auswirkt.

Die bisher vom BRÜCKENSCHLAG e.V. begleiteten Projekte zeigen
ihre nachhaltige Wirkung im veränderten Konfliktverhalten und an der
reduzierten Gewaltbereitschaft der Schüler/ -innen. Aber auch bei
Mobbingfällen hat sich das Konzept als erfolgreich erwiesen.

Die starke Einbeziehung und die Qualifizierung der Lehrkräfte haben
sich als sehr förderlich für den Erfolg derartiger Projekte erwiesen.
Weiter ist die Nachbetreuung der Schulen, die bereits ausgebildete
Konfliktlotsen haben, wichtig. In Form von Seminaren, Fachberatung
und Supervision erhalten die Schulen Unterstützung. In diesem
Zusammenhang findet einmal jährlich ein Vernetzungstreffen der
Konfliktlotsinnen und Konfliktlotsen statt. Hier können sich die
Schüler/ -innen und Lehrer/ -innen der bereits ausgebildeten Schulen
über ihre Erfahrungen austauschen.

Weitere Informationen

Mediationsstelle BRÜCKENSCHLAG e.V., Vermittlung im Konflikt,
Am Sande 50, 21339 Lüneburg

eMail: info@BS-LG.de
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Konfrontation

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Konfliktbewältigung"}{xe "Zeugen- und
Helferverhalten"}{xe "Gewalt an Schulen"}

Organisation

Im zweiten Halbjahr 2002 hat das Polizeipräsidium Hamm,
Kommissariat Vorbeugung, in Zusammenarbeit mit allen Schulformen
der Sekunda I-Schulen das Konzept der Aktionsreihe "Konfrontation"
entwickelt und in einer Pilotphase durchgeführt. Die Pilotphase in den
Sonderschulen für Lernbehinderte (LB-Schulen) fand im Januar 2003
statt.

Die Aktion "Alkohol - irgendwann ist der Spaß vorbei" wurde in das
Projekt eingearbeitet.

Bei dem Projekt handelt es sich um ein kostenloses Angebot der
Polizei.

Konzeptioneller Ansatz

Kinder und Jugendliche erfahren zunehmend, dass sich Zeugen und
vielfach auch die Opfer von Straftaten passiv verhalten. Täter lernen
durch derartige Verhaltensweisen von Zeugen und Opfern die
subjektiv empfundene Faszination des Machtmissbrauchs als positives
Lebenselement kennen. Sie erkennen zudem, dass sich ihr
Entdeckungsrisiko bei der Begehung von Ordnungswidrigkeiten
und/oder Straftaten - selbst bei offener Tatbegehung - ständig
verringert. Negative Konsequenzen aus ihrem Handeln werden
unwahrscheinlich ("Wo kein Kläger, da kein Richter"). Durch die
fehlende Intervention findet eine starke Motivation zur
Wiederholungstat statt ("Kann ich ruhig machen. Es passiert ja
nichts!"). Diesen Jugendlichen muss bewusst gemacht werden, dass
Tatverhalten grundsätzlich nicht akzeptabel ist.
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Das passive, sensationslüsterne Verhalten von Zeugen dieser
Übergriffe wird vom Opfer als Bestätigung des Täterhandelns
empfunden. Die Hoffnung auf Hilfe durch Außenstehende tritt in der
Regel auf Grund der Erfahrungen kaum beziehungsweise nicht in den
Vordergrund ("Da brauch ich gar nicht fragen - da hilft sowieso
keiner!"). Vielfach bringen sich die Opfer durch ihre
Verhaltensweisen (fehlende Strategie für den Konfliktfall) und ihre
Körpersprache (Haltung, Gestik und Mimik) immer wieder in hilflose
Positionen zum Täter und fördern dadurch die Motivation zur
erneuten Tatbegehung.

Oft leiden die Opfer unter einem gestörten Selbstwertgefühl und sind
frustriert, so dass sie sich selbst wiederum an Schwächeren vergreifen
und somit selbst zum Täter werden.

Durch die Medien (Werbung, Fernsehserien, PC-Spiele, Internet und
ähnliches) wird den Kindern und Jugendlichen immer wieder
"vorgegaukelt", dass Machtmissbrauch Probleme lösen könnte. Dies
verfestigt sich häufig in deren Bewusstsein, so dass sie im Konfliktfall
mit Gewalt reagieren.

Durch in den Medien vorgelebte gewaltsame Konfliktlösung wird das
Verhalten der Kinder und Jugendlichen scheinbar legitim; sie haben
somit keinen Grund, Schuldgefühle zu bekommen oder ihr Verhalten
zu ändern.

Ziel des Projektes ist es, den Kindern und Jugendlichen zu zeigen,
dass Konflikte ohne Gewalt besser gelöst werden können. Durch
Rollenspiele, Situationsübungen und körperbetonte Spiele sollen
Konsequenzen einer gewaltsamen Konfliktlösung aufgezeigt werden.
Über die erzeugte Fremd- und Selbstwahrnehmung wird Motivation
zur Ab- und Gegenwehr sowie zur Hilfebereitschaft gefördert.
Möglichkeiten und Erreichbarkeit zusätzlicher Fremdhilfe werden
projektorientiert weitergegeben. Dabei sollen Schülerinnen und
Schüler unter anderem die Gruppendynamik nutzen.
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Die angebotene polizeiliche Maßnahme ist nicht mit dem so
genannten "Coolness-Training" gleichzusetzen. Dieses Training
benötigt einen größeren Zeitraum (etwa zwei bis vier Monate). Für die
Schüler der Sekunda I-Schule der 7. Klasse ist eine 90-minütige
Doppelstunde eingeplant, für die 9. Klasse der LB-Schule etwa 180
Minuten (zwei Doppelstunden mit einer Pause nach 90 Minuten).

Die Kinder sollen in einen Stresszustand gebracht werden, in dem sie
nicht mehr nachdenken, sondern nur noch reagieren. Automatisierte
Handlungen sollen zutage treten.

Den Kindern werden keine Möglichkeiten gegeben Ausflüchte zu
finden. Wenn sie etwas gesagt oder getan haben, dann müssen sie sich
rechtfertigen und begründen, warum sie so gehandelt haben.

Dinge, die immer als selbstverständlich hingenommen wurden, sollen
hinterfragt werden.

Das Konzept sieht zwingend vor, dass der/die zuständige
Vertrauenslehrer/ -in und/oder Klassenlehrer/ -in den Maßnahmen
beiwohnen. Die erfolgreiche Nachbereitung der angesprochenen
Problembereiche ist durch die Schule im Unterricht und im Kontakt zu
den Erziehungsberechtigten aufzuarbeiten.

Eine schnelle, professionelle und zielgruppenorientierte Bearbeitung
insbesondere von Jugendsachen durch die Polizei und das Jugendamt
ist wünschenswert und kann den Effekt des Projektes in erheblichem
Umfang unterstützen. Maßnahmen der Justiz sollen ebenfalls zeitnah
zur Tat erfolgen.

Es ist zu erwarten, dass durch das veränderte Verhalten der
Schülerinnen und Schüler als Zeuge und gegebenenfalls als Opfer
einer rechtswidrigen Tat die Entdeckungsgefahr für den Täter erhöht
werden kann und es langfristig zu einer Senkung der
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten führen wird. Eine kurzzeitige
Steigerung der Fallzahlen durch geändertes Anzeigeverhalten ist
wahrscheinlich und gewollt.
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Sachstand/Erfahrungen

Positive Veränderungen sind bereits feststellbar. So sind
Klassengemeinschaften besser als bisher in der Lage, Schülerinnen
und Schüler zu integrieren.

Je größer die Schulen sind, desto schlechter sind die Erfahrungen mit
dem Projekt. Wichtig ist, dass die Kinder nach dem Projekt eine
ausführliche Nachbereitung durch die Lehrer erhalten. Da die Kinder
in der Projektphase hart mit ihrem eigenen Verhalten konfrontiert
werden, ist es wichtig, dass den Betroffenen danach die Möglichkeit
gegeben wird, ein ausführliches Gespräch mit einem Vertrauenslehrer
zu führen. Doch genau das ist an größeren Schulen oft nicht der Fall.

Positive Erfahrungen beziehen sich eher auf Haupt- und Realschulen
sowie die Schule für Lernbehinderte. Eher negative Erfahrungen
wurden in den Gesamtschulen gesammelt.

Die Reaktion der beteiligten Lehrpersonen und Schüler ist sehr
positiv. Eine interne Überprüfung (Fragebogenaktion) ist angelaufen.
Geplant ist die Durchführung der Befragung mittels Fragebogen ein
bis zwei Wochen vor Projektstart und Wiederholung derselben
Befragung ein bis zwei Monate nach Projektende.

Ergebnisse sollen im Frühjahr 2004 vorliegen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Hamm, ZKB - Kommissariat Vorbeugung,
Goethestraße 6, 59065 Hamm
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LIFE-LINE (Gewaltprävention mit ausländischen jungen
Männern in Wolfsburg)

{xe "Niedersachsen"}{xe "Aggression"}{xe "Konfliktbewältigung"}{xe
"Rechtsextremismus"}{xe "Gewalt"}{xe "Beratung"}

Organisation

Seit Juni 2000 besteht eine Kooperationsgemeinschaft zwischen der
Ermittlungsgruppe Jugendkriminalität (EGJ) der Polizeiinspektion
Wolfsburg und der Jugendberatung "LIFE-LINE" des
Geschäftsbereichs Jugend der Stadt Wolfsburg.

Konzeptioneller Ansatz

Im Verlauf der letzten Jahre kam es im Bereich der Polizeiinspektion
Wolfsburg vermehrt zu massiven Straftaten durch arabisch sprechende
Jugendliche/Heranwachsende.

Bei diesen Personen handelt es sich überwiegend um Kinder von in
den 60er Jahren eingewanderten, damals so genannten Gastarbeitern.

Der Großteil der jungen Männer ist in Wolfsburg geboren und hat die
deutsche Staatsbürgerschaft. Die Heimatländer kennen sie jedoch nur
aus Urlaubsbesuchen.

Im Rahmen der zahlreichen Ermittlungsverfahren wurden von den
jungen Männern Fragen nach psychosozialen Hilfestellungen gestellt.

Zu diesem Zweck wurde eine Vernetzung der Tätigkeitsbereiche der
Jugendberatung und der EGJ hergestellt.

Ziel der Kooperation ist es, niederschwellig gewaltpräventiv tätig zu
werden, um eine kriminelle Karriere schon frühzeitig durch den
persönlichen Kontakt zu verhindern, das Unrechtsbewusstsein zu
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fördern und ihnen eine kompetente psychosoziale Anlaufstelle
anzubieten.

Sachstand/Erfahrungen

Die jungen Männer wurden vor Ort angesprochen. Da sie teilweise in
den Wolfsburger Freizeiteinrichtungen unerwünscht sind bzw. sogar
Hausverbote haben, wurde ihnen die Möglichkeit eines regelmäßigen
Treffens angeboten.

Seitens der Stadt Wolfsburg wurde kostenfrei ein Gruppenraum zur
Verfügung gestellt.

Die Gruppentreffen finden immer 14-tägig mittwochs in der Zeit von
18.00 Uhr bis 20.00 Uhr statt.

Bereits beim ersten Treffen erschienen 17 Personen, die den
verschiedensten Nationalitäten angehören und aus unterschiedlichen
Kulturkreisen stammen (Tunesier, Italiener, Marrokaner,
Russlanddeutsche, Albaner pp.).

Es handelte sich nicht nur um Personen, die bereits polizeilich in
Erscheinung getreten sind und nach Angeboten gefragt hatten,
sondern auch um eine Vielzahl von noch nicht auffälligen
Jugendlichen/Heranwachsenden, die sich jedoch untereinander
kannten.

Weitere Informationen

Stadt Wolfsburg, Fachbereich Jugendförderung, Jugendberatung
"LIFE-LINE", Schillerstraße 2, 38440 Wolfsburg

eMail: Life-Line@web.de
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Modellprojekt und Ausstellung "Gewaltprävention an
Grundschulen (Primo)"

{xe "Niedersachsen"}{xe "Ausstellung"}

Organisation

Das 1997 durch den Rat der Stadt Wolfsburg gegründete Forum
Kriminalprävention befasst sich über die Arbeitsgruppe "Gewalt an
Schulen und auf Schulwegen" mit der Gewaltprävention an
Grundschulen.

Eine 1998 durchgeführte Umfrage bei Wolfsburger Schülerinnen und
Schülern der 5. Klasse zum Thema "Gewalt an Grundschulen" hatte
ergeben, dass ein hoher Prozentsatz bereits mit Gewalt in der
Grundschule in Berührung gekommen ist. Dies nahm die
Arbeitsgruppe "Gewalt an Schulen und auf Schulwegen" zum Anlass,
ein Modellprojekt zur Gewaltprävention an Grundschulen zu
initiieren. Die Grundschule Alt-Wolfsburg erklärte sich 1999 bereit,
als Modellschule an dem Projekt teilzunehmen.

Im Rahmen des Projektes wird mit den unterschiedlichsten
Institutionen, wie z. B. Jugendamt, Erziehungsberatung,
Familienbildungsstätte, Kinderschutzbund, Polizei (Ermittlungsgruppe
Jugendkriminalität), Gesundheitsamt, evangelische und katholische
Familienberatungsstellen, Ausländerreferat, Balance (Beratungsstelle
für sexuell missbrauchte Kinder und Jugendliche),
Schulpsychologische Beratung kooperiert.

Eine finanzielle Förderung verschiedener Projektbausteine erfolgte
durch die Stadt Wolfsburg im Rahmen der Kriminalprävention.
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Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Modellprojekt wird das Ziel verfolgt, möglichst an allen
Wolfsburger Grundschulen Projekte und Bausteine daraus oder selbst
erstellte Bausteine zur Gewaltprävention dauerhaft einzusetzen, um
ganz allgemein den Umgang in den Schulen zu verbessern und der
Gewaltentstehung vorzubeugen.

Die einzelnen Bausteine des Modellprojektes wurden in eine
Ausstellung integriert, die an allen Wolfsburger Grundschulen zur
Nachahmung und Initiierung eigener Projekte vorgestellt wird.
Anderen Schulen steht es dabei frei, Bausteine aus dem Modellprojekt
zu entnehmen oder aber auch solche selber zu entwickeln bzw.
einzusetzen. Dabei können sie auf Wunsch Unterstützung durch den
Projektbegleiter erhalten.

Die einzelnen Bausteine des Modellprojektes sind:

- Klassenrat (einmal wöchentlich stattfindende
"Klassenbesprechung" mit festen Regeln, in der jeder Schüler
Themen einbringen kann)

- Streitschlichter-Programm (Schüler ab der 3. Klasse werden zu
Streitschlichtern ausgebildet, an die sich im Konfliktfall andere
Schüler wenden können)

- Aufarbeitung problematischer Einzelfälle (Intensive Gespräche
zur Klärung. Beteiligte: Lehrer/ Eltern/ Schüler. Wenn nötig
darüber hinaus Schulpsychologe, Erziehungsberatung,
Jugendamt...)

- Lehrer / Eltern AG (eine sich regelmäßig treffende Gruppe, die
bestimmte Themen der Schule bearbeitet und versucht, Lösungen
zu finden)
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- Kieler Einschulungsverfahren (Überforderung durch zu frühe
Einschulung soll durch Einsatz dieses Verfahrens erkannt werden
und verringert werden)

- Der Kinderschutzbund informiert (Der Kinderschutzbund
informiert eine Stunde lang in den 2. und 3. Klassen)

- Buttonaktion zum § 1631 BGB (Aktion zusammen mit dem
Jugendamt zum Thema Kinderrechte)

- Elternabende zum Thema (Spezielle Angebote für die Eltern mit
Referenten. Themen: z. B.  gewaltfrei erziehen)

- Entwicklung von Leitlinien durch Eltern und Lehrer (Leitlinien
dienen der Zieldefinition und der Überprüfung der Ziele. Die
Leitlinien in Alt-Wolfsburg: Wir sind alle füreinander da. Wir
lassen Vielfalt zu, mit allen Stärken und Schwächen. Wir reden
miteinander, treffen gemeinsame Entscheidungen. Wir schaffen
uns eine Umgebung zum Wohlfühlen.)

- Hausaufgabenhilfe (Angebot des Ausländerreferates der Stadt für
ausländische Kinder, die Schwierigkeiten mit den Hausaufgaben
haben)

- Fortbildung zur Präventionsfachfrau (Weiterbildung für
Lehrer/Lehrerinnen und Erzieher/Erzieherinnen - angeboten durch
das Kultusministerium)

- Verkehrserziehung durch den Kontaktbeamten der Polizei (Wie
verhalte ich mich im Verkehr, Fahrradprüfung etc.)

- Theaterworkshops (Theatervorführung zum Thema "Gewalt" mit
anschließender Aufarbeitung in den Klassen).

Während mit dem Klassenrat oder Streitschlichter Bausteine
aufgenommen wurden, die bereits an vielen weiterführenden Schulen
erfolgreich eingesetzt werden, sind insbesondere Aktionen wie z. B.
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die Buttonaktion oder Kinderrechte in Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen (Jugendamt, Erziehungsberatung, Kriminalprävention
Stadt und Polizei) in Wolfsburg entstanden.

Sachstand/Erfahrungen

Projektstart war 1999. Die Bausteine lassen sich in ständige Ein-
richtungen (Klassenrat, Streitschlichterausbildung, Hausaufgabenhilfe,
Einzelfallbetreuung, Lehrer/Eltern AG), wiederkehrende Angebote
(Elterntraining, Training zur Förderung der Konfliktfähigkeit,
Unterricht nach Faustlos, Kontaktbeamter der Polizei etc.) und
einmalige Aktionen (Buttonaktion, Theaterworkshops) unterteilen.

Die einzelnen Bausteine werden auf Dauer weitergeführt.

Da bislang weder das genaue Ausmaß von Gewalt an Schulen bekannt
ist und auch nicht näher untersucht wurde, ist eine vergleichende
Aussage zur "Präventionswirkung" des Projektes mit
wissenschaftlicher Präzision nicht möglich. Es lassen sich daher "nur"
die Aussagen der betreffenden Lehrerinnen und Lehrer heranziehen,
die von einer Änderung der "Streitkultur" im positiven Sinne durch
die Maßnahmen berichten. Insofern gibt es Indizien für eine
gewaltpräventive Wirkung des Projektes.

Ab Oktober 2001 sollte die Ausstellung an allen Wolfsburger
Grundschulen zu sehen sein. Begleitet wird sie durch einen für dieses
Projekt über eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme eingestellten
Diplom-Psychologen, der sie Lehrern, Eltern und Schülern vorstellt
und der bei der Durchführung einzelner Bausteine und der
Entwicklung eigener Projekte unterstützt.

Weitere Informationen

Stadt Wolfsburg, Geschäftsbereich Bürgerdienste,
Kriminalprävention, Porschestraße 49, 38440 Wolfsburg
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Netzwerk gegen Gewalt an Schulen in Baden-Württemberg

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Beratung"}{xe "Datenverarbeitung"}{xe
"Konfliktbewältigung"}

Organisation

Im Dezember 2000 wurde in einer gemeinsamen Initiative von
Kultusministerium, Innenministerium und Sozialministerium ein
Netzwerk gegen Gewalt an Schulen begründet. Erklärtes Ziel war es,
auf kommunaler, regionaler und auf Landesebene Anstöße zu einer
dauerhaften Zusammenarbeit aller am Erziehungsprozess Beteiligter -
insbesondere der Lehrkräfte, der Eltern- und Schülervertreter,
Schulsozialarbeiter, Schulpsychologischen- und
Erziehungsberatungsstellen, der Allgemeinen Sozialen Diensten der
Jugendämter, der Polizei, der Vereinen, der Trägern der freien
Jugendhilfe, der Kirchen, der Wirtschaft und den Medien mit der
Schule zu geben, um vorbeugend Gewalttendenzen psychischer wie
physischer Art unter Kindern und Jugendlichen entgegenzuwirken.

Konzeptioneller Ansatz

Das Netzwerk realisiert sich

- auf Landesebene,

- auf der mittleren/regionalen Ebene,

- auf der Ebene der einzelnen Schule.

Landesebene

Auf Landesebene fördert die ständige Interministerielle Arbeitsgruppe
(IMA) des Kultus-, Innen-, und Sozialministeriums die weitere
ressortübergreifende Vernetzung. Zudem erarbeitet die IMA derzeit
einen Reader für Lehrerinnen und Lehrer, in dem
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- erfolgreiche Präventionsprojekte an Schulen vorgestellt,

- Handlungsempfehlungen zur Implementierung entsprechender
Projekte gegeben,

- ein Stichwortverzeichnis mit Hinweisen zu Standard-Problemen
im Schulalltag erstellt und

- Ansprechpartner für spezifische Problemstellungen benannt

werden.

Um die Arbeit der Schulen rund um das Thema Gewalt zu
koordinieren, potenzielle Partner zu vernetzen und Synergieeffekte zu
fördern, hat das Kultusministerium seit September 2000 ein
Kontaktbüro Gewaltprävention eingerichtet, das die Schulen bei ihren
gewaltpräventiven Aktionen berät und entsprechend unterstützt. Das
Kontaktbüro Gewaltprävention ist im Internet unter der Adresse
www.leu.bw.schule.de/allg/gewalt präsent. Dort sind auch die
aktuellen Erreichbarkeiten der jeweiligen Ansprechpartner der am
Netzwerk gegen Gewalt an Schulen beteiligten Ressorts hinterlegt.

Ebene der Regionen – Runde Tische

Auf der mittleren/regionalen Ebene werden, durch die nahezu
landesweite Einrichtung von örtlichen „Runden Tischen“ zur
Gewaltprävention unter Vorsitz der geschäftsführenden Schulleiter
und Beteiligung von Eltern, Schülervertretungen, Kommunen, Polizei
etc., ggf. Verzahnung mit bereits vorhandenen Arbeitskreisen der
Kommunalen Kriminalprävention auf Basis regionaler
Standortanalysen, die Rahmenbedingungen für konkrete
Kooperationen auf Ebene der Einzelschule geschaffen werden.

Ebene der Einzelschulen

Der Schwerpunkt der ursachenorientierten Gewaltprävention liegt im
Bereich der Einzelschulen, wo schulindividuelle Besonderheiten
berücksichtigt werden können. Ziele sind die Entwicklung eines
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stabilen Selbstwertgefühls und die Förderung sozialer Verantwortung
bei den Schülerinnen und Schülern, die gemeinsame Verständigung
über Normen, Normverdeutlichung und Grenzziehung sowie die
Erarbeitung von konkreten Konzepten gegen Gewalt im Rahmen der
inneren Schulentwicklung.

Sachstand/Erfahrungen

Auf Landesebene gestalteten Vertreter der Interministeriellen
Arbeitsgruppe bei dem vom Innenministerium im November 2001 in
Karlsruhe veranstalteten Fachkongress „Kommunale
Kriminalprävention - Netzwerk der Zukunft“ unter dem Titel
„Netzwerk gegen Gewalt an Schulen“ ein eigenes Forum, bei dem den
Besuchern wichtige Anregungen über gewaltpräventive Projekte und
deren Umsetzung auf regionaler und örtlicher Ebene vermittelt
wurden.

Zudem hat das Innenministerium in Folge des schrecklichen
Verbrechens von Erfurt mit Blick auf den erheblichen
Informationsbedarf an Schulen zum Thema Gewaltprävention die
Polizeidienststellen des Landes bereits Ende April 2002 gebeten, mit
den geschäftsführenden Schulleitern Kontakt aufzunehmen und diesen
als Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen. Hierbei haben sich die
vielerorts bereits bestehenden Zusammenarbeitsstrukturen als äußerst
hilfreich erwiesen bzw. konnten in Bereichen, in denen eine
Zusammenarbeit zwischen Schule und Polizei noch nicht in dem
erforderlichen Maße ausgeprägt war, neue Impulse zur Umsetzung des
Netzwerkes gegen Gewalt an Schulen gesetzt werden.

Bei der Umsetzung des Netzwerkes gegen Gewalt an Schulen auf
örtlicher Ebene konnte an das bereits im Frühjahr 1998 auf den Weg
gebrachte Programm „Herausforderung Gewalt“, mit dem Lehrer und
Eltern als zentrale Träger der Erziehung für Gewaltprävention
gewonnen werden konnten, angeknüpft und landesweit konnten
zwischenzeitlich über 100 örtliche Projekte im Rahmen des
Netzwerkes gegen Gewalt an Schulen initiiert werden.
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Insgesamt hat das Netzwerk gegen Gewalt an Schulen bei allen
Partnern auf den drei Ebenen dazu beigetragen, Verständnis für die
Belange, Aufgaben und Rahmenbedingungen der Arbeit der jeweils
anderen Beteiligten zu entwickeln, um in Kenntnis der Möglichkeiten
und Grenzen der jeweiligen Institutionen mit besser aufeinander
abgestimmten Maßnahmen reagieren zu können.

Weitere Informationen

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, Kontaktbüro
Gewaltprävention, Schlossplatz 4, 70173 Stuttgart

Internet: http://www.leu.bw.schule.de/allg/gewalt

Sozialministerium Baden-Württemberg, Schellingstraße 15, 70174
Stuttgart

Internet: http://www.sozialministerium-bw.de

Innenministerium Baden-Württemberg, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium, Dorotheenstraße 6, 70173 Stuttgart

Internet: http://www.im.baden-wuerttemberg.de

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Dezernat 422 - Vorbeugung,
Jugendschutz und Jugendkriminalität, Zentrale Koordinierungsstelle
Kommunale Kriminalprävention, Taubenheimstraße 85, 70372
Stuttgart

Internet: http://www.polizei-bw.de

e-mail:422@lka.polizei-bw.de
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PUSH together

{xe "Bayern"}{xe "Konfliktbewältigung"}{xe "Gewalt in der Familie/im
sozialen Nahraum"}

Organisation

Bei dem Projekt "PUSH together" handelt es sich um ein Anti-
Gewalt-Training an Schulen in den Landkreisen Hof und Wunsiedel.
Die Federführung liegt bei zwei Beamten der Polizei Hof (ein
Beamter der KPI Hof, K 4 - Prävention und ein Beamter der PI Hof -
Koordinator der Jugendkontaktbeamten) in Kooperation mit dem
Jugendpflegern der Kreisjugendämtern Hof und Wunsiedel, sowie den
interessierten Projektschulen.

Das Projekt wird im Klassenverband durchgeführt.

Bei den Vorbereitungsarbeiten, der Durchführung und den
Nacharbeiten sind immer ein Polizeibeamter, ein Kreisjugendpfleger
und der Klassenlehrer eingebunden.

Alle drei Personen leisten bei den Vorbereitungsstunden ca. drei
Arbeitsstunden, bei der Durchführung ca. sieben Arbeitsstunden und
für den Bereich der Nachbereitung auch ca. drei Arbeitsstunden.

Neben diesem Personalbedarf ist der weitere Kostenansatz gering:
Benötigt werden für jede Projektdurchführung ca. 15 € für farbiges
Papier, Folien etc.

Das Projekt "PUSH together" wird so lange durchgeführt, wie sich
Schulen für das Projekt anmelden und die Umsetzung wünschen.
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Konzeptioneller Ansatz

Die steigenden Zahlen der strafunmündigen Kinder und Jugendlichen
bei den Körperverletzungsdelikten und bei den Delikten der
Gewaltkriminalität insgesamt, sowie das vermehrte Aufkommen von
Gewaltdelikten an Schulen führten zur Initiierung des Projektes. Ein
weiterer Grund war die Überzeugung, dass ein neues Konzept
notwendig ist. In aller Regel handelt es sich bei den Anti-Gewalt-
Projekten um Standard-Projekte, die allen Schulen gleichermaßen
übergestülpt werden. Unter Berücksichtigung des ganzheitlichen
Ansatzes (Schüler-Lehrer-Eltern-Jugendamt und Polizei) sollte jeder
einzelnen Klasse durch Bedarfsermittlung/Schul- und Klassenanalyse
Rechnung getragen werden. Dieser Eigenanspruch wird mit "PUSH"
verwirklicht. Auch wenn dies mit einem nicht unerheblichen
zeitlichen Mehraufwand verbunden ist, scheint die Qualität wichtiger
als die Quantität.

Ziel des Projektes ist, Gewalt in der Gesamtheit zu erkennen, zu
bewerten und als Konfliktlösung abzulehnen. Die Konfliktfähigkeit
der Schüler soll gesteigert und ein adäquates Sozialverhalten gefördert
werden.  Dabei setzt das Programm auf die Auseinandersetzung mit
dem Thema "Gewalt im eigenen Umfeld".

Zielgruppe sind die 6.- 8. Klassen.

Alle Schulleiter wurden im Rahmen von
Schulleiterdienstbesprechungen auf "PUSH" hingewiesen. Meldet sich
eine Schule mit einer oder mehreren Klassen zum Projekt an, sieht die
praktische Umsetzung wie folgt aus:

- Projektvorstellung an der Schule im Rahmen einer
Lehrerkonferenz

- Anonyme Fragebogenaktion bei den Schülern
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- Auswertung der Fragebogen durch Polizei und Jugendamt

- Ergebnisbesprechung mit dem Klassenlehrer und Abgleich mit
den Erfahrungen und Sichtweisen des Klassenlehrers

- Auswahl der Einzelbausteine für den Projekttag. Damit wird ein
individuelles, zielgruppen- und analysegerechtes Arbeiten am
Projekttag ermöglicht.

- Projekttag mit 5 bis 6 Unterrichtseinheiten (Kleingruppenarbeit,
Rollenspiele, Erklärungsmodelle, Täter-Opferverhalten,
Konfliktlösungsstrategien, "Wohlfühl-Schule", "positive
Streitkultur" und vieles mehr gehören zum selbst erstellten
Baukasten-System.)

- Ergänzt wird der Projekttag mit einem thematischen Elternabend
und kurze Zeit danach noch einmal durch einen "Eltern-Brief"

- Aufrechterhaltung der entstandenen Kontakte zur Schule und
Projektklasse.

Sachstand/Erfahrungen

Von einigen Lehrern wird zwar von einer Verbesserung des Klassen-
und Schulklimas berichtet, doch reicht dies als gestecktes Ziel nicht
aus. Einzelne Lehrer können nur bedingt effiziente aggressions- und
gewaltmindernde Arbeit in einer Klasse leisten. Hierfür ist das
Engagement des gesamten Lehrerkollegiums sowie die Öffnung der
Schule für interaktive Zusammenarbeit mit außerschulischen
Institutionen notwendig.

Es gibt keine Vergleichszahlen und eine Ergebnisevaluation kann
nicht geleistet werden.

Folgende positive Erfahrungen wurden im Rahmen der Umsetzung
gesammelt:
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- die Einstellung aller Projektschulen und das Engagement der
allermeisten Lehrer

- die gute Beteiligung der Eltern

- die immer wieder erfreuliche Mitarbeit der Schüler

In "negativer" Hinsicht wurde festgestellt, dass viele Schüler die
Einstellung vertreten, dass Schupsen, Stoßen, Rempeln, Beleidigen
etc. nicht als "Gewalt" anzusehen ist.

Weitere Informationen

Kriminalpolizeiinspektion Hof, Kommissariat 4 - Prävention,
Kulmbacher Straße 101, 95030 Hof

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: kpi.hof@baypol.bayern.de
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RESPEKT - gewaltfreie Schulen Ludwigsburg

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Prävention"}{xe "Gewalt"}{xe "Gewalt an
Schulen"}{xe "Gewalt in der Familie/im sozialen Nahraum"}

Organisation

An 24 Schulen in Ludwigsburg werden externe Moderatoren
eingesetzt, um dort gemeinsam mit Schülern, Eltern und Lehrern auf
die jeweiligen Probleme und Ressourcen der Schulen zugeschnittene
Projekte zu initiieren und durchzuführen. Jede Schule soll eigene
Projekte bzw. zumindest ein eigenes Projekt, aber mit Begleitung des
jeweiligen Moderators durchführen. Wichtig ist die Nachhaltigkeit,
d.h., dass Projekte über mehrere Schuljahre hinaus betrieben werden.
Beteiligt sind Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien,
eine Berufsschule und eine Förderschule.

Bei RESPEKT handelt es sich um eines der 100 Zukunftsoffensive
III-Projekte, die vom Land Baden-Württemberg gefördert werden. Im
Falle von RESPEKT bedeutete dies eine Unterstützung von 20.000 €.

Eine wissenschaftliche Begleitung durch die PH Ludwigsburg und die
FH Ludwigsburg-Reutlingen ist vorgesehen.

Konzeptioneller Ansatz

Durch eine intensive Vorarbeit in verschiedenen Arbeitsgruppen und
deren Auswertungen konnte zur Ausgangssituation festgestellt
werden, dass Gewalt in ihren unterschiedlichen Erscheinungsformen
an allen Ludwigsburger Schulen vorhanden ist, und dass dringender
Handlungsbedarf besteht. Zudem wurden Befragungen von Polizei,
Schülerinnen und Schülern sowie Lehrerinnen und Lehrern
durchgeführt, die diese Feststellungen bestätigten.

Ziel ist es, eine Vernetzung zwischen den Schulen in Ludwigsburg zu
erreichen, die zu einem auf Dauer angelegten, ganzheitlichen Konzept
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der Gewaltprävention führen soll, dessen Zielgruppe Kinder und
Jugendliche innerhalb und außerhalb der Schulen sind. Darüber hinaus
soll die Bevölkerung eine Sensibilisierung erfahren.

Die extra dafür ausgebildeten Moderatoren nehmen Kontakt zur
Schulleitung, zu Lehrern, Schülern und Eltern auf. Vor Ort sollen die
Interessen, Probleme und vorhandenen Ressourcen geklärt werden,
um schließlich an individuell zugeschnittene einzelne Projekte
heranzugehen.

Unter anderem sind folgende Projekte im Rahmen der
Gewaltprävention vorgesehen:

- Antigewalttraining

- Geschlechtsspezifisches Selbstbehauptungstraining

- Schüler-Mentorenprogramme

- Interkulturelle Workshops

- Konfliktvermeidungsstrategien

- Projekttage zur Gewaltprävention an der Schule

- Gesprächskreise mit Eltern, Schülern und Lehrern

- Zukunftswerkstätten

- Theaterstücke

- Videoprojekte und

- schulübergreifende Vorträge zum Thema „Mobbing“.

Unter den einzelnen Projekten wurden die besten am Ende des
Aktionsjahres 2002 prämiert.
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Sachstand/Erfahrungen

Als Projekt der Zukunftsoffensive III des Landes Baden-Württemberg
unterliegt auch RESPEKT einem Projektcontrolling. Hier erweist sich
das Projekt bisher als sehr gelungen, sowohl bei den Schulen, als auch
bei allen anderen Beteiligten stößt es auf größte Resonanz.

Das Medieninteresse ist enorm, was eine Anzahl von über 60
Presseberichten bis zum 13.08.2002 eindrucksvoll belegt.

Begleitend zum Projekt werden ein Faltblatt sowie Karten
herausgegeben.

Schirmherrin des Projekts ist die Ministerin für Kultus, Jugend und
Sport des Landes Baden-Württemberg.

Weitere Informationen

Stadtverwaltung Ludwigsburg, Büro für Frauenfragen, Obere
Marktstraße 1, 71634 Ludwigsburg

Polizeidirektion Ludwigsburg, Kriminalprävention, Friedrichstraße 5,
71638 Ludwigsburg
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RIGG/Interventionsprojekt gegen Gewalt in engen sozialen
Beziehungen

{xe "Hessen"}{xe "Gewalt in der Familie/im sozialen Nahraum"}{xe
"Opferhilfe/Opferschutz"}{xe "Straftaten gegen Frauen"}{xe "Aggression"}

Organisation

Die Einrichtung von RIGG (Rheinland-Pfälzisches
Interventionsprojekt gegen Gewalt) geht auf den einstimmigen
Landtagsbeschluss vom August 1999 zurück, der besagt, dass „Gewalt
in engen sozialen Beziehungen“ keine private Angelegenheit, sondern
auch eine Ausdrucksform des gesellschaftlichen Ungleichgewichts
zwischen Männern und Frauen ist.

Die Mitglieder des Projektes setzen sich zusammen aus Mitarbeitern
folgender Behörden/Institutionen/Gremien: Ministerien für Bildung,
Frauen und Jugend, Justiz; Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit
sowie das Ministerium des Innern und Sport, die Dachorganisationen
der Frauenhäuser, Notrufe und Frauenverbände sowie kommunale
Spitzenverbände. Die Federführung liegt beim Ministerium für
Bildung, Frauen und Jugend.

Die Startphase des Projektes ist abgeschlossen und die konkrete
Arbeit in den Fachgruppen und Runden Tischen hat begonnen.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt geht davon aus, dass männliche Gewalt gegen Frauen
keine Familienstreitigkeit ist, sondern ein schwerwiegendes
kriminelles Unrecht, für das der Täter zur Verantwortung gezogen
werden muss. Die Opfer von Gewalt haben im Gegenzug einen
Anspruch auf Gerechtigkeit und Hilfe. So muss Frauen und Kindern
Sicherheit und Schutz vor „Gewalt in engen sozialen Beziehungen“
gewährt werden.
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Vor diesem Hintergrund sollen im Rahmen des Projektes RIGG durch
Kooperation und Vernetzung folgende Ziele erreicht werden:

1. Gesellschaftliche Ächtung der Gewalttaten

2. Sanktionierung durch polizeiliche Interventionen, strafrechtliche
Maßnahmen und Ausschöpfung zivilrechtlicher Möglichkeiten
gegen die Täter

3. Optimierung der Hilfeverfahren und Hilfsangebote für Frauen und
deren Kinder sowie die Vernetzung dieser Angebote

4. Stärkung der Rechte misshandelter Frauen durch die
Ausschöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten und umfangreiche
Informations- und Beratungsangebote

5. Intensive Öffentlichkeitsarbeit, Sensibilisierung und Aufklärung
über männliche Gewalt gegen Frauen

Es wurden insgesamt acht Fachgruppen eingesetzt, die dem jeweiligen
Thema entsprechend aus unterschiedlichen Mitgliedern bestehen:

1. Optimierung des Hilfesystems für betroffene Frauen

2. Polizeiliche Intervention

3. Strafrecht

4. Zivilrecht

5. Prävention

6. Gesundheitswesen

7. Täterarbeit und
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8. Optimierung des Hilfesystems für Kinder u. Jugendliche, deren
Mütter von „Gewalt in engen sozialen Beziehungen“ betroffen
sind;

wobei die Fachgruppen 6 und 7 ihre Arbeit noch nicht aufgenommen
haben.

Begleitend dazu wurden vier regionale Runde Tische eingerichtet,
wovon bereits drei mit ihrer Arbeit begonnen haben: Runder Tisch
Trier, Runder Tisch Eifel und Runder Tisch Rhein-Westerwald. Die
Runden Tische umfassen jeweils ca. 40 Mitglieder aus verschiedenen
Landkreisen. Im Einzelnen bestehen sie aus Vertretern von
Amtsgericht, Staatsanwaltschaft, Polizei, Jugendamt, Sozialamt,
Beratungsstellen, Kinderschutzbund, Gleichstellungsbeauftragte,
Notruf und Frauenhaus. Jeder Runde Tisch hat eine Arbeitsgruppe
gebildet, die sich mit Verfahrensabläufen und regionalspezifischen
Erfordernissen befasst.

Sachstand/Erfahrungen

Die einzelnen Fachgruppen befinden sich derzeit auf einem
unterschiedlichen Arbeitsstand. Nachfolgend ist der aktuelle Stand der
einzelnen Arbeitsgruppen dargestellt:

1. "Optimierung des Hilfesystems für betroffene Frauen": Sammlung
von Arbeitsaufträgen

2. "Polizeiliche Intervention": Festlegung einer Definition zu
„Gewalt in engen sozialen Beziehungen“, die der Polizei die
Zuordnung von Straftaten zum Deliktsbereich erleichtern soll. In
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) können dann sämtliche
Fälle, die dieser Definition zuzuordnen sind, mit einem
Summenschlüssel versehen werden, der es ermöglicht, sich ein
genaues Bild über Umfang und Qualität von „Gewalt in engen
sozialen Beziehungen“ zu machen.
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3. "Strafrecht": modellhafte Befragung bei zwei
Staatsanwaltschaften, die darauf hinweisen, dass ein sehr großer
Teil der Verfahren wegen nicht hinreichenden Tatverdachts
eingestellt wurden; aufgrund dessen wurde ein Fragebogen zu den
Hintergründen der Nichtanzeigen entworfen.

4. "Zivilrecht": Sammlung von Arbeitsaufträgen

5. "Prävention": Definition der Begriffe Prävention als „alle
Maßnahmen zur Verhütung von Gewalt in engen sozialen
Beziehungen“,  primäre Prävention soll „die gesellschaftlichen
Ursachen von Gewalt abbauen“, sekundäre Prävention leistet
„individuelle Hilfen in akuten, auf Gewalt hin treibenden
Konfliktsituationen, um das Umkippen in Gewalttätigkeiten zu
verhindern“ und tertiäre Prävention meint „die Vorbeugung
weiterer Gewalttätigkeiten und den Versuch, den Schaden zu
mindern“

6. "Gesundheitswesen": Arbeit noch nicht aufgenommen

7. "Täterarbeit": Arbeit noch nicht aufgenommen

8. "Optimierung des Hilfesystems für Kinder und Jugendliche, deren
Mütter von Gewalt in engen sozialen Beziehungen betroffen
sind": Sammlung von Arbeitsaufträgen

Weitere Informationen

Koordinierungsstelle RIGG Scheider&Kappenstein,
Bürogemeinschaft für Sozialplanung und Beratung, Fischtorstraße 12,
55116 Mainz

eMail: RIGG@sozialplanung.de
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Schülerassistentenausbildung

{xe "Rheinland-Pfalz"}

Organisation

Im Rahmen der landesweiten Sportjugendinitiative "Kids und Sport
gemeinsam stark" bilden die Kooperationspartner an rheinland-
pfälzischen Schulen in der Sekundarstufe I seit Juni 1997 sogenannte
Schülerassistenten bzw. Elternassistenten aus.

Beteiligt sind die Sportjugend Rheinland-Pfalz, die AOK und die
zuständigen Ministerien für Jugend, Sport und Bildung.

Die Ausbildung umfasst 30 Stunden, die an vier Wochenenden
(Freitagnachmittag/ Samstagmorgen) angeboten werden. Nach
Abschluss der Ausbildung sind die Eltern bzw. Schüler/innen
befähigt, neben schulorientierten Aufgaben ehrenamtliche Tätigkeiten
im Sportverein zu übernehmen.

Jede teilnehmende Schule erhält eine von der AOK mitfinanzierte
große Spielkiste der Sportjugend Rheinland-Pfalz im Wert von 1.000
€ und eine Kletterwand im Wert von 750 €.

Konzeptioneller Ansatz

Intention des Projektes ist, über die Vielfalt von Bewegungsangeboten
eine Kanalisierung und Kompensation angestauter Aggressionen und
damit die Vermeidung von Gewalt in den Schulen zu erreichen.
Außerdem soll die Unfallhäufigkeit verringert und präventive
Gesundheitsmaßnahmen, Eigeninitiative, Kreativität sowie
Unterstützung demokratischen Verhaltens gefördert werden. Auch die
Vermittlung von pädagogischen Zielen spielt eine wichtige Rolle. Sie
werden in dem Sinne vermittelt, dass die Schülerassistenten als
Leitbilder für ihre Klassenkameraden gelten.
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Zielgruppe sind Schüler ab dem 8. Schuljahr. Sie lernen
eigenverantwortlich Freizeitangebote für Mitschüler zu planen, zu
organisieren und durchzuführen.

Im Vordergrund stehen spielerisch-sportliche Maßnahmen, aber auch
Angebote mit kreativ-gestalterischer Zielsetzung. So sollen die
ausgebildeten Schüler zunächst die Betreuung von Bewegungs- und
Spielangeboten in der Pause übernehmen. An Grundschulen ohne
weitere Anbindung an weiterführende Schulen sollen interessierte
Eltern als sogenannte Elternassistenten gewonnen werden.

Zudem soll es an den Schulen Ansprechpartner für Schüler, Eltern und
Kooperationspartner geben, die insbesondere die Aufgabe haben,
Interessen der Kinder und Jugendlichen zu unterstützen.

Sachstand/Erfahrungen

Bis Ende 2001 wurden an fast 200 Schulen über 1.000
Schülerassistenten ausgebildet bzw. sind im Einsatz.

Im Jahr 2002 werden fünf Ausbildungsreihen in der Rheinland-Pfalz
durchgeführt. Dazu kommt eine "Internationale Schülerassistenten-
Ausbildung" unter Beteiligung französischer Schulen.

Weitere Informationen

Sportjugend Rheinland-Pfalz, Rheinallee 1, 55116 Mainz

Internet: http://www.sportjugend.de

eMail: info@sportjugend.de
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Schulqualität als Präventionsstrategie, Potsdam

{xe "Brandenburg"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Das Projekt "Schulqualität als Präventionsstrategie -
Schülermultiplikatoren gegen Gewalt und Kriminalität" lief im
Zeitraum 1999 bis 2002.

Die personelle Ausstattung umfasste drei Stellen. Der
Projektkoordinator wurde durch einen weiteren wissenschaftlichen
Mitarbeiter sowie zwei Lehrerinnen, die sich die andere Personalstelle
teilten, unterstützt.

Die Förderung erfolgte durch das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF), das Ministerium des Innern Brandenburg und das
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport Brandenburg.

Das Projekt wurde an zehn Modellschulen (Sekundarstufe I) des
Landes Brandenburg durchgeführt mit je vier
Multiplikatorenschüler/innen, die einen Schulentwicklungsprozess an
ihrer Schule in Gang setzen sollten. Viele dieser Schulen hatten sich
bereits mit dem Thema Gewaltprävention beschäftigt und sich in dem
Bereich engagiert (Schülermediatoren bzw. Konfliktlotsen). Das
Projekt knüpfte somit an Vorarbeiten und Erfahrungen der Schulen an.
Im Rahmen einer Erhebung zur Messung sozialer Schulqualität
wurden an den zehn Schulen insgesamt 3.000 Schüler/innen befragt.

Konzeptioneller Ansatz

Was können die Schülerinnen und Schüler selbst gegen Gewalt an
ihrer Schule tun? Verbessern Mitbestimmung und Teilhabe das soziale
Schulklima und kann das der Jugenddelinquenz vorbeugen? Das
brandenburgische Modellprojekt machte die Probe aufs Exempel und
verfolgte dabei zwei Ansätze: Intervention und Evaluation.
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Die Intervention basiert auf der Arbeit mit "Schülermultiplikatoren",
die im Sinne der "peer-education" und des "Coachings" an der Schule
eine Öffentlichkeit schaffen, die sich offen und konsequent gegen
Gewalt ausspricht. Nach methodischer und inhaltlicher Schulung der
Multiplikatoren im Rahmen von zwei einwöchigen Workshops, klären
diese in Form von Projekten über Kriminalität und Gewalt auf,
mobilisieren andere Schüler und etablieren Regelsysteme für den
Umgang mit Gewalt an der Schule.

Daneben soll langfristig auf der Grundlage einer schulinternen
Evaluation die soziale Schulqualität verbessert und die soziale
Partizipation der Schülerschaft gestärkt werden. Dafür wurde ein
Fragebogen zur Diagnostik "Sozialer Schulqualität" entwickelt, der
Indikatorenbereiche wie Partizipation, Delinquenz, Gewalt oder
pädagogisches Arrangement umfasst. Die drei Datenerhebungen
während des Projektzeitraumes dienen der Evaluation des Projektes,
erlauben aber auch eine differenzierte Beurteilung von Entwicklungs-
und Konfliktpotenzialen, so dass gezielte Schulentwicklungsprozesse
auf den Weg gebracht und Mechanismen schulischer
Selbstverantwortung langfristig etabliert werden können.

Sachstand/Erfahrungen

Im Zuge der Projektevaluation wurden folgende Ergebnisse
gewonnen:

- In sieben der 10 Modellschulen lassen sich Verbesserungen in
Hinblick auf Facetten von sozialer Schulqualität finden. Vier der
Modellschulen weisen über mehrere Facetten einen klaren
Positivtrend aus.

- Verbesserungen der sozialen Schulqualität fanden sich
insbesondere in Schulen mit vergleichsweise geringem
Ausgangsniveau, während Schulen mit hohem Ausgangsniveau
eher stagnierten. Eine Schule hat im letzten Jahr des
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Projektzeitraums eine Destabilisierung insbesondere in Hinblick
auf die Qualität der Lehrer-Schüler-Beziehungen erfahren.

- Schüler fühlen sich ihrer Schule verbunden, wenn sie an ihr
Partizipationsmöglichkeiten finden, sie das Zusammenspiel der
schulischen Interessengruppen als demokratisch erleben und sie
durch Lehrer und Mitschüler unterstützt werden.

- An allen Schulen ist es gelungen, dass die Schülermultiplikatoren
Vorhaben (Projekte, Projekttage, Arbeitsgemeinschaften)
selbständig planten und realisierten.

- An allen Schulen wurde das Projekt als wichtiger Beitrag zur
Förderung der Persönlichkeitsentwicklung der Multiplikatoren
angesehen.

Der Projekterfolg wird wie folgt eingeschätzt:

Die Förderung von Schülerpartizipation durch die Ausbildung und den
Einsatz von Schülermultiplikatoren kann ein wichtiger
Ergänzungsbeitrag zur Ausgestaltung der schulischen Demokratie und
zur Erhöhung von sozialer Schulqualität sein. Die Chancen eines
solchen Ansatzes können vor allem Schulen nutzen, in denen sich
auch Lehrerinnen und Lehrer aktiv im Projekt engagieren und in der
Schule als Ansprechpartner und Berater für die Multiplikatoren
bereitstehen. Elemente von empirischer Schulevaluation und
Schulberichterstattung bilden nicht nur den Entwicklungsstand der
Schule ab, sondern stellen zugleich ein wichtiges Diskussionsfeld der
Konzeptionsentwicklung an der Schule dar. Es muss offen bleiben, ob
die Erfolge in der Schulentwicklung bei der Schülerbefragung
unterschätzt werden, weil mit der Thematisierung sozialer
Schulqualität an der Schule auch eine Erhöhung des
Anspruchsniveaus einhergehen könnte.
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Welche Schlussfolgerungen bieten sich für die Projektoptimierung an?

1. Um Schülermultiplikatoren zu gewinnen und langfristig zu
motivieren, sind entsprechende Belohnungssysteme zu
entwickeln!

2. Um eine zu starke zeitliche Belastung der Schülermultiplikatoren
oder gar Unterrichtsausfälle zu vermeiden, ist beispielsweise die
Einbindung des Projekts in den Ganztagsschulbetrieb, den
Unterricht oder in eine thematische AG geraten.

3. Um Steuerungslehrer zu gewinnen und eine gute Betreuung der
Schülermultiplikatoren durch die Steuerungslehrer zu sichern, ist
die Gewährung von Abminderungsstunden überaus hilfreich.

4. Um eine gute Betreuung der Schülermultiplikatoren zu
gewährleisten und die Projektidee zu verstetigen, sind
Steuerungslehrer selbst als Multiplikatoren aus- und fortzubilden
sowie in die Ausbildung der Schülermultiplikatoren einzubinden.

5. Um einer zu großen Diskrepanz zwischen Projektideen und deren
Realisierungschancen entgegen zu wirken, sollten die
Entwicklungschancen einer Schule („Zone der nächsten
Entwicklung“) zu Beginn des Projekts erörtert werden (z. B.
durch eine „Zukunftswerkstatt“).

6. Um das Projekt nachhaltig an der Schule zu etablieren, ist ein
stetiger innerschulischer Informationsfluss erforderlich.

7. Um eine sichtbare Verbesserung der Schulqualität durch
Schülermultiplikatoren zu erzielen, ist neben einer
Anschubfinanzierung auch eine langfristige Ausrichtung des
Projekts notwendig.

Über 550 Teilnehmer sind der Einladung des Instituts für angewandte
Familien-, Kindheits- und Jugendforschung (IFK e.V.) zur
Abschlusstagung „Schulqualität als Präventionsstrategie –
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Schülermultiplikatoren gegen Gewalt und Kriminalität“ gefolgt, die in
Zusammenarbeit mit der Arbeitsstelle für Bildungs- und
Sozialisationsforschung an der Universität Potsdam am 19.02.03
stattfand.

Ziel der Veranstaltung war es, nicht nur Lehrern, sondern auch
Schülern der Sekundarstufe 1 Einblicke in die Projektarbeit des
brandenburgischen Modellprojektes zu geben und damit den Transfer
des Projekts in die Bundesländer Berlin, Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen-Anhalt vorzubereiten.

Besonders großen Anklang fanden die fünf interaktiven
Schülerworkshops. Abgerundet wurde die Tagung am Ende mit der
Vorführung von zwei Schülertheaterstücken. Die hohe Beteiligung
insbesondere von über 200 Schülern zeigt, dass das Grundanliegen des
Projekts -die Stärkung der Schülerbeteiligung als Präventionsstrategie
- auf großes Interesse bei Lehrern und Schüler stößt. An einer
Fortsetzung des Schülermultiplikatorenprojekts sind nicht nur viele
Modellschulen aus Brandenburg interessiert. Auch aus den Ländern
Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt liegen
zahlreiche Interessenbekundungen von Schulen zur Projektteilnahme
und Verstetigung des Projekts über die anvisierte Transferphase von
drei Jahren vor.

Informationen:

Im Modellprojekt wurden Materialien entwickelt, die die Befunde
bereits existierender Literatur zur Gewaltprävention und Partizipation
für die schulische Praxis aufbereiten. Hinzu kommen Materialien, die
vor allem den Schülerinnen und Schülern Handlungsmöglichkeiten für
eine aktive Mitwirkung am schulischen Leben aufzeigen sollen. Die
Informationen und Materialien zum Projekt stehen via Internet unter
der Adresse http://www.schuelerpartizipation.de zur Verfügung.
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Weitere Informationen

Institut für angewandte Familien-, Kindheits- und Jugendforschung an
der Universität Potsdam, IFK-Vehlefanz, Burgwall 15, 16727
Vehlefanz

Internet: http://www.uni-potsdam.de/u/ifk/index.htm

eMail: ifk@rz.uni-potsdam.de
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Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen
an Schulen in Nordrhein-Westfalen

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Opferhilfe/Opferschutz"}{xe "Straftaten
gegen Frauen"}{xe "Zertifizierung"}{xe "Aus- und Fortbildung"}{xe
"Selbstbehauptung/-verteidigung"}

Organisation

Mit Unterstützung des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen haben
die Volkshochschule Oberbergischer Kreis, die Arbeitsgemeinschaft
der Polizeisportvereine Deutschlands, die Kommissariate Vorbeugung
des Landes Nordrhein-Westfalen und das Polizeifortbildungsinstitut
Neuss ein landesweites Konzept für Selbstsicherheits-/
Selbstbehauptungstrainings für Mädchen und Frauen erstellt.

Pendant zu diesem Angebot für Mädchen ist im Jungenbereich die
"Emanzipatorische Jungenarbeit - ein Konflikttraining an Schulen".

Für die mit der Organisation, bzw. Unterstützung von
Selbstsicherheits- bzw. Selbstbehauptungstrainings und
emanzipatorischer Jungenarbeit betrauten Kommissariate Vorbeugung
stellte sich sehr früh die Frage nach geeigneten Kooperationspartnern,
da in aller Regel eine alleinige umfassende Ausrichtung der
Lehrgänge personell und zeitlich nicht praktikabel ist. Beide Projekte
sind auf Kooperation ausgelegt. Grundsätzlich sollte es in der
Entscheidung der betreffenden Dienststelle stehen, wann und ggf.
welche Partner (Grundlage ist der Studienschein) gesucht, bzw.
gewonnen werden.

Ergänzend sei angemerkt, dass es in jeder Behörde andere
Voraussetzungen für eine Kooperation gibt und die örtlichen
Gegebenheiten vorrangig zu berücksichtigen sind. Für die
Unterrichtsinhalte, die nicht vom Kommissariat Vorbeugung
angeboten werden können und sollen, sind Kooperationspartner
notwendig. Die Inhalte: ”Gewalt gegen Frauen, Kriminalistik, Recht”
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sollten auf jeden Fall Unterrichtsinhalt des Kommissariats
Vorbeugung sein.

Die Mitarbeiter/ -innen des Kommissariates Vorbeugung können
während des eigenen Unterrichts einen Eindruck gewinnen, ob sich
die Kooperationspartner an das Konzept gehalten haben. Für die
Erwachsenenbildung kommen unter anderem die Polizeisportvereine,
die Volkshochschulen u.a. und für die Fortbildung von Mädchen und
Jungen die weiterführenden Schulen, vorrangig die Jahrgangsklassen
9/10 in Frage.

Konzeptioneller Ansatz

Selbstsicherheitstrainings für Mädchen und Emanzipatorische
Jungenarbeit - ein Konflikttraining sind wie die zwei Seiten einer
Medaille. Sie dienen beide dem Opferschutz. Grundlage der beiden
Konzepte sind die Erfahrungen und wissenschaftlichen
Untersuchungen über sexuellen Missbrauch, über sexuelle Gewalt und
zur Gewalt in Beziehungen. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen
gaben den Anstoß, präventiv Jugendliche in die Lage zu versetzen,
weder Opfer noch Täter zu werden.

Selbstsicherheitskurse für Mädchen (Frauen) sollen diese befähigen,
durch Aufklärung, selbstbewusstes Auftreten und das Wissen: “Ich
kann mich wehren”, sich vor sexuellen Übergriffen schützen zu
können. Die Trainings dienen der Vorbeugung und nicht der Therapie.
Sie sollen verhindern, dass Mädchen Opfer sexualisierter Gewalt
werden.

Im Einzelnen dienen die Selbstsicherheitstrainings für Mädchen der
Erreichung folgender Ziele:

- Männliche und weibliche Sozialisierung, die dazu beiträgt, Opfer
oder Täter zu werden, zu erkennen und zu problematisieren
(Ursprungsfamilie, Fernsehen, Peer- Group, Werbung, Vorbilder)
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- Selbstwertgefühl stärken, selbstbewusste Verhaltensweisen im
Alltag fördern

- Verhaltensweisen lernen, die verhindern, als Opfer gewählt zu
werden (Viktimisierung)

- Einleitung der Verhaltensänderung durch neue Erfahrungen

- Effektive individuelle Selbstverteidigungstechniken zu erarbeiten

- Umgang mit Gefühlen von Ohnmacht - Macht, Gewinnen -
Verlieren, Eskalation - Deeskalation, Hilflosigkeit, Scham

- Ein Rechtsbewusstsein zu entwickeln, über Erkenntnisse,
rechtliche und persönliche Fragen zur Gewalt an Mädchen und
Frauen (u.a. Vergewaltigung)

- Erkenntnisse über Täter und Tatverlauf zu gewinnen,

- Ein Verhaltensrepertoire zu entwickeln, um sich deutlich
gegenüber dem Jungen(Mann) abzugrenzen (Nein sagen)

- Vertrauen entwickeln in die eigene Handlungskompetenz und
Stärke: in Konfliktsituationen, unter Stress, im Umgang mit
Gefühlen, unter der Einwirkung von Aggressionen, in
Angriffssituationen.

Die Trainings sind konzeptionell in sechs Bausteinen aufgebaut. Die
Reihenfolge der Bausteine im Unterricht orientiert sich am Tatverlauf.

Als besonders wichtig wird erachtet, dass der Täter immer der
Verantwortliche ist. Das Vorurteil: “Du bist selbst schuld, wenn du so
rumläufst (z. B. Minirock)”, soll nicht ersetzt werden durch “Du bist
selbst schuld, warum hast Du dich nicht richtig gewehrt.”!

Wichtig ist zudem, dass die Jungen nicht als potentielle Täter
behandelt werden und die Erkenntnis wächst, dass auch Jungen Opfer
von sexueller Gewalt sind.
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Die Unterrichtsvermittlung findet im Team statt. Dabei gilt, dass
Trainings für Mädchen vorrangig von Lehrerrinnen und Trainings für
Jungen vorrangig von Lehrern durchgeführt werden.

Die Wahl der Methode entscheidet, ob die Inhalte bei den
Jugendlichen ankommen. Grundsätzlich lernt jede/r einfacher und
besser, wenn der Unterricht Spaß macht. Jede Methode, die zwei
Stunden durchgeführt wird, wirkt ermüdend. Aus diesem Grund
wechselt der Unterricht zwischen Theorie und Praxis, zwischen
Vortrag, Diskussion, praktischen Übungen, Spielen, Arbeiten mit
Papieren, Einsatz von Medien, aber auch durch den Einsatz von
unterschiedlichen Dozentinnen.

Das pädagogische Rollenspiel ist in diesem Unterricht eine besonders
häufig gewählte Methode, da mit ihr die eigenen Verhaltensmuster
deutlich gemacht und neue Reaktionen und Verhalten ausprobiert und
geübt werden können.

Teil des Gesamtkonzeptes ist die Durchführung von
Qualifizierungsmaßnahmen, um landesweit hohe Qualität und
Einheitlichkeit leisten zu können. Die Qualifizierung wird für drei
Zielgruppen angeboten, für die Polizei und deren
Kooperationspartner, die weiterführenden Schulen und die
Erwachsenenbildung (d.h. Polizeisportvereine, Volkshochschulen
u.a.). Die Qualifizierungen werden in Kooperation durchgeführt und
unterrichtet. Die Organisation wurde aufgeteilt. Die
Kooperationspartner der Polizei erhalten einen Studienschein. Die
jeweilige Vorbildung wird beachtet.

Sachstand/Erfahrungen

Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstrainings für Mädchen an
Schulen, die eine Viktimisierung (Opferwerdung) verhindern sollen,
werden im Oberbergischen Kreis seit über 10 Jahren angeboten. In
manchen Schulen sind diese Trainings inzwischen fester Bestandteil
des Schulprogramms. Mittlerweile werden fast jede Woche im
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Oberbergischen Kreis in einer der 52 weiterführenden Schulen
Trainings durch Dozent/innen der VHS oder durch die ca. 50
ausgebildeten Pädagoginnen durchgeführt.

Seit 1995 sind diese Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstrainings
nicht nur Oberbergisches Programm, sondern ein Landeskonzept für
Nordrhein-Westfalen und auch im Interesse von Institutionen aus dem
ganzen Bundesgebiet. Für diese Trainings haben die
Kooperationspartner ein Logo entwickelt. Mädchen und Frauen
können ein qualitativ hochwertiges und einheitliches Landeskonzept
erwarten.

Im Rahmen des Gesamtkonzeptes werden Ende 2001 150
Mitarbeiter/innen der nordrhein-westfälischen Kommissariate
Vorbeugung, 187 Übungsleiter (Nordrhein-Westfalen/Deutschland)
und 249 Pädagoginnen und Dozentinnen (Netzwerke in Oberberg
I,II,III,IV Schwelm, Solingen, Coesfeld I,II, Kleve I, Minden,
Recklinghausen I, II) qualifiziert sein.

Ziel der unter Federführung der Universität Dortmund durchgeführten
Evaluation war die Untersuchung, im welchen Maße die Trainings
geeignet sind, Mädchen in die Lage zu versetzen, sich selbst vor
sexuellen Übergriffen zu schützen, ob die Form und die Art des
Unterrichts effektiv sind und ob die Einstellung zur Polizei und damit
auch das Anzeigeverhalten sich verändert.

Unter anderen wurden die Mädchen befragt zu "merkwürdige sexuelle
Situationen, in denen ich mich nicht wohl gefühlt habe",
"Berührungen, die ich nicht wollte", "sexuelle Beleidigung durch
Worte", "sexuelle Nötigung /Vergewaltigung". Die Effektivität dieser
Trainings konnte nachgewiesen werden. Eine Analyse der möglichen
„Verteidigungsstrategien (erkennen, vermeiden, verhindern,
verteidigen)“ ergab, dass 92% aller beschulten Mädchen durch das
Training eine Viktimisierung (Opferwerdung) verhindern konnten.

Die Motivation zur Mitarbeit ist bei den Mädchen sehr hoch. Sie
bringen sich selbst, ihre Erfahrungen, ihr Wissen ein und sind bereit,
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Verhaltensänderung zu erproben, nicht nur in den Trainings, sondern
auch zum Transfer in den Alltag. Die Ergebnisse zeigen einen guten
Erinnerungswert der Unterrichtsinhalte, eine Einleitung der
Verhaltensänderung sowie die Anwendbarkeit im Alltag.

Weitere Informationen sind erhältlich unter: http://www.em-jug.de.

Weitere Informationen

Kreispolizeibehörde Gummersbach, Kommissariat Vorbeugung,
Karlstraße 14 - 16, 51643 Gummersbach

eMail: kvorbeugung.kpbgm@t-online.de

Volkshochschule Oberbergischer Kreis, Mühlenbergweg 3, 51645
Gummersbach

eMail: info@vhs.oberberg.de
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Sport gegen Gewalt, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Sport"}{xe
"Jugendhilfe"}{xe "Erlebnispädagogik"}

Organisation

Das Projekt "Sport gegen Gewalt, Intoleranz und
Fremdenfeindlichkeit" beruht auf einer Initiative des
Landessportverbandes, der Sportjugend und der Landesregierung
Schleswig-Holstein in Partnerschaft mit dem LEG-
Unternehmensverbund. Die Landesregierung unterstützt das seit 1994
laufende Projekt mit jährlich 230.000 € und hat diese Gelder auch
mittel- bzw. langfristig in den Haushalt eingestellt. Zusätzlich werden
finanzielle Mittel vom Hauptsponsor LEG-Unternehmensverbund z.
B. für die Durchführung einer Fair&Fun Tour bereitgestellt.

Die Projektleitung im Landessportverband versteht sich als
Organisations- und Koordinationsstelle für Basisaktivitäten im
gesamten Land, von der aus Konzepte und Aktionen in Absprache
geplant und gesteuert werden. Als Kooperationspartner sind
Kreissportverbände, Fachverbände, Sportjugend, Schulen,
Jugendämter, Kirchen, Gewerkschaften, Friedenswerkstätten und -
initiativen, Polizei, Streetworker und die Kriminalpräventiven Räte
des Landes Schleswig-Holstein angesprochen.

Angesiedelt ist das Projekt in der Breitensportabteilung des
Landessportverbandes Schleswig-Holstein.

Das Institut für Pädagogik der Christian-Albrechts-Univerität Kiel
führte in Zusammenarbeit mit der Arbeitsstelle Angewandte
Erziehungswissenschaft Ende 1998 eine Evaluation des Projekts
durch.
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Konzeptioneller Ansatz

Kerngedanke des Projektes ist die Verhinderung von Gewalt. Kinder,
Jugendliche und Heranwachsende sollen lernen, friedlich miteinander
umzugehen und insbesondere nicht gewalttätig zu werden, wenn sie
frustriert sind. Sie sollen sich mit Achtung und Respekt begegnen und
Toleranz und Fairness gegenüber Anderen (Kleinere, Behinderte,
Ausländer/ -innen, Schwächere, Ältere) üben. Den Teilnehmern soll
durch das Projekt die Möglichkeit gegeben werden, ihre Freizeit
sinnvoll durch aktive, sportliche Betätigung zu gestalten und
Selbständigkeit, Mitverantwortung und Fähigkeiten durch den Sport
zu entwickeln. Sport wird als Medium der Persönlichkeitsbildung
eingesetzt.

Adressaten des Projektes sind auf primärpräventiver Ebene alle
Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden im Alter von 6 bis 20
Jahren. Auf sekundärpräventiver Ebene richtet sich das Projekt an
orientierungslose, gewaltbereite und gefährdete Kinder, Jugendliche
und Heranwachsende, die andere durch verbale Herabsetzung,
körperliche Bedrohung und tatsächliche Gewaltanwendung
beeinträchtigen. In Einzelfällen wird auch mit der Jugendgerichtshilfe
zusammengearbeitet, um Jugendliche auf tertiärpräventiver Ebene in
Maßnahmen einzubinden.

Ziel des Projektes ist, Kooperationspartner vor Ort zu befähigen, in
Zukunft an der Thematik mitarbeiten zu können. Das Projekt soll
Initialzündungen für viele Multiplikatoren in Schleswig-Holstein
geben. Als wichtige Aufgabe der Projektleitung wird insofern eine
intensive Öffentlichkeitsarbeit angesehen.

Sachstand/Erfahrungen

Maßnahmen des Projektes sind sowohl ständige
Arbeitsgemeinschaften als auch integrative Wochenend- und
Ferienfreizeiten und Sonderaktionen wie Kletterwand- und
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Sportmobileinsätze, wobei sich die Maßnahmen sinnvoll ergänzen
sollen.

Welche Sportarten im Rahmen des Projektes effektiv zum Einsatz
kommen, welche Aktionen bei den orientierungslosen,
verhaltensauffälligen (gewaltbereiten) Jugendlichen besonders greifen,
ist ein Programmpunkt, der ständig fortzuentwickeln ist. Den
einzelnen Vereinen, Jugendzentren und Schulsportgemeinschaften
werden dabei von der Projektleitung keine Vorschriften bezüglich der
Aktionen gemacht. Was vor Ort realisiert wird, entscheiden die
Jugendlichen zusammen mit den örtlichen Projektmitarbeitern,
Trainern und Übungsleitern, so dass die Aktionen zum Teil sehr
unterschiedlich aussehen. Ein zentrales Stichwort des Konzeptes ist
insofern die "basisorientierte Jugendarbeit".

Angeboten werden traditionelle Sportarten wie Fußball, Handball,
Basketball, Tischtennis, Volleyball, Segeln, Kanu fahren, Rudern,
Radsport, asiatische Kampfsportarten usw., aber auch neue, moderne
Sportarten wie Streetball, Football, Baseball oder Inlineskating.

Als Vorbilder und Leitfiguren konnten bekannte
Sportlerpersönlichkeiten für das Projekt gewonnen werden.

Als wichtige Aufgabe der Projektleitung wird eine intensive
Öffentlichkeitsarbeit angesehen, um junge Menschen dazu zu
bewegen, sich regelmäßig mit dem Thema auseinander zusetzen.

Im Rahmen des Projektes werden regelmäßig Evaluationen
durchgeführt: 1996 durch die Universität Kiel, 1996/97 eine
Sonderuntersuchung für Schleswig-Holstein anlässlich einer
Fachtagung in Neumünster. Im März 1999 wurde von der Universität
Kiel ein weiterer Evaluationsbericht vorgelegt.

Zielerreichungen sind auf der Basis des Jahrsberichtes 2001
nachvollziehbar.
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Positiv hat sich herausgestellt, dass Kinder und Jugendliche ein
Angebot dann annehmen, wenn die Sportart, der Zeitpunkt und die
personale Begleitung durch die pädagogische Leitungsebene stimmen
bzw. diese Angebote jugendgerecht und qualifiziert sind.

Negative Erfahrungen werden selten gemacht. Als Problem stellt sich
manchmal das zur Verfügung stellen von Hallen in den Kommunen
heraus. Die Gewaltbereitschaft der Kinder und Jugendlichen wird
durch die Tatsache, dass diese zu einer "Sport gegen Gewalt"-
Veranstaltung gehen, nach Erfahrung der Projektbetreuer deutlich
gemindert. Jeder/Jede weiß, was "Sport gegen Gewalt" zu bedeuten
hat. Fast immer halten sich die Teilnehmer/ -innen auch daran. Das
Label bzw. die Botschaft kommt damit an.

Kleinere Übergriffe werden von den pädagogischen Mitarbeiter/innen
kompetent geregelt (meistens durch Gespräche, selten härtere Strafen
wie Hallenverbot, Hinzuziehung von Polizeikräften - z. B.  im
Schleswiger Projekt). Durch die gute Vernetzung gelingt dann eine
passende Intervention. Letzteres ist aber eher die Ausnahme bei den
Projektgruppen.

Weitere Informationen

Landessportverband Schleswig-Holstein, "Sport gegen Gewalt,
Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit", Winterbeker Weg 49, 24114
Kiel

Internet: http://www.lsv-sh.de

eMail: sport.gegen.gewalt@lsv-sh.de
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Stark gegen Gewalt (Crash)

{xe "Brandenburg"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe
"Konfliktbewältigung"}{xe "Rechtsextremismus"}

Organisation

Das Projekt wurde 1997 im Polizeipräsidium Aachen erarbeitet und
nachfolgend an die lokalen Verhältnisse in Oranienburg angepasst.
Angeboten wird es unter der Bezeichnung "Crash" von der PUR
GmbH Hennigsdorf.

Die Anschubfinanzierung erfolgte über das Aktionsbündnis gegen
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt des Landes
Brandenburg. Derzeit ist die Finanzierung über ABM-Maßnahmen des
Arbeitsamtes nach den dafür geltenden Regelungen gesichert. Es sind
z.Zt. insgesamt vier ABM-Kräfte eingesetzt..

Für eine effektive und intensive Umsetzung wird je Projektblock ein
Zeitraum von etwa sechs Stunden benötigt.

Die Polizei, hier das Sachgebiet Prävention des Schutzbereiches
Oberhavel, übernimmt die Anleitung der projektausführenden
Mitarbeiter/ -innen und Mitarbeiter der PUR GmbH. Auf Anforderung
wird das Projekt durch die Polizei komplett oder in Sequenzen an
Schulen des Landkreises in den Sekundarstufen I und II durchgeführt.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt, das sich an Kinder und Jugendliche ab dem
10. Lebensjahr richtet, beschäftigt sich mit Konfliktlösungsstrategien.
Es wird flächendeckend an Schulen im Landkreis Oberhavel
angeboten. Es ist geeignet für die Klassenstufen 5. bis 12. Es bestehen
aber auch außerschulische Einsatzmöglichkeiten, wie etwa in
Jugendclubs.



Gewalt

286

Schüler sollen durch intensives Training erlernen, aufkommende
Konfliktsituationen zu erkennen, sich deeskalierend zu verhalten und
argumentativ in der Lage zu sein, Konflikte verbal zu lösen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt wurde bisher in fast allen Schulen des Landkreises
Oberhavel durchgeführt und ist bereits für das kommende Schuljahr
ausgebucht.

Auch im Zuge der Medienberichterstattung wurde das Projekt publik
gemacht.

Zur Zielerreichung kann keine wissenschaftlich belegte Aussage
getroffen werden, da eine Evaluation bislang nicht erfolgt und auch
nicht vorgesehen ist.

Zum Projekt und seinem Anliegen gab es bei der Zielgruppe
durchgängig positive Rückmeldungen. Dies wird u.a. darauf
zurückgeführt, dass es zur Vermeidung der Opferwerdung angelegt
ist.

Bei dem größten Teil der Schülerinnen und Schüler wurde
Betroffenheit erreicht, nachdem sie sich in die Rolle eines Opfers
versetzt hatten und über ihre Gefühle sprachen.

Durch die Unterrichtsform "fragendes Einwickeln", im Wechsel mit
Rollenspielen, wurde eine durchgehende aktive Mitwirkung der
Schülerinnen und Schüler erreicht, was eine angenehme
Unterrichtskultur zur Folge hatte.

Die Hilfen und Anleitungen zur Deeskalation in Gefahrensituationen
fanden große Aufmerksamkeit und wurden von der Mehrheit als
wirkungsvoll beurteilt.

In allen Klassenstufen waren große Defizite hinsichtlich der
Klassifizierung von Handlungen als Straftaten festzustellen.
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Insbesondere waren die Tatbestände der Nötigung, des Raubes, der
Erpressung und der gefährlichen Körperverletzung unklar und
bedurften einer eingehenden Erläuterung.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Oranienburg, Schutzbereich Oberhavel, Örtliche
Polizeiliche Beratung, Berliner Straße 45a, 16515 Oranienburg

Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit, Geschäftsstelle im Ministerium für Bildung,
Jugend und Sport, Steinstraße 104 - 106 / Haus 9a, 14480 Potsdam

Internet: http://www.brandenburg.de/aktionsbuendnis.de

eMail: aktionsbuendnis@mbjs.brandenburg.de
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zammgrauft - Ein POLIZEI-Kurs für Jugendliche und
Multiplikatoren von Antigewalt bis Zivilcourage

{xe "Bayern"}{xe "Aggression"}{xe "Gewalt"}{xe "Zeugen- und
Helferverhalten"}

Organisation

Die meisten Menschen machen bereits als Kinder und Jugendliche
Gewalterfahrungen unterschiedlicher Ausprägung. Daher kann  davon
ausgegangen werden, dass in entsprechend großen Gruppen (z. B.
Schulklassen) sowohl Täter als auch Opfer und Zeugen vertreten sind.

Das Präventions- und Opferschutzkommissariat (K 314) und die
Jugendbeamten des Polizeipräsidiums München erstellten in
Zusammenarbeit mit dem Kreisjugendring München-Stadt als
Kooperationspartner einen Kurs, um die Zielgruppe der Kinder und
Jugendlichen zwischen 12 und 16 Jahren zur Erreichung der unten
angegebenen Ziele präventiv zu schulen.

Die Idee zu diesem Kurs entstammt dem "Deeskalationstraining" des
Polizeipräsidiums (PP) Dortmund. Das K 314 führte seit 1998 den
POLIZEI-Kurs für Münchner Bürger/-innen  ab 18 bis ca. 60 Jahre,
sowie einen Seniorenkurs durch. Es wurde nach Möglichkeiten
gesucht, analog des POLIZEI-Kurses, auch für Jugendliche etwas
anzubieten. Von dem Dortmunder Projekt wurde ca. 50 %
übernommen.

Die Finanzierung der Arbeitsmappen für jeden Multiplikator wurde
durch den Lionsclub München Würmtal übernommen.
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Konzeptioneller Ansatz

Mit der Durchführung des Kurses werden folgende Ziele verknüpft:

1. Sensibilisierung für das Thema Gewalt

2. Sensibilisierung für Opfer

3. Verdeutlichung der Verletzlichkeit des Körpers. Die Teilnehmer
sollen lernen, dass nur sie entscheiden, wer ihren Körper berührt

4. Adäquater Umgang auch mit verbaler Gewalt

5. Vermittlung, wie sich gewaltsame Auseinandersetzungen
entwickeln und ab wann sie eskalieren

6. Erlernen professionellen Helferverhaltens.

Der Kurs ist als aktives Training konzipiert. Es wird empfohlen, mit
den Teilnehmern keinen "Frontalunterricht" abzuhalten, sondern einen
Stuhlkreis zu bilden. Die Teilnehmer sollen die Inhalte durch eigene
Erfahrungen erlernen. Spiele und Übungen müssen reflektiert werden,
Theorieteile sollten jedoch kurz gehalten werden.

Der spielerische Aspekt und der Spaß am Mitmachen werden als
Garant für den Erfolg des Kurses gesehen.

Das Projekt ist als Multiplikatorenausbildung konzipiert, um so
möglichst viele Kinder und Jugendliche zu erreichen. Es sollen
Lehrer, Erzieher, Sozialpädagogen sowie Leiter von Wohngruppen als
Multiplikatoren durch die Jugendbeamten ausgebildet werden.

Das Projekt ist als langfristige Maßnahme angelegt und soll analog
und zur Ergänzung des bereits seit 1998 bestehenden "POLIZEI-
Kurses" (Potenzielle Opfer Lernen Individuell Zivilcourage Und
Eigensicherheit Im Kurs) als ständiges Angebot offeriert werden. Der
"POLIZEI-Kurs" ist ein Projekt zur Förderung der Zivilcourage und
zur Steigerung des subjektiven Sicherheitsempfindens.
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Die Ausbildung  zum Multiplikator für das Projekt "zammgrauft"
dauert zwei Tage. Jeder Teilnehmer erhält eine Projektarbeitsmappe
sowie ein Zertifikat. Dieses Zertifikat berechtigt den Kurs als Trainer
umzusetzen.

Die Durchführung des Kurses mit Jugendlichen ist ebenfalls auf zwei
Tage ausgelegt. Eine Vorbesprechung mit dem Klassenleiter wird als
notwendig erachtet, um besser auf die Gruppe eingehen und z. B.
klären zu können, ob es Probleme oder besondere Vorfälle in der
Gruppe/Klasse gibt (Ausgrenzung, Rassismus, geschlechtsspezifische
Probleme). Des Weiteren besteht die Möglichkeit, dass sich die
Klasse/Gruppe auf den Kurs vorbereitet (z. B.  Sammeln von
Zeitungsausschnitten, TV-Berichten zu Themen wie Gewalt oder
Ausgrenzung).

An Arbeitsmaterial wird die Arbeitsmappe für Multiplikatoren/Trainer
zur Verfügung gestellt.

Das Projekt ist grundsätzlich als präventive und sekundärpräventive
Maßnahme zu sehen. In modifizierter Form kann es auch als
tertiärpräventive Maßnahme (z. B. Jugendarrest-JVA, betreutes
Wohnen) angewendet werden.

Durch die Evaluation soll gezeigt werden, ob es möglich ist, auf die
hier praktizierte Art und Weise, Verhaltensänderungen hervorzurufen,
im Umgang mit der Thematik Gewalt zu sensibilisieren und
Zivilcourage zu vermitteln. Das Projekt soll zudem auf eine
wissenschaftliche Grundlage gestellt werden.

Sachstand/Erfahrungen

Im Oktober 2001 boten der Kreisjugendring und das PP München
modellhaft im Rahmen des Projektes "Mut zeigen - Mut machen"  in
sechs Freizeitstätten des Kreisjugendringes den POLIZEI-Kurs
"zammgrauft" an.
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Die ersten Ergebnisse der Evaluation der LMU München zeigten
folgende Ergebnisse:

- Die Teilnehmer verfügten anschließend über wesentlich mehr
Faktenwissen.

- Sie fühlen sich für die Thematik Gewalt wieder sensibilisiert.

- Die Teilnahme an dem Kurs wirkte sich im späteren Verlauf
positiv auf das Helferverhalten in Notsituationen aus.

- Die Umsetzung durch die Multiplikatoren verläuft teilweise sehr
gut. Es werden von den meisten Multiplikatoren selbständig Kurse
durchgeführt. In unregelmäßigen Abständen erhalten wir immer
wieder Rückmeldungen zu durchgeführten Kursen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium München, Kriminalpolizeidirektion 3, K 314 -
Verhaltensprävention/Opferschutz, Ettstraße 2, 80333 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de/ppmuc/schutz

eMail: pp-mue.muenchen.k314@baypol.bayern.de

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 Verhaltensorientierte
Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Alternatives Freizeitpädagogisches Antigewalt-
Sofortprogramm, (ALSO) Magdeburg

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Jugend"}{xe "Sport"}

Organisation

Ein im Februar 1997 auf offener Straße begangener Mord unter
Jugendlichen war Auslöser des von der Polizei initiierten
"Alternativen Freizeitpädagogischen Antigewalt-Sofortprogramms"
(ALSO), das als Modellprogramm langfristig angelegt ist.

Als eine von insgesamt fünf Arbeitsgruppen ist "ALSO" in den
Kriminalpräventiven Beirat der Landeshauptstadt Magdeburg
eingebunden, welcher wiederum Bestandteil des "Programms zur
Erhöhung der Inneren Sicherheit in Magdeburg" (PRISMA) ist.

Betreut wird das Programm durch den Initiator, den Leiter der
Jugendberatungsstelle der Polizeidirektion Magdeburg, in
Zusammenarbeit mit den Vertretern der Kommune (Jugendamt, Sport
und Bäderamt).

Zur Durchführung der einzelnen Maßnahmen hatte der Träger des
Projektes, der Polizeisportverein Magdeburg 1990 e.V., insgesamt 31
ABM-Kräfte eingestellt. Für 2003 wurde die Förderung durch das
zuständige Arbeitsamt auf 20 Mitarbeiter/ -innen reduziert. Die
Bedingungen sehen u.a. ein Mindestalter der Mitarbeiter/ -innen von
55 Jahren vor.

Zwei wissenschaftliche Begleitungen der Universität Magdeburg
(Sportwissenschaft) und der Fachhochschule Magdeburg
(Sozialpädagogik) sind 2002 angelaufen.
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Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt verfolgt einen generationsübergreifenden und
geschlechtsunabhängigen Ansatz in der grundständigen Ausrichtung
auf das Bedarfsprofil (durch Befragung) von Kindern und
Jugendlichen.

Zielgruppe des ALSO-Projektes sind alle an sportlicher Bewegung
Interessierte, einschließlich delinquenter Jugendliche.

Über eine sportorientierte freizeitpädagogische Gemeinwesenarbeit
werden in Kooperation mit den Angeboten von Vereinen, Verbänden
der öffentlichen und freien Träger vor Ort folgende
sozialpädagogische Ziele angestrebt:

- In Stadtteilen, die einen hohen Anteil von Jugendlichen aufweisen
und häufig Brennpunkte gewalttätiger Auseinandersetzungen sind,
werden Jugendlichen auf beitragsfreier Basis bewegungsbezogene
Lernumwelten vorgestellt.

- Speziell auf die Interessen der Jugendlichen zugeschnittene
Aktivitäten und begleitenden Angeboten sollen u.a. deren
Bedürfnisse nach Action, Spannung und Nervenkitzel befriedigt
sowie Frust oder Wut sozialpädagogisch kontrolliert abgebaut
bzw. beeinflusst werden.

Um diese Ziele zu erreichen, werden seit Sommer 1997
sozialpädagogisch betreute Maßnahmen wie Mitternachtsturniere in
den Sportarten Fußball, Volleyball und Basketball angeboten. Weitere
Angebote sind:

- Bolzplatzbetreuung

- Calcetto-Turniere

- Skating

- Fitnesstraining
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- Selbstbehauptungskurse

- Fahrrad-Werkstätten

- Sport- und Freizeitbetreuung in Naherholungszentren.

Sport und Sozialarbeit sollen Integrationschancen für die Jugendlichen
bieten, Erfolgserlebnisse ermöglichen und Selbstwerterfahrungen
schaffen. Darüber hinaus soll dem Einzelnen geholfen werden,
Eigeninitiative und Mitgestaltungsfähigkeiten sowie auch
Anpassungs- und Einordnungsbereitschaft und
Verantwortungsbewusstsein für das "Gemeinschaftliche" zu
entwickeln.

Das Projekt versteht sich als ein zusätzliches Angebot ergänzender
Jugendarbeit mit dem Ansatz gemeinwesensorientierter Prävention
mittels breiten- bzw. freizeitsportlicher Aktivitäten.

Sachstand/Erfahrungen

Der konzeptionelle Ansatz hat sich dahingehend verändert, dass der
Anspruch an eine "sozialpädagogische Begleitung" aufgegeben
werden musste und eine bestenfalls noch "pädagogisch-
niederschwellige" Begleitung eingeräumt werden kann. Ein Grund
dafür ist die Tatsache, dass der überwiegende Teil der ABM-Kräfte
"pädagogisch nicht ausgebildete Langzeitarbeitslose" sind, die
bevorzugt eingestellt werden müssen.

Der Zuspruch für die Projektmaßnahmen ist nach wie vor groß. Drei
Sporthallen sind seit 1997 jeden Freitag von 22.00 Uhr bis ca. 04.00
Uhr mit durchschnittlich 40 Mannschaften in den Ballsportarten
belegt.

Andere Maßnahmen (insgesamt 105) laufen nachmittags und in den
Abendstunden an bzw. in über 30 Schulen, zwei Sportvereinen und
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vier freien Trägern der Stadt Magdeburg. Erreicht werden über 4.000
Teilnehmer pro Monat. Dies entspricht einer Personenzahl von 2.300.

Als weitere positive Erfahrung wird gesehen, dass insgesamt 11
Landkreise zumindest die Maßnahme Mitternachtssport seit 1997 in
Sachsen-Anhalt übernommen haben.

In einigen Bundesländern kam es aufgrund des 2001 in Magdeburg
durchgeführten "bundesoffenen Mitternachtsturnier um den ALSO-
Cup" zu vielen Initiativen.

So gibt es seit knapp drei Jahren in Hannover, 14-tägig in den
Wintermonaten, diese Mitternachtssportangebote in mehreren
Stadtteilen. Gleiches gilt z. B.  auch für Bayern, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. Letztere haben in
Magdeburg hospitiert und 1998 den Verein "mid-night-Fun e.V."
gegründet.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Magdeburg, Dezernat 12, Sternstraße 12, 39104
Magdeburg

eMail: jubp@md.pol.lsa-net.de
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Arbeitsgemeinschaft gegen Gewalt an Schulen (AGGAS)

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Gewalt"}{xe
"Diebstahl"}{xe "Aggression"}{xe "Repression"}

Organisation

Im Bereich des 2. Polizeireviers Lübeck befinden sich
überdurchschnittlich viele Schulen. Es werden bei knapp 70.000
Einwohner etwa 10.000 Schüler gezählt.

Der Jugendsachbearbeiter des Polizeireviers stellte im Jahre 1997 eine
besorgniserregende Zunahme von Gewalt- und Eigentumsdelikten
durch Schüler in den nahegelegenen Schulen fest. Bei weiteren
Ermittlungen wurde deutlich, dass viele Schüler Angst hatten, Opfer
einer Straftat zu werden oder nicht wussten, an wen sie sich als Opfer
wenden sollen.

Die "Arbeitsgemeinschaft gegen Gewalt an Schulen" (AGGAS) wurde
am 01.03.1998 auf Initiative des 2. Polizeireviers Lübeck und in
Anlehnung an das Wetzlarer Modell an drei Lübecker Schulen
eingerichtet. Beteiligt waren die Schulleiter zweier Grund- und
Hauptschulen sowie einer Förderschule und drei Polizeibeamte, die
als ständige Ansprechpartner zur Verfügung standen. In die Planung
wurden in der Jugendarbeit tätige Behörden und Institutionen, u. a.
das Schulamt, Lehrer, Elternvertreter, Soziale Dienste/Jugendamt,
Staatsanwaltschaft und die Jugendgerichtsbarkeit einbezogen.

Nach einer Informationsveranstaltung auf dem 2. Polizeirevier
Lübeck, zu der ein Referent der "AGGAS" Wetzlar und andere
Vertreter der regionalen Behörden und Institutionen Lübecks
eingeladen waren, vereinbarten die drei Schulleiter mit den drei
Mitarbeitern des 2. Polizeireviers Lübeck in mehreren Gesprächen die
Einrichtung der "Arbeitsgemeinschaft gegen Gewalt an Schulen"
(AGGAS).
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An "Schulinternen Lehrerfortbildungstagen (Schilf)" wurden die
Polizeibeamten in den Schulen mit den Lehrern bekannt gemacht.
Hierbei sind die Lehrkräfte in das Projekt eingewiesen und geschult
worden. Die Information der Eltern über das Projekt fand über den
Schulelternbeirat statt. Danach wurde das Projekt den Schülern
vorgestellt.

Zur Bekanntmachung des Projekts in den Schulen dienten
Informationsblätter und Plakate.

Im 2. Polizeirevier Lübeck sind im Oktober 2002, neben ihrer
eigentlichen Tätigkeit, vier Beamte des Ermittlungsdienstes in das
Projekt eingebunden. Bei durchschnittlich einem Vorgang pro
Schultag ist eine Zunahme der Arbeitsbelastung nicht wesentlich
bemerkbar. Lediglich in den Zeiten der Neuaufnahme  einer Schule
ins Projekt, mit den hierzu erforderlicher Vorbereitungen, waren
gewisse Arbeitsengpässe festzustellen.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Projekt wurden folgende Ziele verfolgt:

- Erkennen und Zurückdrängen der Täter

- Schnelle tatnahe Reaktion (sofortige Anzeigenaufnahme und
Beginn der Vernehmungen)

- Zusammenarbeit mit den Lehrkräften bei Tätern, die Personen im
Kindesalter zuzurechnen sind (gem. § 45 SchulG)

- Aufzeigen der Folgen und Konsequenzen einer Tat

- Positive Beeinflussung der Anzeigebereitschaft

- Verstärkter Opferschutz und Abbau von Ängsten.
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Zur Zielerreichung wurde die Präsenz der Polizei in den Schulen
erhöht und auf Unregelmäßigkeiten sofort reagiert.

Die Vorgangsbearbeitung wurde wie folgt gestaltet:

Die Anzeigenaufnahme beginnt schon in der Schule. Dort werden
auch weitere Tatbeteiligte angehört. Eigens dafür eingerichtete
Räumlichkeiten mit Telefonanschluss stehen den Mitarbeitern der
"AGGAS" dazu zur Verfügung. In den meisten Fällen kann der
jeweilige Vorgang noch am gleichen Tag oder wenige Tage später
zum Abschluss gebracht werden, was für das Opfer und den Täter
vorteilhaft ist. Für die direkte Kommunikation zwischen den
Beteiligten (Kontaktbeamte und Opfer bzw. Täter) wurde eine
Telefonleitung (Hotline) eingerichtet. Die Polizeibeamten wurden in
den Schulen in ziviler Kleidung eingesetzt.

Sachstand/Erfahrungen

Während der Sensibilisierungsphase fand nach anfänglicher
Zurückhaltung in den Schulen eine rege Kontaktaufnahme zu den
AGGAS-Mitarbeitern statt, bei der auch sachdienliche Hinweise
erlangt werden konnten. Gleichzeitig kam es zu einer Vielzahl von
Anzeigeerstattungen. Die direkte, schnelle und tatnahe Reaktion der
Polizei führte zu einer erheblichen Minderung von Straftaten in diesen
Schuleinrichtungen. Bereits früh wurde aus Schulinformationen
geschlossen, dass aufgrund der ständigen Erreichbarkeit der
Kontaktbeamten in den Schulen das Sicherheitsgefühl bei Schülern
und Lehrern erheblich verbessert werden konnte.

Darüber hinaus stellte sich in zahlreichen Vernehmungen heraus, dass
Diebstahl vielfach Anlass für Gewalt war, so dass die
Diebstahlsprävention in das Projekt integriert wurde.

Mit Beginn des Jahres 1999 wurden die Fallzahlen statistisch bis
zunächst zum Ende des Jahres 2001 ausgewertet. Daraus ergab sich
folgendes positives Bild:
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1999 - 3 Schulen im Projekt 152 bearbeitete Vorfälle

2000 - 5 Schulen im Projekt 127 bearbeitete Vorfälle

2001 - 7 Schulen im Projekt 142 bearbeitete Vorfälle

An die "AGGAS" wurden 1999 70, im Jahr 2000 59 und im Jahr 2001
26 weitere Vorfälle aus den Schulen des Revierbereiches gemeldet.

Auch diese Fälle wurden nach den "AGGAS-Methoden" bearbeitet.
Mit jedem Einzelfall wurde durch die Repressionsarbeit eine erneute
Prävention durchgeführt.

Nach dem schrecklichem Vorfall in Erfurt ist schon die 8. Schule fest
ins AGGAS-Projekt eingebunden. Eine 9. Schule wird  noch 2002 in
die AGGAS-Betreuung aufgenommen, so dass Ende 2002 eine
Förderschule, fünf Hauptschulen, zwei Realschulen und eine
Gesamtschule fest im Projekt betreut werden - insgesamt etwa 4.500
Schüler.

In einer Besprechung mit allen am Projekt beteiligten Vertretern
konnte eindeutig festgestellt werden, dass eine deutliche Beruhigung
an den Schulen festzustellen war. Wichtiger noch war die
Feststellung, dass ein deutlicher Rückgang bei den "Abziehdelikten"
festzustellen war. Dass  Schüler über einen längeren Zeitraum solche
Taten erdulden mussten, wurde nicht mehr bekannt.

Den "AGGAS"-Polizeibeamten ist es gelungen, das Vertrauen der
Schüler zu gewinnen. Vielfach wurde auch Hilfe in den Phasen
beginnender Kriminalitätsentwicklung gesucht.

Da die "AGGAS" die Schüler von der ersten Klasse an begleitet,
konnte zudem auch eine Tatenauswertung vorgenommen werden.

Aus dieser Auswertung wurde erkannt, dass die Rohheitstaten durch
die AGGAS-Informationen, die alle Schüler erhielten, mit
zunehmendem Alter deutlich rückläufig war. "Abziehtaten" in der
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Schule und im Schulumfeld unter Jugendlichen waren kaum noch zu
bearbeiten.

Kinder waren dort, trotz des allgemeinen Rückganges der gemeldeten
Vorfälle innerhalb des Projektes, weniger zurückhaltend.

Taten Jugendlicher, bei denen die kriminelle Energie deutlicher zum
Vorschein kam, wurden in Absprache mit der Staatsanwaltschaft auch
unter Anwendung des § 45 Abs. 2 JGG abgearbeitet. In etwa 100
Fällen mussten Schüler dann eine schriftliche Arbeit in der
Polizeidienststelle fertigen. Der große Erfolg dieses Vorgehens ist
darin zu sehen, dass von den Verfassern dieser Arbeit erst ein einziger
Jugendlicher als Wiederholungstäter in Erscheinung trat.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein Süd, Polizeiinspektion Lübeck, 2.
Polizeirevier Lübeck, Hansestr. 22, 23558 Lübeck

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail: pi.luebeck@t-online.de
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Arbeitsgruppen Jugendliche Intensivtäter in Brandenburg

{xe "Brandenburg"}{xe "Jugendhilfe"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Aufgrund der Erlasslage in Brandenburg ist bei fünf und mehr
festgestellten "Jugendlichen Intensivtätern" (JIT) temporär eine
"Arbeitsgruppe Jugendliche Intensivtäter" zu bilden. Die Stärke der
AG richtet sich nach eigener Lagebeurteilung, sollte aber aus
mindestens drei Beamten bestehen. Im Land Brandenburg gab es 2001
in acht Schutzbereichen 15 "Arbeitsgruppen Jugendliche
Intensivtäter" in einer Stärke von insgesamt 49 Beamten.
Ansprechpartner sind neben dem Landeskriminalamt Brandenburg die
Jugendkommissariate der 15 Schutzbereiche.

Konzeptioneller Ansatz

Zu den Aufgaben der Arbeitsgruppe zählt nicht nur die komplexe und
beschleunigte Bearbeitung der von jugendlichen Intensivtätern
begangenen Straftaten, sondern auch die verbesserte
Erkenntnisgewinnung und die effiziente Zusammenarbeit mit anderen
zur Erarbeitung präventiver Bekämpfungsansätze.

Mit der komplexen Bearbeitung ist die Zusammenführung von
Verfahren gemeint, die unterschiedliche Deliktsbereiche tangieren,
jedoch von einem jugendlichen Tatverdächtigen begangen werden.
Die Bearbeitung erfolgt deliktsübergreifend und täterorientiert.

Die Beschleunigung der Verfahren ergibt sich aus der engen
Zusammenarbeit mit der Jugendstaatsanwaltschaft und
Jugendgerichtshilfe, wo gerade bei Verfahren gegen jugendliche
Tatverdächtige zeitnahe justiziell reagiert wird und auch andere
notwendige Maßnahmen eingeleitet werden (z. B. Kontaktaufnahme
Jugendamt).
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Die beschriebenen Aufgaben gelten auch bei kindlichen
Mehrfachtätern, wenn sie innerhalb eines Jahres mit mehr als fünf
Ermittlungsverfahren auffallen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Konzept wird auch nach der am 01.07.2002 vollzogenen
Polizeistrukturreform fortgeführt. In den Jugendkommissariaten
werden nun Verfahrensbearbeitung und präventive Maßnahmen in
Zusammenhang mit Jugendlichen gebündelt. Neben eigenen
Präventionsbereichen in der Polizeistruktur werden auch in den
Jugendkommissariaten Aufgaben der MEGA (Mobile Einsatzeinheit
gegen Gewalt und Ausländerfeindlichkeit) sowie TOMEG
(Täterorientierte Maßnahmen gegen extremistische Gewalt)
wahrgenommen, die verstärkt präventiv wirken.

Die Zusammenarbeit mit der Jugendgerichtshilfe, den freien Trägern
und der Justiz hat sich durch die Bildung der Arbeitsgruppen stark
verbessert. Diese sind jetzt in der Lage, schneller und effizienter zu
reagieren.

Diese Einschätzung beruht auf den jährlichen Berichterstattungen der
Polizeipräsidien im Land Brandenburg.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Brandenburg, Dezernat Prävention, Tramper
Chaussee 1, 16225 Eberswalde

eMail: lka-brandenburg@t-online.de
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Brückenstelle - Kontaktstelle für junge Aussiedler zwischen
Jugendvollzug und Wohnort

{xe "Niedersachsen"}{xe "Integration"}{xe "Justiz"}{xe
"Täterbehandlung/Wiedereingliederung"}

Organisation

Die BRÜCKENSTELLE ist als eine seit Oktober 1998 bestehende
Beratungs- und Betreuungsstelle für straffällig gewordene junge
Aussiedler aus dem Raum Niedersachsen zuständig, die ihre
Haftstrafe in der Jugendanstalt Hameln verbüßen.

Die BRÜCKENSTELLE war vom Oktober 1998 bis Dezember 2000
in der Trägerschaft des Caritasverbandes in Hameln angesiedelt. Die
kontinuierliche Erweiterung des Tätigkeitsprofils der
Projektmitarbeiterin, verstärkter Einsatz als Multiplikatorin,
Vertretungsfunktionen in Gremien auf Landesebene sowie
bundesweite Anfragen, die übernommen werden mussten, haben dazu
geführt, dass das Projekt im Januar 2001 zur Arbeitsgemeinschaft
Katholische Jugendsozialarbeit Region Nord in Hannover überging.

Die Finanzierung erfolgte bis Ende 2002 über das
Bundesjugendministerium (BMFSFJ) zu 80 %, das Innenministerium
des Landes Niedersachsen zu 8 % und den Caritasverband als Träger
der Einrichtung zu 12 %.

Mit dem 31.12.2002 endete endgültig die Finanzierung des
bundesweit einmaligen Modellprojektes durch das BMFSFJ.

Tätig in der BRÜCKENSTELLE ist eine hauptamtliche pädagogische
Fachkraft / Leiterin, Dipl. – Päd. mit 38,5 Stunden wöchentlich, die
für das gesamte Abwicklung des Projektes zuständig ist, sowie auf
Honorarbasis mit ca. 10 Stunden wöchentlich eine Verwaltungskraft.
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Konzeptioneller Ansatz

Auf Initiative des Bundesjugendministeriums und der Katholischen
Jugendsozialarbeit Region Nord in Hannover befasste sich im Mai
und Juni 1998 eine Expertengruppe mit der Problematik der
auffallenden Zunahme von jugendlichen Aussiedlern in
Jugendanstalten.

Die Problemanalyse ergab, dass die jungen Aussiedler ca. 10 % der
Gesamtbelegung der Jugendanstalten (Hameln und Vechta)
ausmachen. Es wurde gemutmaßt, dass die Zahlen noch weiter
ansteigen. Zwei Drittel aller Aussiedler waren in den Jahren
1993/1994 aus den Staaten der früheren Sowjetunion immigriert, viele
erst 1995 bis 1998. Die durchschnittlichen Inhaftierungszeiten
betrugen zwischen zwei und fünf Jahren. Die Vergehen lagen
insbesondere in den Bereichen Eigentumsdelinquenz, Straftaten gegen
Leib und Leben und Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz.

Die Aussiedler kapseln sich ab, sprechen nur russisch, sind sehr
aggressiv und in einer Gruppe organisiert.

Die soziale Situation der jugendlichen Spätaussiedler ist von
Integrationsfehlschlägen geprägt. Viele haben unzureichende
Sprachkenntnisse. Das führt zum Scheitern in schulischen und
beruflichen Maßnahmen. Wesentliche Probleme stellen
Arbeitslosigkeit, Schulden, Suchtabhängigkeit und erhöhte
Gewaltbereitschaft dar. Den Kreis der Misserfolge schließen
mangelnde soziale Bindungen und eine Randposition in der deutschen
Gesellschaft.

Die Jugendlichen leben in einem geschlossenen System zwischen
Hilfeleistungen und Bestrafung. Eine Integration der straffälligen
Aussiedler kann besser gefördert werden mit einer durchgreifenden
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Vernetzung der Leistungen der Mitarbeiter der Justiz und der
Jugendsozialarbeit.

Ein wichtiger Faktor für die Einrichtung der BRÜCKENSTELLE als
in ihrer Art neue Beratungs- und Betreuungsstelle für Aussiedler war,
dass die Jugendanstalt Hameln damals nur zwei russisch-sprechende
Mitarbeiter beschäftigte. Deswegen sollte die Stelle mit einem
Diplom-Sozialarbeiter/-pädagogen bzw. einer Diplom-
Sozialarbeiterin/-pädagogin besetzt werden. Die Fachkraft sollte über
russische Sprachkenntnisse verfügen oder selbst aus den
Herkunftsländern der jungen Aussiedler stammen.

Das Hauptziel der Tätigkeit der BRÜCKENSTELLE ist die Hilfe zur
Integration der ausgesiedelten Jugendlichen in Gesellschaft und Beruf.
Hierzu dienen vor allem die Ansätze der Jugendhilfe.

Folgende Punkte erhalten dabei besondere Beachtung:

- Entwicklung eines eigenständigen Angebotes der
Jugendsozialarbeit in Kooperation mit der Straffälligenhilfe.

- Aufbau einer Kontaktstelle innerhalb der Jugendanstalt.

- Anbindung an die Ressourcen in den Wohn-, Heimat- und
Entlassungsorten der Jugendlichen, Kontakte zu den Familien.

- Umsetzung von „integrationsvorbereitenden Hilfen“ für
ausgesiedelte Jugendliche.

- Herstellung von Kontakten zu Einrichtungen wie Schulen,
Betriebe etc. sowie Einrichtungen der Jugendsozialarbeit
(Jugendgemeinschaftswerke, Förderinternate, Jugendwerkstätten,
Jugendwohnprojekte, etc.) und weiteren Hilfsangeboten außer-
oder innerhalb des vorherigen Wohnortes.

- Kooperation mit den zuständigen Behörden und Verbänden.
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- Mitwirkung und Unterstützung bei der Entlassungsvorbereitung in
der Jugendanstalt.

Die Tätigkeit in der Jugendanstalt basiert auf dem Prinzip der
Freiwilligkeit. Sie dient vor allem zur Stabilisierung und zur
Integration straffällig gewordener Jugendlicher während der Haftzeit
und nach der Entlassung.

Zu den Aufgaben der BRÜCKENSTELLE gehören:

- Beratungs- und Betreuungsstelle für die in der Jugendanstalt
Hameln inhaftierten jugendlichen Aussiedler in persönlichen,
schulischen, beruflichen u. a. Angelegenheiten.

- Offene Sprechstunden und aufsuchende Jugendsozialarbeit mit
und für die jugendlichen Aussiedler an zwei Tagen in der Woche
nach Vereinbarung.

- Kooperation mit den in der Jugendanstalt Hameln bestehenden
Strukturen.

- Vermittlung von Kontakten zu Beratungsstellen in den
Wohnorten.

- Entlassungsvorbereitungen

- Hilfe beim Umgang mit Behörden.

- Beratung von Familienangehörigen.

Ferner umfasst das Tätigkeitsprofil der BRÜCKENSTELLE:

- Qualifizierung der Mitarbeiter/ -innen der Kooperationspartner im
Bereich der Jugendsozialarbeit und der Justiz.

- Dokumentation und Evaluation der Tätigkeit
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- Öffentlichkeits-, Gremien- (z. B. Nds. Landespräventionsrat) und
Lobbyarbeit.

Die BRÜCKENSTELLE realisiert einen modellhaften Ansatz
intensiver Aussiedlerbetreuung in einer Jugendanstalt unter
jugendhilfespezifischen Gesichtspunkten.

Die Arbeit mit straffälligen jugendlichen Aussiedlern orientiert sich an
ihrer schwierigen Lebenslage sowie ihren vorhandenen Kompetenzen,
die für ein weiteres straffreies Leben notwendig sind.

Sachstand/Erfahrungen

Trotz den bekannten Sprechzeiten (Informationsplakate in allen
Abteilungen) sind in der Anfangszeit kaum Anträge auf Beratungen
gestellt worden. Nach mehreren Gesprächen mit den Insassen sowie
den Mitarbeitern ist festgestellt worden, dass viele der Jugendlichen
Kontaktängste haben, andere wiederum wollten sich nicht blamieren
(z. B. wegen Rechtschreibfehlern im Antrag). Ferner gibt es
jugendliche Aussiedler, die nicht an einem Kontakt interessiert sind
und die jedes Angebot ablehnen.

Um trotzdem Kontakte zu dem jugendlichen Aussiedler herzustellen,
war eine mühsame Überzeugungsarbeit notwendig. Dabei ist es immer
wieder wichtig, die jungen Menschen davon zu überzeugen, dass sie
selbst verschiedene Entscheidungen treffen müssen. Manchmal sind
mehrere, über eine Stunde lange Treffen nötig, um das Vertrauen
herzustellen und zu festigen.

Mittlerweile melden sich viele der Jugendlichen, ohne aufgefordert zu
werden. Das lässt hoffen, dass die Einsicht steigt, im eigenen Interesse
mitzuarbeiten.

Als vertrauenssteigernde Maßnahmen sind im Jahr 1998 und 1999
Feiern (mit der aktiven Unterstützung der Mitarbeiter der
Jugendanstalt) für die jugendlichen Aussiedler organisiert worden.
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Der Kontakt zu den jugendlichen Aussiedlern nach der Entlassung ist
aus vielerlei Gründen nicht leicht zu halten. Eine schriftliche Anfrage
hatte leider einen sehr niedrigen Rücklauf, zum einen wegen
Wohnortwechsels und zum anderen wegen unangenehmer
Erinnerungen an die Haftzeit. Es gibt auch Jugendliche und Familien,
die keine Auskunft geben und keine weiteren Kontakte zu Personen
wünschen, die von der Inhaftierung wissen.

Die Bilanz der gesamten Tätigkeit der BRÜCKENSTELLE zeigt, dass
die Entwicklung in den dreieinhalb Jahren eine positive ist:

- Ca. 31 % der Jugendlichen hatten nach der Entlassung einen
Arbeitsplatz, befanden sich in der Ausbildung oder nahmen an
anderen Maßnahmen teil,

- ca.14% der Jugendlichen machten eine Drogenentwöhnungs-
therapie.

Zu 26 % der Jugendlichen bestand allerdings kein Kontakt und ca.
14 % befanden sich erneut in Haft (zum Teil in der JA Hameln).

Es ist auch zu beobachten, dass viele der Jugendlichen ihre
Bildungsmaßnahme nach ein paar Monaten unterbrechen und arbeiten
gehen. Häufig hat das mit den schlechten deutschen
Sprachkenntnissen zu tun. Andere möchten ein unabhängiges Leben
führen, was mit den finanziellen Mitteln eines Schülers nicht möglich
ist.

In Anbetracht der “kriminellen Karrieren“ einiger der Jugendlichen
vor der Inhaftierung, stellt ein geregeltes Leben und eine legale
Tätigkeit, der sie nachgehen, mehr als eine gute Entwicklung dar.

Evaluationsformen / Effektivität und Erfolge der Tätigkeit:

Die Evaluation der Tätigkeit der BRÜCKENSTELLE wird weiterhin
mit den für die Jugendgemeinschaftswerke üblichen
Evaluationsformen durchgeführt. Durch den Wechsel der
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BRÜCKENSTELLE zu Arbeitsgemeinschaft der Katholische
Jugendsozialarbeit in Hannover konnten Teambesprechungen im
Rahmen der Referatsgruppe der KJS Region Nord realisiert werden.
Eine wichtige Rolle bei der Zielüberprüfung spielen die Tagungen der
KJS Region Nord sowie die Mitwirkung an dem Qualitätszirkel
'Verhalten'. Der Evaluation dienen zudem Quartalsberichte (u. a.
Statistiken), Jahresberichte und die Sozialanalyse. Die Statistiken der
BRÜCKENSTELLE erfassen außerdem besondere Daten, die für die
anderen Jugendgemeinschaftswerke nicht üblich und zutreffend sind
(z. B. Haftzeiten, Strafdauer usw.).

Anfang des Jahres 2002, in der Endphase des Modells, wurde immer
deutlicher, dass durch die Arbeit der BRÜCKENSTELLE Hameln
und der Katholischen Jugendsozialarbeit in der Region Nord ein
notwendiges Angebot der Jugendhilfe für diese Zielgruppe entwickelt
und umgesetzt wurde. Es wurde aber auch deutlich, dass der
Beratungs- und Betreuungsbedarf ebenfalls erheblich angestiegen ist.
Das verlangt nach konzeptioneller Weiterentwicklung und
Übertragung auf andere Anstalten sowie auf die Bundesebene.

Durch eine landes- oder sogar bundesweite Umsetzung der
Modellergebnisse könnte erreicht werden, dass der zunehmenden
Delinquenz und Kriminalität der straffällig gewordenen jungen
Menschen wirksam begegnet und mit präventiven Maßnahmen
entgegengewirkt wird. Dieses sollte durch die Anwendung
eigenständiger Ansätze der Jugendsozialarbeit in Kooperation mit
anderen Fachdiensten, Institutionen und Behörden gewährleistet
werden.

Entscheidungen im Hinblick auf die Finanzierung der Weiterführung
sowie eine mögliche Erweiterung des Projektes auf Landes- sowie
Bundesebene sollten im Herbst 2002 getroffen werden.
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Weitere Informationen

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 53107
Bonn

Internet: http://www.bmfsfj.de

eMail: info@bmfsfj.bund.de
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Cocktail Police

{xe "Bayern"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}{xe "Gewalt"}{xe "Drogen"}{xe
"Alkohol"}

Organisation

Das im Frühsommer 2001 gestartete Präventionsobjekt "Cocktail
Police" geht auf die Initiative der Dienststellenleitung der
Polizeiinspektion Herrsching in Verbindung mit dem vormaligen
Jugendschutzbeamten und der derzeitigen Jugendschutzbeamtin
zurück.

Konzeptioneller Ansatz

Mit der Aktion will die Herrschinger Polizei gegen Jugendgewalt im
Zusammenhang mit Alkoholkonsum vorgehen.

Der alkoholfreie Cocktail "Police" setzt sich zusammen aus
Ananassaft, Orangensaft, Bananensaft, alkoholfreiem Blue Curacao,
Roses Lime Juice, Lemon Juice, Riemerschmid Havanna Barsirup und
Crash Ice. Der Cocktail sollte billiger als die alkoholischen Getränke
und künftig als Alternative angeboten werden.

Am 07.06.2001 wurde der Cocktail erstmals öffentlich vorgestellt.
Vorstellungsort war die Gaststätte "Gifthütte" in Wörthsee/Steinebach.
Die "Gifthütte" wurde bewusst als Testörtlichkeit für dieses Getränk
ausgewählt, da sie für Jugendliche als "Magnet im Fünfseenland" gilt.
Ausschlaggebend für die Kooperation zwischen Polizei und
"Gifthütte" waren betrunkene Personen, die aufgrund ihres
Alkoholkonsums wiederholt Sachbeschädigungen,
Körperverletzungen und andere Straftaten im Bereich der Gaststätte
und des angrenzenden S-Bahnhofs verursacht hatten.

Mit dem Cocktail "Police" erhofften sich die Polizei Herrsching und
der Gastwirt, dass die jungen Gäste in der "Gifthütte" künftig weniger
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Alkohol trinken und erkennen, dass Spaß haben auch ohne Alkohol
möglich ist.

Sachstand/Erfahrungen

Tatsächlich waren nach der Aktion die Zahlen der Straftaten in der
"Gifthütte" und im Bereich des S-Bahnhofs Wörthsee/Steinebach
rückläufig.

Der "Police" Cocktail blieb keine einmalige Aktion. Am 30.09.2001
startete die Landkreisaktion "Bock auf 0 Promille" auf dem
Herrschinger Marktsonntag. Beteiligt an dieser Aktion waren das
Jugendamt Starnberg, die Gemeinde Herrsching, die Wirte des
Kreisverbandes Starnberg und die Polizei Herrsching.

Die Polizei Herrsching hatte eigens einen Informationsstand
aufgestellt. An diesem schenkten der Leiter der Polizeiinspektion, die
Jugendbeamtin und ein weiterer Mitarbeiter insgesamt 600
alkoholfreie Cocktails aus. Laut Angaben der beteiligten Wirte war
der "Police" Cocktail an diesem Nachmittag der "Renner". Der Drink
fand vor allem bei den Jugendlichen großen Anklang.

Zwischenzeitlich ist der "Police" Cocktail auf den offiziellen
Getränkekarten einiger Gaststätten im Landkreis Starnberg
vorzufinden. Zudem gestaltete der Wirteverband in Zusammenarbeit
mit einer Designerin eine separate, alkoholfreie Getränkekarte für die
Aktion "Bock auf 0 Promille", ebenfalls mit dem "Police" Cocktail im
Angebot. Diese Karte soll, wie eine Eiskarte, zusätzlich auf den
Tischen der Gaststätten im ganzen Landkreis Starnberg aufgestellt
werden.

Die Polizei Herrsching beabsichtigt durch weitere derartige
Veranstaltungen das Problem "Alkohol" stärker ins Bewusstsein der
Jugendlichen zu bringen. Auch andere Dienststellen und Behörden, so
das Amt für Jugend und Sport in Starnberg, planen ähnliche Aktionen.
Bekannt wurde auch, dass eine Anfrage der Polizeidirektion Nürnberg
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bei der vorgenannten Designerin des Logos "Bock auf 0 Promille"
vorliegt, ob man diese Aktion auch bei der Nürnberger Polizei so
übernehmen dürfe.

Die Konzeption, bestehend aus einem günstigen, alkoholfreien
Cocktail verbunden mit einem attraktiven Design und einem
"peppigen" Namen, sowie dem Eindämmen der Jugendgewalt in
Zusammenhang mit Alkoholkonsum, fand bisher sehr großen Anklang
bei den Jugendlichen.

Die regionale Presse berichtete über den "Police" Cocktail
umfangreich, sowohl bei der Aktion "Bock auf 0 Promille" in
Herrsching, als auch bei der Veranstaltung in der "Gifthütte" in
Wörthsee/Steinebach.

Den Initiatoren ist bewusst, dass der übertriebene Alkoholkonsum
vieler Jugendlicher nicht von heute auf morgen abgeschafft werden
kann, aber "Police" soll ein kleiner Schritt in diese Richtung sein.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Herrsching, Riederstraße 32, 82211 Herrsching

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 -
Verhaltensorientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

e-mail: blka@polizei.bayern.de
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Ganzheitliches Präventionsprojekt der Verkehrsunfall- und
Kriminalprävention - Das Fahrende Klassenzimmer

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Verkehrsprävention"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Das Projekt wird im Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion
Halberstadt in den Landkreisen Halberstadt, Wernigerode,
Quedlinburg, Aschersleben-Staßfurt und im Bördekreis an
Grundschulen, Sekundarschulen, Schulen für Lernbehinderte und
Gymnasien durchgeführt. Im Jahr können etwa 25 Veranstaltungen
angeboten werden. Dies liegt an der Koordination verschiedenster
Kooperationspartner sowie der Verfügbarkeit des kostenlos
bereitgestellten Reisebusses.

Für das in Vernetzung der unterschiedlichsten Partner durchgeführte
Projekt ist die Polizeidirektion (PD) Halberstadt verantwortlich.
Beteiligt sind Beamte und Mitarbeiter des Landeskriminalamtes
(LKA) Sachsen-Anhalt, des Bundesgrenzschutzamtes Halle und des
für die beteiligte Schule zuständigen Polizeireviers. Der Zentrale
Einsatzdienst der PD Halberstadt unterstützt diese Maßnahme durch
die Übernahme der Bearbeitung von festgestellten
Ordnungswidrigkeiten bzw. Straftaten. Das LKA stellt den Bus mit
Fahrer, das Bundesgrenzschutzamt Halle stellt Beamte, Technik und
Filmmaterial sowie das für die beteiligte Schule zuständige
Polizeirevier Beamte und Technik.

Der Personaleinsatz ergibt sich aus dem konzeptionellen Ansatz und
ist variabel.

Das "Fahrende Klassenzimmer" wird als Projekttag angeboten und
begann 1999 mit einer Veranstaltung unter Nutzung der Straßenbahn
in Halberstadt. Ab 2000 wurde auf Grund der Vielfältigkeit und
variablen Nutzung im gesamten Bezirk der Polizeidirektion auf einen
Reisebus umgestellt.
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Die Laufzeit des Projektes ist vorrangig von der kostenlosen
Bereitstellung des Reisebusses abhängig.

Die Projekttage werden den Schulen kostenlos angeboten. Die
anfallenden Kosten und Leistungen werden durch eine
Eigenfinanzierung der Kooperationspartner getragen. Diese
unterstützen das Projekt personell sowie mit der Bereitstellung von
Arbeitsmaterialien und Streumitteln für die Teilnehmer.

Konzeptioneller Ansatz

Das Konzept für das Projekt wurde von Beamten des Dezernates 12,
Polizeiliche Prävention, entwickelt. Resultierend aus der regionalen
polizeilichen Kriminal- und Unfallstatistik, in welcher Jugendliche
und Heranwachsende immer wieder als Täter und Opfer bzw.
Verursacher und Geschädigte in Erscheinung treten, bemüht sich die
Polizei, diesen Tendenzen nicht nur repressiv, sondern auch präventiv
entgegenzutreten.

Ziel ist die intensive Auseinandersetzung von Kindern und
Jugendlichen mit den Ursachen und Wirkungen nicht
verkehrsgerechten Verhaltens bzw. kriminellen Handelns.
Gleichzeitig werden den Teilnehmern Möglichkeiten geboten, ihr
eigenes Verhalten zu bewerten und Verhaltensalternativen zu
erkennen bzw. zu entwickeln.

Die Zielgruppe umfasst Schüler zwischen acht und siebzehn Jahren.
Um die Präventionsmaßnahme nicht als direkten Unterricht
erscheinen zu lassen, wird sie außerhalb der Örtlichkeit Schule
durchgeführt.

Inhaltlich werden sowohl die Verkehrs- als auch die
Kriminalprävention thematisiert. Verschiedene Methoden werden
eingesetzt, um den Gesprächspartnern in den unterschiedlichen
Modulen Möglichkeiten anzubieten, über nicht verkehrsgerechtes
Verhalten und/oder kriminelles Handeln sowie über
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Verhaltensalternativen nachzudenken. Der Erwerb von
Sachinformationen wird mit emotionalen Erfahrungen verknüpft.

Modul 1:

Verkehrskontrolle; die Schüler erleben das Verhalten von
Verkehrsteilnehmern die sich nicht normgerecht verhalten haben
(Ausreden, Beschönigung usw.). Das Unrechtsempfinden der Schüler
erfährt eine neue Dimension.

Modul 2:

Gesprächsrunde mit Polizeibeamten zu bisher nicht erkannten
Gefahren im Straßenverkehr (z. B. "Toter Winkel" an
Kraftfahrzeugen). Das eigene Erkennen dieser Erscheinung, die selbst
gemachte Erfahrung des "Nicht-Sehens" - ein Eindruck der mehr zu
bewirken vermag als viele Worte.

Modul 3:

Vorstellung eines Dienstkraftfahrzeuges und Kennen lernen der
polizeilichen Technik. Die Feststellung "Nichts besonderes an diesem
Auto". Die Teilnehmer werden mit eigenen Vorurteilen konfrontiert
und sammeln Erfahrungen hinsichtlich der "Normalität" der Polizei
und ihrer Technik.

Modul 4:

Verhaltensorientierte Gesprächsrunden zu verschiedenen
kriminalpolizeilichen Themen.

Nach Abstimmung mit der Schulleitung werden angeboten:

- Gewalt an der Schule, in der Familie - eine Problemlösung?

- Ladendiebstahl

- Sexueller Missbrauch.
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Modul 5:

Verhaltensorientierte Gesprächsrunde unter Leitung des BGS zum
Verhalten an Bahnübergängen, in Gleisanlagennähe und auf
Bahnhöfen.

Modul 6

Verhaltensorientierte Gesprächsrunde unter Leitung des
Verkehrssicherheitsberaters des Polizeireviers zum Verhalten im
öffentlichen Straßenverkehr.

Sachstand/Erfahrungen

Seit April 2001 sind an 31 Schulen 39 Projekttage durchgeführt
worden. Weitere16 Veranstaltungen sind bereits im 1. Halbjahr 2003
geplant.

Eine wissenschaftliche Begleitung des Projektes erfolgte bisher nicht.

Während der Durchführung des Projektes wurde im Rahmen einer
eigenen Bewertung deutlich, dass an den Schulen ein großer Bedarf an
neuen Präventionsmaßnahmen besteht. Vor allem die Kombination
der Verkehrs- und Kriminalprävention in einem Projekt und die damit
verbundenen Themenwechsel wurden bisher für sehr positiv
befunden.

Die Kinder und Jugendlichen zeigen ausgesprochen großes Interesse
sowie Gesprächsbedarf zu den angebotenen  Themen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Halberstadt, Polizeiliche Prävention, Theaterstr. 6,
38820 Halberstadt
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Haus des Jugendrechts

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Jugendhilfe"}{xe "Jugendschutz"}{xe
"Repression"}{xe "Jugend"}{xe "Justiz"}

Organisation

Als „Stuttgarter Antwort“ auf eine steigende Jugenddelinquenz,
insbesondere auf dem Gebiet der Gewaltkriminalität, wurde am
26.11.1997 das Pilotprojekt  „Haus des Jugendrechts“ durch eine
behördenübergreifende Projektgruppe mit Vertretern des Amtsgerichts
Stuttgart-Bad Cannstatt, der Staatsanwaltschaft Stuttgart, der
Landeshauptstadt Stuttgart und der Stuttgarter Polizei, ins Leben
gerufen.

Das Modellprojekt wurde auf drei Jahre befristet.

Im Haus des Jugendrechts arbeiten seit 01.Juni 1999 Polizei,
Staatsanwaltschaft und Jugendgerichtshilfe „unter einem Dach“
zusammen bei gleichzeitiger Anbindung des nahe gelegenen
Amtsgerichts Stuttgart-Bad Cannstatt.

Durch die vernetzte Zusammenarbeit aller beteiligten Behörden soll
eine Verkürzung der Verfahrensdauer der zu behandelnden Fälle
erwartet werden. Darüber hinaus erfahren die jungen Delinquenten
eine prompte, sachgerechte, behördenübergreifende und abgestimmte
Reaktion auf ihre Tat.

Neben der Strafverfolgung stellen die Mitarbeiter im Haus des
Jugendrechts die Kriminalitätsvorbeugung in Form von
Hilfsangeboten für problembelastete oder kriminalitätsgefährdete
junge Menschen aus dem Projektgebiet in den Mittelpunkt ihrer
Arbeit.

Die Kooperationen mit freien Trägern von Jugendhilfeeinrichtungen
und Schulen spielen dabei eine große Rolle.
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Die Zusammenarbeit mit den Schulen konnte im Jahr 2001 durch eine
neugeschaffene 50%-Stelle für eine Sozialarbeiterin, die mit Hilfe von
Spendengeldern finanziert wird, noch intensiviert werden.

Konfliktbewältigung, Ursachenforschung, Beratung und
Unterstützung bei Elterngesprächen sowie das Anbieten
professioneller Hilfe im sozialpädagogischen Bereich stellen die
Schwerpunkte ihrer Arbeit dar. Auch die Gestaltung von
Unterrichtseinheiten oder Projekttagen zu Themen, wie Gewalt,
Konfliktlösung, Sozialer Kompetenz, usw. und die Durchführung des
innerhalb des Haus des Jugendrechts entwickelten Projekts ‚KripS‘ –
Kriminalprävention an Schulen -  gehören zu dem Arbeitsfeld.

Die Projektarbeit wird von Beginn an vom Institut für
Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V. wissenschaftlich begleitet.

Die Finanzierung dieser wissenschaftlichen Begleitung wird vom
Bundesministerium für Familie, Senioren, Jugend und Frauen
übernommen.

Dieses bundesweit einmalige Modellprojekt kann aufgrund der
flexibel gestalteten Grundkonzeption jederzeit weiterentwickeln
werden und bietet die Möglichkeit neue, innovative Wege sowohl in
der Strafverfolgung als auch im Präventionsbereich zu gehen.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes ist, durch eine schnelle und vernetzte
Zusammenarbeit der staatlichen Kontrollinstanzen adäquat im
Rahmen einer gemeinsamen Strategie auf normwidriges Verhalten
von Kinder und Jugendliche reagieren  zu können.  Maßnahmen der
einzelnen Institutionen sind aufeinander abgestimmt, erfolgen
hintereinander und werden zeitnah durchgeführt.  Dabei steht nicht die
Sanktion im Vordergrund, sondern die individuelle Hilfestellung für
das sozialauffällige Kind oder den straffällig gewordenen
Jugendlichen.
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In täglichen Besprechungen wird die Staatsanwaltschaft über die bei
der Polizei eingegangenen Vorgänge informiert. Somit kann sie
intensiver als bisher üblich Einfluss auf die Ermittlungen nehmen und
frühzeitig die Jugendgerichtshilfe in den Fall einbeziehen. Besteht
eine erhöhter Handlungsbedarf werden sog. „Fallkonferenzen“
durchgeführt. Unter Wahrung der Datenschutzbestimmungen, geht es
hierbei um den Informationsaustausch und die Abstimmung  der zu
treffenden Maßnahmen der einzelnen Behörden. In der Regel werden
auch der Delinquent und dessen Eltern in den Abstimmungsprozess
miteingebunden.

Integrativer Bestandteil der Zusammenarbeit ist die monatliche
„Hauskonferenz“. In wechselnder Moderation zwischen den
beteiligten Behörden nehmen an der Veranstaltung i.d.R. alle
Mitarbeiter im Haus des Jugendrechts teil. Dabei werden in erster
Linie gemeinsame Anliegen organisatorischer und inhaltlicher Art
diskutiert. So werden die jeweiligen Aufgabenstellungen der einzelnen
Behörden aufeinander abgestimmt, Fortbildungskonzepte erarbeitet
und thematische Schwerpunkte festgelegt.

Über das im Projekt entwickelte Projekt PENGA – Perspektive nach
gemeinnütziger Arbeit / Berufsperspektive für jugendliche Straftäter –
ist eine Möglichkeit zur Eingliederung der jungen Menschen in die
Arbeitswelt geschaffen worden.

Ziel ist es, straffällig gewordene unter 21-Jährige nach Ableistung
ihrer vom Gericht auferlegten Arbeitsstunden eine berufliche
Perspektive in Form von Arbeit, Aus- oder Fortbildung aufzuzeigen.

Sachstand/Erfahrungen

Nach 3 ½ Jahren Laufzeit ist das Modellprojekt abgeschlossen.
Das Projekt wird fortgeführt.
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Die wesentlichen wissenschaftlichen Ergebnisse zeigen, dass

- die Bearbeitungszeiten für Jugendstrafverfahren beschleunigt
worden sind,

- erzieherische ambulante Sanktionen ein stärkeres Gewicht
bekommen haben und

- dass das Wohnortprinzip in der Sachbearbeitung von
Jugendstrafsachen auch bei der Polizei konsequent angewandt
werden sollte.

Hinsichtlich der Verkürzung der Verfahrenszeiten wurde im Einzelnen
festgestellt, dass die Bearbeitungszeit vom Eingang der Anzeige bei
der Polizei bis zur gerichtlichen Erledigung (1. Instanz) um 63 Prozent
verkürzt werden konnte. Dauerte ein Verfahren bis zur Erledigung
durch das Gericht 1998 (vor Projektbeginn) noch 230 Tage, waren es
am Ende der Projektlaufzeit nur noch 86 Tage. Noch deutlicher wird
die verfahrensverkürzende Wirkung des Projekts, wenn man die
Bearbeitungszeiten innerhalb der Staatsanwaltschaft ins Blickfeld
rückt. Hier gelang es, die Bearbeitungszeiten um mehr als 80 Prozent
zu reduzieren. Benötigte ein Staatsanwalt 1998 durchschnittlich etwas
mehr als 52 Tage zur Erledigung eines Verfahrens, so waren es am
Ende des Projekts nur noch knapp zehn Tage.

Hinsichtlich der geänderten Bearbeitungszuständigkeit bei der Polizei
nach dem „Wohnortprinzip“ werden nunmehr alle Straftaten von
Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden, die im Einzugsgebiet
wohnten, zentral von den Jugendsachbearbeitern der Polizei im „Haus
des Jugendrechts“ bearbeitet - unabhängig davon, an welchem Ort in
Stuttgart sie die Straftat begangen hätten. Der Vorteil liegt darin, dass
die Polizei ihre "Klientel" kennt und um der familiären und sozialen
Hintergründe weiß. Im Schulterschluss mit Staatsanwaltschaft und
Jugendhilfe können nunmehr gezieltere Gegenmaßnahmen für
gefährdete Kinder und Jugendliche bereits an der Schwelle zur
kriminellen Karriere in die Wege geleitet werden. Außerdem könnten
Straftatenserien dadurch deutlich schneller aufgeklärt werden.
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Aber nicht nur den Tätern, auch den Opfern von Straftaten widmet
sich das Haus des Jugendrechts. Zwischenzeitlich werden 38 % aller
Ausgleichsfälle zwischen Tätern und Opfern aus Stuttgart im Haus
des Jugendrechts durchgeführt.

Weitere Ausführungen können aus dem wissenschaftlichen
Anschlussbericht  „Das Haus des Jugendrechts in Stuttgart Bad
Cannstatt – Ergebnisse einer Evaluation“ entnommen werden.

Weitere Informationen

Projektbüro "Haus des Jugendrechts", Hahnemannstraße 1, 70191
Stuttgart

Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e.V., Kaiserstraße
31, 555116 Mainz

Deutsches Jugendinstitut, Abt. Jugend und Jugendhilfe, Nockherstraße
2, 81541 München

Internet: http://www.dji.de

eMail: jugendkriminalitaet@dji.de

Landespolizeidirektion Stuttgart II, Kriminalitätsbekämpfung,
Hahnemannstr. 1, 70191 Stuttgart

Internet: http://www.polizei-stuttgart.de

eMail: k@lpds2.bwl.de
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INFO-Reihe des Landeskriminalamtes Sachsen

{xe "Sachsen"}{xe "Drogen"}{xe "Beratung"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe
"Jugend"}{xe "Rechtsextremismus"}

Konzeptioneller Ansatz

Das Landeskriminalamt Sachsen erarbeitet und veröffentlich seit 1997
eine INFO-Reihe, die sich verschiedenen Kriminalitätsphänomenen
zielgruppenspezifisch widmet.

Durch die hohe Auflage pro Ausgabe (je 100.000 Stück, Nachdruck
bei Erfordernis) ist gewährleistet, dass komplette Zielgruppen
flächendeckend erreicht werden.

Wesentlich für den Präventionsansatz ist die Absicht, jungen
Menschen und ihren erwachsenen Bezugspersonen diejenigen
Informationen zu vermitteln, die zum Erwerb ausreichender sachlicher
und persönlicher Kompetenz zwingend benötigt werden.

Das System der INFO-Reihe basiert auf folgender Konzeption:

- Die Polizei stellt ihr täglich bestätigtes, kriminalistisch-
kriminologisches Erfahrungswissen in anschaulicher Form zur
Verfügung.

- Verschiedene Kriminalitäts- und Gefährdungsphänomene werden
im Hinblick darauf analysiert, welche Faktoren präventive
Handlungsansätze bieten.

- Enge Ziel- und Zielgruppendefinitionen bieten die Möglichkeit,
genau jene Informationen und Argumentationen einzusetzen, die
für die Entwicklung des jeweils erwünschten Verhaltens
notwendig sind.

- Polizeilicher Sprachgebrauch wird aus Gründen der
Verständlichkeit  weitgehend vermieden.
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- Handliches Format.

- Überschaubarer (gut lesbarer) Informationsumfang.

- Kostengünstige hohe Auflagen.

- Verbreitung i.d.R. als Klassensatz, nicht als "Streumittel" im
ursprünglichen Sinn.

- Hohe Zielgruppenspezifik durch differenzierte Symbolik, z. B.
Pilz, Stiefel, Mistkäfer, Elster.

Sachstand/Erfahrungen

Wo es erforderlich schien, wurden komplette Arbeitsmaterialien für
die schulische Präventionsarbeit entwickelt. So konnten aus den
INFO-Reihen Nr. 2 und 4 und einer zusätzlichen Handreichung für
Pädagogen sowie entsprechenden Aktionsmaterialien (Plakate,
Aufkleber) ein sehr differenziertes und auf die Bedürfnisse der
Zielgruppe abgestimmtes "Drogenpräventionspaket" angeboten
werden, das allen 6. bis 9. Klassenstufen in Sachsen zur Verfügung
gestellt wird. Bei der schulischen Erarbeitung bietet sich die
sächsische Polizei als unterstützender Partner an.

Bislang sind erschienen:

- INFO-Reihe Nr. 1: "Christian & Co" - Bekämpfung des
Rechtsextremismus, Zielgruppe: 6. bis 8. Klassen

- INFO-Reihe Nr. 2: "Unsere Sandra macht das nicht ...oder?" -
Drogenprävention, Zielgruppe: Eltern und Lehrer

- INFO-Reihe Nr. 3: "Der Neue" - Schulische Gewaltprävention,
Zielgruppe: 6. bis 8. Klassen

- INFO-Reihe Nr. 4: "Mach's gut, Konny." - Drogenprävention,
Zielgruppe: 6. bis 9. Klassen
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- INFO-Reihe Nr. 5: "Happy birthday, Opa!" - Prävention des
Ladendiebstahls, Zielgruppe: 5. bis 6. Klassen

- INFO-Reihe Nr. 6: "Bad4U" - Thematik illegaler Graffiti,
Zielgruppe 6. bis 7. Klassen

- INFO-Reihe Nr. 7: "Bela" – Thema Leistungserschleichung
("Schwarzfahren"), Zielgruppe: 7. Klassen

- INFO-Reihe Nr. 8: "Mein Teddy hat nicht aufgepasst" –
allgemeine Sensibilisierung von Erziehenden für
Gefährdungssituationen bei Klein- bzw. Vorschulkindern,
Anregung einer Erziehung zum selbstbewussten Menschen,
Zielgruppe: Eltern von Kleinkindern, werdende Eltern, Mitarbeiter
von Kindertageseinrichtungen, Personen des näheren familiären
Umfeldes von Kindern

Folgende weitere Ausgabe befindet sich in Erarbeitung bzw. Planung:

- INFO-Reihe Nr. 9: (noch ohne Titel) – Drogenprävention,
Zielgruppe: Eltern

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat Jugend- und
Rauschgiftprävention, Neuländer Straße 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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Initiativprogramm „Jugendliche Intensivtäter“

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Repression"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Das Programm wurde unter Federführung des Innenministeriums
Baden-Württemberg gemeinsam mit dem Justiz- und
Sozialministerium entwickelt. Seit August 1999 wird es landesweit
auf Ebene der Kreisdienststellen unter Beteiligung von Polizei,
Jugendamt, Justiz und ggf. der Ausländerbehörde umgesetzt.

Das Initiativprogramm ist unbefristet.

Konzeptioneller Ansatz

Wesentliches Ziel ist es, mit einem individuell ausgerichteten
Maßnahmenbündel täterorientierte Prävention bzw. Intervention zu
betreiben und weitere Straftaten jugendlicher Intensivtäter zu
verhindern.

Als „Jugendliche Intensivtäter“ sind insbesondere Kinder und
Jugendliche anzusehen, bei denen Quantität und Qualität ihres
bisherigen delinquenten Verhaltens eine stark negative
Wiederholungsprognose indizieren und somit einen dringenden
Handlungsbedarf für die zuständigen staatlichen Stellen signalisieren.
In diesem Sinne wurden für eine vom Landeskriminalamt
durchgeführte Sonderauswertung der Personenauskunftsdatei (PAD)
folgende Kriterien zu Grunde gelegt:

- Kinder: mehr als zehn Delikte insgesamt oder mindestens drei
Gewaltdelikte oder

- Jugendliche: mehr als 20 Delikte insgesamt oder mindestens fünf
Gewaltdelikte und
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- bei beiden Altersgruppen mindestens eine Straftat innerhalb der
letzten 18 Monate.

Im Vierteljahresabstand teilt das Landeskriminalamt den
Kreisdienststellen den aktualisierten Personenstand mit.

Basierend auf diesen personenbezogenen Daten werden auf örtlicher
Ebene regelmäßig Koordinierungsgespräche unter Beteiligung von
Polizei, Jugendamt, Justiz und ggf. der Ausländerbehörde
durchgeführt, um alle Vorbeugungs- und Interventionsmöglichkeiten
der betroffenen Stellen auszuschöpfen und zu koordinieren.

So können gezielte, auf den einzelnen Jugendlichen zugeschnittene
Maßnahmen der Prävention und Repression – von Angeboten der
Jugendarbeit, Hilfen zu Erziehung, Auflagen, Weisungen und
Jugendstrafen bis hin zu ausländerrechtlichen Maßnahmen –
gemeinsam entwickelt, umgesetzt und hinsichtlich ihrer Effektivität
überwacht werden.

Sachstand/Erfahrungen

Um eine inhaltliche Fortentwicklung des Programms zu ermöglichen,
legen die Landespolizeidirektionen jährlich – erstmals zum
01.09.2000 – einen Bericht über die polizeilichen Erfahrungen mit der
Umsetzung vor.

Das Initiativprogramm „Jugendliche Intensivtäter“ wird von den
Dienststellen insgesamt als positiv bewertet.

Es wird übereinstimmend berichtet, dass die Zusammenarbeit der
beteiligten Institutionen effizienter und umfassender geworden ist.
Durch den intensiveren Informationsaustausch wird die formelle
Sozialkontrolle verbessert, staatliche Reaktionen werden beschleunigt
und im Sinne des Jugendstrafverfahrens wird bedarfsorientierter und
letztlich effektiver agiert.
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Weitere Informationen

Innenministerium Baden-Württemberg, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium -, Dorotheenstraße 6, 70173 Stuttgart

Internet: http://www.im.baden-wuerttemberg.de

eMail: poststelle@im.bwl.de
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Jugend und Recht

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Zeugen- und Helferverhalten"}

Organisation

Das Heidenheimer Projekt "Jugend und Recht" wird im
Schulunterricht fächerübergreifend in Deutsch, Gemeinschaftskunde,
Religion und Ethik anhand eines fiktiven Falles in Form von
Rollenspielen aufgearbeitet. Adressaten sind die Schüler der
Klassenstufe 8 der Hauptschulen. Das Projekt  besteht aus insgesamt
zehn Bausteinen.

Kooperationspartner sind bei diesem Projekt die Lehrer der jeweiligen
Schule, der Täter-Opfer- Ausgleich e.V. Heidenheim, die
Bewährungshilfe, die Jugendgerichtshilfe, die Staatsanwaltschaft
Ellwangen, das Amtsgericht Heidenheim und die Polizeidirektion
Heidenheim.

Auf Grund der Einbindung/ Vernetzung einer Vielzahl von Vertreter/
-innen unterschiedlicher Institutionen ist die Durchführung auf zwei
Veranstaltungen pro Jahr begrenzt. Es ergeben sich hierdurch
Wartezeiten von inzwischen über einem Jahr.

Das Projekt läuft ca. sechs Wochen.

Bei der Umsetzung des Projektes entstehen lediglich Kosten für den
Bus im Falle der Besichtigung des Jugendarrestes. Die Kosten sind
von der jeweiligen Schule zu tragen.

Konzeptioneller Ansatz

Im Heidenheimer Projekt "Jugend und Recht" wird in insgesamt zehn
Bausteinen die Thematik Gewaltbereitschaft und Jugendkriminalität
behandelt. Durch das Projekt sollen bei den potentiellen, jugendlichen
Zeugen die Hemmschwellen abgebaut und das Helferverhalten und
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die Zivilcourage gefördert werden. Die Bausteine beinhalten im
Einzelnen:

Baustein 1 - Wege in die Kriminalität

Mit den Schüler wird in sechs Unterrichtseinheiten zusammen mit
einem Beamten der Kriminalpolizei die Thematik Jugendkriminalität
erläutert. Anschließend wird ein Rollenspiel - ein Raubüberfall -
vorbereitet und szenisch von den Jugendlichen dargestellt.

Baustein 2 - Anzeigeerstattung - Polizei

In zwei Unterrichtseinheiten werden - aufbauend auf den ersten
Baustein - bei der Polizei die Geschädigtenvernehmung und die
Vernehmung und erkennungsdienstliche Behandlung der Täter
durchgeführt und besprochen.

Baustein 3 - Staatsanwaltschaft

Der Ausgangssachverhalt (in einem Rollenspiel dargestellt, das sich
wie ein "roter Faden" über das gesamte Projekt hinweg durchzieht)
wird seitens der Staatsanwaltschaft erläutert und in zwei
Unterrichtseinheiten um Grundsätzliches, wie den weiteren Verlauf
des Verfahrens bis zur Anklage und Aushändigung der Anklageschrift
an die Täter ergänzt.

Baustein 4 - Strafverfahren

In einer Unterrichtseinheit wird den Schülern Überblick über die
Aufgaben der Jugendgerichtshilfe gegeben und die Möglichkeiten des
Jugendgerichtsgesetzes und des Strafrechts erläutert. Außerdem wird
ihnen die Funktion der Schöffen bei Gericht erklärt.

Baustein 5 - Jugendgerichtshilfe

In einem Rollenspiel wird der Besuch der Jugendgerichtshilfe bei den
Tätern zu Hause gespielt. Die Elternrolle übernimmt dabei ein Lehrer.
Auf Anregung der Jugendgerichtshilfe regt die Staatsanwaltschaft
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einen Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) an. Die Einladung zum TOA -
mit umfangreichen Informationsmaterialien  - wird den Rollenspielern
am Ende der Unterrichtseinheit ausgehändigt.

Die Bausteine 4 und 5 wurden in jüngster Vergangenheit als eine
Einheit durch einen Vertreter der Jugendgerichtshilfe abgehalten.

Baustein 6 - Täter-Opfer-Ausgleich

Unter Beteiligung eines Mitarbeiters des Täter-Opfer-Ausgleichs e.V.
wird in zwei Unterrichtseinheiten das Verfahren Täter-Opfer-
Ausgleich erläutert und in einem darauf folgenden Rollenspiel das
Erstgespräch mit einem Beschuldigten und dem Geschädigten
gespielt.

Baustein 7 - Ladung zur Hauptverhandlung

In einer weiteren Unterrichtseinheiten wird - nach Scheitern des TOA
- die Hauptverhandlung terminiert, die Ladungen an die Täter, das
Opfer und die Zeugen zugestellt. Darüber hinaus werden die weiteren
Rollen der beiden Schöffen, des Gerichtsreporters und der Eltern der
Beschuldigten und des Geschädigten besetzt.

Der örtliche Jugendrichter erklärte sich in der Vergangenheit
mehrfach bereit, direkt vor Ort in die Schulklasse zu gehen und dort
neben Erläuterungen auch für Schülerfragen Rede und Antwort zu
stehen.

Baustein 8 - Hauptverhandlung

Im Sitzungssaal des Amtsgerichtes wird die "Strafsache" unter
Beteiligung eines Jugendrichters, eines Anwaltes, eines Vertreters der
Staatsanwaltschaft, der Jugendgerichtshilfe und den jugendlichen
Rollenspielern szenisch dargestellt.
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Baustein 9 - Bewährungshilfe

In einer Unterrichtseinheit werden von einem Mitarbeiter der
Bewährungshilfe Informationen zur Bewährungshilfe gegeben und je
nach Ausgang der Hauptverhandlung in einem Rollenspiel ein
Erstgespräch mit einem Täter durchgeführt und ein Videofilm über
den Jugendstrafvollzug gezeigt. Außerdem wird ein Besuch in der
Jugendarrestanstalt Göppingen angeboten.

Baustein 10 - Soziale Trainingskurse

In diesem Baustein werden den Schüler in einer Unterrichtseinheit mit
einer Mitarbeiterin des Täter-Opfer-Ausgleichs die Ziele und Inhalte
eines sozialen Trainingskurses vorgestellt und einfache Übungen zur
Wahrnehmung des eigenen Verhaltens und zur Entwicklung von
Handlungsalternativen durchgeführt.

Sachstand/Erfahrungen

Das Heidenheimer Projekt "Jugend und Recht" ist grundsätzlich
immer noch aktuell.

In Abstimmung mit der jeweiligen Schulklasse werden z. T. kleinere
Abänderungen vorgenommen.

Positiverfahrungen sind immer wieder die Bereitschaft der Vertreter
aller beteiligten Institutionen zur Mitwirkung an der
Projektdurchführung, der Abbau von Schwellenängsten sowie die
intensive Kommunikation mit den Schüler/ -innen, den Schulen sowie
den Lehrern über die gesamte Projektdauer hinweg. Völlig
unbürokratisch können die jeweiligen Bausteine terminiert/vereinbart
werden.

Die meisten Schüler/ -innen freuen sich sehr über die
Projektdurchführung und arbeiten i.d.R. sehr gut mit.
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Als Negativerfahrungen sind vereinzelt Passivität/Lustlosigkeit
einiger weniger Schüler/-innen sowie deren zeitlich nur begrenzte
Fähigkeit zur aufmerksamen Mitarbeit festzustellen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Heidenheim, Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle,
Karlstraße 20, 89518 Heidenheim

eMail: kripo@pdhdh.bwl.de
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Jugendkontaktbeamtinnen und Jugendkontaktbeamte der
Kreispolizeibehörde Dortmund

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Jugend"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}{xe
"Repression"}{xe "Verkehrsprävention"}

Organisation

Im Zuständigkeitsbereich des PP Dortmund sind in jeder
Polizeiinspektion jeweils zwei Jugendkontaktbeamte/- innen
eingesetzt. Die dezentrale Aufgabenwahrnehmung gewährleistet das
Vorhandensein stadtteilbezogener Milieukenntnisse, die für die
Effektivität der Tätigkeit von Bedeutung sind. Die
Jugendkontaktbeamten/- innen sind organisatorisch vorwiegend dem
Bezirksdienst zugeordnet, in einer Polizeiinspektion auch dem
Kriminalkommissariat. Im Zuge einer durchgeführten Kooperation
mit dem Fraunhofer Institut IPK Berlin gibt es zudem zur Zeit (Juni
2002) ein Pilotprojekt „Arbeitsgruppe Jugenddelinquenz“, in der
Jugendsachbearbeiter/-innen des Kriminalkommissariats sowie des
Verkehrskommissariats und die Jugendkontaktbeamten/-innen
zusammengefasst sind. Die Dienst- und Fachaufsicht liegt beim Leiter
des Kriminalkommissariats. In der Projektreihe mit dem IPK Berlin
wurden zunächst ein Ist-Modell „Bekämpfung der Jugendkriminalität“
entwickelt und mögliche Verbesserungspotentiale identifiziert. Im
Rahmen der Entwicklung eines Sollmodells kam man im Ergebnis
u. a. zu einer organisatorischen Umstrukturierung zu der oben
beschriebenen Arbeitsgruppe. Kommunikation, Koordination und
Abstimmung zwischen den Stellen, die sich mit Jugendfragen
beschäftigen, sollen hierdurch verbessert und zusätzliche
Schnittstellen vermieden werden. In jedem Fall werden die
Jugendkontaktbeamten/-innen jedoch ausschließlich
zielgruppenorientiert zur Bewältigung ihrer vorwiegend präventiven
Aufgaben im Sinne des Konzepts eingesetzt.
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Konzeptioneller Ansatz

In einem ganzheitlichen Ansatz sollen die Jugendkontaktbeamten/
-innen zielgruppenorientierte Kriminalitätsvorbeugung und -
bekämpfung sowie Verkehrssicherheitsarbeit gewährleisten,
insbesondere:

- Frühzeitiges Erkennen deliktischer Aktivitäten von 14- bis unter
21-Jährigen sowie das Verhindern bzw. Stoppen von kriminellen
Karrieren.

- Verhinderung von Verkehrsgefahren durch junge Kraftfahrer.

- Förderung der Akzeptanz der Polizei innerhalb der Zielgruppe.

- Intensivierung und Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit
anderen Behörden und gesellschaftlichen Gruppen.

Zielgruppe des Konzepts sind insbesondere jugendliche
Mehrfachtäter, also Personen im Alter unter 21 Jahren, die innerhalb
eines Jahres mehr als drei Straftaten begangen haben, aber auch
Ersttäter dieser Altersgruppe. Daneben soll die Konzeption den
Problemkreis der jungen Kraftfahrer, also die Altersgruppe der 18- bis
24-Jährigen, berücksichtigen.

Das Aufgabenfeld der Jugendkontaktbeamten/ -innen erstreckt sich in
den drei Komponenten:

1. Prävention

Hier liegt der Schwerpunkt der Arbeit der Jugendkontaktbeamten/-
innen. Vorrangiges Ziel ist es, bereits im Vorfeld von Straftaten und
Verkehrsgefährdungen auf Angehörige der Zielgruppe Einfluss zu
nehmen. Gefährdete Jugendliche sollen vor einem Abgleiten in die
Kriminalität bewahrt werden. Ist dies nicht mehr möglich, versuchen
die Jugendkontaktbeamten/-innen kriminelle Karrieren zu stoppen
oder zu verhindern, dass weitere Jugendliche in die Kriminalität
abgleiten.
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2. Jugendschutz

Die Gewährleistung des Jugendschutzes im Rahmen der polizeilichen
Aufgabenwahrnehmung ist eine weitere Aufgabe. Gewonnene
Erkenntnisse werden anlassbezogen an die anderen operativen
Einheiten und das Kommissariat Vorbeugung weitergeleitet.

3. Repression

Die Jugendkontaktbeamten/-innen stellen bereits bei der ersten
Kontaktaufnahme mit den Angehörigen der Zielgruppe klar, dass sie
als Polizeivollzugsbeamte an das Legalitätsprinzip gebunden und zur
Einleitung der erforderlichen Maßnahmen verpflichtet sind, wenn sie
von einer Straftat Kenntnis erlangen. Die Strafverfolgung ist
gleichwohl kein Aufgabenschwerpunkt.

Persönliches Kennen und unmittelbarer Kontakt zu den Angehörigen
der Zielgruppe sind dabei von wesentlicher Bedeutung. Die
Jugendkontaktbeamten/-innen übernehmen die Funktion eines
polizeilichen Ansprechpartners und nehmen vor Ort, insbesondere bei
Veranstaltungen und formellen wie informellen Jugendtreffs, den
Kontakt auf.

Sachstand/Erfahrungen

Das Konzept wird seit 1998 in der Kreispolizeibehörde Dortmund
umgesetzt. Insgesamt kann festgestellt werden, dass es den
Jugendkontaktbeamten/-innen gelungen ist, durch regelmäßige
Kontakte und Aufsuchen auch der informellen Treffpunkte der
Zielgruppe Hemmschwellen und Aggressionspotentiale gegenüber der
Polizei ab- und Vertrauen aufzubauen. Die betreuten Kinder und
Jugendlichen suchen regelmäßig auch von sich aus den Kontakt zu
„ihren“ Jugendkontaktbeamten/-innen. Bereits zu Beginn der
Kontaktaufnahmen wird deutlich gemacht, dass die
Jugendkontaktbeamten/-innen an das Legalitätsprinzip gebunden sind.
Hier hat sich gezeigt, dass auch erforderliche repressive Maßnahmen



Jugendkriminalität/Jugendschutz

346

der Jugendkontaktbeamten/-innen von den Kindern/Jugendlichen
akzeptiert werden. Ebenfalls positiv verändert hat sich das
Anzeigeverhalten; die Bereitschaft zur Erstattung von Strafanzeigen
aus den Reihen der Kinder/Jugendlichen und ihrem Umfeld konnte
deutlich gesteigert werden.

Die Jugendkontaktbeamten/-innen halten enge Verbindungen zu den
anderen Institutionen, die sich mit Jugendfragen beschäftigen.
Besonders intensiv ist die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und
seinen Einrichtungen und mit den Schulen, deren Mitarbeiter
regelmäßig auch von sich aus auf die Jugendkontaktbeamten/-innen
zugehen. Ein frühzeitiges Aufmerksamwerden auf auffällige
Kinder/Jugendliche ist dadurch möglich. Aktuelle Probleme können
nach dem Prinzip der „kurzen Wege“ durch schnellen und
anlassbezogenen Informationsaustausch erkannt und gemeinsam
angegangen werden. Die Zusammenarbeit bezieht sich also nicht nur
auf den enorm gesteigerten gegenseitigen Informationsfluss, es
werden vielmehr anlassbezogen gemeinsame Konzepte entwickelt und
umgesetzt.

Anfänglich wurde dem Konzept der Jugendkontaktbeamten/-innen
durchaus mit Zurückhaltung und Skepsis begegnet. Nicht nur seitens
der in der Jugendarbeit tätigen Institutionen und der Zielgruppe der
Kinder und Jugendlichen selbst, sondern auch aus den „eigenen
Reihen“. Eine Vorstellung und Bekanntmachung des Konzepts auf
breiter Ebene, die Klarstellung und Abgrenzung von
Aufgabenbereichen und Zielen war daher dringend erforderlich und
erwies sich als sehr zeitaufwendig. Vorhandene Vorurteile und
Spannungen konnten in vielen Gesprächen abgebaut und erste
persönliche Kontakte aufgebaut werden. Die Ausweitung und
Intensivierung von Kontakten entwickelte sich nach diesen ersten
„Startschwierigkeiten“ jedoch recht schnell, und die Arbeit der
Jugendkontaktbeamten/-innen wird mittlerweile in allen Bereichen
akzeptiert und vertrauensvoll darauf zurückgegriffen.

Da viele kriminelle Karrieren ihren Ursprung bereits in einem
früheren Alter haben, werden nach verbindlichen Absprachen mit dem
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Kommissariat Vorbeugung mittlerweile auch Kinder/Jugendliche ab
der 5. Klasse, also ab einem Alter von etwa 10 bis 11 Jahren, durch
die Jugendkontaktbeamten/-innen betreut und begleitet. Die im
Konzept festgelegte untere Altersgrenze von 14 Jahren wird also
unterschritten.

Von Vorteil ist die Konstellation einer „männlich/ weiblich“-
Besetzung der Jugendkontaktbeamten/-innen. Der
geschlechtsspezifische Zugang zur Zielgruppe wird dadurch
vereinfacht.

Weitere Informationen

Kreispolizeibehörde Dortmund, - GS 2 -, Markgrafenstraße 102,
44139 Dortmund
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Junge - Junge - Jungen gegen Jungengewalt -

{xe "Niedersachsen"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}{xe "Raub"}{xe
"Opferhilfe/Opferschutz"}{xe "Jugend"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Die Kurse werden grundsätzlich als "offenes Angebot" in
Schulungsräumen der Polizei angeboten. In Ausnahmefällen werden
die Kurse auch in Schulen und Jugendzentren durchgeführt.

Das Projekt umfasst Kurse, an denen jeweils zwölf Jungen teilnehmen
können. Ein Kurs dauert neun Zeitstunden, die in der Regel an drei
Nachmittagen einmal pro Woche stattfinden. Die Kurse laufen in
leicht abgeänderter Form bereits seit 1996 unter der Bezeichnung
"Starke Jungs - Ganze Kerle".

In der jetzigen Form wurden pro Jahr vier Kurse durchgeführt. Für die
folgenden Jahre sind mindestens drei Kurse geplant.

Die Kosten für externe Fachkräfte werden teilweise durch die
Polizeidirektion (PD) Hannover und durch einen Eigenbeitrag der
Kursteilnehmer finanziert.

Konzeptioneller Ansatz

Die Kurse werden gemeinschaftlich und arbeitsteilig von Polizei und
externern Verhaltenstrainern durchgeführt. Eine gesonderte
Ausbildung ist seitens der Polizei nicht vorhanden. Allerdings ist eine
entsprechende Einstellung des Polizisten unerlässlich, um
glaubwürdig in diesem Themenfeld zu arbeiten. Dazu zählt auch die
Bereitschaft, sich ständig mit aktuellen Informationen zu versorgen.

Die Kurse werden angeboten für Jungen, die Opfer von Straßenraub
geworden sind oder nicht Opfer eines solchen werden wollen.
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Ziel ist das Erproben und Erlernen von Strategien zur Vermeidung der
Opferwerdung bei Straßenraub/Erpressung, dem sog. "Abziehen".
Zielgruppe sind Jungen im Alter von 11 bis 13 Jahren.

Die Kurse werden im Team durch einen männlichen Beauftragten für
Kriminalprävention (BfK) sowie männliche, polizeiexterne
pädagogische Fachkräfte durchgeführt.

Im Rahmen des Projektes werden u.a. folgende
Maßnahmen/Arbeitsschwerpunkte gesetzt:

- Aufklärung über Abläufe des Täterverhaltens vor, während und
nach der Tat sowie Entwicklung von Gegenstrategien.

- Schulung der Wahrnehmung und des Ausdrückens der eigenen
Empfindungen.

- Aufzeigen von Möglichkeiten, wie und wo Jungen sich Hilfe
holen können.

- Selbstbehauptungstraining, Rollenspiele, Steigerung des
Selbstwertgefühls, Vorleben eines gesunden männlichen
Selbstbewusstseins, welches auch Gefühle wie Angst und
Schwäche und ein Sich-Hilfe-Holen zulässt.

Sachstand/Erfahrungen

Von den teilnehmenden Jungen und von ihrem näheren Umfeld
kommen durchweg positive Rückmeldungen. Die Jungen haben Spaß
an dem Kurs, berichten über ein verbessertes Sicherheitsgefühl und
meinen, "etwas gelernt zu haben".

Das Teilnehmerinteresse ist sehr groß, nach regelmäßigen
Presseveröffentlichungen gehen eine Vielzahl von Anmeldungen ein,
so dass die Kurse zumeist ausgebucht sind bzw. eine Warteliste
geführt wird.
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Bei den Angeboten in Schulen ist auffällig, dass hier zumeist keine
freiwillige Teilnahme, sondern eher der "Klassenzwang" zur
Teilnahme führt. Dies ist teilweise auch in den Ergebnissen und der
Bereitschaft zur Teilnahme zu spüren.

Durch die durchweg positiven und lebhaften Schilderungen der
Jungen im Kurs und der Bereitschaft, bei berichteten massiven und
strafrechtlich relevanten Verstößen, die Polizei/Eltern mit
einzubeziehen, kann von einer Dunkelfeldaufhellung ausgegangen
werden.

Aus den Rückmeldungen der Jungen ist ersichtlich, dass sie besonders
Wert auf die Vertraulichkeit des Kurses legen. Ein Schwerpunkt bildet
die Aufarbeitung von Opfersituationen, wobei ein besonderer Reiz in
dem Spielen von Täterrollen liegt.

Hieraus ergibt sich häufig ein gewisses Verständnis für das
erlebte/befürchtete Täterverhalten und lässt die Jungen die
Notwendigkeit eines sicheren Auftretens und bewusster Grenzsetzung 
als präventive Maßnahme deutlicher werden.

Zu dem Projekt gibt es Veröffentlichungen in den lokalen Medien. Ein
ausführliches schriftliches Konzept zum Versenden ist vorhanden.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Hannover, BfK, Waterloostr. 9, 30169 Hannover

eMail: bfk@pd-hannover.polizei.niedersachsen.de
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KICK - Sport gegen Jugenddelinquenz

{xe "Berlin"}{xe "Gewalt"}{xe "Jugend"}{xe "Sozialarbeit"}{xe "Sport"}{xe
"Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Anfang 1991 entstand auf Initiative von Polizeibeamten und der
Sportjugend Berlin, zunächst als zweijähriger Modellversuch für die
Polizeidirektion 5, das Projekt "KICK - Sport gegen
Jugenddelinquenz". Der Versuch verlief erfolgreich, so dass das
Projekt ausgeweitet wurde.

Gegenwärtig (April 2003) existieren in verschiedenen Stadtteilen
Berlins acht "KICK-Standorte". Bei KICK arbeiten aktuell dreizehn
Sport- und Sozialpädagogen und eine Verwaltungskraft.

Das Projekt wird aus der Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin
über die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport mit derzeit
562.000 € finanziert.

Im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative URBAN der Europäischen
Union wird bis voraussichtlich zum Jahr 2006 ein Projekt am Standort
Lichtenberg gefördert, dass sich der Zusammenarbeit zwischen KICK
und umliegenden Schulen widmet. Es geht in diesem Projekt um ein
Programm, dass mit Hilfe aufeinander aufbauender Module die
Entwicklung „sachlicher“ und sozialer Kompetenzen bei den
jugendlichen Schülern unterstützt.

Die Fachaufsicht für das KICK-Projekt obliegt der Senatsverwaltung
für Bildung, Jugend und Sport in Zusammenarbeit mit der
Senatsverwaltung für Inneres des Landes Berlin. Neben der Berliner
Polizei kooperiert KICK u.a. mit Sportvereinen, der Clearingstelle
Jugendhilfe, Jugendgerichtshilfen, dem Weißen Ring, der S-Bahn
Berlin GmbH, Schulen, bezirklichen Einrichtungen und freien Trägern
der Jugendsozialarbeit.
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Die KICK-Projektleitung ist beim Verein für Sport und
Jugendsozialarbeit e.V., einer Initiative der Sportjugend Berlin,
angesiedelt, der Projektkoordinator der Berliner Polizei an der
Landespolizeischule.

Konzeptioneller Ansatz

Das Projekt will Jugendliche in Sportvereine integrieren oder an
sinnvolle Freizeitangebote heranführen. Jugendliche, die durch
Bagatell- oder Erstdelikte polizeilich auffallen, können auf freiwilliger
Basis über die Polizei direkt mit Sozialarbeitern und Sportpädagogen
des Projekts in Kontakt treten.

Die Teilnahme ist freiwillig, der Erfolg weitgehend von der
Teilnahmebereitschaft des Betreffenden abhängig.

Damit es zu keiner Stigmatisierung kommt, sind auch interessierte,
nichtdelinquente Jugendliche in das Projekt einbezogen.

Die Freizeitangebote sind sehr differenziert, im Mittelpunkt steht die
Motivation zur sportlichen Betätigung, um dadurch aggressives
Verhalten zu kanalisieren, Aggressionen zu mindern und zu einem
freizeitkulturellen Lebensstil beizutragen, der ebenso Entspannung,
Reiz, Abenteuer, Spaß und Freude bietet.

Durch lebensweltorientierte Sport- und Freizeitangebote in den KICK-
Treffpunkten sollen die Distanz der Jugendlichen zum
vereinsorganisierten Sportbetrieb und zu traditionellen
Vereinseinrichtungen abgebaut werden. Die Freizeitangebote werden
durch Wochenendaktionen, Ferienfahrten, Besuch von Sport- und
Kulturveranstaltungen sowie die Durchführung von abenteuer- und
erlebnisorientierten Programmen ergänzt.

In den pädagogischen Kontext des Projektes sind nachstehende
Lernprozesse eingebunden:
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- die Dimension von Selbsterfahrung und das Erkennen von
Stärken, Schwächen und Grenzen,

- die Entwicklung des Selbstwertgefühls und das Ausprägen von
Selbstbewusstsein,

- die Dimension von Erfahrung natürlicher Umwelt und sozialer
Realität im gemeinsamen Handeln mit anderen,

- die Entwicklung von Konfliktfähigkeit und kooperativen
Konfliktlösungsstrategien,

- die Übernahme von Verantwortung Jugendlicher für sich und
andere und

- die Wahrnehmung der eigenen Körperlichkeit und
Bewegungsgrenzen.

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Projektarbeit ist die begleitende
Betreuung der straffällig gewordenen und delinquenzgefährdeten
Jugendlichen in Form von konkreter Unterstützung und
sozialpädagogischen Beratungen. Die Zugangsschwellen betreffend
herkömmlicher Beratung und Hilfsdienste sind für diese Zielgruppen
häufig sehr hoch. KICK bietet seine Beratung niedrigschwellig
unmittelbar direkt im Sportumfeld an. In den KICK-Treffpunkten
wird in Einzelgesprächen auf die Problemsituation des Jugendlichen
eingegangen und beispielsweise Hilfe bei der Suche nach
Ausbildungsplätzen oder zum Nachholen von Schulabschlüssen
angeboten. Dabei wird mit namhaften Betrieben der Stadt kooperiert.

Seit 2002 existiert bei KICK auch ein mobiles Beratungsteam. Mit
ihm wird insbesondere ein Unterstützungssystem bereitgestellt, das
sich vor allem an Sportvereine aber auch an Jugendeinrichtungen und
Schulen wendet. Es bietet konkrete Beratung und Basisseminare vor
Ort an. Thematische Schwerpunkte sind die Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. Finanziert und
unterstützt wird das Beratungsteam aus Mitteln der Senatsverwaltung
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für Bildung, Jugend und Sport sowie aus dem Sonderprogramm Xenos
der Bundesregierung (gefördert durch die EU).

Sachstand/Erfahrungen

Bei der Auswertung der pädagogischen und sportpädagogischen
präventiven Arbeit an den acht Standorten des KICK-Projektes lässt
sich feststellen, dass die Zielsetzung der Integration delinquenter
Kinder und Jugendlicher in sinnvolle Freizeitangebote mit dem
Medium Sport gut umgesetzt werden kann.

Dabei ist festzustellen, dass Jugendliche, die frühzeitig von der Polizei
vermittelt werden, sehr gut zu integrieren und für die
sozialpädagogischen Angebote erreichbar sind. Demgegenüber
erweist sich die integrative Arbeit mit Jugendlichen, die vielfältige
Straftaten begangen haben als wesentlich schwieriger, weil die
Anreize für eine konfliktfreie Integration in die Gesellschaft zunächst
nicht besonders lohnenswert erscheinen. Eine wesentliche Bedeutung
ist hier die Unterbreitung von Angeboten, die z. B.  eine berufliche
Perspektive eröffnen, ihre Wohnsituation oder ihre gesamte
Lebenssituation verbessern.

Im Folgenden einige wesentliche Ergebnisse der Befragung, die bei
drei KICK-Standorten durchgeführt wurde:

Die über die Stadt Berlin verteilten Standorte von KICK sind eine Art
Zuhause für die jungen Menschen. Für fast ein Viertel der Befragten
sind die Mitarbeiter von KICK Ansprechpartner in allen Lebenslagen.
Wer ansonsten noch eine hohe Bedeutung als Helfer, Berater und
Rückhaltgeber hat, sind die eigenen Eltern, natürlich der Freund oder
die Freundin und die Clique. Auffallend ist, dass - wenn von den
Eltern die Rede war - der Vater als helfende Bezugsperson zumeist
eine nur geringe Rolle spielt.

Wieso kommen die Jugendlichen zu KICK? In erster Linie (62%), um
dort Freunde zu treffen - aber auch, um Probleme zu lösen. Etwa jeder
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Fünfte erhofft sich von KICK ganz konkrete Hilfe bei
Schwierigkeiten.

KICK erreicht deutlich seine Zielgruppe: straffällig gewordene
Jugendliche. Mehr als Dreiviertel der Befragten (76%) geben an,
bereits eine oder mehrere Straftaten begangen zu haben. Dazu zählten
zumeist Schwarzfahren (75%), Diebstahl (67%) und das Abziehen
bzw. die Bedrohung von anderen Jugendlichen (23%). 18% berichten,
bereits jemanden ernsthaft verletzt zu haben. Über ein Drittel (34%)
ist aber auch bereits selber Geschädigter einer Straftat gewesen, ein
gutes Fünftel (22%) fühlt sich persönlich bedroht. Kontakt mit der
Polizei hatte schon knapp die Hälfte der Befragten. Hinweise, dass aus
Opfererfahrungen zwangsläufig eine Täterschaft resultiert, wurde
nicht gefunden.

Es wurde auch danach gefragt, was Jugendliche denn für angemessene
Bestrafungsformen halten würden. Entgegen der häufigen
Vorstellung, dass Jugendliche eher hart urteilen, plädieren sie vor
allem für das Angebot sinnvoller Freizeitmaßnahmen (z. B.  im Sport)
und Schadenswiedergutmachungen. Die Jugendlichen haben sich über
KICK einen zum Teil neuen Freundeskreis aufbauen können. Sie
erklären, sinnvoller und gezielter ihre Freizeit zu verbringen. Ein
kleiner Teil ist über KICK auch direkt in Arbeit vermittelt worden.
Knapp 96% bewerten die Angebote und Hilfen von KICK mit sehr
gut. Für verbesserungswürdig halten sie die Öffnungszeiten. Vor
allem aber - und das ist ein wichtiger Verdienst - hat KICK die
Befragten dazu bewegt, schlichtweg mehr Sport zu treiben. Über die
Hälfte gibt an (54%), nunmehr verstärkt Sport zu treiben. Sport ist die
Freizeitbeschäftigung Nr. 1 gerade für männliche Jugendliche. Und es
hat sich gerade auch bei KICK gezeigt, dass mit Sport gerade junge
Menschen erreicht werden, die eher aus schwierigen Kontexten
kommen und sich allgemein in der Gesellschaft zu kurz gekommen
sehen. Allerdings ist mehr Sport treiben nicht mit Sport im Verein
gleich zu setzen. Gerade bei den Altersgruppen, mit denen KICK zu
tun hat, ist allgemein die Ausstiegsrate aus dem Vereinssport sehr
hoch.
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Was motiviert die Jugendlichen in besonderer Weise zum Sport? Die
überwiegende Mehrheit ist der Meinung, Sport vor allem zu betreiben,
um den Körper zu trainieren (84%). Für gut Dreiviertel (77%) soll der
Sport für die Gesundheit sorgen. Für knapp jeden Dritten zählt es,
über den Sport Kontakte zu schließen (31%) bzw. hat der Sport die
Aufgabe, ihn oder andere von der Straße zu holen. Der Fairness-
Gedanke rangiert unter "ferner liefen" mit 23%. Der Sport ist ein
wichtiges Medium, aber er alleine reicht nicht, um junge Menschen zu
binden. Die Jugendlichen haben darüber hinaus gehende Erwartungen
an den Sport. Sie wollen vor allem durch den Sport ihren Körper
trainieren, ihn attraktiv wirken lassen und etwas für die Gesundheit
tun. Er soll gut funktionieren. Dem Körper als symbolträchtiges
Merkmal für Jugendliche kommt mithin eine hohe Bedeutung zu.

Neben einer Befragung anhand eines Fragebogens zu
Themenbereichen wie Sport, Freizeit, Kriminalität und auch KICK
wurde ein Qualitätshandbuch entwickelt und die Mitarbeiter in den
Bereich der Selbstevaluation eingeführt.

Die folgenden Publikationen zum KICK-Projekt sind erhältlich:

Sportjugend Berlin (Hg.): "Sport gegen Jugenddelinquenz",
Dokumentation 1990 - 2001

Sportjugend Berlin (Hg.): "Sport statt Strafe", Dokumentation einer
Fachtagung der Sportjugend Berlin vom 30.09 bis 01.10.99.

Weitere Informationen

Verein für Sport und Jugendsozialarbeit e.V., KICK-Projekt, Hanns-
Braun-Straße/Friesenhaus II, 14053 Berlin

Internet: http://www.kick-projekt.de

eMail: kick.koordination@berlin.de
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Sportjugend Berlin, Abt. JS, Jessee-Owens-Allee 2, 14053 Berlin

Internet: http://www.sportjugend.org
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Kriseninterventionsprojekt der Stadt Jena

{xe "Thüringen"}{xe "Jugendhilfe"}

Organisation

Anfang April 2001 nahm das Kriseninterventionsprojekt (KIP) der
Jugendgerichtshilfe der Stadt Jena seine Arbeit auf. Es handelt sich
um ein Kooperationsprojekt der Jugendgerichtshilfe mit der
Staatsanwaltschaft und der Polizei. Dazu wurde in den Räumen der
Polizeiinspektion Jena eine Anlaufstelle eingerichtet. Dort haben
straffällig gewordene Kinder, Jugendliche und Heranwachsende,
Opfer, Zeugen sowie Eltern die Möglichkeit, sofort nach dem
Erstkontakt mit der Polizei die Mitarbeiter/innen des Jugendamtes
aufzusuchen.

Die Modellphase des Projektes beträgt drei Jahre. Bei erfolgreichem
Verlauf wird eine dauerhafte Übernahme der Modellstrukturen in die
Praxis angestrebt.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projektes ist es, frühzeitig Gefährdungen für Kinder und
Jugendliche zu erkennen und durch ein abgestimmtes Vorgehen
schnelle Reaktionen zu ermöglichen und die Jugendkriminalität
einzudämmen.

Das Kriseninterventionsprojekt der Stadt Jena will Organisations- und
Koordinationsstrukturen zwischen den beteiligten Instanzen
Jugendhilfe, Polizei und Staatsanwaltschaft optimieren, indem durch
die Einrichtung und den Betrieb eigener Beratungsräume im
Polizeirevier der Kontakt zwischen jugendlichem Straftäter und der
Jugendhilfe direkt nach dem Erstkontakt des Straftäters mit der
Polizei, also unmittelbar nach Verhaftung, Ingewahrsamnahme,
polizeilicher Anhörung, Vernehmung bzw. Vorführung ermöglicht
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wird. Der Kontakt zwischen Betroffenem und den Mitarbeiter/innen
des KIP's basiert auf Freiwilligkeit. Sollte das Beratungsangebot von
einzelnen Betroffenen abgelehnt werden, dürfen diesen in der weiteren
strafrechtlichen Behandlung aus diesem Umstand heraus keine
Nachteile entstehen.

Zielgruppe des Projektes sind alle tatverdächtig bzw. straffällig
gewordenen Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden, die in den
Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes Jena fallen. Ebenso wendet
sich das Projekt an Opfer und / oder Zeugen der entsprechenden
Straftaten.

Durch das KIP wird dem jungen Straftäter die Möglichkeit einer
persönlichen Beratung in einer für ihn belastenden Krisensituation
gegeben. Außerdem erhalten die Betreffenden die Möglichkeit, sich
zeitnah mit den Folgen der von ihnen begangenen Tat auseinander zu
setzen. Durch die frühzeitige Prüfung eines Jugendhilfebedarfs wird
ebenfalls effektive Kriminalprävention geleistet. Die Mitarbeiter/innen
des KIP sind nur für den Erstkontakt verantwortlich. Es soll weder
eine Beziehungsarbeit geleistet, noch Entscheidungen über die zu
ergreifenden Maßnahmen der Jugendhilfe getroffen werden.

Die Vermittlung der jungen Straftäter erfolgt durch die Polizei,
insbesondere durch die Beamten der Ermittlergruppe.

Sachstand/Erfahrungen

Im ersten Projektjahr, von April 2001 bis April 2002, sind 30 Fälle an
das KIP vermittelt worden, während es im Jahr 2002 bereits 82 Fälle
waren. Davon wurde bisher in 27 Fällen durch die Staatsanwaltschaft
von der Möglichkeit einer Einstellung des Verfahrens auf Grundlage
der im Projekt geleisteten Klientenarbeit Gebrauch gemacht.

Durch das KIP wurden die durch die Polizei vermittelten Personen an
andere Stellen, z. B.  Drogen- bzw. Schwangerenkonfliktberatung
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weitergeleitet. Außerdem fanden Gespräche zur
Schadenswiedergutmachung statt.

Zur Intensivierung des KIP besteht ein ständiger Kontakt zwischen
den Mitarbeitern/innen und den Beamten/innen der Polizeiinspektion
und den Beauftragten für Jugendsachen der Polizeidirektion.

Es gibt konkrete Kooperationsvereinbarungen und klare verbindliche
Strukturen. Alle Mitarbeiter/innen der Polizeidirektion haben
Kenntnis von der Vorgehensweise zur Vermittlung.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Jena, Am Anger 30, 07743 Jena
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Krisenzentrum beim Albert-Schweitzer-Kinderdorf (ASK)
Hanau

{xe "Hessen"}{xe "Jugendhilfe"}{xe "Jugendschutz"}{xe "Gewalt in der
Familie/im sozialen Nahraum"}

Organisation

Im Januar 1999 entstand in Kooperation der Jugendämter für die Stadt
Hanau und des Main-Kinzig-Kreises sowie der Polizeidirektion
Hanau, angesiedelt beim Albert-Schweitzer-Kinderdorf Hanau (ASK,
e-mail: ASK-Hanau@t-online.de) zunächst für einen einjährigen
Probelauf ein sog. "Krisenzentrum".

Das Krisenzentrum besteht aus einem mobilen
Krisenbereitschaftsdienst und einer beim Albert-Schweitzer-
Kinderdorf eingerichteten Inobhutnahmestelle mit vier
Unterbringungsplätzen für Kinder und Jugendliche.

Der Bereitschaftsdienst besteht aus ausgebildeten Sozialpädagogen
des ASK, die außerhalb der regulären Arbeitszeiten der Jugendämter
ausschließlich für die Polizei über eine spezielle Handynummer
erreichbar sind.

Die Kosten für das Krisenzentrum tragen zu zwei Dritteln der Kreis
und zu einem Drittel die Stadt Hanau.

Konzeptioneller Ansatz

Bei innerfamiliären oder sonstigen Krisensituationen, bei denen
Kinder oder Jugendliche gefährdet erscheinen, alarmiert die Polizei
den Bereitschaftsdienst, der in der überwiegenden Zahl der Fälle auf
der Wache oder vor Ort erscheint und die weitere Bearbeitung
übernimmt. Mit dem Ziel, entstandene Krisen bereits im Ansatz zu
lösen und nach Möglichkeit Fremdunterbringung der betroffenen
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Kinder zu vermeiden, werden sofort fachlich fundierte Gespräche und
andere pädagogische Maßnahmen eingeleitet.

Für die Polizei entfallen dadurch die oftmals schwierigen
Entscheidungen Kinder aus ihren Familien herauszunehmen und
zeitintensive Anstrengungen der Suche nach geeigneten
Unterbringungsmöglichkeiten.

Genauso wichtig wie die Sicherheit der Kinder, wenn sie in eine
Notlage geraten, ist die Initiierung eines konstruktiven Hilfeangebotes
an die Eltern. Es gilt, zu Beginn der Intervention zu klären, ob und wie
eine Bewältigung des Krisensituation erreicht werden kann, ob die
familiären Ressourcen ausreichen, um die Sicherheit der Kinder zu
gewährleisten, oder ob eine Inobhutnahme vorgenommen werden
muss.

Auch im Fall der Inobhutnahme wird weiter mit der Familie Kontakt
gehalten, um die Inobhutnahme zu begrenzen und eine längerfristige
Fremdunterbringung möglichst zu vermeiden.

Die Krisenintervention über ein Wochenende kann bis zu 15 Stunden
betragen. Die Mitarbeiter des Krisenbereitschaftsdienstes können zur
Sicherheit eines Kindes/Jugendlichen eine Inobhutnahme gemäß § 42
SGB VIII beginnen und auch beenden, wenn es gelingt, die
Krisensituation zu bewältigen.

Sachstand/Erfahrungen

Nach Ablauf des Jahres 1999 kamen sowohl die Vertragspartner als
auch die Vertreter der Polizei zu Auswertungsgesprächen zusammen
und vertraten einhellig den Standpunkt, dass das Projekt weitergeführt
werden soll.

Inzwischen wird die Weiterführung des Projektes nicht mehr in Frage
gestellt. Das Ziel, auch außerhalb von Dienstzeiten der Sozialen
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Dienste eine sofortige und umfassende Hilfe für Kinder in Not und
deren Familien anbieten zu können, ist demnach erfüllt.

Vom 1. Januar bis zum 31. August 2002 wurden 39 Einsätze des
Krisenbereitschaftsdienstes geleistet. Es gab 22 Beruhigungen der
Situation ohne Inobhutnahme; zudem fanden 13 Inobhutnahmen, eine
andere Unterbringung und drei Begleitungen statt.

Als positiv wird bewertet, dass sowohl Kinder und Jugendliche in Not
als auch deren Eltern direkt kompetente Gesprächspartner vor Ort
haben, die Ruhe in eine aufgeregte Situation bringen und allen
Beteiligten Hilfe anbieten können.

Negative Projekterfahrungen liegen nicht vor.

Für das Jahr 2003 ist eine Selbstevaluation geplant.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Südosthessen, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
Jugendkoordinator, Am Freiheitsplatz 4, 63450 Hanau

Albert-Schweitzer-Kinderdorf Hessen, Am Pedro-Jung-Park 1, 63450
Hanau

Internet: http://www.albert-schweitzer.de

eMail: ASK-Hanau@t-online.de
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Modellprojekt "Jugendstation"

{xe "Thüringen"}{xe "Repression"}{xe "Justiz"}{xe "Jugendhilfe"}{xe
"Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Bei dem am 18.09.2000 gestarteten Projekt handelt es sich um ein
nach baden-württembergischem Muster konzipiertes Modellprojekt
des Thüringer Innenministeriums, des Thüringer Justizministeriums,
des Ministeriums für Familie, Soziales und Gesundheit sowie der
Stadt Gera. Initiator ist das Thüringer Justizministerium.

Die Projektbeteiligten arbeiten eigenverantwortlich. Für zentrale
Fragen ist eine Lenkungsgruppe aus Vertretern der eingebundenen
Ministerien und der Projektbeteiligten zuständig. Direkt am Projekt
beteiligt sind

- die Staatsanwaltschaft Gera mit 1 1/2 Stellen,

- vier Mitarbeiter/ -innen des Jugendamtes der Stadt und

- sechs Polizeibedienstete und eine Angestellte aus der
Polizeiinspektion Gera-Nord.

Die Laufzeit des Projektes beträgt drei Jahre. Gelder werden im
Rahmen einer Mischfinanzierung durch das Thüringer
Justizministerium, das Thüringer Innenministerium und die Stadt Gera
bereitgestellt. Die laufenden Kosten tragen die Projektbeteiligten nach
eigenen Anteilen.

Das Projektgebäude ermöglicht die strikte räumliche Trennung der
Kooperationspartner und lässt im Einzelfall Raum für die
Hinzuziehung weiterer Partner.
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Konzeptioneller Ansatz

Anliegen des Projektes ist es, auf Kinderdelinquenz und
Jugendkriminalität schneller und gezielter als in bisheriger
Arbeitsweise Einfluss nehmen zu können.

Ziele bei der Bearbeitung bekannter Straftaten nach diesem Modell
sind vorrangig

- eine Steigerung der Effizienz bei der Bekämpfung der
Kinderdelinquenz und Jugendkriminalität,

- eine Optimierung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit,

- schnellere Reaktion auf Straftaten junger Menschen,

- sofortiges Reagieren bereits nach der ersten Verfehlung und

- langfristig die Senkung der Rückfallzahlen im Kinder- und
Jugendbereich.

In der Zielgruppe werden Kinder, Jugendliche und Heranwachsende
erfasst, die ihren Hauptwohnsitz in der Stadt Gera haben und
Thüringenweit als Tatverdächtige in Erscheinung treten.

Indirekt sind darüber hinaus ebenfalls Eltern und Familie, Lehrer und
Erzieher, Gruppierungen von Kindern und Jugendlichen mit
auffälligem Verhalten und Einrichtungen der Jugend(sozial)arbeit
angesprochen.

Neben der analytischen Tätigkeit, zeitorientierten polizeilichen
Sachbearbeitung und der Einbeziehung weiterer Präventionsangebote
hat das Projekt folgende Arbeitsschwerpunkte:

- Vorbeugung mit sachbezogenem Charakter.

- Verbesserung der Kooperationsbeziehungen zwischen
verschiedenen Ressorts im präventiven und repressiven Bereich.
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- Täterausgerichtete Prävention, entsprechend festgestellter
örtlicher bzw. zeitlicher Schwerpunkte.

- Zeitnahe Verfolgung von Straftaten, verbunden mit einer zügigen
Einleitung von Maßnahmen nach dem KJHG sowie JGG,

- Begleitende Öffentlichkeitsarbeit nach innen und nach außen.

Aus Sicht der Organisationsstruktur der Polizei bedeutet die
Schaffung der Jugendstation einen Schritt in Richtung täterorientierte
Ermittlung.

Sachstand/Erfahrungen

Mit der Eröffnung der Jugendstation und der damit verbundenen
konzentrierten Bearbeitung von Jugendsachen für das Stadtgebiet von
Gera ist eine an der Person ausgerichtete Tätigkeit der Polizei
möglich.

Eine parallele polizeiliche Sachbearbeitung zu ein und dem selben
Tatverdächtigen in den beiden Flächendienststellen gehört der
Vergangenheit an; Mehrfachtäter werden eher erkannt. Die
Ermittlungen liegen in einer Hand. Es erfolgt die Bündelung von
Maßnahmen.

Die Staatsanwaltschaft wird nach Eingang der Anzeige informiert und
erhält frühzeitig ein geschlossenes Bild über den Tatverdächtigen, was
in der Folge eine gezielte Reaktion zulässt.

Mit der besseren Kenntnis über Besonderheiten des Jugendstrafrechts
geht auch eine Qualifizierung der polizeilichen Ermittlungstätigkeit
einher. Die Erforschung der persönlichen Verhältnisse gerade beim
minderjährigen Tatverdächtigen hat einen weitaus höheren Stellenwert
erlangt als bisher. Die betrauten Polizeibediensteten sind in der Lage,
sich auf junge Delinquenten einzustellen.
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Bei einfach gelagerten Sachverhalten werden die Durchlaufzeiten
innerhalb der einzelnen Institutionen erheblich verkürzt. Verfügungen
der Staatsanwaltschaft sind ohne Verzögerung umzusetzen.

Außerdem hat der Staatsanwalt die Möglichkeit, kurzfristig an
Vernehmungen teilzunehmen bzw. sich selbst im Rahmen eines
persönlichen Gesprächs einen Eindruck über die jeweilige
Persönlichkeit und Reife eines jungen Menschen zu machen.

Im Rahmen der Diversion gelangen jugendliche Tatverdächtige gleich
nach polizeilichen Maßnahmen zur Jugendgerichtshilfe.

Aus der Sicht der Staatsanwaltschaft haben sich folgende positive
Aspekte herauskristallisiert:

- Schnelle Verfahrenserledigung.

- Verbesserte Entscheidungsfindung durch mehr persönliche
Kontakte zu den Verfahrensbeteiligten.

- Rückkehr zur originären Aufgabenverteilung im
Ermittlungsverfahren durch Übernahme der Sachleitungsbefugnis
im konkreten Fall.

Von Seiten der Jugendgerichtshilfe werden besonders die "kurzen
Wege" als erfreulich bezeichnet. Ansprechpartner sind namentlich
bekannt und unkompliziert zu erreichen. Somit ist eine schnelle
Einleitung von Sanktionen möglich, was auch die erzieherische
Wirkung erhöht. Auch Eltern von Tatverdächtigen bewerten diesen
Fakt als positiv.

Das Gros der in der Jugendstation bearbeiteten Anzeigen hat den
Charakter von Bagatelle- sowie Massenkriminalität. Hauptsächlich
handelt es sich um Diebstahlshandlungen unterschiedliches Art mit
Ladendiebstahl an der Spitze, Erschleichen von Leistungen,
Körperverletzungen, Verkehrsstraftaten (z. B. Fahren ohne
Fahrerlaubnis oder Verstoß gegen das Pflichtversicherungsgesetz),
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Sachbeschädigungen sowie Fälle der Rauschgiftkriminalität
(vorrangig “Konsumentendelikte"). Ca. 45 % der Tatverdächtigen sind
Jugendliche.

Bereits nach drei Wochen hat die Staatsanwaltschaft etwa 70 % der
Verfahren abgeschlossen.

In Hauskonferenzen, gemeinsamen Fallbesprechungen sowie der
konzeptionellen Projektarbeit werden interne Abläufe aufeinander
abgestimmt und optimiert bzw. Aktivitäten im präventiven Bereich
geplant.
Zu den Abstimmungsgesprächen werden auch andere Stellen, die in
Gera auf dem Gebiet der Prävention tätig sind, eingeladen. Vertreter
von Politik, Schulleiter, Lehrer, Schüler, Eltern, Sozialarbeiter oder
Studenten nutzten bereits die Gelegenheit, sich bei den
Projektbeteiligten ein Bild über die Arbeitsweise in der Jugendstation
zu machen.

Wie die gemeinsame Beratung  am 25.03.02 mit Mitarbeitern eines
gleichartigen Projektes aus Jena - das dortige
Kriseninterventionsprojekt (KIP) - bestätigte, bezieht  man  auch
anderen Orts gesammelte Erfahrungen  mit ein.

In der örtlichen und regionalen Presse wurde wiederholt über das
Modellprojekt der Jugendstation Gera  berichtet. Weiterhin widmete
die Thüringer Polizeizeitung "PiT" mehrfach ihre Aufmerksamkeit
dem Projekt.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Gera-Mitte, Jugendstation, Weg der Freundschaft
10, 07546 Gera

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. (ISS), Landesbüro
Thüringen / Sachsen-Anhalt, Thomas-Mann-Straße 13a, 07743 Jena
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Pilotprojekt der Niedersächsischen Landesregierung zur
Vermeidung von unentschuldigter Abwesenheit vom
Unterricht ("progess")

{xe "Niedersachsen"}{xe "Schulschwänzen"}{xe "Risiko"}{xe "Familie/-
Jugendliche"}

Organisation

Zur Umsetzung des Programms der Niedersächsischen
Landesregierung zur Vermeidung von unentschuldigter Abwesenheit
vom Unterricht hat das federführende Kultusministerium den
Landespräventionsrat Niedersachsen beauftragt, ein Pilotprojekt in
den Städten Delmenhorst, Hannover, Osnabrück und im Landkreis
Friesland durchzuführen.

Das mit Beginn des neuen Schuljahres im August 2002 gestartete und
voraussichtlich eineinhalb Jahre laufende Projekt wird
wissenschaftlich begleitet.

Konzeptioneller Ansatz

Nach Befragungen von 10.640 Schülerinnen und Schülern der 9.
Jahrgangsstufe in Hamburg, Hannover, Leipzig, München und
Friesland zum sog. Schulschwänzen antworteten 52,9 % der
Befragten, dass sie im letzten halben Schuljahr schon einmal die
Schule geschwänzt hätten. 14,8 % erklärten, dass sie im gleichen
Zeitraum fünf Tage oder mehr unentschuldigt gefehlt hätten.
Fernbleiben vom Unterricht ist damit kein "Problem" einzelner
Jugendlicher mehr.

Die Gründe für unentschuldigte Fernbleiben vom Unterricht sind
dabei höchst unterschiedlich. Individuelle Schulerfahrungen, die
gewählte Schulform und persönliche soziale Dispositionen spielen
eine große Rolle.
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Eine besondere Berücksichtigung sollten hier Schülerinnen und
Schüler finden, die sich hartnäckig und für einen längeren Zeitraum
dem Unterricht entziehen. Betroffene nennen hier vielfältigste Gründe,
die es ernst zu nehmen gilt: persönliche Krisen, Spannungen im
Elternhaus, Misserfolge in der Schule, Konflikte mit den Lehrkräften,
ein als langweilig empfundener Schulalltag oder auch Ausgrenzungen
durch Mitschülerinnen und Mitschüler.

Kontinuierliches Schulschwänzen kann zu steigenden Lern- und
Leistungsdefiziten in der Schule, aber auch zur Entwicklung eines
völlig eigenen Lebens- und Wertesystems führen.

Eine besondere Problematik stellen Schülerinnen und Schüler dar, die
während der eigentlichen Schulunterrichtszeit in kriminelle
Handlungen verwickelt werden. Untersuchungen zeigen nämlich, dass
Schulverweigerung und delinquentes Verhalten wie z. B.  der
Begehung von Ladendiebstählen oder Gewaltdelikten einen
Zusammenhang aufweisen. Je häufiger Jugendliche die Schule
schwänzen, desto stärker sind sie auch in Straftaten involviert. Dieser
Zusammenhang ist dabei nur teilweise auf ungünstige soziale
Lebenssituationen diese Jugendlichen zurückzuführen.

Das Projekt der Niedersächsischen Landesregierung zielt darauf ab,
sowohl die Kommunikationsstrukturen zwischen Elternhaus und
Schule, wie auch das Beratungs- und Hilfesystem in den Schulen
auszuweiten, zu spezifizieren und zu verbessern. Schulen sollen
ermutigt werden, vorrangig mit erzieherischen Mitteln auf das
Fernbleiben vom Unterricht zu reagieren.

Im Einzelnen sollen

- vertraglich verbindliche Vereinbarungen zwischen Schulen und
Erziehungsberechtigten erfolgen. Diese Vereinbarungen sollen
Lehrkräften Anlass geben, den Gründen für ein gehäuftes
Fernbleiben nachzugehen. Darüber hinaus sollen Fehlzeiten
statistisch in allen Klassen oder schulischen Lerngruppen
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zusammengefasst und die Gründe ihrer Entstehung in
Konferenzen erörtert werden

- mit Erziehungsberechtigten Vereinbarungen getroffen werden, die
deren ohnehin bereits bestehende gesetzliche Pflicht, für den
regelmäßigen Schulbesuch ihrer Kinder zu sorgen, ergänzt.
Vereinbart werden soll, dass Erziehungsberechtigte das Fehlen
ihrer Kinder und ihrer Erreichbarkeit mitteilen. Dies soll zum
frühestmöglichen Zeitpunkt - möglichst noch am selben Tag -
geschehen. Bei vermutetem unentschuldigten Fehlern sollen
Erziehungsberechtigte möglichst noch am selben Tag durch die
Schule informiert werden

- ein gezielt arbeitendes Ansprechpartnersystem für alle Beteiligten
entwickelt werden. Kinder und Jugendliche sollen in bestimmten
Fällen durch aufsuchende Formen der Jugendarbeit und
Jugendsozialarbeit angesprochen und durch abgestimmte
Aktivitäten mit der Schule in deren Bezüge integriert werden

- Schulverweigerer durch Kooperationen zwischen Schulen und
"Regionalen Arbeitsstellen zur beruflichen Eingliederung"
aufgesucht und ein individuelles Hilfsangebot erarbeitet werden

- unterstützende Maßnahmen bei der Erziehung mit Einverständnis
von Eltern und Schülern größere Wirkung entfalten. Leistungen
der Erziehungsberatung, der sozialen Gruppenarbeit, der Einsatz
von Erziehungsbeiständen und Betreuungshelfern, der
sozialpädagogischen Familienhilfe sollen mit Angeboten der
Schule abgestimmt werden

- in den Schulen verbindlich zusammenarbeitende Helferteams aus
Beratungs- und Vertrauenslehrkräften, Schulpsychologen,
Mitarbeitern kommunaler sozialer Dienste,
Erziehungsberatungsstellen, Schulsozialarbeitern und Schulärzten
gebildet werden. Den Schulklassen persönlich bekannt, sollen die
Teams mit dem Einverständnis betroffener Schüler effektive
individuelle Hilfepläne für Schulverweigerer entwickeln
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- mit dem Präventions- und Integrationsprogramm "PRINT" ein
landesweites "Netz der Prävention von Jugendhilfe und Schule"
geknüpft werden

- bei massiven Verstößen gegen die Schulpflicht auch Sanktionen
im Rahmen von Ordnungswidrigkeitenverfahren durchgesetzt
werden.

Die Polizei arbeitet seit langem im Rahmen jugendspezifischer
Präventionskonzepte eng mit anderen Stellen zusammen.
Polizeibeamte sollen in kriminalpräventiv begleitenden Maßnahmen
(z. B.  Kontrollen im öffentlichen Raum, ÖPNV-Haltestellen,
Kaufhäusern, Gaststätten, Spielhallen, Bahnhöfen etc.) in
Abstimmung mit Schule und Jugendamt mögliche Schulverweigerer
ansprechen und sie auffordern, den pflichtgemäßen Unterricht zu
besuchen.

Speziell geschulte Polizeibeamte sollen die Gelegenheit nutzen, mit
Schülern ins Gespräch zu kommen, um ihnen die Folgen des
Schulschwänzens zu verdeutlichen. Die Polizei hat dabei sowohl in
der Schule als auch in den kommunalen Behörden feste
Ansprechpartner. Die oder der Beauftragte für Jugendsachen ist dabei
verantwortlich für die Steuerung und Koordinierung der polizeilichen
Maßnahmen sowie der Kontaktpflege im Rahmens dieses Programms.

Die Einbeziehung der kommunalen Präventionsräte bildet eine weitere
Möglichkeit des "Auffangens" von Schulverweigerung. So eröffnen
diese Räte in der Regel die Möglichkeit, ein vernetztes Handeln und
Einwirken über den Kreis von Schule und Jugendhilfe, beispielsweise
durch die Kooperation mit Innungen und Kammern der Wirtschaft,
Gewerkschaften, kirchlichen Gruppen, des Sports und der Vereine zu
organisieren.

Sachstand/Erfahrungen

Projektergebnisse liegen noch nicht vor.
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Weitere Informationen

Landespräventionsrat Niedersachsen, - Niedersächsisches
Justizministerium -, Am Waterlooplatz 5 A, 30169 Hannover

Internet: http://www.lpr.niedersachsen.de

eMail: info@lpr.niedersachsen.de
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Pilotprojekt zur Intensivierung der gewaltpräventiven
Arbeit an Hannoveraner Schulen

{xe "Niedersachsen"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Der Jugendkontaktbeamte und die Beauftragte für Jugendsachen
bieten seit Beginn des Schuljahres 2001/2002 an unterschiedlichen
Schulen (Orientierungsstufe [5./6. Klasse], Hauptschule, Schule für
verhaltensauffällige Kinder, Berufsbildende Schule und Gymnasium)
für Kinder und Jugendliche unterschiedlichen Alters eine
kontinuierliche Betreuung über einen Zeitraum von zwei Schuljahren
an. In Form einer Patenschaft soll jede Schulklasse mindestens zwei
Mal pro Halbjahr für jeweils vier bis sechs Schulstunden und damit
einen ganzen Schultag betreut werden.

Nach Abschluss des Pilotprojektes wird entschieden, an welchem
Schultyp und mit welcher Altersklasse weiter gearbeitet werden soll.

Das Projekt wird ohne Fremdmittel finanziert.

Konzeptioneller Ansatz

Durch die intensive Betreuung der Schüler und Schülerinnen sollen
folgende Ziele erreicht werden:

- Sensibilisierung der Schüler zum Thema Gewalt / Kriminalität
(Schüler sollen begreifen, dass der Gewaltbegriff psychisch und
physisch zu verstehen ist. Sie sollen lernen, dass Gewalt schon bei
Beleidigungen, Schubsen etc. beginnt.)

- Steigerung der Akzeptanz der Polizei sowie Abbau von
Kontaktängsten.
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- Versuch, Präventionsarbeit durch kontinuierliche Betreuung
effektiver und messbar zu gestalten.

- Kontaktpflege zu Schülern und Lehrern.

Das Projekt wird mit einer Fragebogenaktion begonnen und beendet.
Anlassbezogen werden im Verlauf weitere Fragebogenaktionen
durchgeführt.

Ziel dieser Befragung ist eine messbare Änderung der Einstellung zur
Gewalt / Kriminalität zu dokumentieren.

Die Unterrichte werden altersgemäß aufbereitet, vorgesehen sind
folgende Themen:

- Ursachen von Jugendkriminalität

- Folgen der Jugendkriminalität für den Täter und die Opfer

- Zivilcourage

- Begleitung eines Projektes der Klassen.

Jede Klasse wird durch den Klassenlehrer bzw. die Klassenlehrerin
begleitet. Diese werden vor Beginn des Projektes informiert und
haben Bereitschaft signalisiert, die von der Polizei angesprochenen
Themen in der Schule ggf. weiter zu behandeln oder zu intensivieren.
Lehrer können zudem eigene Themen einbringen.

Während des Projektes sind Freiräume für die Interessen der Schüler,
die an die Polizei herangetragen werden, vorgesehen.

Sachstand/Erfahrungen

Abschließende Aussagen zur Zielerreichung sind noch nicht möglich.
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Das erste Halbjahr stand unter dem Motto "Ursachen von
Jugendkriminalität": Zunächst haben sich die Schüler selber überlegt,
welche Ursachen Jugendkriminalität haben kann. Im Anschluss
wurden die beiden Problemfelder Werbung, Medien,
Konsumverhalten und das soziale Umfeld intensiver betrachtet.

U.a. erstellten die Schüler Werbe-Kollagen gegen
Markenfetischismus. Weiter wurden in verschiedenen Rollenspielen
Handlungsalternativen erarbeitet, wie man sich Gruppenzwängen
innerhalb des Freundeskreises entziehen kann. Es wurden auch
Übungen zur Stärkung des Selbstbewusstseins gemacht. Höhepunkt
des ersten Halbjahres war der Besuch und die Besichtigung der
Polizeiinspektion Nord.

Im zweiten Halbjahr wurde über Folgen von Jugendkriminalität
gesprochen. In einzelnen Übungen  konnten Schüler erleben, wie man
sich als Opfer fühlt. Die erzieherischen und strafrechtlichen Folgen
konnten die Schüler in einem Rollenspiel über eine Raubstraftat incl.
der polizeilichen Ermittlungen bis hin zur Gerichtsverhandlung selber
erarbeiten.

Auch das zweite Halbjahr endete mit einer besonderen Aktion: die
älteren Jahrgänge konnten die Jugendarrestanstalten Neustadt bzw.
Nienburg besichtigen. Für die Sonderschulklassen wurde eine
Führung bei der Reiter- und Hundeführerstaffel durchgeführt. Dort
gelang es, auch schwierige Schüler für die Arbeit zu begeistern.

Im nächsten Schulhalbjahr werden viele Rollenspiele und Übungen
zur Selbstbehauptung sowie zur Zivilcourage auf dem Stundenplan
stehen.

Beendet werden die zwei Jahre mit einem Videoprojekt der beteiligten
Schulklassen.

Eine zum Ende des ersten Jahres durchgeführte Schülerbefragung
zeigte, dass die Durchführung eines solchen Projektes sinnvoll ist und
die Schüler erreicht werden können.
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Insgesamt wurden 66 Schüler/ -innen befragt. Durchschnittlich wurde
das Schulprojekt von Ihnen mit einer Schulnote von 2,54 bewertet.
Dabei sollte berücksichtigt werden, dass die befragten Schüler fast
ohne Ausnahme Problemschüler sind und für sie eine Leistung im
Bereich Befriedigend / Ausreichend ein sehr gutes Ergebnis darstellt.
79 % der befragten Schüler würden anderen Klassen die Teilnahme an
dem Projekt empfehlen. 32 % haben bei sich selber festgestellt, dass
sie sich in bestimmten Situationen an das Projekt erinnerten und dann
positiv anders verhalten haben. Knapp 20 % konnten sogar bei
Mitschülern positive Verhaltensänderungen feststellen, die sie auf das
Schulprojekt zurückführen.

Fast 55 % der befragten Schüler würden sich aufgrund des Projektes
jetzt eher bei Problemen an die Polizei wenden.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Hannover-Nord, Beauftragte für Jugendsachen,
Bodestraße 2, 30165 Hannover

Internet: http://www.polizei-hannover.de
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Polizeilicher Jugendschutz zum Thema Schulschwänzen in
Bielefeld

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Schulschwänzen"}{xe "Jugendschutz"}

Organisation

Das im November 1999 gestartete Projekt "Polizeilicher Jugendschutz
zum Thema Schulschwänzen" ist ein weiterer Baustein in der
Gesamtkonzeption "Polizeiliche Kriminalprävention" des
Polizeipräsidiums Bielefeld. Es greift den Gedanken der vernetzten
Kooperation der Polizei mit unterschiedlichen Behörden und
Institutionen der Stadt Bielefeld auf.

Mit Vertretern des Schulamtes, des Ordnungsamtes, der Jugendhilfe,
verschiedener Schulen (unterschiedlicher Schulformen) und der
Polizei wurde folgendes Verfahren vereinbart:

- Ausschließlich den Schulen obliegt die Überwachung der
Einhaltung der Schulpflicht.

- Alle Beteiligten arbeiten absprachegemäß mit den Schulen
zusammen.

- Das Ordnungsamt führt künftig Schulzuführungen
niedrigschwelliger und zügiger durch.

- Die Jugendhilfe erweitert ihre Angebote für die Schulen
(Schulsozialarbeit, alternative Beschulungsformen, etc.) und
benennt feste Ansprechpartner für die einzelnen Schulen.

- Unbürokratische Hilfestellungen für die Schulen und schnelle
Absprachen erfolgen auf dem sogenannten "kurzen Dienstweg".

- Es finden regelmäßige Treffen der o.g. Behörden statt.
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Konzeptioneller Ansatz

Die Ausgangsüberlegungen zu dem Projekt basieren im Wesentlichen
auf kriminologischen Erkenntnissen. Danach gilt das
"Schuleschwänzen" als ein nicht unwesentlicher Faktor, der neben
Mängeln in der Erziehung und negativer Sozialisation durch
ungünstige Verhältnisse im sozialen Umfeld der Kinder und
Jugendlichen deviantes und kriminelles Verhalten begünstigt.

So besteht z. B. die Gefahr, dass die Schulschwänzer im Bewusstsein
des bereits begangenen Normverstoßes (Schulschwänzen) sich
vermeintlich Gleichgesinnten (andere Schulschwänzer, soziale
Randgruppen, Punks, Drogenabhängige, etc.) an bekannten
öffentlichen Treffpunkten anschließen bzw. unter deren Einfluss
geraten. Hier sehen sie die Möglichkeit, Anerkennungsdefizite des
eigenen sozialen Umfeldes zu kompensieren, indem sie sich,
angespornt z. B. durch gruppendynamische Prozesse, zu deviantem
Verhalten und kriminellen Handlungen hinreißen lassen.

Insoweit trifft ein regelmäßiger Schulbesuch der Kinder und
Jugendlichen auch die Ziele, die die Polizei im Rahmen des
Jugendschutzes und der vorbeugenden Kriminalitätsbekämpfung
verfolgt.

Das Überwachen der Einhaltung der Schulpflicht ist originäre
Aufgabe der Schulen. Ihnen obliegt es, die Schüler möglichst mit
pädagogischen Mitteln zur Einhaltung der Schulpflicht zu bewegen.
Gelingt dies nicht, gibt es die Möglichkeit von Ordnungsmaßnahmen
durch das Ordnungsamt in Form von Schulzuführungen. Beim
Schulamt bzw. der Bezirksregierung können durch die Schulen
Bußgeldverfahren beantragt werden.

Ziel der polizeilichen Maßnahmen im öffentlichen Raum kann es
daher nur sein, Schüler, die augenscheinlich die Schule schwänzen, im
Rahmen von Jugendschutzstreifen anzusprechen und wieder dem
Einflussbereich der Sorgeberechtigten zuzuführen.
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Nach erfolgter Personalienfeststellung und Rücksprache über Handy
vor Ort mit dem Schulsekretariat werden die Schüler aufgefordert,
sofort zur Schule zu gehen. Die Schulen erhalten einen Bericht über
die durchgeführte Kontrolle.

Nur in Ausnahmefällen und wenn abzusehen ist, dass die Schüler der
Aufforderung nicht nachkommen, werden die Schüler zur Schule
begleitet.

Die sofortige Kontaktaufnahme mit den Schulen stellt sicher, dass von
dort das weitere Vorgehen bestimmt werden kann und der
pädagogische Auftrag der Schulen nicht unterlaufen wird.

Die Durchführung der Maßnahmen ist zunächst auf wenige
polizeiliche Organisationseinheiten beschränkt. Die Kontrollen sollen
durch die Jugendschutzstreifen des Kommissariates Vorbeugung,
durch die Polizeibeamten, den Bediensteten der Stadtwache und durch
die Bezirksbeamten durchgeführt werden.

Sachstand/Erfahrungen

Im Rahmen eines Probelaufes im Dezember 1999 wurden in ca. 25
Kontrollstunden 40 Schulschwänzer in der Bielefelder Innenstadt
angetroffen und zur Schule zurückgeschickt.

Da erfahrungsgemäß die Computerabteilung der Kaufhäuser
Anziehungspunkte für Schulschwänzer sind, wurde der Einzelhandel
auf das Thema "Schulschwänzen" angesprochen. In zwei großen
Kaufhäusern der Bielefelder Innenstadt werden die PC-Spiele erst ab
13.00 bzw. ab 14.00 Uhr eingeschaltet.

Im Frühjahr 2002 wurde letztmalig eine Erhebung mit dem Ziel
durchgeführt, einen zahlenmäßigen Anhaltspunkt über die
anzutreffenden Schulschwänzer/innen im öffentlichen Raum zu
bekommen. Dabei wurde ersichtlich, dass weniger Schulschwänzer/
-innen anzutreffen waren als zu Beginn des Projektes.
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Der Arbeitskreis aus Vertretern der Schulen, des Schulamtes, des
Ordnungsamtes, der Jugendhilfe und der Polizei besteht noch in seiner
Ursprungsform. In einem Treffen im April 2002 wurde erneut die
Absicht erklärt, am Projekt und am Arbeitskreis festzuhalten. Ferner
wurde die Weiterentwicklung des Projektes verabredet. Derzeit (Juli
2002) werden noch bessere Verzahnungsmöglichkeiten der beteiligten
Organisationen diskutiert und festgeschrieben. Daraus soll ein
behördenübergreifender Leitfaden zum Thema Schulschwänzen
entstehen. Dieser Leitfaden wird voraussichtlich im Herbst 2002
fertiggestellt sein.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Bielefeld, Kommissariat Vorbeugung, Lerchenstraße
2, 33607 Bielefeld

eMail: vorbeugung@bielefeld.polizei.nrw.de
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Prävention im Team - PIT (Bayern)

{xe "Bayern"}{xe "Gewalt"}{xe "Diebstahl"}

Organisation

Das Projekt „Prävention im Team - PIT“ wurde 1996 im Rat für
Kriminalitätsverhütung des Landes Schleswig-Holstein gemeinsam
von Pädagogen, Psychologen und Polizeibeamten für Schülerinnen
und Schüler an allgemeinbildenden Schulen erarbeitet. Inzwischen ist
PIT ein fester Bestandteil der Präventionsarbeit in Schulen Schleswig-
Holsteins.

Nach grundsätzlich positiver Bewertung von PIT durch das
Bayerische Landeskriminalamt (BLKA) und das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus (BStMUK) wird das
Präventionsprojekt hinsichtlich einer künftigen dauerhaften
Umsetzung in Bayern seit März 2001 bis Juli 2002 an 43 vom
BStMUK ausgesuchten Schulen in Bayern erprobt. Die Federführung
obliegt dabei dem Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und
Kultus.

Konzeptioneller Ansatz

Kennzeichnend für das Projekt ist die Teamarbeit, d. h. der Unterricht
wird von Lehrern, Polizeibeamten und ggf. weiteren externen
Fachleuten (z. B. Suchtberatern) gemeinsam gestaltet. Die Lehrkräfte
legen gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern den
themenbezogenen Grundstein, die Polizeibeamten vertiefen mit ihrem
Erfahrungs- und Fachwissen und tragen damit zum möglichst
ganzheitlichen Umgang mit der jeweiligen Thematik bei.

Die Schülerinnen und Schüler lernen etwas über das Einstiegsthema,
bekommen mögliche Folgen der Kriminalität aufgezeigt und werden
anschließend in Übungen an soziales Verhalten und
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Persönlichkeitsbildung herangeführt. Dabei haben die
Einstiegsthemen quasi eine „Anwärmfunktion“ für das eigentliche
Ziel: Soziale Kompetenz. Zuletzt werden Möglichkeiten angeboten,
das Zusammenleben in der Klasse konkret zu verbessern. Die Eltern
werden über das Projekt rechtzeitig informiert.

Das jeweilige Einstiegsthema ist zwar grundsätzlich frei wählbar.
Während der Erprobungsphase von PIT in Bayern soll sich die Wahl
jedoch auf die Themen „Diebstahl“, „Gewalt“ und „Sucht“
beschränken.

Das Besondere an PIT aus polizeilicher Sicht ist, dass eine zwischen
Schule und Polizei abgesprochene Vorbereitung der
Präventionsthemen im Unterricht stattfindet, die Schülerinnen und
Schüler sich dabei konkret mit den Themen auseinandersetzen müssen
und die Polizei hierauf aufbauend ihren fachlichen Part einbringen
kann. Der polizeiliche Beitrag ist damit Teil eines
Gesamtpräventionskonzeptes.

Die Ziele von PIT sind:

- Verringerung der von Kindern und Jugendlichen inner- und
außerhalb von Schulen begangenen Straftaten.

- Verringerung der an Kindern und Jugendlichen begangenen
Straftaten.

- Förderung der Entwicklung sozialer Kompetenz.

- Verbesserung des „sozialen Klimas“ in den Schulklassen.

Durch den polizeilichen Part sollen darüber hinaus

- die Themen des (schulischen) Parts vertieft,

- die möglichen negativen Folgen der jugendtypischen Kriminalität
für den Täter und für das Opfer herausgestellt,
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- Berührungsängste und Vorurteile gegenüber Polizeibeamten
abgebaut und

- Wissen und Verständnis über bzw. für die Aufgaben der Polizei
vermittelt werden.

Die Zielgruppe umfasst Schülerinnen und Schüler im jeweiligen
Klassenverband der Klassenstufen 7 und 8 von bayerischen Haupt-
und Realschulen.

Sachstand/Erfahrungen

Langfristig ist es geplant, PIT bayernweit an Schulen umzusetzen.

Hierfür sollen im Anschluss an die Erprobungsphase die vorliegenden
Materialien zu PIT aus Schleswig-Holstein für ein „Bayerisches
Programm PIT“ modifiziert werden. Die Erkenntnisse einer
Evaluation sind hier ein geeignetes Mittel, das vorliegende Material
entsprechend anzupassen.

Originäres Ziel der Prozessevaluation wird es sein zu prüfen,
inwieweit das Programm die richtige Zielpopulation erreicht hat und
inwieweit die ausgeführten Arbeiten der Referenten vor Ort mit den
Planungsvorgaben übereinstimmen.

Die Auswertung der Erkenntnisse der Evaluation zum schulischen
Part erfolgt seitens des Staatsinstituts für Schulpädagogik und
Bildungsforschung (ISB). Die Auswertung zum polizeilichen Part
erfolgt durch das des BLKA, Dezernat -Forschung, Statistik,
Prävention-.

In der Folge wurde die Broschüre „Jugendkriminalität - Ein Thema für
die Schule?“ überarbeitet und allen beteiligten Kräften zur Verfügung
gestellt. Die Inhalte dieser Handreichung sollen die Zusammenarbeit
der Institutionen verbessern und die unterschiedlichen Arbeitsweisen
aufeinander abstimmen.
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Weitere Informationen

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 -
Verhaltensorientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de

Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus,
Salvatorstraße 2, 80327 München
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Schulschwänzen, Delmenhorster Modellversuch

{xe "Niedersachsen"}{xe "Schulschwänzen"}

Organisation

Als Modellversuch gegen Schulschwänzen wurde ein Arbeitskreis
gebildet, der sich aus den Schulleitungen der Hauptschulen,
Berufsbildenden Schulen, Orientierungsstufen, dem Arbeitskreis
Grundstufen, dem Sprecher der Schulleiterkonferenz, der
Schulpsychologin, Vertretern des Stadtelternrates und der
Schulverwaltung, des Jugendamtes, des Kriminalpräventiven Rates
(KPR) sowie der Polizei Delmenhorst zusammensetzt.

Geleitet wird er vom Dezernenten für Jugend, Soziales, Gesundheit,
Schule und Sport.

Konzeptioneller Ansatz

Der Delmenhorster Modellversuch gegen Schulschwänzen orientiert
sich an insgesamt vier Zielen, die zugleich in Form von Bausteinen
umgesetzt werden:

1. Zeitnahes, abgestimmtes Vorgehen: Der Arbeitskreis beschäftigte
sich zunächst mit den Instrumentarien bzw. Möglichkeiten, mit
denen gegen Schulschwänzer/innen vorgegangen werden kann. So
kam man zu dem Ergebnis, dass von allen Beteiligten zeitnaher
gearbeitet werden muss. Außerdem ist zwischen den Schulen
(differenziert nach den Besonderheiten der einzelnen
Schulformen) ein einheitliches Vorgehen gegen die
Schulschwänzer/innen notwendig. Es müssen Regelungen für
Sachverhalte geschaffen werden, bei denen Bußgelder unwirksam
sind. Ebenso muss die Abstimmung zwischen den beteiligten
städtischen Ämtern intern und mit den extern beteiligten
Behörden wie Polizei und Gericht optimiert werden.
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2. Beschleunigte Umwandlung des Bußgeldes in Arbeitsleistungen:
Es wurde in einem abstimmenden Gespräch zwischen
Amtsgericht, Schul- und Sportamt, Jugendamt und Vollstreckung
der zeitliche Handlungsrahmen bei Nichtzahlung des gegen
Jugendliche verhängten Bußgeldes vereinbart.

3. Gezielte Stärkung des präventiven Netzwerkes: Unterstützung von
Schulen in sozialen Brennpunktgebieten.

4. Entwicklung eines flächendeckenden Ansatzes: Einsatz von
Sozialpädagogen für den Bereich der Schulen,
Evaluationsplanung.

Sachstand/Erfahrungen

Der Arbeitskreise ist zu folgenden Ergebnissen gekommen:

1. Die Teilnehmer einigten sich auf einen Elternbrief, der zu Beginn
eines jeden Schuljahres die Eltern der Schüler/innen der
Delmenhorster Schulen darüber informiert, welche Regeln zu
beachten sind (Pflichten als Erziehungsberechtigte, Zeitrahmen
für das Einreichen von Entschuldigungen für Fehlzeiten,
Konsequenzen bei unentschuldigtem Fehlen). Der Elternbrief ist
jährlich von den Klassenlehrern, den Schülern und den
Erziehungsberechtigten zu unterschreiben und kann in
verschiedenen Sprachen ausgehändigt werden. Er wurde in der
örtlichen Presse veröffentlicht.

2. Bei Nichtzahlung eines verhängten Bußgeldes beantragt die
Schulverwaltung nach 14 Tagen beim zuständigen Jugendrichter
die Umwandlung der Geldstrafe in eine Arbeitsleistung. Innerhalb
von drei Tagen nach Eingang des Antrages geht von diesem die
Anhörung des Betroffenen in den Postausgang und nach Ablauf
der Anhörungsfrist von einer Woche prüft der Jugendrichter, ob
die Umwandlung möglich ist. Dann wird dem Jugendlichen eine
Arbeitsstelle zugewiesen.
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3. Für einen Schulstandort in einem sozialen Brennpunktgebiet
wurden Zuwendungen für Ausgaben des Präventions- und
Intergrationsprojektes gewährt; zwei weitere Schulen beantragten
dies. Aus dem Bereich der Jugendhilfe soll adäquate
Unterstützung zur Verfügung gestellt werden, ebenso durch die
Polizei Delmenhorst.

4. Der Einsatz einer Sozialpädagogin/eines Sozialpädagogen für eine
von vier Hauptschulen der Stadt ist gesichert; für die restlichen
drei ist er in Planung. Die Evaluation soll in das Landesprogramm
der Niedersächsischen Landesregierung eingebunden werden. In
Abstimmung zwischen Schul- und Sportamt und der
Geschäftsführung des KPR erfolgt grundsätzlich eine
halbjährliche Folgenkontrolle.

Weitere Informationen

Jugendamt Delmenhorst, Lange Straße 1A, 27747 Delmenhorst

eMail: Angelika.vanOhlen@delmenhorst.de
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Seilgarten Mannheim "Just try it"

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Gewalt an Schulen"}{xe
"Erlebnispädagogik"}{xe "Mediation/Schlichtung"}{xe "Gewalt"}{xe
"Drogen"}

Organisation

Bei dem "Hochseilgarten" handelt es sich um ein sehr aufwändiges
und kostenintensives Projekt, welches im Rahmen der
Zukunftsoffensive III des Landes Baden-Württemberg mit 20.400 €
gefördert wird.

Die Projektverantwortung liegt bei der evangelischen Kirche
Mannheim, allerdings hat sich zur Verwirklichung eine große Anzahl
von Projektbeteiligten zusammengefunden.

Beteiligt waren:

- Stadtjugendamt Mannheim

- Staatliches Schulamt Mannheim

- Stadtjugendring Mannheim

- Drogenverein Mannheim

- Gesundheitsamt Mannheim

- Jugendstiftung Baden-Württemberg (wissenschaftliche
Begleitung)

- Polizeipräsidium Mannheim.

Das Gelände, auf dem sich der Hochseilgarten befindet, liegt sehr
verkehrsgünstig in der Mannheimer Innenstadt.
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Konzeptioneller Ansatz

Mannheim hat die spezifischen Probleme einer Großstadt, wie hohe
Jugenddelinquenz, Drogenproblematik, Integrationsprobleme,
Gewaltproblematik in Schule und Ausbildungsstätten.

Die bisherigen Erfahrungen mit vielfältigen Maßnahmen im Rahmen
der Kommunalen Kriminalprävention haben gezeigt, dass die
Erlebnispädagogik ein unabdingbares Element der Prävention
darstellt.

Ein Hochseilgarten bietet ein ideales außerschulisches Lernfeld durch
physische und psychische Herausforderung für den Einzelnen und die
Gruppe. Herausforderungen anzunehmen, Grenzen zu erkennen und
zu überschreiten oder anzunehmen ist Sinn des Hochseilgartens.
Zudem sind manche Hindernisse so konzipiert, dass sie nur im Team
bewältigt werden können, was Vertrauen, Verantwortung,
Teamfähigkeit soziales Lernen und Sozialkompetenz fördern soll.
Auch die Konflikthandhabung und Streitschlichtung werden als
Wirkungsfelder genannt.

Eine Stärkung des Selbstbewusstseins, sowie Persönlichkeitsschulung,
Wertevermittlung, und das Angebot einer sinnvollen
Freizeitgestaltung machen das Projekt zu einer wirklichen Alternative
auf den Handlungsfeldern Drogen- und Gewaltprävention.

Zielgruppe sind Kinder und Jugendliche ab 12 Jahren, vor allem
Kinder- und Jugendgruppen, Schulklassen, Trainingskurse,
Lehrlingsgruppen, Vereine und Verbände,  wie Jugendfeuerwehr,
THW usw.

Die Anlage ist behindertengerecht ausgestattet,
geschlechterspezifische Angebote sind vorhanden.
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Sachstand/Erfahrungen

Der "Hochseilgarten" wurde am 01.03.2002 eröffnet und ist seither in
Betrieb. Das Projekt hat eine enorm hohe Akzeptanz und wird nach
derzeitigem Stand das gesamte Jahr 2003 ausgebucht sein.

Im Rahmen des Projektcontrolling begaben sich auch Polizeibeamte in
die Höhen des Seilgartens und bestätigten dessen Herausforderung
und die Selbstüberwindung, die nötig ist, um sich in 12 Metern Höhe
zu bewegen und in die Tiefe zu stürzen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Mannheim, Kriminalprävention und
Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle, L 6, 1, 68161 Mannheim

eMail: kbst@ppma.bwl.de

Evangelische Kirche Mannheim, M 1,1, 68161 Mannheim
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Sicherheitspartnerschaft in Eutin

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Präventionspreis"}

Organisation

Die Polizeiinspektion Eutin führte in Zusammenarbeit mit der
Stadtjugendpflege das Projekt "Sicherheitspartnerschaft" in Eutin
durch.

Bis in das Jahr 2003 läuft eine über das Bundesverwaltungsamt, den
Kreis Ostholstein und die Stadt Eutin finanzierte offene Jugendarbeit
als Angebot für 15- bis 25-jährige deutschstämmige Aussiedler.

Für die offene Jugendarbeit wurden Räumlichkeiten zur Verfügung
gestellt und für drei Jahre ein Sozialpädagoge eingestellt.

Konzeptioneller Ansatz

Die Gründung der "Sicherheitspartnerschaft Eutin" hatte den Ursprung
in den durch jugendliche und heranwachsende Spätaussiedler
begangenen Straftaten. Unter Einbeziehung aller in Frage kommender
Behörden und Institutionen, gelang es in vernetzter Weise
Lösungsansätze zu finden. Dazu wurde ein Ermittlungsteam von drei
Polizeibeamten bei der Polizeizentralstation Eutin gebildet.

Bei den Ermittlungen ließen sich ständig wechselnde Gruppierungen
feststellen, wobei die Eutiner Gruppe engen Kontakt zu den
Nachbarstädten im Nord- und im Südbereich hielten. Es ließen sich
sogar Kontakte bis nach Rendsburg, Kiel und Hamburg feststellen.

Die Präsenz der Polizei in den Ansiedlungsschwerpunkten in Eutin
wurde deutlich erhöht. Der Präventionsbeauftragte des Kreises
Ostholstein sowie Bürgermeister und Jugendpfleger der Stadt Eutin
trugen Informationen zusammen, um die problematische Situation im
Bereich der jugendlichen und heranwachsenden russischen Aussiedler
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im Kriminalpräventiven Arbeitskreis bei der Stadt Eutin zu
thematisieren. Dies führte zur Gründung einer
"Sicherheitspartnerschaft" mit dem Thema: "Die Lebenssituation der
russischen Aussiedler in Eutin" (Aktivitäten zur Sozialisierung und
Integration und die Erstellung gemeinsamer Handlungskonzepte).

Um der Problemlage präventiv begegnen zu können, wurden drei
Arbeitsgruppen unter Beteiligung verschiedener Institutionen
(Arbeitsgruppe 1: Beruf/Qualifizierung, Arbeitsgruppe 2:
Wohnen/Freizeit, Arbeitsgruppe 3: Schule/Sprachförderung) gebildet.

Es wurden hausinterne Sozialpädagogen von zwei
Wohnungsbaugesellschaften als Ansprechpartner eingesetzt.

Sachstand/Erfahrungen

Durch die Zusammensetzung der unterschiedlichsten Professionen in
den einzelnen Arbeitsgruppen haben sich Informationsfluss und
Hintergrundwissen  insgesamt wesentlich verbessert. Die
Kompetenzen und das "Know How" der unterschiedlichsten Partner
innerhalb dieser Sicherheitspartnerschaft können seitdem
wechselseitig genutzt werden.

Durch das Zusammenwirken der repressiven und präventiven
Maßnahmen konnte in relativ kurzer Zeit eine Beruhigung innerhalb
der problembelasteten Wohnbereiche erzielt werden.

Im Einzelnen wurden folgende Ziele erreicht:

- Die Zahl der von deutschstämmigen Aussiedlern begangenen
Straftaten konnte wesentlich reduziert werden.

- Das Gewaltpotential innerhalb der Aussiedlergruppen konnte
erfolgreich nach unten beeinflusst werden.

- Eine dezentralisierte Unterbringung von Aussiedlern konnte mit
der Stadt Eutin vereinbart werden.
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- Das Wohnumfeld in belasteten Wohnbereichen wurde in
Zusammenarbeit mit den Wohnungsbaugesellschaften verbessert.

- Es wurde eine offene Jugendarbeit gezielt für Spätaussiedler
aufgebaut.

- Arbeitslosen heranwachsenden Spätaussiedlern wurde in
Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt und dem Kreis Ostholstein
eine Ausbildung bzw. ein Arbeitsplatz vermittelt.

- Es konnte eine zusätzliche Sprachförderung für jugendliche
Aussiedler organisiert werden.

- Der Einsatz der unterschiedlichsten Fachkompetenzen hat dazu
geführt, dass die gesteckten Ziele bei diesem Projekt erreicht
werden konnten.

Das Projekt erhielt eine Anerkennungsurkunde des Innenministers.

Im Oktober 2002 erfolgt nach wie vor ein vernetzter Fachaustausch
zum Thema Integration von Migranten, um bei Auffälligkeiten sofort
reagieren zu können.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein Süd, Polizeiinspektion Eutin,
Lübecker Str. 35, 23701 Eutin

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail: pi.eutin@t-online.de
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Strandfetenreform

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Präventionspreis"}{xe "Bürgernahe
Polizeiarbeit"}{xe "Sachbeschädigung"}

Organisation

Das Projekt zur Eindämmung und Verhinderung von
Jugendkriminalität im Strandbereich von Möltenort wurde unter der
Polizei in enger Kooperation mit den Heikendorfer Schulen, dem
Bürgermeisteramt und dem örtlichen Jugendzentrum durchgeführt.

Das Projekt wurde auch in 2001/2002 kontinuierlich fortgeführt.

Konzeptioneller Ansatz

Auf Grund der besorgniserregenden Entwicklung der
Jugendkriminalität, insbesondere im Strandabschnitt von Möltenort
während der Sommermonate, wurde das Projekt "Strandfetenreform"
entwickelt, welches das vorrangige Ziel hatte, auf originelle Weise
Regeln von Jugendlichen für Jugendliche aufzustellen. Außerdem
erfolgten rechtzeitig Informationsveranstaltungen und die Verteilung
von Flugblättern vor den Sommerferien in den Heikendorfer Schulen.

Weiterhin wurde auf Vorschlag der Polizeistation Heikendorf ein
Lichtmast mit Strahlern im Strandbereich installiert, der zu
tatrelevanten Zeiten mittels Fernbedienung von der Polizei
eingeschaltet werden konnte. Mit der Bündelung von präventiven und
repressiven Maßnahmen sollten damit die am Strand auftretenden
Sachbeschädigungen, Lärmbelästigungen, Brandstiftungen,
Körperverletzungen, Alkohol- und Müllprobleme reduziert werden.

Sachstand/Erfahrungen
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Durch die anhaltende Diskussion mit den Jugendlichen selbst, den
Eltern, Lehrern und Gemeindevertretern gelang es den Mitarbeitern
der Polizeistation Heikendorf, bereits nach kurzer Zeit, eine hohe
Akzeptanz, der aus präventiven und repressiven Maßnahmen
gebündelten Aktion, zu erreichen. Die frühzeitige Einbindung des
Jugendzentrums und der Heikendorfer Schulen in das Projekt,
verbesserte deutlich die Situation am Strand von Möltenort. Die
typischen Straftaten in diesem Bereich gingen erheblich zurück. Das
Projekt war auch im Hinblick auf die touristische Attraktivität
schleswig-holsteinischer Badeorte für andere Gemeinden mit
ähnlichen Problemen gut kopierbar und ohne hohen finanziellen
Aufwand durchführbar. Diese Maßnahme wurde beispielhaft in die
Arbeitsgruppe "Tourismus" des Rates für Kriminalitätsverhütung
eingebracht.

Für diese Präventionsmaßnahme erhielt die Polizeistation Heikendorf
den Präventionspreis 1999 der Landespolizei.

Wie Aussagen von Anwohnern belegen, führte die Weiterführung des
Projektes dazu, dass das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung
2001/2002 weiter erhöht werden konnte. Positiv ist zu bewerten, dass
die Probleme im Strandbereich erheblich zurückgingen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein Mitte, Polizeiinspektion Plön,
Polizeistation Heikendorf, Dorfplatz 8, 24226 Heikendorf

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail: pi.ploen@t-online.de
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Streetball-Turnier im Rahmen des "Bündnisses für
Demokratie und Toleranz - gegen Extremismus und
Gewalt"

{xe "Bund"}{xe "Sport"}

Organisation

In Zusammenarbeit mit den Präventionsbeamten des
Polizeikommissariats 49807 Lingen/Ems und den Mitarbeitern der
Arbeiterwohlfahrt (AWO) Lingen werden halbjährlich Streetball-
Turniere auf dem Abenteuerspielplatz der AWO durchgeführt. Die
Ausweitung dieses Projektes als Einladungsturnier der AWO für
benachbarte Schulen, Sportvereine und Verbände etc. wird im
Rahmen der Integration zukünftig beabsichtigt.

Kosten entstehen dem Bundesgrenzschutzamt Kleve in einer
Größenordnung von bis zu 100 €.

Konzeptioneller Ansatz

Aufgrund des Verdachts von fünf aufeinander folgenden gefährlichen
Eingriffen in den Bahnverkehr in Lingen wurde und wird nach wie
vor gegen unbekannte Kinder und Jugendliche ermittelt. Diese hatten
im Lingener Stadtgebiet Goosmannstannen/Neue Heimat mehrmals
faustgroße Steine, Holzstücke und Alteisen auf die Schienen der DB-
Strecke Münster-Norddeich gelegt. Bei einem DB Reisezug wurde
dadurch die Sandstreuanlage der Lok beschädigt.

Anlassbezogen wurden 16 Schulklassen der benachbarten Grund-,
Haupt- und Orientierungsschulen im Gefahrenvorsorgeprogramm
"Bahnanlagen sind kein Abenteuer-Spielplatz!" geschult. In dem
genannten Stadtgebiet ist laut regionaler kriminologischer Analyse der
Stadt Lingen /Ems aus dem Jahr 2000 der Ausländer- und
Aussiedleranteil überproportional hoch. Dieses Stadtgebiet der
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"Neuen Heimat", wird nach Meinung der Lingener Bürger am
zweithäufigsten bei Dunkelheit gemieden. Die dort am häufigsten
registrierten Straftaten betreffen die Bereiche Fahrraddiebstahl,
Einbruch, Diebstahl, Sachbeschädigung, Körperverletzung,
Rauschgiftkriminalität, PKW-Aufbruch und Nötigung.

Seit 1982 betreibt die Arbeiterwohlfahrt Lingen den
Abenteuerspielplatz Wunderland in der von-Stülpnagelstraße 8 - 10.
Seit Gründung des Lingener Präventionsrates im Jahr 1998 ist diese
Einrichtung fester Bestandteil des Präventionskonzeptes der Stadt. Der
eingezäunte Spielplatz liegt 50 Meter hinter der DB-Bahnstrecke, wo
auch die Tatorte in dem o.g. Ermittlungsverfahren lagen. Die
Präventionsbeamten der BGSI Bad Bentheim  führten anlassbezogen
den Gefahrenvorsorgeunterricht: "Bahnanlagen sind kein Abenteuer-
Spielplatz!" bei 15 dort betreuten Kindern/Jugendlichen durch. Im
Einvernehmen mit der Leiterin des AWO-Spielplatzes werden weitere
zukünftige Verkehrserziehungsmaßnahmen als sinnvoll angesehen.
Die durch die Prägung dieses Wohnumfeldes verhaltensauffälligen
Kinder bzw. bereits straffällig gewordenen Jugendlichen finden mit
der Einrichtung des Abenteuerspielplatzes einen Auffangort durch das
pädagogisch ausgebildete Personal. Wegen seiner örtlichen Lage als
sozialer Brennpunkt ist diese Einrichtung bevorzugt
förderungswürdig.

Durch die Teilnahme an Streetballturnieren können gefährdete
Jugendliche zumindest für eine begrenzte Zeit "von der Straße" geholt
werden und insoweit auch davor bewahrt werden, mit dem Gesetz in
Konflikt zu geraten.

Sport, insbesondere Mannschaftssport, hilft Aggressionen abzubauen,
schafft Erfolgserlebnisse, stärkt das Selbstvertrauen, lehrt
Verantwortung zu übernehmen und den Sinn von Regeln und Fairness
zu erkennen.

Kinder und Jugendliche sollen Sport als Alternative zur Gewalt
unmittelbar hautnah miterleben und mitgestalten können.
Spielbeobachter aus den Reihen der Kinder zählen geworfene Punkte
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und Fouls und klären Unstimmigkeiten zwischen den Teams. Die
Entscheidungen des Spielbeobachters sind hierbei endgültig. Durch
Umklappen der Buchstaben "FAIR PLAY" und "PLAY FAIR" wird
den Spielern optisch angezeigt, wie oft sie gefoult haben. Sanktionen
gehen bis zum Ausschluss der Mannschaft. Am Ende gewinnt nicht
die siegreichste, sondern die fairste Mannschaft Streetbälle mit der
Aufschrift: My Way FAIR PLAY.

Die Streetbälle werden über das Programm Polizeiliche
Kriminalprävention der Länder und des Bundes
(http://www.polizei.propk.de) bezogen. Weitere Sachpreise werden
aus dem Haushaltstitel des Beauftragten für Kriminalprävention beim
BGS Amt Kleve in einer Größenordnung bis 100 € zur Verfügung
gestellt. Weitere Kosten entstehen nicht.

Sachstand/Erfahrungen

Aus Sicht der Präventionsbeamten der Polizei und des BGS konnte
das Ziel erreicht werden, eine erste entspannte und nicht vorbelastete
Kontaktaufnahme mit gefährdeten Kindern und Jugendlichen
herzustellen.

Bemerkenswert ist nach der Durchführung des ersten Streetball-
Turniers, dass die größtenteils gewaltbereiten oder bereits straffällig
gewordenen Kinder und Jugendlichen fair miteinander umgingen.
Sowohl der Spielbeobachter aus den Reihen der Jugendlichen als auch
eine teilnehmende Mädchenmannschaft wurden akzeptiert. (Diese
beging erstaunlicherweise die meisten Fouls.) Förderlich war es, vor
Beginn des Turniers die Regelverstöße anschaulich zu demonstrieren.
Es waren während des gesamten Turniers keine groben Fouls oder
Handgreiflichkeiten vorhanden. Es brauchte keine Mannschaft wegen
der vorher festgelegten Anzahl von acht Fouls pro Spiel disqualifiziert
werden. Hierbei zeigte es sich als vorteilhaft, dass die Teilnehmer der
Mannschaften jeweils durch das Umklappen der einzelnen Buchstaben
"FAIR PLAY" und "PLAY  FAIR" ihren aktuellen Stand an Fouls
erkennen konnten. Die Buchstabentafeln waren im Laufe der
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Planungsphase durch den Betreuer der AWO mit Teilnehmern seiner
Basketball AG mit einfachen Mitteln gebaut worden. Ebenso wurde
ein selbst erstelltes Spruchband "FAIR PLAY" an Eingang des
Abenteuerspielplatzes aufgehängt.

Negative Erfahrungen wurden im Rahmen des Projektes nicht
gemacht.

Weitere Informationen

Bundesgrenzschutzamt Kleve, Bundesgrenzschutzinspektion Bad
Bentheim, Achterberg 100, 48455 Bad Bentheim

eMail: BGSI.BadBentheim@bgs.bund.de

Grenzschutzdirektion, - SG I 11 -, Roonstraße 13, 56068 Koblenz

Internet: http://www.bundesgrenzschutz.de

e-mail: gsdir@rz-online.de
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Videoüberwachung an Schulen

{xe "Mecklenburg-Vorpommern"}{xe "Technische Prävention"}{xe
"Vandalismus"}{xe "Graffiti"}{xe "Einbruch"}

Organisation

Das im Herbst 2001 gestartete einjährige Pilotprojekt ging den Fragen
nach, ob und in welchem Ausmaß Vandalismus im Außenbereich von
Schulen durch die Installation von Videotechnik verhindert werden
kann und inwieweit dieses Vorgehen auf Akzeptanz bei Lehrern,
Schülern und Bürgern stößt.

Zunächst auf zwei Schweriner Schulen (Erich Kästner- Schule und
Erich Weinert-Oberschule) begrenzt, wurde im Juni 2002 eine weitere
Schule in Greifswald einbezogen.

Kooperationspartner für Schwerin waren die Provinzial Versicherung,
das Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, die Stadt
Schwerin, das Stadtschulamt Schwerin sowie die Firmen SANYO und
NDB.

Bei Installationskosten von 10.000 bis 15.000 € wurde der Hauptanteil
der Finanzierung durch die Provinzial Versicherung übernommen.
Weitere Anteile trugen die beteiligten Firmen SANYO, die Stadt
Schwerin und die Errichterfirma NDB mit.

Vorrangiges Ziel der vom Landeskriminalamt betreuten Evaluation
war es, die in den Zielen aufgelistete Zurückdrängung der Kriminalität
sowie damit verbundene Kosteneinsparungen als Effekt der
durchgeführten Installation von Videotechnik auszuweisen. Das sollte
durch einen Vorher-Nachher-Vergleich von Fallstatistiken der Polizei
und den Schadenstatistiken der Provinzial Versicherung geschehen.
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Konzeptioneller Ansatz

Einbruchdiebstähle, illegales Graffiti, Vandalismus und andere
Sachbeschädigungen führen regelmäßig zu hohen Schäden. Das
wichtigste Schadensobjekt im kommunalen Bereich ist die Schule.
Durch den Einsatz von Einbruchsmeldeanlagen konnte bereits an
vielen Schulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern die Zahl der
Einbruchdiebstähle stark zurückgedrängt werden. Das Projekt zielte
daher auf eine stärkere Absicherung des Außenbereiches durch den
Einsatz von Videotechnik. Es sollte die Kommunen motivieren,
weitere Schulen mit ähnlicher Technik auszustatten.

Das Projekt verfolgte das Ziel, kriminalitätsbedingte Sachschäden im
Außenbereich von Schulen durch den Einsatz von Videotechnik
zurückzudrängen. Daher sollte der Nachweis erbracht werden, dass

- durch das geplante technische Konzept eine Zurückdrängung von
Straftaten und damit verbundenen Schäden möglich ist,

- die Wirkung einer vorhandenen Einbruchmeldeanlage durch die
zusätzliche Installation von Videotechnik erhöht wird,

- Fehlalarme der EMA (Einbruchmeldeanlagen) frühzeitig als
solche erkannt werden,

- die mit einer solchen Absicherung verbundenen Kosten in einem
vernünftigen Verhältnis zu dem erwarteten Nutzen stehen und

- das kriminalpräventive Investitionen langfristig dazu beitragen
können, durch Schadensminimierung Kosten zu sparen.

Den Schulen ging es jedoch nicht nur um die Senkung der Kosten, z.
B. für Renovierungen, sondern auch um ein sauberes und
ansprechendes äußeres Erscheinungsbild, da davon ausgegangen wird,
dass Unordnung, beschädigte Fassaden, Fenster oder Türen oft Anlass
bzw. Anstoß für die Täter sind, weitere Zerstörungen vorzunehmen.
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Unter dem Aspekt der Grundrechtssicherung wurden die im
Pilotprojekt getroffenen Maßnahmen an folgende Bedingungen
geknüpft:

- Technische Sicherstellung, dass Videoaufzeichnungen
ausschließlich außerhalb der Schulöffnungszeiten nach einer
entsprechenden Scharfschaltung möglich sind.

- Keine Vornahme von Tonaufzeichnungen.

- Beschränkung der Videoaufzeichnung auf einen Bereich des
Schulgeländes, der umzäunt und nach Scharfschaltung nicht mehr
zu betreten ist.

- Vornahme der vorgeschriebenen Beschilderung.

Von Projektbeginn an wurde größter Wert auf eine breite Akzeptanz
in der Öffentlichkeit und insbesondere bei den betroffenen Schülern
und Lehrern gelegt. Vor Beginn der ersten Aufschaltung wurden
Eltern, Lehrer und Schüler umfassend über das Vorhaben informiert.
Zugleich erfolgten Presseinformationen für die Öffentlichkeit.

Oberster Grundsatz der Projektumsetzung war es, eine so
kostengünstige und effektive Lösung zu finden, die auch ohne
Sponsoring für andere Schulträger finanziell tragbar ist. So wurde aus
Kostengründen z.T. auf eine moderne Kamera- und Sensorentechnik
verzichtet.

Die Festlegung von Art und Umfang der technischen Installation
erfolgte auf der Basis einer von allen Projektpartnern durchgeführten
gemeinsamen Ortsbegehung.

Aus Gründen der Kostenersparnis wurden nur die gefährdeten
Bereiche mit Kameras abgedeckt. Installiert wurden Schwarzweiß-
Kameras, Halogenscheinwerfer und Bewegungsmelder. Die
Übertragung erfolgte via ISDN an ein privates Wachunternehmen.
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Sachstand/Erfahrungen

Lehrer und Eltern begrüßten das Projekt von Beginn an.

Ergebnisse einer durchgeführten Schülerbefragung zeigten, dass auch
die überwiegende Zahl der Schüler die Maßnahme befürwortete. 45
von insgesamt 485 befragten Schülern (mehr als 9 %) gaben jedoch
an, dass sie die Videoüberwachung nicht gut fänden. Von diesen 45
Schülern gestanden sechs im Fragebogen ein, dass sie selbst schon
solche Beschädigungen vorgenommen hätten.

Die Zahlen von Polizei und Versicherung belegen den Erfolg des
Projektes. Während die jährlichen Versicherungsschäden an den
Projektschulen in den vergangenen zwei Jahren durchschnittlich 6.000
bis 7.000 € betrugen, kam im Projektzeitraum, der über sechs bzw.
neun Monate andauerte, nur ein einziger Schaden über 330 € zur
Anzeige.

Das Projekt hat in der retrograden Auswertung zudem gezeigt, dass
nur ein Teil der bei der Versicherung gemeldeten Schäden auch bei
der Polizei als Strafanzeige erfasst wurde.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Dezernat 64 -
Prävention, Retgendorfer Str. 02, 19067 Rampe

eMail: lkamv.praevention@t.online.de
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Wir in Mecklenburg-Vorpommern - Fit und sicher in die
Zukunft

{xe "Mecklenburg-Vorpommern"}{xe "Drogen"}{xe "Gewalt"}{xe "Sport"}

Organisation

ANTENNE MECKLENBURG-VORPOMMERN, AOK
Mecklenburg-Vorpommern, das Landeskriminalamt und der
Landessportbund Mecklenburg-Vorpommern bilden zusammen die
Initiative "Wir in Mecklenburg-Vorpommern - Fit und sicher in die
Zukunft".

Mangelnde Orientierung und Verankerung im sozialen Leben führen
in Mecklenburg-Vorpommern dazu, dass viele Jugendliche keine
Zukunft sehen. Dieses Präventionsprojekt der vier Partner, das
innerhalb von wenigen Monaten entwickelt wurde und auf mehrere
Jahre angelegt ist, ermöglicht durch Synergien - die mit vernetzten
und partnerübergreifenden Angeboten genutzt werden - ein in Art und
Umfang einzigartiges Programm, das von der Kriminal-, Drogen- und
Verkehrsprävention über Gesundheitserziehung und Sportangeboten
bis hin zur Förderung der Kreativität und Vorbereitung auf das
Berufsleben zu einem ganzheitlichen Projekt der Jugendprävention
verknüpft wird.

Das Projekt ist langfristig angelegt und wird von der Ernst-Moritz-
Arndt Universität in Greifswald, während seiner gesamten Laufzeit
wissenschaftlich begleitet. Zur praktischen Umsetzung der
wissenschaftlichen Begleituntersuchungen wurde vom
Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern eine spezielle
Forschungsstelle eingerichtet.
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Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projekts ist, die Schulen in einem landesweiten Wettbewerb
zu engagieren. Die Schüler der teilnehmenden Schulen erhalten die
Aufgabe, sich ihrem Alter entsprechend mit den Themen Fitness und
Sicherheit auseinander zu setzen. Die Aufgabenstellungen und die
Ziele sind aus diesem Grund nach drei Altersebenen gestaffelt:

Das Ziel in der Grundstufe (Klasse 1-4) ist das Zurechtfinden im
Schulumfeld und die Förderung einer gesunden Entwicklung.

Das Ziel in der Mittelstufe (Klasse 5-8) ist die Persönlichkeitsbildung
und die Förderung des Selbstbewusstseins.

Das Ziel in der Oberstufe ist die Unterstützung bei dem Erwachsen
werden und die Vorbereitung auf den Beruf.

Für jede in einer Altersstufe durchgeführte Aktion wird der Schule
eine bestimmte Punktezahl auf ihrem Punktekonto gutgeschrieben.
Die vier Partner in der Initiative bilden eine unabhängige Jury, die auf
Basis der Projektdatenbank am Ende eines Schuljahres die
Auswertung und die Prämierung der Teilnehmer vornimmt.

Konkurrenz durch den Wettbewerb entsteht innerhalb einer Schule
nicht, da er nicht zwischen den einzelnen Klassen einer Schule,
sondern unter den Schulen stattfindet.

Weiteres Ziel der vier Partner ist die Vermittlung folgender Inhalte:

- Akzeptanz von Prävention und Gesundheit als wichtige Werte im
Leben Heranwachsender.

- Aufklärung und Beratung zu Jugendkriminalität,
Drogenproblematik etc.

- Kritische Auseinandersetzung mit jugendtypischen
Kriminalitätsformen und deren Zurückdrängung.
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- Vermittlung von Normen des Zusammenlebens.

- Verdeutlichung von Gefahren.

- Verbesserung der physischen Verfassung von Kindern und
Jugendlichen.

- Anregung zu aktivem Sporttreiben mit Spaß an der Bewegung.

- Vermittlung von Werten wie Fairness, Teamgeist, Rücksicht und
Hilfsbereitschaft.

Sachstand/Erfahrungen

In dem Wettbewerb der Schulen Mecklenburg-Vorpommerns steht der
Spaß an der Bearbeitung von Aufgaben und die Begeisterung für die
Aktionen im Vordergrund und nicht die potentielle Gewinne. Um zu
erfahren, ob die Ziele der Initiative tatsächlich zu erreichen sind, wird
das Projekt  durch das Institut für Psychologie Greifswald begleitet.
Um die Frage nach der Änderung der Einstellungen und des
Verhaltens der Schüler und inwiefern diese Änderungen Ergebnis der
Anstrengungen der Initiative sind beantworten zu können wird der
anfängliche Ist-Zustand erhoben (z. B. Welche Einstellungen haben
Schüler heute? Wie denken sie gegenwärtig über Sicherheit,
Gesundheit und Sport? usw.) Die neuen Befunde werden immer
wieder mit dem alten Ist-Zustand verglichen. Zur Beantwortung dieser
Fragen werden auch einige objektive Indikatoren erfasst. Die
wissenschaftlichen Partner brauchen Informationen über die
teilnehmenden Schulen, über das Lehrpersonal und die Schüler, um
anschließend sinnvolle Vergleiche vornehmen zu können. Diese
Angaben werden mit standardisierten Fragebögen erfasst. Wichtig ist
dabei, genau zu erfahren, wie einzelne Schulen Anregungen und
Unterstützungsangebote in kreativen Projekten umsetzen.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Dezernat 64 -
Prävention, Retgendorfer Str. 02, 19067 Rampe

eMail: lkamv.praevention@t.online.de
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Zukunftsoffensive III des Landes Baden-Württemberg

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Mediation/Schlichtung"}{xe "Sexualdelikte/-
straftaten"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Gewalt"}{xe "Gewalt an
Schulen"}{xe "Erlebnispädagogik"}{xe "Prävention"}

Organisation

Das Innenministerium Baden-Württemberg beauftragte mit Erlass
vom 17.05.2001 das Landeskriminalamt mit der Geschäftsführung
sowie der gesamtem Projektkoordination, einschließlich der
finanztechnischen Abwicklung der Zukunftsoffensive III - Junge
Generation. Gleichzeitig wurde gebeten, bis zum 31.10.2002 einen
Ergebnis- und Erfahrungsbericht über die Umsetzung vorzulegen.

Eine Kommission traf in zwei Sitzungen im November 2001 und im
Mai 2002 aus 253 eingereichten Projekten eine Auswahl.

Zu dieser Jury gehörten Vertreter des Innenministeriums Baden-
Württemberg, Verantwortliche aus Gemeinden und Landkreisen, ein
Kriminologe von der Hochschule für Polizei in Villingen-
Schwenningen sowie der Leiter der Polizeidirektion Schwäbisch Hall
und Vertreter des Landeskriminalamtes.

Für eine wissenschaftliche Begleitung wurden drei Projekte speziell
ausgewählt.

1. „KripS“ – Kriminalprävention an Schulen, Landespolizeidirektion
Stuttgart II und Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz
e.V.

2. „Cool & taff“, Polizeidirektion Waiblingen und Universität
Marburg

3. „Open Space – Offene Treffpunkte für Teenies in der Ulmer
Weststadt“, Polizeidirektion Ulm und Institut Weeber + Partner,
Institut für Stadtplanung und Sozialforschung, Stuttgart
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Insgesamt wird für die Evaluation dieser drei Projekte ein
Projektvolumen von 51.000 € zur Verfügung gestellt.

Konzeptioneller Ansatz

Im Jahr 2001 stellte das Land Baden-Württemberg 560.000 € für
Initiativen zur örtlichen Kriminalprävention im Kinder-
/Jugendbereich zur Verfügung - im Jahr 2002 wurden 480.000 € zur
Förderung vergeben. Davon profitierten 100 Projekte auf kommunaler
Ebene aus allen Teilen des Landes.

Wichtig bei der Auswahl der zu fördernden Projekte waren, neben
rein formalen Voraussetzungen, vor allem die angestrebte
Nachhaltigkeit des Projektes, der Grad seiner Vernetzung und die Zahl
seiner Kooperationspartner. Beurteilt wurden auch Qualität und
Zielgruppe des Vorhabens und ob sich Inhalte oder Methodik auch auf
andere Bereiche übertragen lassen. Schließlich spielten u.a. folgende
Fragen der Finanzierung eine nicht unwesentliche Rolle:

Dient die Finanzierung nur als Anschubfinanzierung? Ist die
Fortführung des Projektes gesichert? Ist die Finanzierung des
Projektes generell gesichert? Wer ist außerdem beteiligt?

Eine Förderung erhielten in der ersten Auswahlrunde schließlich 46
Projekte der örtlichen Kriminalprävention, im Mai 2002 wurden
weitere 54 ausgewählt.

Der Innenminister des Landes Baden-Württemberg formulierte das
Anliegen der Zukunftsoffensive III der Presse gegenüber
folgendermaßen: „Die Landesregierung will mit der finanziellen
Förderung von neuen und beispielhaften Projekten der
Kriminalprävention Kinder und Jugendliche davor bewahren,
Straftaten zu begehen oder selbst Opfer von Kriminellen zu werden.“
Die Landesregierung wolle den Projekten in der Startphase die
notwendige Schubkraft verleihen und damit neue Impulse für auf
Dauer angelegte, ursachenorientierte Präventionsarbeit leisten.
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Trotz der Anstrengungen in der Kriminalprävention habe sich der in
den vergangenen Jahren zu beobachtende Anstieg der Tatverdächtigen
unter 21 Jahren auch im abgelaufenen Jahr fortgesetzt. „Deshalb
müssen alle gesellschaftlichen Kräfte ihre Anstrengungen, diese
Entwicklung zu stoppen und umzudrehen, noch weiter verstärken“, so
der Innenminister.

Die Bereitschaft hierzu ist in Baden-Württemberg gegeben, was die
hohe Anzahl der angemeldeten Projekte belegt. 2001 wurden 114
Vorschläge eingereicht, 2002 waren es sogar 139.

Der Innenminister lobte die Vielfältigkeit der Projekte. Sie
dokumentieren die große Palette effektiver Vorbeugung.

Insgesamt 54 der eingereichten Projekte decken die Themenfelder
Gewaltprävention allgemein oder Gewaltprävention in der Schule ab.
36 der Initiativen betreffen den Schwerpunkt soziales Training. 35
Projekte haben Spätaussiedler/Migranten zur Zielgruppe. 29 Vorhaben
gehören zum Bereich Freizeitgestaltung/Erlebnispädagogik. In 23
Projekten geht es um Drogenprävention. Darüber hinaus beschäftigen
sich 16 mit Mediation/Täter-Opfer-Ausgleich. In zehn Initiativen soll
die Medienkompetenz sensibilisiert werden, neun Projekte
beschäftigen sich mit Fremdenfeindlichkeit, acht mit sexueller
Gewalt. Den Abschluss bilden 33 sogenannte sonstige Projekte, die
andere und/oder mehrere Aspekte ansprechen und sich nicht einem
Themenfeld zuordnen lassen.

Die landesweiten Initiativen der Zukunftsoffensive III werden von den
Dezernaten 422 und 423 des Landeskriminalamtes unmittelbar
umgesetzt bzw. koordiniert.

Sachstand/Erfahrungen

Alle 100 Projekte sind inzwischen angelaufen, auch die Auszahlung
der bereitgestellten Gelder wurde gestartet. Die Auszahlung erfolgt in
Stufen, entsprechend dem Start der jeweiligen Teilprojekte.
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Die Akzeptanz und das Ansehen der Polizei in der Bevölkerung aber
auch bei den Projektpartnern konnte gesteigert werden, insbesondere
auch deshalb, da sich die Polizei häufig erstmalig mit einem „eigenen“
finanziellen Beitrag einbringen konnte.

Zwischen der Geschäftsstelle - Zukunftsoffensive III - beim
Landeskriminalamt und den Dienststellen vor Ort, die in die Projekte
eingebunden sind, erfolgt in Form von Dienststellenbesuchen, ein
regelmäßiger Austausch, der sehr begrüßt wird und sich erkennbar
positiv auf die Zusammenarbeit auswirkt.

Die Zeitung KKP-aktuell, die regelmäßig Informationen zur
kommunalen Kriminalprävention bereitstellt, wird einige der
ausgewählten Projekte der Zukunftsoffensive III in den nächsten
Ausgaben vorstellen.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Dezernat 422 - Vorbeugung,
Jugendschutz und Jugendkriminalität, Zentrale Koordinierungsstelle
Kommunale Kriminalprävention, Taubenheimstraße 85, 70372
Stuttgart

Internet: http://www.polizei-bw.de

eMail: 422@lka.polizei-bw.de
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Bahnanlagen sind kein Abenteuerspielplatz

{xe "Bund"}{xe "Sachbeschädigung"}{xe "Vandalismus"}

Organisation

Das Projekt "Bahnanlagen sind kein Abenteuerspielplatz" des
Bundesgrenzschutzes wurde in den einzelnen Bundesländern
folgendermaßen umgesetzt:

Rostock (Mecklenburg-Vorpommern)

Von April bis Juli 1998 wurden insgesamt 1.668 Schüler von Grund-,
Haupt- und Realschulen, Gymnasien, Förder- und Sonderschulen und
Kinder in einer Kindertagesstätte im Rahmen von
Unterrichtsveranstaltungen über das Projekt informiert. Die Planung
und Durchführung erfolgten durch den Bürgerkontaktbeamten der
Bundesgrenzschutzinspektion Schwerin in Zusammenarbeit mit den
Schulleitern. Das Projekt wurde von zwei Polizeivollzugsbeamten
betreut, im Zuständigkeitsbereich der Bundesgrenzschutzinspektion
Ahlbeck von zwei Kontaktbeamten dieser Dienststelle.

Frankfurt/Oder (Brandenburg)

Das Projekt wird an Schulen, Jugendeinrichtungen und in Vereinen
mit Kinder- und Jugendabteilungen im gesamten
Zuständigkeitsbereich des Amtes durchgeführt. Unter Federführung
des Beauftragten für die Polizeiliche Kriminalprävention des
Bundesgrenzschutzamtes sind verantwortliche Polizeivollzugsbeamte
(PVB) der Bundesgrenzschutzinspektionen und Kontaktbeamte
(insgesamt ca. 15 PVB) eingebunden.

Der Projektzeitraum erstreckte sich von Juni bis Ende 1998. Finanziert
wird das Projekt aus zweckgebundenen Mitteln für Maßnahmen der
Polizeilichen Kriminalprävention des Bundesgrenzschutzamtes.
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Kooperationspartner war die Deutsche Bahn AG und das
Regionalbüro Berlin/Brandenburg.

Schleswig-Holstein

Zu Beginn der Ferienzeit, Anfang Juli 1998, wurde das Projekt an
einer Gesamtschule im Landkreis Leer durch zwei Polizeibeamte der
Bundesgrenzschutzinspektion Oldenburg vorgestellt. Im Rahmen
einer ganztägigen Veranstaltung wurden Schüler der Klassenstufen 3
und 4 informiert.

Köln (Nordrhein-Westfalen)

Im Jahr 1997 wurden von 14 Beauftragten für die Polizeiliche
Kriminalprävention der Bundesgrenzschutzinspektionen im Bereich
des Bundesgrenzschutzamtes Köln an 175 Grund-, zwei Haupt-, drei
Sonderschulen und einer Gehörlosenschule, unter dem Motto
"Bahnanlagen sind kein Abenteuerspielplatz" Schüler über drohende
Gefahren informiert, die beim Spielen im Bereich der Bahnanlagen
entstehen. Zur Vorbereitung wird in der Regel ein Gespräch mit dem
jeweiligen Lehrpersonal über die anstehende Thematik geführt. Als
Begleitmedium in gedruckter und bildlicher Form wird ein Teddybär
mit Namen "TONI" eingesetzt, der die Kinder mittels Karikaturen auf
Gefahren aufmerksam macht, Hinweise gibt und erklärt.
Bis zum Jahr 1997 wurden erforderliche Finanzmittel aus dem Titel
der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit bereitgestellt.
Seit dem Jahr 1998 stehen Mittel aus dem Titel für Maßnahmen der
Polizeilichen Kriminalprävention zur Verfügung.

Saarbrücken (Saarland)

In einem Zeitungsartikel der Saarbrücker Zeitung wurde durch
Schüler zum Thema Gleisüberschreitungen berichtet. Aus diesem
Anlass hat ein Polizeivollzugsbeamter der
Bundesgrenzschutzinspektion Saarbrücken an einem Tag in vier
Schulen in Lebach in insgesamt zehn Klassen des 3. und 4.
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Schuljahres das Projekt "Bahnanlagen sind kein Abenteuerspielplatz"
vorgestellt. Auch im Rahmen einer Veranstaltung in Bexbach sowie
des Rheinland-Pfalz-Tages in Saarburg wurde das Projekt den
"kleinen" und "großen" Besuchern nahegebracht. Auf Ersuchen des
Schulrektors der Grundschule Mettlach wurde es insbesondere den
bahnfahrenden Grundschülern verdeutlicht. Auch diese Maßnahmen
wurden durch einen PVB der Bundesgrenzschutzinspektion
Saarbrücken durchgeführt.

Stuttgart (Baden-Württemberg)

Das Projekt wurde an ausgewählten Schulen nach vorheriger
Gefahrenanalyse durchgeführt.

Die Organisation erfolgte durch das Bundesgrenzschutzamt Stuttgart
in Zusammenarbeit mit den nachgeordneten Bundesgrenz-
schutzinspektionen unter Verantwortung der zuständigen
Kontaktbeamten und Pressebeauftragten. Im Durchschnitt wurden
zwei Polizeivollzugsbeamte der jeweiligen Bundesgrenz-
schutzinspektion eingesetzt. Der Projektzeitraum erstreckte sich bis
zum Beginn der Ferienzeit. Die Finanzierung erfolgte aus Mitteln des
Bundesgrenzschutzes.

Berlin

Der Berliner Senat und die Deutsche Bahn AG vereinbarten in der 18.
Sitzung am 21.05.96, unter Federführung der Senatsverwaltung für
Inneres, die Einberufung einer Sicherheitskonferenz, um die
damaligen Zustände bezüglich Sauberkeit und Sicherheit in den
Berliner Bahnhöfen und deren Umfeld nachhaltig zu verbessern. Zur
Ausarbeitung von Konzepten wurden in den ersten Sitzungen im
August und Oktober 1996 Untergruppen zu den Arbeitsgebieten
"Sicherheit im engeren Sinne", "Sauberkeit" und "Schadensfälle"
gebildet. Beteiligte sind in unterschiedlichen Konstellationen die
Senatsverwaltungen für Inneres, Justiz, Wirtschaft und
Bauen/Wohnen/Verkehr, das Innenministerium Brandenburg, die S-
Bahn Berlin GmbH, die Deutsche Bahn AG, die Berliner



Kinder/Primärprävention

428

Verkehrsbetriebe, der Bundesgrenzschutz (BGS), die
Staatsanwaltschaft, der Polizeipräsident, die Landeskommission gegen
Gewalt, die Berliner Stadtreinigungsbetriebe, die Feuerwehr und das
Eisenbahnbundesamt. Die Finanzierung der Projekte erfolgt durch
Gelder der Landesregierung, wobei zu veranlassende Investitionen im
Rahmen der jeweils zur Verfügung stehenden Budgets getätigt
werden.

Wiesbaden (Hessen)

Das Pilotprojekt "Kinderverkehrssicherheitstage" wurde im
Zusammenhang mit einem Bildermalwettbewerb und anschließender
Preisverleihung, der Eröffnung einer Bilderausstellung und einer
Veranstaltung im Wiesbadener Hauptbahnhof durchgeführt.

Konzeptioneller Ansatz

Die Projekte sollen dazu beitragen, Kindern und Jugendlichen zu
verdeutlichen, dass der Aufenthalt auf Bahnanlagen, die nicht
für den allgemeinen Verkehr bestimmt sind, mit
einem Höchstmaß an Gefahren zu rechnen ist.
Ferner soll darüber informiert werden, dass sich die Kinder und
Jugendlichen durch verbotenes Verhalten auf dem Bahngebiet selbst,
aber auch andere in erhebliche Gefahr für Leib und Leben bringen
können und hierdurch evtl. gegen Gesetze verstoßen, was rechtliche
Konsequenzen haben kann.

Sachstand/Erfahrungen

Rostock (Mecklenburg-Vorpommern):

Alle Schulleiter zeigten im Hinblick auf das nächste Schuljahr
Interesse an einer kontinuierlichen Fortführung dieses Projektes. Zur
Durchführung in den Schulen eignen sich besonders die
Klassenleiterstunden/Belehrungstage. Als unterstützendes
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Begleitmedium werden Videos über Unfallverhütung im Bahnbereich
sowie selbst erstellte themenbezogene Bildmappen gezeigt.

Durch Mitarbeit der Schüler konnten bisher vier Täter von Straftaten
nach § 315 StGB (Gefährlicher Eingriff in den Bahnverkehr) ermittelt
werden. Im Nachgang der Maßnahmen im Bereich Ahlbeck war ein
erheblicher Rückgang von diesbezüglichen Straftaten auf dem
Bahngebiet zu verzeichnen.

Schleswig-Holstein:

Von Seiten der Schulen besteht der Wunsch, dass das Projekt in
Zukunft weiter betrieben wird. Entsprechender Bedarf wurde bereits
angemeldet.

Köln (Nordrhein-Westfalen):

Das Projekt wird seit etwa 1995 betrieben. Die Umsetzung des
Projekts erfolgt hauptsächlich an Schulen, wird aber auch im Rahmen
von Bahnhofsfesten, Tage der offenen Tür usw. an die Zielgruppen
herangetragen. Insgesamt wurden 1.119 Schulklassen im Rahmen
einer Unterrichtsstunde besucht, wobei das Projekt insgesamt ca.
13.400 Schülern vermittelt werden konnte. Begleitend werden
Bastelmaterial, Plakate und Malbücher eingesetzt.

Über die Maßnahmen wird in der regionalen Presse und in
Tageszeitungen berichtet. Nach wie vor besteht großes Interesse von
Seiten der Schulen an der Durchführung des Projekts. Eine
Beendigung des Projekts ist z. Zt. nicht vorgesehen.

Saarbrücken (Saarland):

Es wurden zahlreiche Schüler, Eltern bzw. Erziehungsberechtigte und
Lehrer angesprochen. Diese bewerteten das Projekt als sehr sinnvolle
Maßnahme.
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Stuttgart (Baden-Württemberg):

Die Veranstaltungen erweckten reges Interesse bei den Schülern. Eine
Akzeptanz bei der Zielgruppe ist erkennbar. Zielgerichtete
Veröffentlichungen in Form von Pressebeiträgen wurden
herausgegeben.

Berlin:

Das Konzept "Sicherheit und Sauberkeit in Berliner Bahnhöfen und
deren Umfeld" wurde dem Senat vorgelegt. Der Senat beschloss alle
vorgeschlagenen Maßnahmen und beauftragte die Senatsverwaltung
für Inneres, einen Sachstandsbericht zur Umsetzung der einzelnen
Maßnahmen vorzulegen. 1998 wurden in den Berliner Bussen, U-
bzw. S-Bahnen insgesamt 8.043 Straftaten registriert. Im Vergleich zu
1997 (13.739 registrierte Straftaten) bedeutet dies ein Rückgang von
5.696 Straftaten (41,5%).

Wiesbaden (Hessen):

An dem Präventionskonzept des BGS "Bahnanlagen sind kein
Abenteuerspielplatz" nahmen seit Oktober 2000 etwa 300 Kinder aus
fünf Wiesbadener Grundschulen teil (Stand: 02/2001). Begleitend zur
Aktion wurden die Kinder gebeten, ihre Eindrücke und Erkenntnisse
in einem selbstgemalten Bild festzuhalten. Aus einer Vielzahl von
eingesandten Bildern wurden die besten ausgewählt. Bei der
Abschlussveranstaltung erhielten alle anwesenden Kinder einen Preis.

Weitere Informationen

Grenzschutzdirektion, - SG I 11 -, Prävention, Roonstraße 13, 56068
Koblenz

Internet: http://www.bundesgrenzschutz.de

eMail: gsdir@rz-online.de
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Be smart-don't start

{xe "Schleswig-Holstein"}

Organisation

"Be smart-don't start" ist ein Interventionsprogramm des Institutes für
Therapie- und Gesundheitsforschung Kiel zur Primärprävention des
Rauchens bei Schülern im Alter von 11 bis 14 Jahren und wird in
Form eines Wettbewerbes durchgeführt. Die Aktion läuft europaweit
unter dem Namen "Smokefree Class Competition" und erfolgte in
Deutschland erstmalig im Schuljahr 1997/98.

Die Idee stammt aus Finnland.

In Deutschland wird das Programm von der EU, der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung sowie zahlreichen öffentlichen und
privaten Institutionen in den beteiligten Bundesländern finanziert. Die
Zentrale des Wettbewerbs liegt in Kiel am IFT-Nord (www.ift-
nord.de); hier arbeiten zwei Sachbearbeiter sowie zwei Psychologen
an dem Programm. Des Weiteren arbeiten in allen beteiligten
Bundesländern mindestens jeweils eine Person als Projektkoordinator
sowie eine unterschiedliche hohe Anzahl von Suchtpräventionskräften
als regionale Ansprechpartner für die Schulklassen aus dem eigenen
Bundesland.

Es erfolgte eine interne Prozessevaluation des Wettbewerbes im
Schuljahr 1997/98 und eine Kontrollgruppenstudie in den Jahren 1998
und 1999.

Konzeptioneller Ansatz

Im Mittelpunkt des Programmes steht nicht wie bei klassischen
Ansätzen die Vermittlung negativer Folgen des Rauchens, sondern es
wird vielmehr darauf abgezielt, das Nichtrauchen für Jugendliche
attraktiv zu machen und als Normverhalten zu etablieren. Ziel ist es,
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den Einstieg in das gelegentliche und regelmäßige Rauchen bei
nichtrauchenden Schülern zu verzögern und bereits rauchende Schüler
zu motivieren, mit dem Rauchen aufzuhören oder zumindest weniger
zu rauchen.

Die Regeln für den Wettbewerb sind einfach gehalten, um so eine
Umsetzung des Programmes in vielen Klassen zu ermöglichen: die
Schüler entscheiden sich, ein halbes Jahr nicht zu rauchen. Dabei
müssen sich mindestens 90% der Teilnehmer dazu bereit erklären. Es
wird sowohl ein Klassen- als auch ein Schülervertrag unterschrieben.
Während der Wettbewerbszeit beobachten sich die Schüler selbst und
geben einmal pro Woche an, ob sie geraucht haben oder nicht. Am
Ende jeden Monats schickt die Klasse eine Postkarte zur
Wettbewerbsleitung, auf der bestätigt wird, dass sie noch am
Wettbewerb beteiligt ist.

Diejenigen Klassen, die es schaffen, nehmen an einer Lotterie teil, in
der viele attraktive Geld- und Sachpreise verlost werden. Der
Hauptgewinn ist eine Klassenreise.

Sachstand/Erfahrungen

Der Wettbewerb wurde im Schuljahr 1997/98 prozessevaluiert. Die
Stichprobe hatte einen Umfang von 305 Lehrkräften und 393
Schülern. Die Ergebnisse zeigen eine hohe Akzeptanz des
Programmes sowohl bei den Lehrkräften als auch bei den Schülern.

In den Jahren 1998 und 1999 wurde eine Kontrollgruppenstudie mit
Messwiederholung zur Evaluation der primärpräventiven Effektivität
der Aktion durchgeführt. Stichprobe waren 2.142 Schüler im Alter
von 12,9 Jahren. Untersucht wurde, ob der Wettbewerb eine geeignete
Interventionsmaßnahme darstellt, um bei nichtrauchenden Schülern
den Einstieg in das Rauchen zu verzögern. Erfasst wurden zu allen
drei Messzeitpunkten das Rauchverhalten der Jugendlichen sowie die
Einstellungen und empfundenen Risikosituationen zu rauchen. Die
Ergebnisse, die zeigten, dass diese Interventionsmaßnahme geeignet
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ist, um den Einstieg in das Rauchen bei Schülern zu verzögern,
wurden sowohl in der Deutschen Medizinischen Wochenschrift, dem
Gesundheitswesen sowie der internationalen Fachzeitschrift
Preventive Medicine veröffentlich und können durch das IFT-Nord
bezogen werden.

Bisherige Erfahrungen reflektierend, handelt sich um ein Programm,
das mit wenig Aufwand für die Lehrkräfte das Thema Rauchen und
Gesundheitsförderung in die Klassen trägt. Verbesserungswürdig
erscheint die Personalsituation; es werden noch mehr Kräfte in den
verschiedenen Bundesländern benötigt, die sich um die
ausgeschiedenen Klassen kümmern.

Im Schuljahr 2000/01 nahmen europaweit insgesamt 375.000 Schüler
an der Aktion teil; davon waren 110.000 aus Deutschland. Der
Wettbewerb startet am 04. November 2002 erneut in Deutschland und
Europa und ist bis zum 25. April 2003 terminiert.

Weitere Informationen

Institut für Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord),
Düsternbroker Weg 2, 24105 Kiel

Internet: http://www.ift-nord.de

eMail: wiborg@ift-nord.de
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Eure Sicherheit liegt uns am Herzen

{xe "Rheinland-Pfalz"}{xe "Verkehrsprävention"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}

Organisation

In den Monaten Mai/Juni beginnend und nach Ende der Sommerferien
führt die Bundesgrenzschutzinspektion Kaiserslautern im Bereich der
Schulen von Winnweiler und Rockenhausen
Informationsveranstaltungen für Schüler und Erziehungsberechtigte
durch.

Diesen Aktionen sind mehrere intensive Gespräche in Verbindung mit
Ortsterminen vorausgegangen, in die folgende Behörden, Stellen und
Funktionsträger eingebunden wurden:

- Zuständige Vertreter der Deutschen Bahn AG

- Leiter der Polizeiinspektion Rockenhausen

- Landrat Donnersbergkreis sowie der geschäftsführende Beamte
der Kreisverwaltung

- Direktor für den Öffentlichen Personennahverkehr des Landes
Rheinland-Pfalz

- Stadtbürgermeister Rockenhausen

- Vertreter der betroffenen Schulen

- Leiter und stellvertretender. Leiter der
Bundesgrenzschutzinspektion (BGSI) Kaiserslautern sowie
Gruppenleiter des Einsatzabschnitts Bad Kreuznach.
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Konzeptioneller Ansatz

Von Seiten des Bundesgrenzschutz wurde schon seit längerer Zeit
festgestellt, dass es in den Bahnhöfen Rockenhausen und Winnweiler
hauptsächlich während des Schülerverkehrs durch das unachtsame
Verhalten der Schüler immer wieder zu gefährlichen Situationen kam.

Diese Situationen entstanden in erster Linie durch unbedachtes oder
provozierendes Fehlverhalten (Aufenthalt im Gleisbereich, Rangeleien
an der Bahnsteigkante trotz herannahendem Zug etc.) der auf den
Bahnsteigen wartenden Schüler, wobei den Schülern offenkundig
jegliche Kenntnis über die Besonderheiten des Verkehrsmittels
"Eisenbahn" fehlten.

Verschärft wurden diese gefährlichen Situationen durch einen zu
geringen Sicherheitsabstand zur Bahnsteigkante, aufgrund nicht
ausreichender Breite des Bahnsteiges.

In Rockenhausen und Winnweiler befanden sich insgesamt acht
Schulen, deren Schüler überwiegend mit Zügen der DB AG anreisen.

Um den Gefährdungssituationen entgegenzuwirken, fanden als
Sofortmaßnahme die o. g. Vorbesprechungen bereits im März 2000
statt. Dabei wurde Einigkeit darüber erzielt, dass neben zugesagten
baulichen Veränderungen seitens der DB AG und der Kommune, der
BGS durch örtliche Präsenz und Präventionsmaßnahmen an den
jeweiligen Schulen tätig werden soll.

Mit Unterstützung des Ermittlungsdienstes der BGSI Kaiserslautern
wurden Videoaufnahmen erstellt und entsprechende Faltblätter
gedruckt.

Die o. g. Faltblätter wurden an allen betroffenen Schulen verteilt und
von dort mit den letzten Elternbriefen vor den großen Ferien an die
Eltern gesandt.
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Die Videoaufnahmen wurden aufbereitet und als
Anschauungsmaterial zunächst der Schulleitung des Gymnasiums in
Winnweiler übergeben. In entsprechenden Unterrichten wurden Film
und Faltblatt durch die Klassenlehrer aufgearbeitet.

Am 17.06.2000 führte das Wilhelm-Erb-Gymnasium Winnweiler ein
Sommerfest durch; zwei PVB des BGS waren in der Zeit von 10.00
Uhr bis 16.30 Uhr mit einem zentral im Schulhof aufgebauten Info-
Stand präsent.

Mittlerweile (Stand: September 2002) werden folgende
Aktionsformen zur Anwendung gebracht:

(1) Präventionsveranstaltungen in Schulen (sowohl auf Wunsch /
Anregung der Schulen als auch bei Vorlage entsprechender, selbst
gewonnener Erkenntnisse)

(2) Einrichtung von BGS-Infoständen bei entsprechenden
Gelegenheiten, wie z. B.  Bahnhofsfeste, Tage der offenen Tür, usw..

Zu (1):

Seit Juni 2000 werden in den verschiedensten Schulen des Bereiches
von Winnweiler bis Bad Münster am Stein
Präventionsveranstaltungen mit dem Schwerpunkt "Verhalten auf
Bahnanlagen" durchgeführt.

Als Zielgruppe werden dabei hauptsächlich die Schüler der 4. bis 6.
Klasse angesprochen und mit der Thematik „Bahnanlagen sind keine
(Abenteuer-) Spielplätze“ konfrontiert.

Durch Unterrichtsgespräche, unterstützt durch spezielle Folien sowie
die abschließende Vorführung eines zur Thematik passenden
Videofilmes, gelingt es in jeweils zwei Unterrichtsstunden
regelmäßig, die Aufmerksamkeit und das Interesse der Jugendlichen
zu wecken und für die Gefährdungsproblematik des Bahnbetriebs zu
sensibilisieren.
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Zu (2):

Bei entsprechenden Gelegenheiten (Bahnhofsfeste, Tage der offenen
Tür, Jubiläumsveranstaltungen) ist der BGS regelmäßig durch einen
Infostand vertreten. Hierbei bietet sich u.a. die optimale Gelegenheit,
Familien, d.h. Kinder und Erziehungsberechtigte gleichzeitig,
anzusprechen und zu informieren.

Dabei sind nach den bisher gewonnenen Erfahrungen die Vorführung
des o.g. Video-Films sowie die Durchführung eines besonderen
Ratespiels hervorragend geeignet, um das Interesse und die
Aufmerksamkeit der Besucher zu erwecken.

Sachstand/Erfahrungen

Die im Jahr 2000 getroffene Maßnahme fand bei Eltern, Lehrern und
Schülern die erhoffte Aufmerksamkeit. Besonders die Möglichkeit,
Schüler und Erziehungsberechtigte gleichzeitig ansprechen und
informieren zu können, hat guten Anklang gefunden.

Zur Sicherheitslage trugen darüber hinaus die Maßnahmen der DB
AG positiv bei. Während des Schülerverkehrs befanden sich
Angehörige der Bahn-Schutz-Gesellschaft im Wechsel in den
Bahnhöfen Winnweiler und Rockenhausen.

Auf Grund des durchweg positiven Echos wird das im Jahr 2000
entstandene Projekt "Eure Sicherheit liegt uns am Herzen" auch im
Jahr 2002 im gesamten Zuständigkeitsbereich der
Bundesgrenzschutzinspektion Kaiserslautern durch speziell geschulte
Beamte praktiziert.

Erfahrungen:

Die angekündigten Umbaumaßnahmen sowie die zugesagten
baulichen Veränderungen seitens der DB AG, die besonders für den
Bahnhof Rockenhausen erforderlich sind, um zur Entschärfung der
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täglichen Gefahrensituationen erheblich beizutragen, stehen leider
immer noch aus.

Das Schülerverhalten wird deshalb regelmäßig in Abstimmung mit
den Mitarbeitern der Bahnschutzgesellschaft durch gelegentliche
Präsenz von Streifen der BGSI Kaiserslautern überwacht.

Weitere Informationen

Bundesgrenzschutzinspektion Kaiserslautern, Bahnhofstraße 1, 67655
Kaiserslautern
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Fallschirm (Hilfen für strafunmündige Mehrfach- und
Intensivtäter)

{xe "Berlin"}{xe "Hilfe- und Beratungstelefon"}{xe "Jugendhilfe"}{xe
"Integration"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Die Problematik im Umgang mit so genannten strafunmündigen
Serientätern wurde in den letzten Jahren intensiv politisch und
pädagogisch thematisiert. Ambulante Modelle, die einen Rückgang
von Straftaten dieser Zielgruppe bewirken, sind inzwischen
bundesweit, insbesondere durch das Bundesministerium der Justiz und
das Deutsche Jugendinstitut, erhoben und auch vernetzt worden.

Für das Land Berlin wurde ab 1. Januar 1998 die ambulant arbeitende
Einrichtung "Fallschirm" in Trägerschaft der Stiftung
Sozialpädagogisches Institut als Modellprojekt gegründet. Ihre
Aufgabe ist es, durch sozialpädagogische und therapeutische
Hilfestellungen strafunmündigen Tätern Alternativen zu Straftaten
anzubieten und sie in das gesamte soziale System zu (re-) integrieren.

Die Einrichtung wurde vom Senat Schule, Jugend, Sport drei Jahre als
Berliner Modellprojekt zuwendungsfinanziert. Seit dem 1.1.2001 wird
„Fallschirm“ leistungsbezogen pro Betreuungsfall über die
zuständigen bezirklichen Jugendämter finanziert. Die gesetzliche
Grundlage für die ambulante teilstationäre Einrichtung bietet das SGB
VIII § 27 Absatz 2 außerhalb der Regelbetreuungshilfen.

Das Bundesministerium der Justiz hat "Fallschirm" im Mai 2002 mit
einer finanziellen Förderung durch die "Heinz und Heide Dürr-
Stiftung GmbH", ausgezeichnet.
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Konzeptioneller Ansatz

Zielgruppe von Fallschirm sind

- unter 14-jährige mehrfach- und intensivtatverdächtige Kinder
(gemäß Berliner Polizeidefinition) und

- über 13-jährige, die während der Betreuung das 14. Lebensjahr
erreichen und weiteren Hilfebedarf haben und Jugendliche, die
Kinder zu kriminellem Handeln anführen.

Seit Bestehen des Projektes werden überwiegend Kinder aus Familien
mit Migrationshintergrund betreut. Damit passt die konzeptionelle
Ausrichtung auf Kinder nichtdeutscher sowie deutscher Herkunft bzw.
Identifikation (Möglichkeit der Sprachmittlung, multikulturelles Team
der Mitarbeiter/innen, systemischer Ansatz, Peer-Education.)

Leitgedanken des Projektes sind:

- Schnelle Reaktion auf bekannt gewordene Straftaten.

- Hochverbindlicher Umgang mit den betreuten Kindern.

- Fallschirm grenzt keine Kinder aus, d. h. kein Auswahlverfahren
bzw. Ausschlussverfahren der Betreuungsaufnahme innerhalb der
Zielgruppe.

- Keine Toleranz gegenüber von den Kindern begangenen
Straftaten.

Zuerst werden eine tragfähige Vertrauensbasis und Verbindlichkeit zu
dem Kind aufgebaut. Im nächsten Schritt folgen: Konfrontation mit
den Folgen der Straftaten, Tatausgleich zwischen den Beteiligten
schaffen (Mediation), soziales Gruppentraining, Elterngespräche,
sozialtherapeutische Interaktionsspiele, Rollenspiele mit Bezug zum
Thema Kriminalität, schulische Hilfestellungen und Forderungen
durch zu setzen und vieles mehr.
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Unabhängig vom Betreuungszeitraum werden mit den Kindern immer
wieder Verträge und Vereinbarungen schriftlich fixiert, in denen
kurzfristige oder ggf. langfristige Ziele und entsprechende
Konsequenzen in größtmöglicher Klarheit festgehalten werden.

Ein konsequentes Durchhalten aller Vereinbarungen steht im
Vordergrund.

Der Personalschlüssel sieht im September 2002 eine Betreuung von
drei Kindern pro volle Stelle vor. Bei derzeit vier vollen Stellen liegt
die Kapazität bei 12 Plätzen.

Die Einrichtung wird durch eine Steuerungsrunde begleitet und
unterstützt. Hier kommen  Vertreter aus Polizei (Jugendbeauftragte
und LKA), Senat Schule, Jugend und Sport, Senat Inneres,
Wissenschaft, Jugendamtsdirektoren, Lehrerschaft, Staatsanwaltschaft
und Trägerleitung zusammen.

Besonderheiten von Fallschirm sind:

- Berlinweites Einzugsgebiet (auch häufiger Wohnungswechsel
innerhalb Berlins entbindet nicht von der Betreuung).

- 24-stündige Bereitschaft und sofortiges Reagieren. (Die sonst eher
üblichen großen Zeitspannen zwischen Straftat und Konfrontation
mit der Straftat werden verhindert.)

- Kontakt- und Betreuungsaufnahme zu jedem Kind mit der
Indikation "Serientäter" kann auch durch andere als die
Jugendämter geschehen (z. B. Polizei oder Selbstmelder).

- Vernetzung zwischen den beteiligten Institutionen ("Fallschirm"
hat im Helfersystem eine Schnittstellenfunktion zwischen allen
Akteuren im Feld der Zielgruppe: Jugendamt, Polizei, Kinder-
und Jugendnotdienst, Schule, Heime, andere
Freizeiteinrichtungen, Kinderpsychiatrie, Strafgerichte).
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Sachstand/Erfahrungen

In den Auswertungen mit der Staatsanwaltschaft (Sommer 2000 und
2002) konnte festgestellt werden, dass ein weit überwiegender Teil der
in Berlin auffälligen mehrfach- und intensivtatverdächtigen Kinder
von der Einrichtung erreicht wurde. Im Weiteren bestätigte die
Staatsanwaltschaft eine Abnahme der Straftaten im langfristigen
Verlauf der Betreuung. Über die entstandene Vertrauensebene wird
auch zur Aufdeckung von bisher unbekannten Straftaten beigetragen.

Auch nach Abschluss der Betreuung besteht noch nach Jahren ein
Kontakt zu den meisten ehemals betreuten und inzwischen
Jugendlichen.

Weiter werden an Hand der Zielgruppe auch exemplarische
Grundsatzdiskussionen z. B. zwischen Schule und Jugendhilfe in
Gang gesetzt.

Weitere Informationen

Stiftung des Sozialpädagogischen Instituts (SPI), Projektleitung -
Projekt Fallschirm, Buttmannstr. 9, 13357 Berlin

eMail: fallschirm@stiftung-spi.de
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Gewalt - Mit mir nicht!

{xe "Brandenburg"}{xe "Zeugen- und Helferverhalten"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Seit Mai 2001 wird das Projekt "Gewalt - Mit mir nicht!" unter
Federführung des Sachgebietes Prävention der Polizei im Bereich
Cottbus von Polizeibeamten sowie pädagogischen Mitarbeitern des
Cottbuser Jugendrechtshauses e. V. in den Schulen der Bereiche
Cottbus und Spree-Neiße durchgeführt.

Der Zeitansatz beläuft sich pro Einsatz auf drei Unterrichtsstunden.

Die Projektfinanzierung erfolgt durch das Cottbuser
Jugendrechtshaus und den Verein Recht und Gesellschaft e.V. Zwei
pädagogische Mitarbeiter des Jugendrechtshauses, die dieses Projekt
begleiten, arbeiten auf ABM-Basis.

Konzeptioneller Ansatz

Ausgangspunkt für das Projekt war die Feststellung fehlenden Norm-
und Rechtsbewusstseins bei Kindern und Jugendlichen. Da
Themengebiete wie Kinder- und Jugenddelinquenz,
Strafbarkeit kriminellen Handelns sowie rechtspädagogische
Wertevermittlung integrative Bestandteile des Projektes sein sollten,
entschlossen sich Vertreter des justiziellen und polizeilichen
Bereiches zu einem gemeinsamen Projekt. Die Projektentwicklung
erfolgte in Anlehnung an das Projekt "Stark gegen Gewalt (Crash)".

Nach intensiver Betrachtung der körperlichen und geistigen
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und durch Konsultation
von Fachleuten wurden Zielgruppe und die konkreten Ziele/Aufgaben
ermittelt. Schüler der 6. Klasse in Grundschulen und Förderschulen
(hier auch 7. Klassen) sollen durch Wissens- und Kenntnisvermittlung
sowie durch Rollenspiele verschiedener nachgestellter Situationen aus
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dem kindlichen und jugendlichen Alltagserleben in ihrem
selbstsicheren, verantwortungsbewussten und sozialkompetenten
Auftreten gestärkt werden.

Konkrete Lernziele sind darüber hinaus die Befähigung von Schülern,
vorhandene Ängste in gewaltgeneigten Situationen durch
Verhaltensempfehlungen abzubauen. Die Schüler sollen erkennen,
dass das Wegsehen bei einer Straftat den Täter zum Weitermachen
oder zur Gewaltsteigerung animiert und dem Opfer mehr Schaden
zugefügt wird. Empathieverhalten soll gefördert werden und die
Schüler sollen begreifen, dass kinder- und jugendtypische Straftaten
nicht nur sozialschädlich sind, sondern auch straf- und zivilrechtliche
Folgen nach sich ziehen. 

Neben der Zielgruppe Schüler richtet sich das Projekt mit
begleitenden Veranstaltungen wie z. B.  Schulprojektwochen auch an
Lehrer, Erzieher und Eltern. 

Die Projektarbeit wird durch die Herausgabe von Flyers begleitet und
unterstützt.

Sachstand/Erfahrungen

Dieses Projekt erreichte in einem Jahr 1.200 Schüler und
Schülerinnen.

Aufgrund der Projektdauer können zu Zielerreichungen zur Zeit
(November 2002) noch keine verbindlichen Aussagen getroffen
werden. Lediglich die Ergebnisse von Studienarbeiten der
Fachhochschule Lausitz, oder der internen Befragung in der
Nachbereitungsphase lassen Schlüsse bis zu einem bestimmten Punkt
zu. Beispielsweise sind Veränderungen im Verhalten der
Kinder/Jugendlichen vorläufig schwer nachzuvollziehen,
da Hauptzielgruppe Kinder der 6. Klasse sind und diese im
7. Schuljahr überwiegend die schulische Einrichtung wechseln.
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In einem vorläufigen Fazit wird der Projektverlauf jedoch als sehr
erfolgreichen bewertet. Akzeptanz in der Zielgruppe und sehr positive
Resonanz ergeben sich aus den nachbereitenden Gesprächen und den
intern gefertigten und ausgewerteten Fragebögen.

Auch von schulischer Seite wurde die Arbeit der Projektmoderatoren
und ihre methodische, den Bedürfnissen der Zielgruppe angepasste
Herangehensweise positiv bewertet.

Weitere Informationen

Schutzbereich Cottbus/Spree-Neiße, Sachgebiet Prävention,
Mauerstraße 04, 03046 Cottbus

Cottbuser Jugendrechtshaus e.V., Greifenhainer Straße 14, 03048
Cottbus
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Maßnahmenpaket "POLDI"

{xe "Sachsen"}{xe "Sympathiefiguren"}{xe "Jugend"}

Organisation

Zur kindgerechten Vermittlung von Präventionsinhalten bedient sich
die sächsische Polizei seit 1994 des Polizei-Dinosauriers POLDI. Den
Namen POLDI haben die sächsischen Kinder mittels eines
Preisausschreibens selbst vergeben.

Konzeptioneller Ansatz

Mit POLDI verbindet sich ein Paket aufeinander abgestimmter und
vernetzter Maßnahmen mit dem Ziel, einen Beitrag zur
Kinderprävention zu leisten. Das Paket besteht insbesondere aus den
Komponenten Identifikation, Unterhaltung, Information, Hilfe und
Rat sowie Spiel und Spaß.

Das Maßnahmenpaket POLDI im Einzelnen:

- Zentraler Bestandteil ist das Hausaufgabenheft für Kinder der
3. Klasse (Inhalt sind präventive Themen zum Verhalten an der
Haustür, am Telefon, gegenüber Fremden, zum Ladendiebstahl,
zum "NEIN sagen" zur Fremdenfeindlichkeit, aber auch
Liedtexte, Rätsel, Basteltipps, allgemeine Tipps und Ratschläge
etc.). Dieses Heft wird allen Grundschülern der 3. Klasse im
Freistaat Sachsen zu Schuljahresbeginn kostenfrei übergeben.
Bestandteil des Hausaufgabenheftes ist jeweils ein Brief an die
Eltern und die Lehrer, der Anleitungen/Anregungen geben soll,
mit den Kindern über das Verhalten in Gefahrensituationen zu
sprechen.

- POLDI-Live-Figur: Seit 1994 ist ein Beamter mit bzw. in der
Figur des Polizeidinosauriers im Freistaat Sachsen unterwegs und
unterstützt die Polizeibeamten bei ihren
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Präventionsveranstaltungen in den Schulen, bei
Großveranstaltungen der Polizei, aber auch bei regionalen
Ereignissen.

- Der Arbeitsordner für Polizeibeamte zur Vorbereitung auf
Präventionsveranstaltungen in Schulen oder geeigneten
außerschulischen Einrichtungen hilft mit pädagogisch-
methodischen Ratschlägen. Zur weiteren Schulung finden
regelmäßig Einführungsveranstaltungen für Jugendsachbearbeiter
und Verkehrserzieher statt.

- Das "Spiel mit POLDI – Sicher zur Schule – Sicher zur Hause" ist
ein Präventionsspiel für 6- bis 10-jährige Grundschüler und
erwachsene Bezugspersonen. Absicht des Spieles ist, dass die
Kinder durch die Beantwortung der Wissensfragen, im
begleitenden Gespräch mit Eltern, Erziehern und anderen
erwachsenen Mitspielern nicht nur Gefahrensituationen im
täglichen Leben erkennen, sondern spielerisch auch erwünschte
und empfohlene Verhaltensweisen erlernen. Das Spiel ist für
12,50 € bei allen sächsischen Polizeidienststellen und dem
Landeskriminalamt Sachsen zu erwerben.

- Das Maßnahmenpaket POLDI wird durch den 35 cm großen
Plüsch-POLDI ergänzt. Im Landeskriminalamt Sachsen und in
allen Polizeidienststellen des Freistaates wird er zum Preis von
12,50 € angeboten. Unter bestimmten Voraussetzungen können
die Polizeibeamten den Plüsch-POLDI bei polizeilichen
Maßnahmen als "Tröster" an geschädigte oder traumatisierte
Kinder, aber auch im Rahmen von Präventionsveranstaltungen,
oder zu besonderen Belobigungen und dergleichen verschenkt
werden.

- Das über die sächsischen Grenzen bekannte und bewährte
Präventionsprojekt POLDI wurde 2002 um eine POLDI-
Plüschfigur als Handpuppe erweitert. Diese Handpuppe ist bestens
geeignet, Präventionsanliegen kindgemäß zu vermitteln. Der
Einsatz der POLDI-Handpuppe wird als dienstliches Lehrmittel
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im Rahmen vielfältigster Präventionsveranstaltungen empfohlen.
Darüber hinaus kann die Handpuppe ebenso wie die Plüschfigur
durch jeden Interessenten als Verkaufsartikel zum Preis von
12,50 € erworben und individuell genutzt werden.

Auf Antrag des Landeskriminalamtes Sachsen ist POLDI seit 1998 als
Marke beim Deutschen Patentamt eingetragen.

Kindern soll durch die Kombination verschiedener Maßnahmen und
die wiederholte Diskussion auf spielerische Weise richtiges Verhalten
in unterschiedlichen Gefährdungssituationen vermittelt werden.

Die Zusammenarbeit zwischen Polizei, Pädagogen, Kindern und
Eltern/Großeltern ergibt sich dabei aus dem Konzept des Projektes.

Erwünschter Nebeneffekt des POLDI-Projektes ist das Auftreten der
Polizei in der Öffentlichkeit in einer veränderten Rolle, wodurch
wesentlich zur Akzeptanz der Institution Polizei beigetragen wird.

Sachstand/Erfahrungen

Das Konzept des Maßnahmenpaketes wurde 2000 durch die
sächsische Polizei überarbeitet. Unter der Bezeichnung "POLDI 2000"
hat die sächsische Polizei ihre Anstrengungen zur Verringerung von
Kindergefährdungen im Rahmen des Maßnahmenpaketes POLDI
verstärkt. Die Hausaufgabenheft wurde vollständig überarbeitet. Eine
Vielzahl der Präventionsthemen ist neu gestaltet bzw. erstmals
aufgenommen worden. Diese betreffen u. a. die Sachbeschädigung
(Graffiti), das Rauchen, das Trampen, die Integration behinderter
Schüler und Fremder, Mobbing, Nötigung und das Einhalten von
Normen und Regeln. Neue Liedtexte und Bastelanleitungen gehören
jedoch auch dazu. Gleichzeitig wurden die Servicefunktionen
verbessert, Identifikationswerte gesteigert und der Lehrplan für die
3. Klassen im Fach Heimat- und Sachkunde bei den konzeptionellen
Überlegungen berücksichtigt.
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Innerhalb der Präventionsveranstaltungen sind seit 1995
Hausaufgabenhefte an nahezu alle Drittklässler der Grund- und
Förderschulen Sachsens kostenlos verteilt worden.

POLDI ist auch Bestandteil im "Paket Polizeiliche
Kriminalprävention", das im Rahmen der Erstellung des sächsischen
Jugendsachbearbeiterreports 1998 erarbeitet (2001 überarbeitet) wurde
und neben dem Element POLDI noch die Themenbereiche
Drogenprävention und Jugendkriminalität enthält. Mit der
Arbeitsmappe wird ein Grundgerüst verschiedener
Veranstaltungskonzepte, z. B. Rahmenvorträge, Arbeitsblätter,
Kopiervorlagen für Folien etc. angeboten.

Die sächsische Polizei lieferte mit ihrem Maßnahmenpaket POLDI für
andere Bundesländer die Grundidee zur Schaffung eigener
Präventionskonzepte, insbesondere der länderspezifischen
Hausaufgabenhefte.

Die anhaltend hohe Nachfrage nach den verschiedenen Bausteinen des
Maßnahmenpaketes wurde bislang als Rückmeldung über die
Zielgruppenorientiertheit und  Akzeptanz des Maßnahmenpaketes
interpretiert. Um zu messbaren Ergebnissen zu kommen, erfolgt seit
dem vergangenen Jahr durch die Koordinierungsstelle Prävention
beim Sächsischen Staatsministerium des Innern eine Evaluierung der
polizeilichen Präventionsmaßnahmen. Konkrete Ergebnisse liegen
noch nicht vor.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat Jugend- und
Rauschgiftprävention, Neuländer Straße 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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PIT - Schulische Prävention im Team (Rheinland-Pfalz)

{xe "Rheinland-Pfalz"}

Organisation

Die PIT (Prävention im Team)-Konzeption wurde von Mitarbeitern
des Pädagogischen Zentrums (PZ), des Instituts für schulische
Fortbildung und schulpsychologische Beratung (IFB) und des
Landeskriminalamtes (LKA) als Modell für Rheinland-Pfalz
erarbeitet. Dieses Modell ist an den Materialien des PIT-Projektes in
Schleswig-Holstein angelehnt.

Seit Oktober 2000 ist das PIT-Projekt landesweit zur Umsetzung
ausgeschrieben.

Während im PIT-Programm in Schleswig-Holstein die Schwerpunkte
"Gewalt", "Diebstahl" und "Sucht" behandelt wurden, erfolgt in
Rheinland-Pfalz eine Spezialisierung auf die zwei Themengebiete
"Gewalt" und "Sucht".

Durch die stärkere Betonung der Primärprävention im PIT-Programm
Rheinland-Pfalz, bestehen einige Unterschiede im Inhalt und der
Methode. Inhaltlich ist in diesem Programm nicht nur strafrechtlich
relevantes Verhalten der Schüler von Interesse, sondern auch die
alltäglichen Probleme in ihrem Sozialverhalten, die sich unterhalb
dieser Grenze bewegen. Methodisch ist PIT Rheinland-Pfalz vor allem
durch Elemente geprägt, die auf die Eigenverantwortlichkeit und die
Steigerung sozialer Kompetenz der Schüler abzielen.

PIT ist als ein weiterer Bestandteil in das Präventionskonzept
INPROP (Integriertes Programm zur Primärprävention) der
Landesregierung eingebunden und baut idealerweise auf dem
Programm zur Primärprävention PROPP (Programm zur
Primärprävention - Schülerinnen und Schüler stärken - Konflikte
klären) auf. PROPP ist ein Programm für Schüler der Klassenstufen 5
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bis 7 zur Sucht- und Gewaltvorbeugung, initiiert vom Ministerium für
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-
Pfalz. PIT und PROPP können ohne weiteres unabhängig voneinander
durchgeführt werden.

Konzeptioneller Ansatz

Allgemein soll durch PIT die "Stärkung der Persönlichkeit", der "Auf-
und Ausbau sozialer Kompetenzen" und "gewaltfreie
Konfliktlösungsmöglichkeiten" bei Schülern bzw. Jugendlichen
erreicht werden. Im Einzelnen werden folgende Ziele angestrebt:

- Stärkung des Normenbewusstseins von Jugendlichen

- Erprobung, Erfahrung und Aneignung sozialer Kompetenzen

- Auf- und Ausbau des Selbstbewusstseins, des Selbstwertgefühls
und der Eigenverantwortlichkeit

- Entwicklung von Fähigkeiten zu konstruktiver Problemlösung

- Verbesserung des "sozialen Klimas"

- Wecken von Verantwortung für gefährdete Mitschülerinnen und
Mitschüler

Die Schüler sollen auf der Basis dieser Ziele lernen, sich um das
Zusammenleben und die eigene Persönlichkeit Gedanken zu machen.
Im Effekt soll dadurch eine Verringerung der durch und an Kindern
und Jugendlichen inner- und außerhalb der Schule begangenen
Straftaten erreicht werden.

Das "PIT-Programm" ist eine schulische Präventionsmaßnahme zur
Vorbeugung von Gewalt bzw. Sucht und kann an allgemeinbildenden
Schulen in den Klassen 6 bis 8 durchgeführt werden. Es wird eine
Großzahl von Materialien zur Verfügung gestellt, so dass PIT
individuell abgestimmt werden kann. Je nach Problem- oder
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Interessenlage entscheiden sich Schulklassen und Lehrer für das
Thema "Gewalt" oder "Sucht", wobei es auch möglich ist, die PIT-
Materialien für andere Themengebieten zu verwenden ("Diebstahl",
"Fremdenfeindlichkeit", etc.). Lehrkräfte und externe Fachleute (v.a.
Polizeibeamte bzw. Suchtberater) führen ein untereinander
abgestimmtes Unterrichtsprogramm durch. Zusätzlich werden mit den
Schülern praktische Übungen durchgeführt, die der Erprobung und
Förderung sozialen Verhaltens dienen sollen.

Als Basis wird eine Kooperation vor allem zwischen der Schule und
der Polizei gesehen, die mit den Schülern im Programm
zusammenarbeiten. Hierbei tragen die betreffenden Lehrer,
Polizeibeamten und Schüler dazu bei, ein für die jeweils spezifischen
Bedürfnisse angepasstes Konzept zu entwickeln.

Für die Lehrerinnen und Lehrer ergibt sich der Anreiz, in einer
konstruktiven Art das Thema Sucht und Gewalt zu bearbeiten, indem

- Normenbewusstsein, Normverletzung und Jugendkriminalität
fächerübergreifend (insbesondere im 7. Schuljahr) aufgegriffen
wird und

- Schülerinnen und Schüler für Gefahren und Konsequenzen der
Jugendkriminalität sensibilisiert werden.

Das PIT-Programm ist in drei Hauptteile gegliedert:
"Problemdarstellung", "Vertiefung" und "Handlungskompetenz". Im
ersten Teil soll in das jeweilige Thema eingeführt, im zweiten Teil soll
es durch Erfahrungswissen der Polizei vertieft und im dritten Teil soll
durch Übungen/Spiele die Handlungskompetenz gefördert werden.
Der zeitliche Rahmen beläuft sich auf mindestens 12 Stunden
innerhalb von drei Wochen.



Kinder/Primärprävention

456

Sachstand/Erfahrungen

Im Schuljahr 1999/2000 wurde das PIT-Programm an 17 Schulen
unterschiedlicher Schulart (Gymnasium, Realschule, Hauptschule,
Regionale Schule und Sonderschule) in Rheinland-Pfalz erprobt.  Das
Institut für Soziologie der Johannes Gutenberg-Universität Mainz hat
das Projekt wissenschaftlich begleitet und evaluiert. Die Evaluation
wurde themenspezifisch ("Gewalt" und "Sucht") in zwei
Befragungswellen durchgeführt, in denen die am Programm
beteiligten Personengruppen befragt wurden (Schüler, Lehrer,
Polizeibeamte). Die erste Befragungswelle fand vor der Durchführung
des Programms und die zweite Befragungswelle danach statt.

Ein Schwerpunkt der Befragung, war die Erfassung der Beurteilung
des PIT-Programms seitens der Schüler. Bei der allgemeinen
Gesamtbewertung des PIT-Programms zeigte sich, dass PIT bei den
Schülern hohen Anklang gefunden hat. Die Mehrheit aller Schüler (ca.
70%) haben das Programm im Gesamteindruck als "gut" und "sehr
gut" bewertet. Zudem sollten die Schüler nach der Durchführung von
PIT darstellen, ob es wirksam wäre. Auch hier gab die Mehrheit der
Schüler (ca. 60%) an, dass die Programmziele gut umgesetzt worden
sind und eine entsprechende Wirkung erzielen. Dementsprechend
konnte ebenfalls eine erfolgreiche Wissensvermittlung zu den
Bereichen "Sucht" und "Gewalt" festgestellt werden. Der Kontakt zur
Polizei während des PIT-Programms wurde als besonders positiver
Aspekt durch die Schüler hervorgehoben. Gleichzeitig wurden von
ihnen Kritik und Erweiterungsvorschläge anhand offener Fragen im
Fragebogen erfasst.

Durch die Vorher-Nachher-Analyse, die bei den Schülern
durchgeführt wurde, konnten Effekte auf der Verhaltens-,
Handlungsebene und eine Erweiterung des Wissensstandes der
Schüler gemessen werden, die durch das PIT-Programm bedingt
waren.

Die beteiligten Lehrer wurden ebenfalls aufgefordert, eine Beurteilung
des Programms und eine Einschätzung der Wirkungen darzustellen.
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Auch hier ergab sich eine positive Gesamtbewertung von über 70%
durch die Lehrer. Sie verwiesen unter anderem auf ein verbessertes
Verhältnis zu den Schülern nach PIT, ein verbessertes Klassenklima
und die Motivation und Integration sonst "stiller Schüler". Die
Zusammenarbeit zwischen Lehrern und Polizeibeamten wurde von
beiden Seiten als sehr erfolgreich bewertet.

Der Aspekt, der von den beteiligten Polizeibeamten besonders
hervorgehoben wurde, bezog sich auf den Abbau von
Hemmschwellen gegenüber ihren Berufsstand bei den Schülern.
Hierdurch konnte nach Angaben der Polizeibeamten eine gute
Zusammenarbeit mit den Schülern während des PIT-Programms
stattfinden. Die Kooperation mit den Lehrern wurde von ca. 75% der
Polizisten als "sehr gut" und "gut" bewertet.

Weitere Informationen

Pädagogisches Zentrum Rheinland Pfalz, Europaplatz 7-9, 55543 Bad
Kreuznach

Internet: http://www.bildung.rp.schule.de/pz

eMail: pzkh@sparkasse.net

Institut für schulische Fortbildung und schulpsychologische Beratung
des Landes Rheinland-Pfalz (IFB), Fachbereich Schulpsychologischer
Dienst, Wallaustraße 111, 55118 Mainz

Internet: http://www.bildung.rp.schule.de/ifb

eMail: SchulpsychologischerDienst.mz@t-online.de

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz, Dezernat 45, Valenciaplatz 1-7,
55118 Mainz

Internet: http://www.polizei.rlp.de
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eMail: landeskriminalamt.praevention@polizei.rlp.de

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung Rheinland-
Pfalz, Mittlere Bleiche 61, 55116 Mainz

Internet: http://www.mbww.rpl.de

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Institut für Soziologie,
Colonel-Kleinmann-Weg 2, 55128 Mainz

Internet: http://www.uni-mainz.de/FB/Sozialwissenschaft/Soziologie
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Poli-Pap

{xe "Thüringen"}{xe "Sympathiefiguren"}{xe "Verkehrsprävention"}

Organisation

Die Organisation und Koordination erfolgt durch das
Landeskriminalamt Thüringen, die Umsetzung durch Kollegen der
zuständigen Polizeiinspektionen.

Das Programm läuft seit dem Schuljahr 2000/2001.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Programm "Poli-Pap" sollen Polizei und Erziehungsinstanzen
stärker zusammengeführt werden, damit ein größtmöglicher Schutz
für die Zielgruppe erreicht und das umfassende Rechts- und
Unrechtsbewusstsein gestärkt wird. Über das Projekt führt die
Thüringer Polizei die polizeiliche Kriminal- und Verkehrsprävention
enger zusammen. Es werden insbesondere drei Zielstellungen
verfolgt:

- Kinder sollen abgehalten werden, kriminelle Handlungen zu
begehen.

- Mit dem Hinweis auf vielfältige Gefahren des Alltags ist eine
Hilfestellung verbunden, die einer möglichen Opferwerdung
vorbeugen soll.

- Die langfristige Arbeit der Polizei mit den Kindern soll zur
Unterstützung der Normentwicklung beitragen.

Zielgruppe des Projektes sind Schüler im Grundschulalter.

In Anlehnung an die Erfahrungen des Landeskriminalamtes Sachsen
mit dem Präventionsprogramm Poldi beinhaltet das Thüringer
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Präventionsprogramm Poli-Pap ein Paket mehrerer
aufeinabgestimmter und miteinander vernetzter Materialien sowie
Werbe- und Informationsträger, die sich an die Zielgruppe als auch an
deren Bezugspersonen richten.

Zentrales Medium des Programmes ist ein speziell gestaltetes
Hausaufgabenheft für die gesamte 3. Klassenstufe mit
kriminalpräventiven und verkehrserzieherischen Inhalten. Das
Hausaufgabenheft wurde mit Beginn des Schuljahres 2000/2001 an
die Schüler ausgeteilt und soll, ergänzt durch einen Lehrerbrief,
unterrichtsbegleitend genutzt werden. Die einzelnen
Präventionsthemen sind geeignet, anlassbezogen mit den Schülern
über die Problematik zu diskutieren. Zu den einzelnen
Präventionsthemen gehören jeweils verschiedene Elternbriefe, um die
Einbeziehung der Pädagogen und Eltern in die Thematik anzustreben.

Ausgewählte Polizeibeamte erhalten für die differenzierte
Vorbereitung von Präventionsveranstaltungen eine speziell erarbeitete
Arbeitsmappe für die Planung und Durchführung solcher
Veranstaltungen. Darin sind, neben der Zieldefinition und der
inhaltlichen Aufbereitung der Themen, didaktisch aufbereitete
Ablaufmodelle enthalten. Die in einem Einweisungsseminar
geschulten Beamten der örtlich zuständigen Polizeiinspektion sollen,
in Abstimmung mit den Schulen, mindestens eine
Präventionsveranstaltung in diesen Schulklassen durchführen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Präventionsprogramm für Kinder "Poli-Pap" findet eine stetig
wachsende Akzeptanz bei der Zielgruppe, den Lehrern und Kollegen.
Trotzdem ist es noch nicht gelungen, einen gleichmäßigen
Bekanntheitsgrad im gesamten Freistaat Thüringen zu erreichen.
Deshalb wird Ende 2002 ein Internetauftritt vorbereitet, der sowohl
die Zielgruppe als auch die Erziehungsträger ansprechen und
informieren soll.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Thüringen, Polizeiliche Prävention und Analyse,
Am Schwemmbach, 99099 Erfurt

Internet: http://www.polizei.thueringen.de

eMail: lka@polizei.thueringen.de

Internet: http://www.poli-pap.de

eMail: info@poli-pap.de
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Primärprävention bei Kindern mit den Sympathiefiguren
der Landespolizei "Leo Listig" und "Locki Wachsam"

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Gewalt"}{xe "Aggression"}{xe
"Vandalismus"}{xe "Sympathiefiguren"}{xe "Internet"}{xe "Diebstahl"}{xe
"Kindergarten"}

Organisation

Das Projekt wird vom Landeskriminalamt Schleswig-Holstein
durchgeführt. In der Vernetzung mit Eltern, Erziehern in
Kindergärten, Lehrern in Grundschulen und den örtlichen
Polizeidienststellen werden die "Lebendfiguren" für die unmittelbare
Kommunikation mit Kindern eingesetzt.

Die Finanzierung erfolgt aus dem Präventionstitel des Landes.

Konzeptioneller Ansatz

Schleswig-Holstein hat sich seit Jahren verstärkt in der
Primärprävention bei Kindern engagiert. Mit den Sympathiefiguren
sollen Präventionsbotschaften zu Themen wie Diebstahl, Gewalt,
Sachbeschädigung, Umweltschutz, das verkehrssichere Fahrrad,
Rückhaltesysteme für Kinder, sicheres Überqueren der Straße und
viele andere mehr im direkten Dialog spielerisch vermittelt werden.
Seit 1995 sind die Figuren mit einer Beamtin und einem Beamten
besetzt.

Die Themenauswahl erfolgt nach enger Abstimmung mit den
Verantwortlichen im Kindergarten und in der Schule.

In Zusammenarbeit mit einem Kinderliedermacher und der
Zentralstelle Polizeiliche Kriminalprävention entstand ein Kinderlied
über die Sympathiefiguren der Landespolizei. Das Lied stellt
eindrucksvoll lustige und traurige Geschichten aus dem Polizeialltag
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von "Leo" und "Locki" dar. Die CDs werden bei den Einsätzen in den
Kindergärten und in den Schulen kostenlos den Lehrern und Erziehern
als geeignetes Mittel für die Nachbereitung von Präventionsthemen
zur Verfügung gestellt.

Seit Mai 2000 bietet die Zentralstelle ein bereits in der Praxis
getestetes Kinder-Sicherheits-Quiz als interaktives Spiel unter
www.leo-locki.de im Internet an. In diesem Quiz stellen die
Sympathiefiguren "Leo Listig" und "Locki Wachsam" elf Fragen zu
verschiedenen Themen aus der Verkehrs- und Kriminalprävention.
Dabei ist das Quiz so angelegt, dass die Kinder immer zum richtigen
Ergebnis geführt werden. Am Ende ergeben alle richtigen Antworten
einen bekannten Begriff im Zusammenhang mit den
Sympathiefiguren. Auf der letzten Seite des Quiz haben die Kinder die
Möglichkeit, das Lösungswort per E-Mail an die Zentralstelle
Polizeiliche Kriminalprävention zu senden. Einmal im Monat werden
Preise ausgelost.

Der Einsatz der Sympathiefiguren dient der Erreichung folgender
Ziele:

- Sensibilisierung der Kinder für Gefahren und Konsequenzen von
Kriminalität

- Sensibilisierung von Eltern, Erzieher und Pädagogen für Kinder
als Opfer und Täter

- Verwendung der Figuren als Sympathieträger für die
Landespolizei.

Die Zielgruppe umfasst

- Kinder im vorschulischen Bereich (4 - 6 Jahre)

- Schülerinnen und Schüler der 1. bis 3. Klassen aller
allgemeinbildenden Schulen (6 - 9 Jahre)
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- Schülerinnen und Schüler der 4. und 5. Klassen von Sonder- und
Förderschulen (10 - 12 Jahre).

Sachstand/Erfahrungen

Der Einsatz der Sympathiefiguren in Schleswig-Holstein als
Sozialisationsmittler seit 1995 hat sich konzeptionell bewährt. Die
unmittelbare Kommunikation in Verbindung mit Rollenspielen mit
Kindern ist auch nach Auffassung externer Fachleute das geeignete
Medium, Präventionsmaßnahmen mit dieser Zielgruppe
durchzuführen. In die Arbeit der Sympathiefiguren sind die Erzieher
und Pädagogen fest eingebunden. Ihnen obliegt die pädagogische Vor-
und Nachbereitung dieser Präventionsmaßnahme zu von ihnen
ausgewählten Themenbereichen. Eltern und die örtlich zuständigen
Polizeibeamten sind in das Projekt einbezogen.

Die Reaktionen aus dem erzieherischen und pädagogischen Bereich
der Kindergärten und Schulen sind bisher ausschließlich positiv.

In den Jahren 2001/2002 führten die Lebendfiguren über 150 Einsätze
in Kindergärten und Schulen durch, bei denen ca. 10.000 Kinder
erreicht wurden. Seit der Einführung von PIT 2 (Prävention im Team
für den Grundschulbereich) erfolgten erheblich mehr Anforderungen
von Schulen.

Bisher nutzten 3.000 Kinder die Möglichkeit an Leo & Locki zu
schreiben. Alle Briefe wurden handschriftlich beantwortet.

Die Wirksamkeit der lebensgroßen Sympathiefiguren in der
Präventionsarbeit mit Kindern haben zwei Studentinnen der Christian-
Albrechts Universität zu Kiel - Fachbereich Erziehungs-
wissenschaftliche Fakultät - untersucht und in einer Diplom-Arbeit
(pdf-Datei: www.polizei.schleswig-holstein.de) im Schwerpunktfach
Sozialpädagogik (Diplom-Pädagogik) beschrieben. Vorrangig wurde
dabei die Wirksamkeit von Lebendfiguren hinsichtlich der
Gewaltprävention bei Kindern bewertet. Bei dieser repräsentativen
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Untersuchung wurden in einem Zeitraum von drei Monaten über
1.000 Schüler und über 50 Pädagogen mittels eines speziell erstellten
Fragebogens interviewt. Dem Projekt kann eine Wirksamkeit
unterstellt werden, da Veränderungen im Hinblick auf die
Reduzierung der Gewaltbereitschaft eingetreten sind.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Zentralstelle Polizeiliche
Kriminalprävention, HSG 130, Mühlenweg 166, 24116 Kiel

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail: lkash.130@t-online.de

Leo und Locki

Internet: http://www.leo-locki.de
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Super Tipps für schlaue Kids

{xe "Brandenburg"}{xe "Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Gewalt"}{xe
"Sucht"}{xe "Verkehrsprävention"}

Organisation

Unter Federführung des Landeskriminalamtes Brandenburg wurde in
Kooperation mit den Polizeipräsidien das Projekt "Super Tipps für
schlaue Kids" entwickelt, das Kinder vor Kriminalitätsgefahren
bewahren möchte.

Konzeptioneller Ansatz

Das Medienpaket "Super Tipps für schlaue Kids" wendet sich speziell
an die Zielgruppe der Acht- bis Zehnjährigen. Es präsentiert
kindgerecht verschiedene Themen der Prävention. Folgende
"Themeninseln" sind geplant bzw. fertig gestellt:

- Diebstahl/ Ladendiebstahl

- Verhalten gegenüber anderen Personen

- Gewalt untereinander

- Fremdenfeindlichkeit

- Umwelt

- Straßenverkehr

- Suchtförderndes/-begünstigendes Verhalten.
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Diebstahl/Ladendiebstahl:

Diese erste Themeninsel des Medienpakets soll im Vorfeld
delinquenter Handlungen den "positiven Kern" des Einzelnen sowie
der Gruppe fördern. Gerade Kinder der 3. und 4. Klasse sind einerseits
gefährdet, einen Diebstahl zu begehen, andererseits sind die meisten
von ihnen noch nicht spezifisch auffällig geworden. Sie sind in der
Lage, das Unrecht von Eigentumsdelikten zu erkennen, sich
entsprechend zu äußern und zu verhalten. Das Projekt will u. a. positiv
agierende Gleichaltrige stärken und deren Multiplikatoreneffekte
nutzen. Um die Kinder zu erreichen, wurde eine Erzählung konzipiert,
die einen typischen Diebstahl schildert. Die in der Erzählung
verwandten Sympathiefiguren der brandenburgischen Polizei -
Kriminalkater Kurt und Polizeimaus Serafina - sind den Kindern
bekannt und rufen die gewünschten Assoziationen hervor.

Der Pädagoge kann anschließend, optisch unterstützt durch Farbbilder
mit den Schlüsselszenen, die typisch lebhafte und emotional geführte
Diskussion der Kinder untereinander moderieren und führen. Diese
Diskussion und die Beantwortung der Fragen "Wie hätte ich
gehandelt?" bzw. "Wie werde ich in einem solchen Fall handeln?"
führt zur Positionierung des einzelnen Kindes und der Gruppe.
Abschließend können die Kinder ausgewählte Sequenzen der
Geschichte mit von ihnen gewählten sozial angemessenen
Handlungsalternativen nachspielen.

Entscheidend ist, dass das Geschehen der Erzählung die Kinder
emotional erreicht. Um dies zu gewährleisten, wurde die Erzählung
als ein Rollenspiel konzipiert, da dies die Übertragung des Gelernten
in den Alltag fördert und den Kindern erfahrungsgemäß besonders
viel Spaß macht.

Darüber hinaus gibt ein „Lehrerbrief“ Anregungen, den Unterricht zu
öffnen, z. B. im Rahmen von Projekttagen. So wird angeregt,
Betroffene oder z. B. Ladendetektive einzuladen oder selbst
aufzusuchen. Der Einzelhandelsverband Land Brandenburg hat sich
diesbezüglich bereit erklärt, zu vermitteln.
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Besonders wichtig ist die Einbeziehung der Eltern. In der
Vorbereitungsphase wurde erkannt, dass die Kinder mit ihren Eltern
das Rollenspiel trainierten und dadurch automatisch mit ihnen ins Ge-
spräch kamen. Ein „Elternbrief“ führt diese in die Thematik ein und
zeigt Möglichkeiten der präventiverzieherischen Einflussmaßnahme
auf, insbesondere auch zum Verhalten im Umgang mit erfahrender
Delinquenz des Kindes.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt zur Vorbeugung von Diebstahl wurde in einem Pretest
von der Grundschule Wandlitz im Deutschunterricht einer vierten
Klasse erprobt. Nach einer kurzen Einführung wurde das Stück
gelesen. Die Kinder gaben anschließend den Inhalt wieder. Sie waren
sehr angetan und wollten nach dem Lesen das Stück mit verteilten
Rollen unbedingt spielen. Es wurden zwei Theatergruppen gebildet.
Die Eltern und Großeltern wurden zum Kostümnähen ermuntert. Die
Schüler der vierten Klasse führten das Stück zweimal für eine dritte
Klasse auf mit anschließender Diskussion und im Beisein der Eltern.
Interessant waren die Diskussionsrunden, in denen die Kinder von
ihren Erlebnissen berichteten, z. B. von einem Ladendiebstahl und von
dem, was anschließend passierte.

Seit Mitte Januar 2001 wird das Projekt landesweit in der schulischen
und außerschulischen Pädagogik eingesetzt. Das Pädagogische
Landesinstitut, Außenstelle Wittstock, unterstützt hierbei in der Form
von Lehrerfortbildungen

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Brandenburg, Dezernat Prävention, Tramper
Chaussee 1, 16225 Eberswalde

eMail: lka-brandenburg@t-online.de
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Nachbarschaftshilfe in Sachsen

{xe "Sachsen"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Einbruch"}{xe "Bürgernahe
Polizeiarbeit"}{xe "Beratung"}{xe "Technische Prävention"}

Organisation

Auf der Grundlage eines Erlasses des Landespolizeipräsidiums des
Sächsischen Staatsministeriums des Innern vom 20.01.98 und der
entsprechenden Folgeerlasse werden seit 1998 kontinuierlich
Aktionstage "Nachbarschaftshilfe" durchgeführt. Ein entsprechendes
Präventionskonzept wurde durch das Landeskriminalamt Sachsen
erarbeitet.

Konzeptioneller Ansatz

Aufbauend auf den Erfahrungen bei der Umsetzung des bundesweiten
Schwerpunktthemas des Programms Polizeiliche Kriminalprävention
der Länder und des Bundes (ProPK) wurden, beginnend 1998, in
besonders kriminalitätsgefährdeten Städten des Freistaates Sachsen,
vorrangig mit über 50.000 Einwohnern, Aktionstage
"Nachbarschaftshilfe“ durchgeführt.

Die Zielstellung der Aktionstage bestand darin, durch eine offensive
Präventionsarbeit die sicherungstechnische Ausstattung von Häusern
und Wohnungen und das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und
Bürger weiter zu verbessern. In Einzelgesprächen vor Ort wurden
konkrete Hinweise zum Einbruchschutz und verhaltensorientierte
Tipps zum Schutz vor Straftaten gegeben sowie praktische
Anwendungsbeispiele vermittelt.

Zu den Aktionstagen kamen kleine Beraterteams, bestehend aus
Mitarbeitern der Inspektionen Prävention/Öffentlichkeitsarbeit,
insbesondere der Kriminalpolizeilichen Beratungsstellen,
Bürgerpolizisten und Beamten der Bereitschaftspolizei, zum Einsatz.
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Die Bürgerinnen und Bürger wurden vor Ort an ihren
Wohngrundstücken aufgesucht und gezielt auf sicherheitsrelevante
Defizite sowie zu Präventionsmöglichkeiten angesprochen und
Informations- und Präventionsmaterial übergeben.

Ab 1999 erfolgte in einer nächsten Stufe die Fortsetzung und
Ausweitung des Projektes "Nachbarschaftshilfe“ auch auf  kleinere
Städte und ländliche Regionen.

Sachstand/Erfahrungen

Die Aktionen zum Präventionsprojekt "Nachbarschaftshilfe“ wurden
und werden von der Öffentlichkeit mit großem Interesse
aufgenommen. Vor diesem Hintergrund und dem anhaltenden
Interesse der Bürger, sich am Schutz des Eigentums und der
persönlichen Sicherheit zu beteiligen, wurden die Aktionen
kontinuierlich fortgesetzt und ausgeweitet. Im Mittelpunkt stand dabei
die Sensibilisierung der Bürger und kommunalen
Verantwortungsträger, sich zu dieser Schwerpunktaktion öffentlich zu
bekennen und das auch sichtbar zum Ausdruck zu bringen.

Auf der Grundlage des Aufklebers "Vorsicht! Wachsamer Nachbar“
und dem Zusatz "Wir passen auf!“ wurden Plakate, Aufkleber und
Schilder hergestellt. Diese wurden in Stadtteilen, Straßenzügen,
Häuserzeilen und an Häusern angebracht, welche insbesondere in der
Vergangenheit von der Polizei beraten wurden. Dadurch wird das
Engagement der Bürger für den Schutz des Eigentums und der
persönlichen Sicherheit deutlich erkennbar dokumentiert. Gleichzeitig
dienen diese Aktionen der Abschreckung von potentiellen Tätern.

Bereits zum sechsten Mal in Folge hat das Landeskriminalamt
Sachsen ein Preisausschreiben Nachbarschaftshilfe über die
regionalen und lokalen Medien veranstaltet. An diesen
Preisausschreiben beteiligten sich bisher mehr als 70.000 Bürgerinnen
und Bürger. Mit Hilfe von Sponsoren aus Handel und Gewerbe
konnten jedes Jahr attraktive Preise ausgelost werden.
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Das Präventionsprojekt "Nachbarschaftshilfe“ wird auch in den
folgenden Jahren fortgesetzt. Auf der Grundlage einer Konzeption zur
Fortführung des Projektes soll eine noch engere Einbeziehung der
Kriminalpräventiven Gremien der Landkreise, Städte und Gemeinden
sowie von Vereinen, Verbänden und anderen externen Partnern
erreicht werden. Im Mittelpunkt steht dabei die Auslobung eines
"Sächsischen Präventionspreises – Nachbarschaftshilfe 2003“ für
herausragende Aktivitäten zum Schutz vor Kriminalität. Mit diesem
Präventionspreis, der mit insgesamt 3.500 € dotiert ist, sollen Gruppen
und Initiativen als die „Nachbarn 2003“ ausgezeichnet und ihre
Aktionen und Aktivitäten als nachahmenswerte Beispiele einer breiten
Öffentlichkeit vorgestellt werden. Die Teilnahmebedingungen können
bei jeder Polizeidirektion angefordert werden bzw. stehen auf der
Internet Seite des LKA als Broschüre unter folgender Adresse
http://www.polizei.sachsen.de/lka/1626.htm zum download bereit.

Investitionen in moderne Sicherheitstechnik und eine gut
funktionierende Nachbarschaftshilfe werden in Sachsen seit Jahren als
Erfolgsgarant für die deutlichen Rückgänge im Bereich der
Wohnungseinbrüche gesehen. Während die sächsische Polizei vor 10
Jahren noch über 6.000 Einbrüche registrieren musste, waren es im
vergangenen Jahr (2002) weniger als die Hälfte (2.519 Fälle).

Allein in den vergangenen beiden Jahren wurden in über 560 Fällen
Einbrecher durch verbesserte Sicherheitsmaßnahmen und
aufmerksamen Nachbarn von ihrem weiteren Vorhaben abgeschreckt.
Durch die zielgerichtete polizeiliche Präventionsarbeit vor Ort konnte
darüber hinaus - so die nicht systematisch erhobenen Rückmeldungen
aus der Bevölkerung - das subjektive Sicherheitsgefühl der
Bürgerinnen und Bürger nachhaltig verbessert werden.

Die Maßnahmen wirken sich außerdem positiv auf das Image der
Polizei aus.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat Jugend- und
Rauschgiftprävention, Neuländer Straße 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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Gemeinsame Anlaufstelle in der Bonner Innenstadt (GABI)

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Alkohol"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe
"Sozialarbeit"}

Organisation

Im Oktober 1991 beschlossen der Bonner Oberstadtdirektor, der
Polizeipräsident, der Präsident der Bundesbahndirektion Köln und der
Leiter der Verkehrsbetriebe in einem Spitzengespräch eine
konzertierte Aktion zur Verbesserung der Situation schwerpunktmäßig
im sog. "Bonner Loch", einer unterirdischen Einkaufspassage im
Verkehrsknoten Hauptbahnhof /U-Bahn/ Zentraler Omnibusbahnhof,
sowie der Fußgängerzone in der Bonner Innenstadt.

Kernstück der Zusammenarbeit sollte eine gemeinsame Dienststelle
von Ordnungsamt und Polizei (Gemeinsame Anlaufstelle in der
Bonner Innenstadt, GABI) in diesem Bereich sein.

Während der Vorbereitungsphase fanden mehrere gemeinsame
Sitzungen statt. Die Zusammenarbeit vor Ort wurde erprobt und es
wurden Kontakte zur "Randgruppen-Straßenszene" hergestellt. In
einem zweiwöchigen Fortbildungsseminar machten sie die
zukünftigen städtischen und polizeilichen Mitarbeiter mit dem
Konzept vertraut. Die Angebote der beteiligten Ämter, Dienststellen
der Stadtverwaltung und der freien Wohlfahrtsverbände wurden
vorgestellt.

Am 30.09.1992 erfolgte die Einweihung des Gebäudekomplexes der
GABI (9 Räume, Sanitär- und Technikbereich) durch den
Oberbürgermeister und den Polizeipräsidenten im Rahmen eines
"Tages der offenen Tür".

Nach Auswertung der polizeilichen Einsatzstatistiken der Vorjahre
wurden die Öffnungszeiten auf  sonn-/feiertags von 14.00 bis 22.00
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Uhr und werktags von 07.00 bis 01.00 Uhr (zwei Schichten)
festgelegt, ansonsten anlassbezogen flexibel gehandhabt.

Der Gemeinsamen Anlaufstelle gehören sieben Vollzugsbeamte des
Ordnungsamtes der Stadt Bonn (davon ein Dienstgruppenleiter) an.
Zum polizeilichen Teilbereich gehören neben dem
Dienstgruppenleiter und dem Wachdienstführer 13 Beamte des
Streifendienstes sowie ein Bezirksbeamter. Während der
Öffnungszeiten sind mindestens ein Beamter des Ordnungsamtes und
drei Beamte der Polizei präsent.

Konzeptioneller Ansatz

Durch die Anwesenheit einer "Randgruppen-Straßenszene"
(Nichtsesshafte, Alkoholiker, offene Drogenszene, Punks) in der
Bonner Innenstadt mit Schwerpunkt sog. "Bonner Loch" fühlten sich
Passanten, Touristen, Geschäftsleute und Anwohner in zunehmendem
Maße bedroht und belästigt. Die Statistiken wiesen auf ein objektives
Sicherheitsdefizit hin.

Um den miteinander korrespondierenden sozialen, ordnungs- und
sicherheitspolitischen Problemlagen in der Innenstadt ganzheitlich zu
begegnen, wurde in der Maximilianpassage mit Tuchfühlung zur
Randgruppenstraßenszene die Gemeinsame Anlaufstelle von
Stadtverwaltung und Polizei eingerichtet.

Zielrichtung des GABI-Ansatzes war und ist die Verbesserung der
objektiven Sicherheitslage und die Steigerung des subjektiven
Sicherheitsgefühls in diesem Bereich für alle Bürger. Eine bloße
Verdrängung der Randgruppenangehörigen wird in diesem Kontext
ausdrücklich nicht als Lösung angesehen. Die Erfahrungen aus
früheren Zeiten zeigten auf, dass sich diese Menschen unkontrolliert
in periphere Stadtbereiche verlagern und dort stärker polizeilich
relevant agieren würden als im Innenstadtbereich.
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Die Beamten der Polizei und des Ordnungsamtes versehen keine
Sozialarbeit im eigentlichen Sinne. Vielmehr sammeln sie im Rahmen
ihrer Kontaktarbeit tiefgreifende Szene- und Problemkenntnisse.
Neben der klassischen Aufgabenstellung konsequenter
Gefahrenabwehr und Strafverfolgung werden
Randgruppenangehörigen ergänzend Hilfen angeboten. Im Rahmen
ihrer Berufserfahrung und allgemeiner sozialer Kompetenz werden
individuelle Probleme in den Lebensbereichen der Klienten erkannt
und an die zu beteiligenden Fachdienststellen der "gesellschaftlichen
Störungsabwehr" (z. B.  Jugendamt, Sozialamt, Gesundheitsamt,
Justiz und den freien Trägern im Sozial- und Gesundheitswesen)
vermittelt, um Verhaltensauffälligkeit zu reduzieren. Er-/Kenntnisse
der Beamten wirken in ihrer Vernetzung besonders effektiv für die
Fachdienststellen von Polizei und Stadtverwaltung.

Die Zielgruppenarbeit (grundsätzlich uniformiert, ebenso die Beamten
des Ordnungsamtes in eigener einheitlich erkennbarer Dienstkleidung
- Präsenz, Erkennbarkeit, Ansprechbarkeit -) versteht sich als
proaktiver Kontaktansatz, der die Wahrnehmung sonstiger Einsätze im
Zuständigkeitsbereich der Bekämpfung der Straßenkriminalität, der
Hauptunfallursachen oder anderer ordnungsrechtlicher Problemlagen
berücksichtigt.

Durch gezielten und tieferen Einblick in die Problemgemenge
erschlossen sich im Laufe der Jahre weitere Problemfelder
(Entwicklungen in der Jugendkriminalität, Straßenkinder,
"Schulschwänzer", reisende jugendliche Taschendiebe,
Beschaffungsprostitution), denen GABI spezialisiert in Sachbereichen
und u.a. in Ordnungspartnerschaft mit Bundesgrenzschutz/
Bahnpolizei im Schnittstellenbereich begegnet.

Im Konfliktfeld Randgruppen/Bürger, Geschäftsleute pp. kommt der
Öffentlichkeitsarbeit große Bedeutung zu. Der Bezirksbeamte der
Anlaufstelle wird im Außendienst unterstützt. GABI ist in zahlreichen
öffentlichen Veranstaltungen und besonderen Arbeitskreisen im
Benehmen mit Presse/Informationsbüro und Kommissariat
Vorbeugung des Polizeipräsidiums Bonn mit Sach- und Fachkenntnis
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vertreten. Auch im Dialog wird an den verschiedenen Interessenlagen
der Menschen im "Begegnungsraum Innenstadt" angesetzt.

Sachstand/Erfahrungen

Nach einem erfolgreichen Projektstatus ist GABI mittlerweile (Stand:
August 2001) zur landesweit einmaligen Institution der engen
Zusammenarbeit in einem sozialen, sicherheits- und
ordnungsrechtlichen Brennpunkt geworden und in die
Alltagsorganisation der Bonner Stadtverwaltung und Polizei
übergegangen.

Der ganzheitliche Ansatz von "Sicherheit und Hilfe für alle" ist von
den Mitarbeitern vor Ort eindrucksvoll umgesetzt worden. Die
objektive Sicherheitslage im Zuständigkeitsbereich der GABI konnte
durch Präsenz und frühzeitiges Intervenieren z. B. in gewaltindizierten
Geschehensabläufen deutlich verbessert werden. Die Zahl der
Einsätze ist bedingt durch Bekanntheitsgrad und Erhöhung der
Anzeigebereitschaft stark gestiegen. Im Hinblick auf die Steigerung
des subjektiven Sicherheitsgefühls ist festzustellen, dass das
Beschwerdeaufkommen aus der Bevölkerung und dem
Gewerbebereich rückläufig ist und der Status quo als deutlich besser
als früher eingestuft wird.

Das Ziel "Hilfen für die Angehörigen der Randgruppen-Szene" ist
sowohl im Bereich konkreter Gefahrenabwehr als auch durch
Vermittlung von Hilfsangeboten in latenten Gefahrenlagen
(Unterbringung von Obdachlosen, Rückführung von Kindern und
Jugendlichen etc.) im Rahmen der rechtlichen und tatsächlichen
Möglichkeiten der GABI erfolgreich umgesetzt worden. Trotz Präsenz
und konsequentem Einschreiten kam es zu keiner Verdrängung der
Randgruppenszene. Dies wirkte sich eher positiv auf
Verhaltensänderung und Delinquenz aus. Das Teilziel, die Situation
im Widerstreit der Meinungen sozial erträglich zu gestalten, wurde
erreicht.
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Im Rahmen der 1999 durchgeführten Kriminologischen
Regionalanalyse (KRA) der Universität Bonn, Kriminologisches
Institut, wurden Experten u.a. befragt, welche Vorstellungen und
Wünsche sie mit den Begriffen "Bonner Loch" und "GABI"
verbinden. Insgesamt 28 von 40 (=70%) äußerten sich positiv bis sehr
positiv ("GABI ist ein ausgezeichnetes Projekt; es sollte ausgebaut
und bekannter gemacht werden"). Sie stellten dem „Projekt“ ein
besonders gutes Zeugnis aus, was sich sowohl auf die Konzeption, als
auch auf die Arbeit vor Ort bezog. Zusammenfassend finden sich die
Ergebnisse in dem Zitat eines Experten: "Unter den vorliegenden
Rahmenbedingungen ist an einem Festhalten oder Ausbau des
Projektes "GABI" kein Zweifel zulässig. Das sog. Bonner Loch birgt
erheblich weniger Konfliktpotential als vergleichbare Brennpunkte
anderer Städte." Im Rahmen ihrer zentralen Beurteilungen und
Schlussfolgerungen führen die Autoren der KRA aus, dass GABI
durchaus erfolgreich angewendet wird. Als am ehesten problematisch
wird von ihnen die unzureichende Bekanntmachung der Initiative
gesehen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Bonn, Polizeiinspektion Mitte, Bornheimer Straße
19, 53111 Bonn

Internet: http://www.polizei-bonn.de

eMail: polizei.bonn@t-online.de

Stadtverwaltung Bonn, Amt 32, Berliner Platz, 53105 Bonn
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Gewaltpräventives Projekt "Bus-Engel"

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Präventionspreis"}{xe "Jugend"}{xe
"Vandalismus"}{xe "Gewalt"}

Organisation

Dieses Projekt wurde auf Initiative der Polizeiinspektion Schleswig,
Sachbereich 13, Polizeiliche Verkehrsangelegenheiten, durchgeführt.

Träger sind die Polizeiinspektion Schleswig und die Kreisverkehrs-
betriebe. Die Finanzierung des Gesamtvorhabens übernimmt die
Verkehrsgemeinschaft des Kreises Schleswig-Flensburg (VGSF).
Beteiligt sind außerdem die Kreisverkehrswacht Schleswig-Flensburg,
allgemeinbildende Schulen sowie Eltern- und Schülervertretungen.

Konzeptioneller Ansatz

Im Kreis Schleswig-Flensburg sind der Verkehrsgemeinschaft
aufgrund von Vandalismus, Sachbeschädigung und Diebstahl in und
aus öffentlichen Verkehrsmitteln und Schulbussen, 1998 Schäden in
Höhe von ca. 50.000 DM entstanden. Gleichzeitig beklagten Eltern
und Schulen eine zunehmende Gewaltbereitschaft von Schülerinnen
und Schülern auf dem Schulweg und in öffentlichen Verkehrsmitteln.
Gewalthandlungen an Bushaltestellen und in den Bussen
beeinträchtigten erheblich die Verkehrssicherheit.

Um hier Abhilfe zu schaffen, wurde das Projekt "Bus-Engel"
eingerichtet:

Von den Schulen ausgewählte Schülerinnen und Schüler (ab
Klassenstufe 9) sollen durch ihren Einsatz als Busbegleiter die
Gewaltbereitschaft und Sachbeschädigungen reduzieren und
sozialkonformes und situationsangemessenes Verhalten fördern, um
einen Beitrag zur Schulwegsicherheit zu leisten.
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Neben dem Sicherheitsgewinn und der Schadensvorbeugung soll aber
auch (als pädagogische Komponente) den Jugendlichen ein Feld zum
sozialen Lernen eröffnet werden, wo Gewaltprävention,
Mitverantwortung, Konfliktbewältigung und Selbsterprobung die
Stichworte sind.

Die Betreuung des Projektes und die Schulung der Bus-Engel erfolgt
zurzeit (Oktober 2002) durch einen Verkehrserzieher/Pädagogen, der
als Projektberater (freier Mitarbeiter auf Honorarbasis) tätig ist. Jede
Schule stellt aus dem Kollegium eine Lehrkraft als Ansprechpartner
der Bus-Engel vor Ort. Ein "Vertrag" zwischen Schule und Bus-Engel
regelt die Einzelheiten der Tätigkeit und der Anerkennung dieses
Ehrenamtes.

Die Bus-Engel sind im Einsatz durch Tragen von Clip-Anhängern mit
dem Bus-Engel-Logo zu erkennen; außerdem besitzen sie einen
Ausweis, der sie zur kostenlosen Benutzung aller Buslinien im
Kreisgebiet (außerhalb der Schulfahrten) berechtigt.

Sachstand/Erfahrungen

In den Bussen hat sich der Umgang der Jugendlichen untereinander
seit Projektbeginn (Schuljahr 1998/1999) deutlich verbessert und die
Gewaltbereitschaft und die Disziplin an den Haltestellen haben sich
positiv verändert.

Inzwischen werden die Bus-Engel von ihren Mitschülern und auch
anderen Fahrgästen akzeptiert und von den Busfahrern als "Partner"
anerkannt. Diese können sich wieder mehr dem verantwortungsvollen
Führen ihrer Busse widmen. Regelmäßige "Arbeitsgespräche"
zwischen Busfahrern und Bus-Engeln in den Schulen haben das
Wissen um die jeweiligen Befindlichkeiten und Sichtweisen vertieft
und tragen so zu einer guten Kooperation bei.
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Auch trägt die Berichterstattung in der Presse dazu bei, das Projekt
allgemein bekannt zu machen und den Bus-Engeln die nötige
Anerkennung zu geben.

Schulen und Eltern begrüßen die Initiative nicht nur wegen des
direkten Sicherheitsgewinns, sondern auch deswegen, weil hier ein
konkretes Handlungsfeld zum "Sozialen Lernen" angeboten wird.

Die Verkehrsgemeinschaft VGSF wiederum sieht sich bestätigt durch
den messbaren Rückgang der Sachbeschädigungen um bis zu 40%
gegenüber den Zeiten ohne Bus-Engel.

Die Betonung des Projektes als ein Vorhaben, in dem "Schüler für
Schüler" tätig sind, wobei also die Interessenlage der Schulen im
Vordergrund steht, führt zu einer verstärkten Nachfrage nach
Teilnahme: Zur Zeit (Oktober 2002) sind an 16 Schulen (in der Regel
mit großem Einzugsgebiet) 134 Bus-Engel aktiv. Weitere Schulen
bereiten ihre Mitarbeit vor.

Für diese Präventionsmaßnahme erhielt die Polizeiinspektion
Schleswig gemeinsam mit der Polizeiinspektion Itzehoe (Projekt
"Buslotsendienst") den Präventionspreis 1998 der Landespolizei
Schleswig-Holstein. Außerdem erhielt das Projekt "Bus-Engel" 2002
einen Anerkennungspreis der Robert-Bosch-Stiftung, Stuttgart. Die
Unfallkasse Schleswig-Holstein arbeitet gegenwärtig daran, das
Modellbeispiel landesweit umzusetzen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Schleswig-Holstein Nord, Polizeiinspektion
Schleswig, Sachbereich 13, Friedrich-Ebert-Straße 8, 24837
Schleswig

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

eMail:pi.schleswig@t-online.de
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Ordnungspartnerschaften in Köln am Beispiel des
Sicherheitskonzeptes der Kölner Verkehrs-Betriebe

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Vandalismus"}{xe "Öffentlicher Raum (incl.
ÖPNV)"}{xe "Sachbeschädigung"}{xe "Präsenz"}{xe "Graffiti"}

Organisation

Neben der "Ordnungspartnerschaft - Nutzungskonzept Domplatte"
wurde im Januar 1998 eine zweite Kölner "Ordnungspartnerschaft -
Öffentlicher Personen- und Nahverkehr" eingerichtet. An diesem
Projekt sind das Bahnpolizeiamt Köln, die Deutsche Bahn AG, die
Kölner Verkehrs-Betriebe, die Stadt Köln und das Polizeipräsidium
beteiligt.

Die Kölner Verkehrs-Betriebe (KVB) verfolgen die in Grundzügen
u.a. mit der Polizei abgestimmten Maßnahmen nach dem
"Sicherheitskonzept Service, Ordnung und Sicherheit". Bereits 1990
hatten die KVB einen Aufgabenbereich 134 - Service - mit zunächst
18 Mitarbeitern gegründet, der seit 1993 durch externe
Sicherheitskräfte unterstützt wird. Seit 1999 wurde der
Aufgabenbereich sukzessive auf 95 Mitarbeiter aufgestockt. Die
Mitarbeiter wurden im Vorfeld durch Träger wie das
Berufsförderungswerk Oberhausen, die DEKRA oder das Arbeitsamt
qualifiziert.

Konzeptioneller Ansatz

Ziele des Sicherheitskonzeptes der KVB sind:

- Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Kunden durch
verstärkte Präsenz von (uniformierten) KVB-Mitarbeitern und
Polizeibeamten an Haltestellen und in Stadtbahnen/Bussen.
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- Reduzierung der Kosten, die durch Vandalismus an Fahrzeugen
und Anlagen entstehen durch Start des Projektes "AvanTi" (Anti
Vandalismus-Team) im März 1996. Die AvanTi-Zentrale wurde
2001 in eine eigene Sicherheitszentrale integriert.

- Erhöhtes Wohlbefinden der Kunden durch die "Aktion saubere
KVB".

- Befriedigung der Kundenwünsche nach höherer Präsenz in den
Abend- und frühen Morgenstunden, insbesondere an Haltestellen
mit fehlender Sozialkontrolle, durch weitere Verstärkung der
Präsenz und eine erweiterte Bahnbegleitung in oberirdischen
Außenbezirken. Zur Informationsverbesserung und zur Erhöhung
der Präsenz wurden Bahnhofsmanager in U-Bahnhaltestellen
eingesetzt, die bis in die späten Abendstunden ständig als
Ansprechpartner verfügbar sind.

- Befriedigung der Kundenwünsche nach Unterstützung auf den
Buslinien und Informationen vor Ort durch verstärkte
Fahrgastberatung an Knotenpunkten und bei Störungen. Diesen
Anforderungen wurde durch die Einrichtung eines "mobilen
Informationsdienstes" mit 4 C1-Motorrollern entsprochen. Die
Rollerfahrer sind durch ihr Fahrzeug sehr flexibel und kommen
auch während der Hauptverkehrszeiten zügig durch den Verkehr.
Aufgabe des mobilen Informationsdienstes sind die Information
der Fahrgäste auf gestörten Streckenbahnabschnitten und die
Fahrgastbetreuung an peripher gelegenen Bahn- und
Bushaltestellen im Netz der KVB.

- Zur Steuerung des Fahrgaststromes in Spitzenzeiten werden in der
Hauptverkehrszeit an Knotenpunkten Zugabfertiger eingesetzt, die
durch das Freihalten oder Sperren der Fahrzeugtüren den
Betriebsablauf beschleunigen und mit dazu beitragen, die
Pünktlichkeit des Bahnverkehrs zu gewährleisten

- Verbesserung des subjektiven Sicherheits- und Wohlempfindens
durch Vermeidung von Anlagenbeschädigungen und
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systematische, schnellstmögliche Erfassung zu deren Beseitigung.
Insbesondere wird gegen Farbschmierereien im Arbeitskreis
KASA (Kölner Anti Spray Aktion) vorgegangen. In diesem
Arbeitskreis sind insgesamt 26 Partner (mit steigender Tendenz)
vertreten.

- Installierung einer Funkeinrichtung für die Polizei in der U-Bahn,
um eine direkte Kontaktaufnahme zur Polizei zu ermöglichen und
somit die Einsatzmöglichkeiten der Polizei zu erhöhen. Zur
weiteren Verbesserung der Sicherheit sind bauliche Maßnahmen
ergriffen worden, die das Telefonieren mit dem Handy nicht nur
vom Bahnsteig, sondern auch im U-Bahntunnel ermöglichen.

Sachstand/Erfahrungen

Die intensiven Kontakte zur örtlichen Polizei, Bundesgrenzschutz,
Bahnschutzgesellschaft, Ordnungs- und Jugendamt sowie den
einzelnen Hilfsorganisationen wie Treberhilfe, Junkiebund etc. haben
sich aus Sicht der KVB bewährt, da gemeinsame Arbeitsabläufe
koordiniert und Erfahrungen in Gesprächsrunden ausgetauscht werden
können.

Im Rahmen des "AvanTi"-Projektes wurde die Bevölkerung zu aktiver
Mithilfe aufgefordert und eine Hotline für sachdienliche Hinweise
eingerichtet. Für sachdienliche Hinweise und/oder die Ergreifung von
Tätern sind Belohnungen ausgesetzt.

In den Jahren zwischen 1996/1997 und im Jahr 2000 hat es bei den
Farbschmierereien deutliche Reduzierungen der Kosten gegeben. Dies
ist allerdings nicht allein auf die Aktion "AvanTi" zurückzuführen,
sondern auch auf die sehr erfolgreiche Arbeit der Sonderkommission
bei der Kölner Polizei.

Parallel zu diesen Kostenreduzierungen hat es allerdings deutliche
Erhöhungen der Kosten zur Beseitigung von anderen Schäden an
Anlagen und an Fahrzeugen gegeben, so z. B. das Scratching,



Öffentlicher Raum (incl. ÖPNV)

492

Zerstörung und Diebstahl von Entwertern, Zerstörung von Sitzen oder
Beschädigungen und Zerstörungen in Aufzügen. Seit dem Jahr 2000
belaufen sich die Schäden auf einer durchschnittlichen Höhe von
etwa. 1,3 Mio. € im Jahr, wobei die einzelnen Segmente in jedem Jahr
unterschiedliche Kostenhöhen aufweisen.

Im Rahmen der "Aktion saubere KVB" werden an Endstellen durch
ein externes Reinigungsunternehmen die Bahnen von Abfällen und
Schmutz befreit.

Der partnerschaftliche Ansatz besteht nicht darin, dass mehr
Polizeibeamte in U- und S-Bahnen eingesetzt werden, sondern, dass
Maßnahmen unter den Partnern abgesprochen,  Einsätze koordiniert
und Kommunikationswege festgelegt werden. Auf die Polizei bezogen
soll die Ordnungspartnerschaft ermöglichen, dass Beamte des
Polizeipräsidiums Köln und des Bahnpolizeiamtes (BGS) nicht nur im
eigenen Zuständigkeitsbereich tätig werden, sondern dass sich die
Partner auch unbürokratisch unterstützen. Geplant ist u. a., dass
eingesetzte Kräfte in den Verkehrsmitteln bis zur Endhaltestelle
mitfahren, auch wenn sich diese in anderen Kreispolizeibehörden und
damit in anderen Zuständigkeitsbereichen befinden.

Zur Verbesserung eines ganzheitlichen Lagebildes ist vorgesehen,
dass alle Partner die bei ihnen vorhandenen Informationen
zusammentragen und eine Auswertung im Führungsstab der Kölner
Polizei erfolgt. Die Polizei bemüht sich darüber hinaus, ihre Partner in
Fragen der technischen Prävention zu unterstützen. So arbeitet das
Polizeipräsidium Köln mit den KVB bei den erforderlichen
Sicherheitsüberprüfungen in U-Bahnhöfen, aber auch hinsichtlich der
Schienenfahrzeuge, eng zusammen.

Das gemeinsame Konzept wird seit Mitte Dezember 1997 umgesetzt
und hat zur deutlichen Stabilisierung der Lage beigetragen.

Die Ende 2002 durchgeführte eigene Untersuchung der KVB bestätigt
in der Tendenz die Ergebnisse einer Emnid-Studie aus dem selben
Jahr. Darin wurde festgestellt, dass sich die Zufriedenheit mit der
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angebotenen Sicherheit in Anlagen und Fahrzeugen in der Zeit vom

Jahre 2000 zum Jahr 2002 hin verschlechtert hat. Gleichzeitig ist die
reale Bedeutung von Sicherheit und Service für den Kunden in den
letzten Jahren deutlich angestiegen, erreicht jedoch nicht die
Bedeutung, die das tägliche Leistungsangebot oder die Pünktlichkeit
hat.

Der Bekanntheitsgrad der Ordnungspartnerschaft hat deutlich
zugenommen, von 51 % im Jahre 1998 auf nunmehr 78 %, eine
Steigerung um mehr als 50 %. Der Wert von 51 % war 1998 schon
sehr hoch, da die offizielle Ordnungspartnerschaft erst im Dezember
1997 – also ein Jahr vorher – begonnen hatte. Allerdings ist diese
Ordnungspartnerschaft zwischen KVB und Polizei schon viele
Monate vor dem offiziellen Beginn praktiziert worden, so dass sie
letztendlich Modell stand für die landesweite Ausdehnung.

Der nun vorliegende außerordentlich hohe Wert von 78 % ist das
Ergebnis der intensiven Zusammenarbeit zwischen Polizei und KVB,
die im Laufe der Jahre ständig aktualisiert und verbessert worden ist.
Dieser hohe Zuspruch zur Ordnungspartnerschaft spiegelt aber auch
die Veränderung in dem subjektiven Sicherheitsempfinden der Bürger
und der objektiven Sicherheitslage wider.

Die Veränderungen haben bewirkt, dass man mehr als früher auf die
Sicherheit achtet. Daraus werden natürlich Forderungen entwickelt,
die das Verkehrsunternehmen in Zusammenarbeit mit der Polizei
umsetzen sollen.

Die Umfrage bestätigt die hohe Präsenz von KVB-Mitarbeitern und
der Polizei in den Anlagen und in den Fahrzeugen. Beinahe 60 %
geben an, dass sie die angewandte Ordnungspartnerschaft häufig oder
mehrmals wahrgenommen haben. Rund 74 % sagen, dass sie die
Maßnahmen selbst erlebt haben.

Inwieweit sich das neue Einsatzkonzept von 142-Service, Ordnung,
Sicherheit ab dem 1. Januar 2003, bei dem noch mehr Präsenz in den
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Fahrzeugen und Anlagen durch Mitarbeiter der KVB gezeigt wird, im
Bewusstsein der Fahrgäste niederschlägt, bleibt abzuwarten. Diese
Erhöhung der Präsenz ist ohne Vermehrung von Personal realisiert
worden.

Wenn man hinterfragt, was denn aufgefallen ist, so wird immer wieder
betont: das gemeinsame Auftreten von Polizei und KVB-Mitarbeitern.

Festzuhalten ist deshalb, dass es den Fahrgästen besonders wichtig ist,
die Präsenz von KVB und Polizei in Anlagen und Fahrzeugen mit zu
erleben. Daraus folgt die Forderung, dass diese
Sicherheitsmaßnahmen zu verstärken sind. Dies fordern nunmehr
52 % - Frauen 55 %, Männer 45 % - gegenüber 26 % im Jahre 1998.
Die Verdoppelung dieses Wertes machte deutlich, dass sich im
subjektiven Sicherheitsgefühl der Fahrgäste eine Veränderung ergeben
hat.

Diese geänderte Einstellung schlägt sich in der Tatsache nieder, dass
bedeutend mehr Fahrgäste als 1998 ihre Nutzungshäufigkeit von der
Sicherheit an Haltestellen und in Fahrzeugen abhängig machen.
Hatten 1998 noch 51 % angegeben, dass Sicherheit an Haltestellen
und Anlagen für die Nutzungshäufigkeit nicht ausschlaggebend ist, so
ist dieser Wert nunmehr auf 14 % abgesackt. Zugleich ist der Anteil
derer, die die Nutzungshäufigkeit von der Sicherheit in Anlagen und
Fahrzeugen abhängig machen von damals 45 % auf nunmehr 72 %
angestiegen, wobei der Wert bei den Frauen bei 75 % liegt.

Auch die Einstellung der Fahrgäste zur Nutzung von Bus und Bahn zu
bestimmten Tageszeiten macht deutlich, welch eine Veränderung
innerhalb von vier Jahren zu verzeichnen ist. Lag der Wert im Jahr
1998 noch bei 57 %, die Bus und Bahn zu jeden Tageszeiten genutzt
haben, so liegt der Wert heute nur noch bei 36 %. Dieses spiegelt sich
auch bei den "Vielfahrern" wider.

Nunmehr meiden 47 % der Vielfahrer zu bestimmten Tageszeiten Bus
und Bahn. Auch diejenigen, die ein Jobticket oder ein
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Monatsabonnement besitzen, sagen zu 52 %, dass sie zu bestimmten
Tageszeiten Bus und Bahn nicht nutzen.

Wenn sich die Situation in Anlagen und Fahrzeugen deutlich
verschlechtern würde, so würde der Anteil derer, die Bus und Bahn
meiden, zumindest zu bestimmten Tageszeiten, wenn nicht gar
überhaupt, deutlich ansteigen. Dann würden Überlegungen gerade bei
Frauen greifen, doch auf das Auto statt auf die Bahn für die
Mobilitätszwecke zurückzugreifen.

Die Sauberkeit in Fahrzeugen und Haltestellen ist auch ein wichtiger
Faktor für das subjektive Sicherheitsempfinden. Einerseits sagen 42 %
die Situation ist zu verbessern, andererseits sagen 41 % die Situation
ist ruhiger, sauberer geworden, man wird weniger belästigt. Der Wert
von 42 % mit Blick auf notwendige Verbesserungen zeigt deutlich an,
dass aus Sicht der Fahrgäste Bedarf besteht.

Die Untersuchung der KVB im Dezember 2002 macht deutlich, dass
das gemeinsame Vorgehen verschiedener Kräfte – KVB, Polizei,
Bahnpolizei oder Stadt Köln – von den Fahrgästen sehr wohl gesehen
und eine Ausweitung eingefordert wird. Ein Abbau von Präsenz
könnte zu einer Einschränkung bei der Nutzung von Bus und Bahn
führen.

Weitere Informationen

Kölner Verkehrs-Betriebe AG, Scheidweilerstr. 38, 50933 Köln
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Stadtwache Bielefeld

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Bürgernahe Polizeiarbeit"}{xe
"Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Ein zwischen Oberbürgermeisterin und Polizeipräsident
abgeschlossener Kooperationsvertrag legt u.a. fest, dass die Stadt
Bielefeld und die Polizei innerhalb ihrer Zuständigkeiten gemeinsam
tätig werden, um die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu
gewährleisten.

Zum 10.06.98 wurde in Bielefeld - gemeinsam von Ordnungsamt und
Polizeipräsidium - die Stadtwache Bielefeld als gemeinsame
Anlaufstelle im Innenstadtbereich eingerichtet.

Das Projekt wurde im Zeitraum 1998/1999 durch die Fachhochschule
für Öffentliche Verwaltung in Bielefeld wissenschaftlich begleitet.
Ziel war die Untersuchung der Effektivität und Effizienz des
Projektes.

Konzeptioneller Ansatz

Die Ziele und Aufgaben des Projektes haben sich seit Gründung nicht
geändert und lassen sich wie folgt zusammenfassen:

- Eine Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühls durch mehr
sichtbare Präsenz in sog. Angsträumen sowie durch verschiedene
Betreuungs- und Hilfseinrichtungen für die Randgruppenszenerie.

- Optimiertes Umsetzen der Bedürfnisse von Bürger/Bürgerinnen
unter Berücksichtigung aller Interessenlagen. Dahinter verbirgt
sich die Berücksichtigung der Interessen der Passanten im
Stadtbereich, der Einzelhändler, aber auch der
Randgruppenangehörigen.
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- Verbesserung des Stadtbildes unter sicherheits- und
ordnungsrechtlichen Gesichtspunkten mit Hilfe von unmittelbaren
Mängelfeststellungen durch Mitarbeiter der Stadtwache.

- Erhöhung der objektiven Sicherheit durch Maßnahmen gegen
ordnungswidriges Verhalten wie freilaufende Hunde oder "wilde
Radfahrer".

Des Weiteren sind die Tätigkeiten der Mitarbeiter der Stadtwache in
verschiedene flankierende Maßnahmen eingebettet, wie:

- das Drogenkonzept der Stadt Bielefeld,

- die Einrichtung der Arbeitsgruppe Stadtbildpflege,

- die Aktivitäten des Sozial- und Kriminalpräventiven Rates und

- die Ordnungspartnerschaft zur Bekämpfung des Ladendiebstahls.

Im Laufe der Zeit hat sich die Bekämpfung der Drogenszene als eine
der Hauptaufgaben herauskristallisiert.

Sachstand/Erfahrungen

Zurzeit (September 2002) versieht ein Betreuungsteam, bestehend aus
jeweils sieben Polizeibeamten und Mitarbeitern der Stadtverwaltung,
in der Stadtwache seinen Dienst. Durch eine interne
Nachersatzregelung bei der Polizei ist sichergestellt, dass mindestens
drei Polizeibeamte pro Schicht Dienst versehen. Von diesen werden in
der Regel zwei als Einzelfußstreifen oder im Team mit einem
Mitarbeiter der Stadt im Betreuungsgebiet/Zuständigkeitsbereich
eingesetzt. Die Außen- und Vollzugsdienstkräfte des Ordnungsamtes
versehen ihren Dienst in einer erkennbaren Dienstkleidung. Durch die
insgesamt 14 für Passanten erkennbaren und sichtbaren Mitarbeiter
beider Institutionen entstand ein deutliches Plus an Präsenz im
Innenstadtbereich.
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Zur weitergehenden Bewertung der Projekteffekte wurde im Rahmen
der Evaluation die Kriminalitätslage des ersten Halbjahres 1998 mit
der des ersten Halbjahres 1999 verglichen (Vorher-Nacherher-
Vergleich). Zudem fand eine Passantenbefragung fünf Monate nach
Eröffnung der Stadtwache statt.

Aus dem Vergleich der Kriminalitätsbilder vor der Eröffnung der
Stadtwache und danach ergeben sich folgende Rückschlüsse:

- Die objektive Kriminalitätslage hat sich verschlechtert, da ein
leichter Anstieg bei der Straßenkriminalität festzustellen ist, sowie
bei der Gewaltkriminalität, als auch  im Bereich der
Ladendiebstähle.

- Der Vergleich der Passantenbefragung liefert folgende
Ergebnisse:

- Steigerung des Sicherheitsgefühls der Bürger (1997: 67%, 1998:
72%).

- Verringerung des Gefühls der Belästigungen durch Radfahrer,
Inliner und freilaufende Hunde (1997: 61%, 1998: 26%).

Die von den Passanten vergebene Schulnoten gaben folgendes Bild
ab:

- 1997 lag die Beurteilung der Präsenz der Sicherheitskräfte im
Bereich befriedigend, 1998 wurde die Note zwei vergeben.

- Die Sauberkeit der Innenstadt wurde 1997 mit ausreichend
bezeichnet, während 1998 die Note befriedigend vergeben wurde.

Die dargestellten Ergebnisse lassen keine gesicherten Aussagen zu, ob
die Maßnahmen der Stadtwache den tatsächlichen Einfluss ausgeübt
haben oder ob sich Bielefeld-weit ein neuer Trend ergeben hat. Dafür
spräche die Tatsache, dass die Befragung schon nach fünf Monaten
nach der Eröffnung der Stadtwache durchgeführt wurde. Es lassen
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sich also nur Wirkungsindizien abbilden und keine Aussagen mit
eindeutiger Beweiskraft treffen.

Nachfolgend wurden keine empirischen Belege zur Projektwirkung
mehr erhoben. Die positive Bewertung des Projektes hat sich dennoch
nicht geändert. Sie führte in der Projektorganisation dazu, dass die
Zahl der Mitarbeiter der Stadtverwaltung von ursprünglich fünf auf
sieben erhöht worden war. Polizeilich ist zudem festzustellen, dass
sich insbesondere die enge Zusammenarbeit mit städtischen
Einrichtungen, hier insbesondere den Betreuungseinrichtungen,
Ausländeramt, Sozialamt etc. erheblich gebessert hat.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Bielefeld, Kommissariat Vorbeugung, Lerchenstraße
2, 33607 Bielefeld

eMail: vorbeugung@bielefeld.polizei.nrw.de
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FiP-VIKTIM

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Datenverarbeitung"}{xe
"Verkehrsprävention"}{xe "Aus- und Fortbildung"}

Organisation

Das Polizeifortbildungsinstitut Neuss (PFI) ist für die zentrale
Fortbildung der Polizei Nordrhein-Westfalen auf dem Gebiet der
Strafverfolgung sowie der Kriminal- und Verkehrsprävention
zuständig. Hierzu plant und organisiert das Institut die zentralen
Fortbildungsmaßnahmen.

Das Dezernat Fachbereich 3.1 produziert im Rahmen dieses Auftrages
u.a. DV-gestützte Lern-, Trainings- und Informationsprogramme.
Projektabhängig wird das Team um Fachautoren des eigenen Hauses
und der Behörden erweitert. Wissenschaftliche Beratung steht bei
Bedarf auch über den eigenen wissenschaftlichen Dienst des PFI und
andere Institutionen zur Verfügung. So wurde das Projekt u.a. durch
die Universität Köln unterstützt.

Konzeptioneller Ansatz

FiP-VIKTIM möchte:

- Die Bereitschaft wecken, sich der Sache der Opfer anzunehmen:
Polizeibeamten/innen wird der gesetzliche Auftrag zu Opferschutz
und Opferhilfe verdeutlicht. Es wird dargestellt, warum es Sinn
macht, Opferhilfe und Opferschutz in die polizeiliche Arbeit zu
integrieren. Durch Beschäftigung mit dem Thema sollen Lern-
und Überzeugungseffekte als Grundlage jeder Opferarbeit
entstehen.

- Wissenschaftliche Erkenntnisse vermitteln: Soweit für die
polizeiliche Arbeit von Bedeutung, vermittelt das Programm u.a.
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auch Forschungsergebnisse. Dabei wird auf die Umsetzbarkeit für
die polizeiliche Praxis besonderer Wert gelegt.

- Mit bestimmten Personengruppen vertraut machen: Um
Berührungsängste abzubauen, aber auch um durch
bedürfnisorientiertes Verhalten die Kommunikation mit dem
polizeilichen Gegenüber zu erleichtern, wird in dem Programm
auf den richtigen Umgang mit bestimmten Personengruppen
hingewirkt. Wissenslücken sollen geschlossen und eine
Sensibilisierung im Umgang mit Opfern erreicht werden.

- Adressen von Hilfsorganisationen verfügbar halten: Dieser
Programmteil bietet systematisch geordnet Telefonnummern und
Anschriften, zusammen mit einer Kurzbeschreibung der
jeweiligen Organisation an. Im Interesse einer schnellen Hilfe
besteht die Möglichkeit, schnell und kundenorientiert
Hilfsorganisationen zu vermitteln. Dabei bietet das Programm
Raum, örtliche Ansprechpartner etc. in den Angebotskatalog
aufzunehmen und ebenso abrufbar zu machen.

- Über relevante Informationsmaterialien, Vorschriften und
Fortbildungsangebote informieren:.

Dieser Programmteil beschreibt u.a. das jeweilige örtliche Angebot
und muss ständig aktualisiert werden.

- Entscheidungshilfen geben: z. B. entstand durch Zusammenarbeit
mit der Universität Köln ein Frageraster, mit dem die
Wahrscheinlichkeit ermittelt werden kann, ob ein Opfer
psychologischer Hilfe bedarf. Im Falle einer solchen
Notwendigkeit erleichtert das Programm die Herstellung von
Kontakten zu Fachkliniken und Beratungszentren für
traumatisierte Opfer.

- Argumentationshilfen und Präventionshinweise geben: Um in
Gesprächen die Opfer - Seite vertreten zu können, bietet das
Programm einen Fundus an Argumenten und Hintergrundwissen.
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Für die Beratung der Bürger hält es Präventionshinweise bereit,
die teilweise als Informationen und Merkblätter ausgedruckt
werden können.

- Fortbildungsinhalte präsent halten: Basis von Opferschutz und
Opferhilfe sind sensibilisierende Fortbildungseinheiten. Das
Programm soll deren Inhalte präsent halten. Fortbildung und FiP-
VIKTIM sind daher aufeinander abgestimmt. Darüber hinaus ist
das Programm integraler Bestandteil des Opferschutzkonzeptes
des Landes Nordrhein-Westfalen.

Sachstand/Erfahrungen

FiP-VIKTIM ist ein DV-gestütztes Informationsprogramm zum
Thema Opferschutz/Opferhilfe mit Verhaltensempfehlungen,
Hintergrundinformationen, Hilfsangeboten etc. zur Unterstützung der
jeweiligen Sachbearbeiterebene (Wach- und Wechseldienst,
Ermittlungskommissariate der Polizeiinspektionen, Zentrale
Kriminalitätsbekämpfung) der genannten Zielgruppen.

Ein "Lokalteil" des Programms gestattet den örtlichen
Opferschutzbeauftragten die stetige Aktualisierung durch Eingabe der
lokalen Hilfsangebote (dezentrale Bestandpflege).

Das Programm wurde im Zeitraum Juli - August 1999 erprobt und
noch im selben Jahr in der Version 2.0 an die Behörden ausgeliefert.
Eine Programmerweiterung wurde 2001 angeboten. Nach der
Sommerpause 2002 wird eine völlig überarbeitete und inhaltlich z. B.
durch "Stalking" und "Häusliche Gewalt" ergänzte Version 3.0 den
Behörden zur Verfügung stehen. Diese Version läuft allerdings nur
noch unter Windows-Betriebssystemen ab Windows 95 (32-Bit).

Zu den Erfahrungen mit FiP-VIKTIM:

Die Opferschutzbeauftragten des Landes sind im Rahmen ihres
Auftrages für die Pflege und Erweiterung des lokalen Datenprofils
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verantwortlich. Sie informieren die Zielgruppen in ihren Behörden
über Einsatzmöglichkeiten und die Arbeit mit dem Programm.

Neben der Befragung von Lehrgangsteilnehmern und Stichproben in
den Behörden wird die Akzeptanz des Programms auch über die
Opferschutzbeauftragten geprüft. Die durchgängig positiven
Reaktionen basieren überwiegend auf folgenden Feststellungen.

1. Das Programm ist, was Bedienerfreundlichkeit und
Recherchefähigkeit angeht, ständig verbessert worden und wird
auch zukünftig redaktionell und technisch laufend
weiterentwickelt.

2. Die meisten Merkblätter, Vorschriften, Infos etc. können im
Bedarfsfall ausgedruckt werden.

3. Das Programm wird als nützlich empfunden, weil es bei der
Bewältigung täglicher Probleme kompetent hilft.

Diese Merkmale haben auch zu einer Übernahme des Programms
durch die Versorgungsämter in Nordrhein-Westfalen zum
Jahreswechsel 2002/2003 und einer intensiven Nachfrage aus
verschiedenen Bundesländern geführt.

Für eine Landeslizenz (Nutzungsmöglichkeit auf allen dienstlichen
Rechnern des Polizei des jeweiligen Bundeslandes) wird derzeit (Juli
2002) eine aufwandsabhängige Kostenbeteiligung in Höhe von 5.000
bis 6.000 € erhoben. Eine Abgabe an private Nachfrager ist nicht
vorgesehen.

Weitere Informationen

Polizeifortbildungsinstitut Neuss, Dezernat FB 3.1 - Mediendienste,
Hammfelddamm 7a, 41460 Neuss

eMail:pfi-fip@yahoo.de
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Handlungshinweise für polizeiliche Maßnahmen in Fällen
von Stalking

{xe "Bremen"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}{xe "Beratung"}

Organisation

Das Landeskriminalamt Bremen erarbeitete „Handlungshinweise für
polizeiliche Maßnahmen in Fällen von Stalking“, die ab März 2001 in
der

- Polizei Bremen

- Hochschule für Öffentliche Verwaltung (HfÖV), Fortbildung für
die Polizei im Lande Bremen

- Staatsanwaltschaft Bremen

umgesetzt wurden.

Die Ortspolizeibehörde Bremerhaven prüft, ob sie die Richtlinien
übernimmt.

Konzeptioneller Ansatz

Für die im englischen Sprachraum verwendete Bezeichnung Stalking
gibt es in der deutschen Sprache keinen entsprechenden Begriff.
Stalking lässt sich mit "Verehrung durch Aufdringlichkeit"
umschreiben. Die gesetzliche Definition für Stalking in den USA
lautet: "Das absichtliche, böswillige Verfolgen und Belästigen einer
anderen Person, das deren Sicherheit bedroht".

Stalking-Opfer sind oftmals einem länger andauernden Psychoterror
ausgesetzt, der psychische Belastungen hervorrufen und physische
Schäden verursachen kann. Von ihrem Umfeld fühlen sie sich oft
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unverstanden und von Behörden und Institutionen, z. B.  auch von
Polizei und Justiz,  im Stich gelassen.

Die Handlungshinweise beschreiben die Phänomenologie und sollen
die Polizeibeamten für die

- Opferbetreuung /-beratung

- Gefahrenabwehr

- Maßnahmen im Ermittlungsverfahren

sensibilisieren, um so ein einheitliches professionelles Vorgehen der
Polizei zu gewährleisten.

Dazu wurden in den Polizeiinspektionen Stalking-Beauftragte
benannt. Ihre Aufgaben sind:

- Überwachung der Einhaltung der Handlungshinweise

- Kontaktaufnahme zum Opfer oder dem  Anzeigendenerstatter

- Informieren der zuständigen Stellen (Mitarbeit, Hilfs- und
Unterstützungsangebote).

Die Sonderzuständigkeit bei der Staatsanwaltschaft betrifft

- die Thematik der Aus- und Fortbildung,

- die Erststellung einer „Checkliste“ für Polizeibeamte und

- die Entwicklung und Verteilung des Faltblattes „Rat & Tat“ für
Betroffene.
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Sachstand/Erfahrungen

Ab März bis Juni 2001 wurden bei der Polizei Bremen etwa 30
Stalking-Fälle bearbeitet.

Eine Evaluierung soll durch Berichterstattung der Stalking-
Beauftragten und der sachbearbeitenden Organisationseinheiten
erfolgen.

Weitere Informationen

Polizei Bremen, Polizeidirektion Kriminalpolizei/ Landeskriminalamt
Bremen, K 11 - Zentrale LKA-Aufgaben-, In der Vahr 76, 28329
Bremen

Polizei Bremen, Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle, Am Wall 196 a,
28195 Bremen

eMail: ppbremen@t-online.de

Infomationen und Hilfen für Stalking-Opfer

Internet: http://www.liebeswahn.de

eMail: info@liebeswahn.de
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Interdisziplinäre Projektgruppe "Täter-Opfer-Ausgleich"
(TOA) im Jugendstrafverfahren

{xe "Hessen"}

Organisation

Die interdisziplinäre Projektgruppe "Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) im
Jugendstrafverfahren" trat auf Initiative des PP Mittelhessen
zusammen. Sie besteht wesentlich aus den im TOA tätigen
Sachbearbeitern der Jugendgerichtshilfe, der Staatsanwaltschaft und
der Polizei.

Konzeptioneller Ansatz

Ihr Ziel war und ist, die inhaltlichen und verfahrenstechnischen
Einzelheiten gemeinsam festzulegen und auftretende Fragen und
Ungereimtheiten im direkten Telefonkontakt zu klären. Zur Regelung
grundsätzlicher Probleme und zur Weiterentwicklung des Verfahrens
finden Besprechungstermine mit der gesamten Projektgruppe statt.

In Zusammenarbeit von Polizei, Justiz und Sozialarbeit wurde das
Verfahren des Täter-Opfer-Ausgleiches auf die regionalen
Besonderheiten zugeschnitten. Die in den beteiligten Institutionen
jeweils zuständigen Sachbearbeiter legten Inhalte und Details des
Verfahrens selbst fest. Hierbei wurden bestehende Bedenken und
Vorbehalte ausgeräumt und die handelnden Personen persönlich
miteinander bekannt gemacht. Während eines Probelaufes von einem
Jahr wurden die in der praktischen Umsetzung aufgetretenen
Schwierigkeiten beseitigt.

Die Initiative zur Durchführung der TOA kann von allen beteiligten
Institutionen ergriffen werden. Schlägt die Polizei ein Verfahren zum
TOA vor, so führt sie die Ermittlungen beschleunigt durch und
kennzeichnet den Vorgang entsprechend. Sie informiert
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Jugendgerichtshilfe und Staatsanwaltschaft frühzeitig (ggf. auch
telefonisch vorab) und trifft nötigenfalls die für den Einzelfall
erforderlichen besonderen Absprachen. Nach einer verbindlichen
Entscheidung der Staatsanwaltschaft führt die Jugendgerichtshilfe den
TOA durch. Über den Ausgang des Verfahrens unterrichtet die
Jugendgerichtshilfe auch den polizeilichen Sachbearbeiter schriftlich.

Sachstand/Erfahrungen

Meinungsverschiedenheiten über die Geeignetheit der zum TOA
eingereichten Verfahren, Vorurteile über mangelndes Interesse
anderer Institutionen oder auch die nicht funktionierende
Benachrichtigung über den Ausgang des Verfahrens können hier als
Beispiele dafür genannt werden, unter welchen Vorbehalten oder
Schwierigkeiten die Praxis des Verfahrens zunächst zu leiden hatte.

Über die Verständigung auf der Ebene der Sachbearbeiter konnten
anfängliche Bedenken und Abneigungen ins Gegenteil verkehrt
werden. Das Verfahren wird mittlerweile von allen Beteiligten
befürwortet, die Fallzahlen sind deutlich gestiegen. Eine Ausweitung
auf weitere Deliktsbereiche wird z. Zt. (November 2002) diskutiert.
Das Modell soll von anderen Direktionen übernommen werden.

Durch die persönliche Beteiligung der Sachbearbeiter an den
konstituierenden Vorbereitungen hat eine weitreichende Identifikation
mit diesem Verfahren stattgefunden. Die Sinnhaftigkeit des
Verfahrens und der Erfolg des persönlichen Engagements werden in
der Praxis unmittelbar erfahren und fördern insoweit die Motivation
erheblich.

Das Miteinander über die Institutionsgrenzen hinweg wirkt sich nicht
nur auf die Effektivität des TOA positiv aus. Die Qualität des
gesamtgesellschaftlichen Umgangs mit Jugenddelinquenz verbessert
sich durch diesen interdisziplinären Einklang wesentlich, zumal der
TOA überzeugend auf bestimmte Formen der
Entwicklungskriminalität zugeschnitten ist.
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Weitere Informationen

Polizeipräsidium Gießen, PÖA 3, Karl-Glöckner-Str. 2, 35394 Gießen
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Leitfaden "Opfernachsorge"

{xe "Bremen"}{xe "Beratung"}{xe "Hilfe- und Beratungstelefon"}

Organisation

Im Zusammenhang mit der Umsetzung des Projektes
Ergebnisorientierte Steuerung (EOS) bei der Polizei Bremen wurde
ein Leitfaden "Opfernachsorge" durch das Landeskriminalamt Bremen
mit Unterstützung des "Weissen Ring e.V.", der Ärztekammer Bremen
und den Fachdirektionen 2, 4 und 5 der Polizei Bremen
zusammengestellt. Er dient den Polizeibeamten der Stadtgemeinde
Bremen als "Werkzeugkasten".

Der Leitfaden gliedert sich in zwei Teile. Im Textbeitrag werden die
wichtigsten Aspekte der Opfersituation beschrieben. Der Serviceteil
informiert über Hilfseinrichtungen für Opfer und Angehörige in der
Stadtgemeinde Bremen sowie des niedersächsischen Umlandes. Er
enthält Kurzbeschreibungen zu Angeboten und Leistungen dieser
Einrichtungen.

Konzeptioneller Ansatz

Unter dem Leitgedanken "Jeder als Opfer betroffene Bürger dieser
Stadt hat ein Recht auf eine optimale Opfernachsorge durch seine
Polizei" durchgeführt, wird das Projekt als eine besondere Service-
Leistung der Polizei verstanden.

Der Leitfaden wurde den Polizeidienststellen der Stadtgemeinde
Bremen und des einbezogenen Umlandes zur Verfügung gestellt. Er
soll die Polizeibeamten in die Lage versetzen, dem Opfer
professionelle Opferhilfe anbieten zu können. Denn Opfernachsorge
soll von ihnen nicht mehr als belastendender Arbeitsaufwand
verstanden werden, sondern als Dienstleister und Vermittler-Tätigkeit.
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Wesentliche Bestandteile dieses Leitfadens sind:

Kapitel I: „Grundlagen für das Fallmanagement“, z. B.

- Opfer-/Zeugenschutz

- Opfer-/Zeugenpflichten und -rechte

- Entschädigungsrechte

- Hinweise für den Umgang mit Zeugen und "Checkliste" für
Polizeibeamte.

Kapitel II: "Serviceteil"

- Notfallhilfe, z. B. Ärztliche Notfalldienste, Krankenhäuser, Opfer-
Soforthilfe, Notunterkünfte, Rechtsberatung, Kreditkarten-/
Handysperrungen usw.

- Opferschutz/Rechtsberatung für Kinder/Jugendliche, Erwachsene,
Senioren

- Therapeutische Maßnahmen

- Gesprächsbetreuung

- Finanzielle Hilfen

Medienwirksam wurde zur Einführung der regionale kostenlose
Zentrale Opfernotruf der Polizei Bremen unter der Free-Call-Nummer
0800-2800 110 veröffentlicht.

Sachstand/Erfahrungen

Der kostenlose Opfernotruf der Polizei Bremen ist seit dem
29.11.2000 durchgehend erreichbar.
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Bis Mai 2001 liefen etwa 120 Anrufe auf. Die Mehrzahl der Anrufer
nahm die Möglichkeit in Anspruch, anonym zu bleiben. In der Regel
wurden die Hilfe suchenden Opfer an Institutionen vermittelt, die an
dem Netzwerk Opferbetreuung / -hilfen beteiligt sind.

Als positiver Nebeneffekt konnte eine Verbesserung des
Anzeigeverhaltens festgestellt und in einem Fall ein Sexualdelikt
aufgeklärt werden.

Hauptsächlich melden sich Opfer, die im häuslichen Nahbereich oder
durch Raub- und Eigentumsdelikte betroffen sind.

Unter die Hilfeersuchen „Sonstige“ fallen vor allem alltägliche
Notsituationen, z. B. das Abhandenkommen von Kreditkarten, die
Aussperrung aus der Wohnung, aber auch Stalking-Fälle und
allgemeine Angst vor Kriminalität.

Insgesamt scheint die Opfernachsorge der Polizei Bremen, die sich
schon mit der Einrichtung der Kontaktpolizisten (KoP) an den
einzelnen Revieren sehr positiv ausgewirkt hat, den erhofften Effekt
für eine Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls der Bürger zu
erfüllen.

Weitere Informationen

Polizei Bremen, Polizeidirektion Kriminalpolizei/ Landeskriminalamt,
LKA 222, In der Vahr 76, 28329 Bremen

eMail: pol.bremen_kdd@web.de
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Aktionsbündnis - Sichere Sächsische Städte

{xe "Sachsen"}{xe "Graffiti"}

Organisation

Das "Aktionsbündnis - Sichere Sächsische Städte" wurde 1998 auf
Initiative des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren ins Leben
gerufen. In Zusammenarbeit von Mitgliedern der Landesregierung,
der Polizei sowie der Städte, Kreise und Kommunen des Landes
sollen neue Handlungskonzepte entwickelt und umgesetzt werden.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Aktionsbündnisses ist die Erarbeitung und Umsetzung eines
ganzheitlichen Präventionskonzeptes zur

- Vorbeugung/Zurückdrängung von Straßenkriminalität,
Vandalismus und Erscheinungen der Unordnung im öffentlichen
Bereich,

- Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühls aller Bürger und

- verbesserten Kommunikation mit den Bürgern.

Dazu wurden zunächst die landesweiten Erfahrungen aus bewährten
Konzepten zusammengetragen. Das hieraus entwickelte
Aktionsbündnis zielt auf eine intensivierte Zusammenarbeit von
Polizeidienststellen, Stadtverwaltungen und anderen kommunalen
Einrichtungen ab, wobei die Anliegen der Bevölkerung im örtlichen
Bereich stärker berücksichtigt werden sollen.

Folgende Handlungsansätze wurden definiert:

- Koordinierungsgremien: Diese beurteilen in regelmäßigen
Abständen die stadtbezogene Lagesituation, fördern den
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Informationsaustausch zwischen den beteiligten Behörden und
initiieren konkrete Maßnahmen.

- Lagebilder: Diese werden durch den Polizeivollzugsdienst und die
städtischen Ordnungsämter gemeinsam erarbeitet. Schwerpunkte
sollen erkannt werden, um so gezielte Aufgabenstellungen und
konkrete Einsatzmaßnahmen zu ermöglichen.

- Gemeinsame Fußstreifen von Polizeibeamten und
Ordnungskräften: Durch offene Präsenz werden
Ordnungsverstöße und Straftaten verhindert und das
Sicherheitsgefühl der Bürger gestärkt. Ein sachgerechtes
Einschreiten wird durch die jeweilige Zuständigkeit und die
Kompetenz der Mitarbeiter ermöglicht.

- Eine zeitnahe Bestrafung des Täters erhöht die präventive
Wirksamkeit der Maßnahme.

- Täter-Opfer-Ausgleich: Jugendliche Straftäter sollen nach
Möglichkeit zu solchen Arbeitsleistungen verpflichtet werden, die
der Beseitigung des durch sie verursachten Schadens dienen.

- Bürgertelefon: Diese Anlaufstelle für die Bevölkerung nimmt
Hinweise jeder Art entgegen und leitet diese an die zuständige
Stelle weiter, von wo aus eine möglichst schnelle Beseitigung des
angemahnten Zustandes veranlasst wird.

- Sauberes Stadtbild durch gemeinnützige Arbeit: ABM-Kräfte und
Sozialhilfeempfänger beseitigen die durch Vandalismus, Graffiti,
illegale Müllablagerung, wilde Plakatierung etc. entstandenen
Schäden und Verschmutzungen. Dieser Ansatz beruht auf dem
"broken-windows"-Konzept, nach dem Schäden gerade dort
entstehen, wo bereits solche vorhanden sind.

- Vandalismusschwerpunkt - illegale Graffiti: Dieses Problem soll
durch Ermittlungsgruppen mit speziell geschulten Sachbearbeitern
bei den örtlichen Polizeidienststellen gezielt bekämpft werden.
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Sachstand/Erfahrungen

Das für 1998 in einer Pilotphase mit fünf Städten begonnene
"Aktionsbündnis - Sichere Sächsische Städte" hat wesentlichen
Synergieeffekte erzielt und unterliegt einem eigendynamischen
Fortschreibungsprozess.

Mit Stand Oktober 2002 sind dem Projekt formal insgesamt 86
Kommunen beigetreten. Davon alle 42 Städte in Sachsen mit über
20.000 Einwohnern, im Regierungsbezirk Chemnitz sogar alle Städte
mit mehr als 10.000 Einwohnern.

Zur Forcierung der bisher laufenden Maßnahmen zum Aktionsbündnis
fanden zwischen dem Staatsministerium des Innern und den
Regierungspräsidien zielführende Erörterungen statt, in deren
Ergebnis die Regierungspräsidien verstärkt in die Umsetzung des
Aktionsbündnisses eingebunden sind. Ergänzend zum bisherigen
Schwerpunkt "Sicherheit" kommt die Zielrichtung "Sauberkeit" - auch
in der Namensgebung des Aktionsbündnisses - hinzu.

Erfassungsbogen zur landesweiten Umsetzung des Aktionsbündnisses
zeigen, dass in vielen Städte/Gemeinden Zielvereinbarungen zwischen
Polizei und Kommunalverwaltungen bestehen, Bürgertelefone
eingerichtet, gemeinsame Streifen von Polizei- und Ordnungskräften
gebildet und flexible Arbeitszeiten für die Ordnungskräfte eingeführt
wurden. Zudem werden gemeinsame Fortbildungen durchgeführt und
Servicemitarbeiter eingesetzt.

Die Beeinträchtigung von öffentlicher Ordnung und Sauberkeit durch
Müllablagerung und deren unmittelbaren Beseitigung zeigt sich nach
wie vor problematisch. Dazu werden die Zuständigkeitsabgrenzungen
zwischen Landratsamt als untere Abfallbehörde und der
kreisangehörigen Kommune als Ortspolizeibehörde im
Zusammenhang mit Maßnahmen der Gefahrenabwehr entsprechend
des "broken-windows"-Prinzips zumindest auf dieser Ebene einer
Klärung zugeführt.
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Aktuell wurde eine Musterverordnung erarbeitet, wonach das
Landratsamt als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger den
Gemeinden auf Antrag durch Vereinbarung die Einsammlung und
Beförderung von Abfällen übertragen kann. Diese Verordnung findet
nur dann beiderseitigen Konsens, wenn die originären Zuständigkeiten
des Landratsamtes damit nicht kostenpflichtig auf die Gemeinden
verlagert werden.

Weitere Schwerpunkte zur Forcierung der Maßnahmen im Bereich
öffentliche Ordnung und Sauberkeit sind

- die schnelle und unmittelbare Beseitigung illegaler Graffiti unter
Einbindung von potentiell gefährdeten Jugendlichen und
Heranwachsenden und

- die Initiierung von Vorfeldmaßnahmen örtlicher Polizeibehörden,
wie Bauaufsicht, Gewerbe-, Veterinär-, Grünflächen- und
Umweltamt.

Auch hier liegen Lösungsvorschläge vor, die noch nicht mit dem
kommunalen Bereich abgestimmt sind. Abschließender Höhepunkt
des derzeitigen Problemlösungsprozesses ist die anstehende
landesweite Arbeitstagung zum Aktionsbündnis vom 28.-30.10.2002
in Niederbobritzsch, in die alle 86 beteiligten Kommunen
eingebunden sind.

Weitere Informationen

Sächsisches Staatsministerium des Innern, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium -, Koordinierungsstelle für Prävention,
Wilhelm-Buck-Str. 2, 01095 Dresden

Internet: http://www.sachsen.de
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Kölner Anti-Spray-Aktion (KASA)

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Repression"}{xe "Vandalismus"}{xe
"Graffiti"}

Organisation

Zur wirkungsvolleren Bekämpfung von Sachbeschädigungen durch
Farbschmierereien und die damit einhergehende Verbesserung des
Stadtbildes wurde 1999 die Ordnungspartnerschaft "Kölner Anti-
Spray-Aktion" gegründet, der im August 2002 32 Organisationen und
Institutionen angehörten. Um die Handlungsfähigkeit der
Ordnungspartnerschaft zu erhalten, wurde innerhalb der
Gesamtorganisation zur Entscheidungsfindung ein Gremium
geschaffen, bestehend aus der Stadt Köln, der Deutschen Bahn AG,
den Kölner Verkehrsbetrieben, dem Kölner Haus- und
Grundbesitzerverein, der Bundesgrenzschutzinspektion Köln, der
Bezirksregierung Köln, Autobahnpolizei sowie dem Polizeipräsidium
Köln.

Das Arbeitsgremium tritt in regelmäßigen Abständen zusammen, um
über den Sachstand der Partnerschaft in den einzelnen Institutionen zu
informieren und gemeinsame Maßnahmen vorzubereiten und
durchzuführen.

Konzeptioneller Ansatz

Die Ordnungspartnerschaft richtet sich in ihrem konzeptionellen
Ansatz an potentielle Sachbeschädiger, Geschädigte, Schüler und
Eltern, Lehrer sowie die breite Öffentlichkeit. Hierzu bieten sich
folgende Betätigungsfelder an:

(1) Schaffung eines Problembewusstseins in der Öffentlichkeit

(2) Opferbetreuung
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(3) Beseitigung neuer Farbschmierereien

(4) Repression

(5) Prävention

(6) Zielvereinbarung und Controlling.

Zu (1): Zunächst musste in der breiten Öffentlichkeit ein
entsprechendes Problembewusstsein geschaffen werden. Dies galt
insbesondere für die Kölner Verkehrsbetriebe und die Deutsche Bahn
AG, die zwar häufig Opfer von Sachbeschädigungen durch
Farbschmierereien wurden, aber kaum Straftaten zur Anzeige
brachten. Um das allgemeine Anzeigeverhalten zu verbessern, wurden
ein spezieller Anzeigenvordruck entwickelt, Publikationen in
verschiedenen Medien geschaltet (u.a. Internet), die Zusammenarbeit
mit der örtlichen Presse forciert sowie öffentlichkeitswirksame
Maßnahmen geplant und durchgeführt.

Zu (2): Im Hinblick auf Sachbeschädigungen durch Farbschmierereien
bedeutet Opferbetreuung, dass die Bezirksbeamten im Rahmen ihrer
Außendienststreife neue/frische Sachbeschädigungen ermitteln, die
Geschädigten hinsichtlich der Notwendigkeit der Anzeigeerstattung
ansprechen, ältere Menschen bei der Anzeigeerstattung unterstützen
und ggf. den Kontakt zu Reinigungsfirmen herstellen. Darüber hinaus
wurde durch die Stadt Köln eine Info-Hotline eingerichtet (Tel.: 221-
91310). Weitere Informationen sind im Internet unter www.kasa-
koeln.de abrufbar.

Zu (3): Ein wesentlicher Projektschwerpunkt liegt in der
unverzüglichen Beseitigung von Farbschmierereien. Zu diesem Zweck
hat die Stadt Köln zwischenzeitlich vier Reinigungsteams aufgestellt,
die nach einer bestimmten Prioritätenliste alle öffentlichen Gebäude
reinigen. Für die Reinigung öffentlicher Gebäude stellt der Rat der
Stadt Köln pro Jahr 580.000 € zur Verfügung. Für das Jahr 2002
haben sich die Unternehmen des Öffentlichen Personennahverkehrs
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zum Ziel gesetzt, alle Farbschmierereien an ihren Bahnen innerhalb
von 24 (KVB) bzw. 48 Stunden (Deutsche Bahn AG) zu beseitigen.

Zu (4): Das Hauptaugenmerk der Bundesgrenzschutzinspektion Köln
sowie des Polizeipräsidiums Köln richtet sich selbstverständlich auf
den repressiven Ansatz. Durch die zentrale Bearbeitung und Erfassung
von Strafanzeigen ist ein zeitnahes Erkennen von Brennpunkten,
Tatzusammenhängen und Tatverdächtigen möglich. Hierzu wurde
beim Polizeipräsidium Köln die Ermittlungskommission Farbe
eingerichtet, der zur Zeit (Stand: August 2002) sechs Beamtinnen und
Beamte Dienst angehören, die durch Hospitanten aus dem Bereich des
Wach- und Wechseldienstes verstärkt werden.

Zu (5): Auf der Basis der nachfolgend noch dargestellten Straftaten-
und Täterauswertung wird davon ausgegangen, dass die Täter und ihre
Sympathisanten über das Elternhaus sowie über Schulen und
Jugendeinrichtungen erreicht werden können.

Zur Beeinflussung der Täter hat sich das Polizeipräsidium Köln
entschieden, mit dem Netzwerk gegen Gewalt an Schulen und im
schulischen Umfeld zusammenzuarbeiten. Hierbei ist insbesondere an
Vortragsreihen des K61 sowie an Rollenspiele mit Schülerinnen und
Schülern gedacht, um überhaupt erst einmal ein Problembewusstsein
bei der Zielgruppe zu erreichen. Das gilt insbesondere für die
Darstellung der möglichen Tatfolgen wie des Anspruchs des
Geschädigten auf Wiedergutmachung der entstandenen Schäden (30
Jahre gültig).

Den Erziehungsberechtigten auffällig gewordener Täter werden im
Rahmen der Durchsuchungsmaßnahmen Informationsbroschüren
ausgehändigt. Zu erwägen ist darüber hinaus die Einleitung von
Verfahren nach § 171 StGB, sofern die Einflussnahme erfolglos
verläuft.

Bei öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen werden Merkblätter
mit Informationen über Verhaltenstipps, Reinigungsmethoden und
Prophylaxe verteilt.
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Von herausragender Bedeutung ist, dass die Geschädigten, hier
insbesondere die Stadt Köln, die Kölner Verkehrsbetriebe und die
Deutsche Bahn, die entstandenen Schäden auf dem zivilrechtlichen
Wege geltend machen. Zivilrechtliche Ansprüche haben bis zu 30
Jahre Bestand, so dass Schadensersatzforderungen auch dann
bestehen, wenn der oder die Täter zum Zeitpunkt der Festnahme
mittellos sind. Dieser Opferanspruch muss den Täterinnen und Tätern,
aber auch der Öffentlichkeit immer wieder deutlich gemacht werden.

Zur Verbesserung und Intensivierung des Täter-Opfer-Ausgleichs
wurde eine Zusammenarbeit mit den Vereinen "Die Waage e.V." und
"Die Brücke e.V." initiiert.

Eine Bereitstellung von legalen Sprühflächen wird in keiner Weise
unterstützt, da - und hier wird Bezug genommen auf eine
Untersuchung des Polizeipräsidiums München - die Freigabe einer
Fläche dazu führt, dass auch die umliegenden, nicht freigegebenen
Flächen besprüht werden.

Zu (6): Auch wenn jede der an der Ordnungspartnerschaft beteiligten
Institutionen im Rahmen der eigenen Zuständigkeit arbeitet, sichern
Arbeitsgremiumsbesprechungen, gemeinsame Zielvereinbarungen und
ein gemeinsames Controlling den Projekterfolg.

Sachstand/Erfahrungen

Von September 1998 bis zum 30.06.2002 gingen beim
Polizeipräsidium Köln insgesamt 5.223 Strafanzeigen wegen
Sachbeschädigungen durch Farbschmierereien ein. Eine Analyse der
bisher eingegangenen und ausgewerteten Straftaten ergab, dass
Sachbeschädigungen durch Farbschmierereien hauptsächlich von
Jugendlichen und Heranwachsenden begangen werden. Von den
zwischen Mitte 1998 und Ende 2000 ermittelten 520 Tatverdächtigen
gehörten ca. 40% zur Altersgruppe der Jugendlichen und Kinder. Ca.
65% der Tatverdächtigen kamen aus Köln und ca. 35% aus anderen,
z. T. angrenzenden Polizeibehörden.
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Die allein bei den Ordnungspartnern durch Sachbeschädigungen
entstandenen Gesamtkosten werden auf etwa 5,78 Millionen €
geschätzt.

In Absprache mit der Staatsanwaltschaft Köln werden die Straftaten
zur Anklage gebracht, in denen der oder die Täter auf frischer Tat
betroffen oder im Rahmen der Nacheile gestellt werden. Strafrechtlich
verfolgt werden auch die Taten, bei denen der oder die Täter durch
Zeugen eindeutig identifiziert wurden, oder bei denen der
Tatverdächtige ein Tatgeständnis abgelegt hat.

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit und zur Intensivierung des
Informations- und Erfahrungsaustauschen haben die
Bundesgrenzschutzinspektion Köln und das Polizeipräsidium Köln
ihre Ermittlungsbeamten seit Dezember 2001 räumlich
zusammengefasst. Trotz einiger Anlaufschwierigkeiten gestaltet sich
die Zusammenarbeit zwischenzeitlich sehr positiv. Eine Ausweitung
der Zusammenarbeit wird angestrebt.

Nicht aufgelöst werden konnte bislang die große Diskrepanz zwischen
der Anzahl der geklärten Straftaten und der Anzahl der
Verurteilungen. Dies ist insbesondere auf die zwingende
Notwendigkeit eines Nachweises über die im Rahmen der
Sachbeschädigung eingetretene Substanzverletzung zurückzuführen.
Dies soll zukünftig durch entsprechende Sachverständigengutachten
und einen intensiven Informations- und Erfahrungsaustausch mit der
Justiz gewährleistet werden.

Eine Vereinfachung der Beweiserhebung könnte durch die
Gesetzesinitiative des Bundesrates eintreten, die die Einführung eines
gesonderten Straftatbestandes vorsieht.

Trotzdem zeichnen sich nach mehrjähriger Ermittlungsarbeit,
zahlreichen Festnahmen und nach Einführung konkreter
ordnungspartnerschaftlicher Steuerungs- und Führungselemente
entsprechende Erfolge ab. Neben dem Rückgang der Fallzahlen ist
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auch in Teilbereichen ein rückläufiger volkswirtschaftlicher
Gesamtschaden festzustellen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium Köln, Dezernat GS 21, Waidmarkt 1-3, 50676 Köln
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Theaterpädagogisches Projekt "Mein Körper gehört mir"

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Gewalt in der Familie/im sozialen
Nahraum"}

Organisation

Das Projekt "Mein Körper gehört mir!" wird seit März 1996 als
Kooperationsprojekt von der Polizei, dem Kreisschulamt des Kreises
Gütersloh und der "theaterpädagogischen werkstatt" Osnabrück
durchgeführt und ist auf Dauer angelegt.

Zwei Polizeibeamtinnen begleiten in Teilzeit das laufende Projekt
neben den sonstigen Aufgaben im Bereich Gewalt gegen Frauen und
Kinder. Die Sichtveranstaltungen werden durch jeweils eine Beamtin
begleitet. Der Zeitansatz beträgt durchschnittlich drei Stunden. Die
Zahl der Veranstaltungen hat sich für das Kreisgebiet Gütersloh auf
ca. zehn pro Jahr eingependelt (Schulen kooperieren aus
Kostengründen mit anderen Grundschulen ihrer Stadt und
organisieren gemeinsam einen Elternabend). Zudem sind
Kontaktpflege mit der „theaterpädagogischen werkstatt“, dem
Schulamt und den Schulleiter/ -innen erforderlich. Neben den
Personalkosten in dem oben beschriebenen Ausmaß entstehen im
laufenden Projekt bis auf die Fahrtkosten zu den Veranstaltungsorten
keine besonderen Kosten.

Die Broschüre "Gegen sexuellen Missbrauch an Mädchen und Jungen
- ein Ratgeber für Mütter und Väter", die bei den Veranstaltungen an
Eltern verteilt wird, wird den einzelnen Behörden in Nordrhein-
Westfalen kostenfrei zur Verfügung gestellt.

Die Theaterveranstaltungen für die Kinder und Eltern werden von den
Schulen in eigener Verantwortung finanziert. Pro Klasse sind zur Zeit
(August 2002) 210 € zzgl. Fahrtkosten, für die Sichtveranstaltung
420 € zzgl. Fahrtkosten zu veranschlagen. Die Schulen haben zur
Finanzierung verschiedene Lösungen entwickelt: Elternbeitrag pro
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Kind, Eintrittsgeld am Elternabend, Schulfesterlöse,
Zusammenschluss von Fördervereinen, Sponsoring durch
ortsansässige Firmen, Sparkassen etc.

Konzeptioneller Ansatz

Die "theaterpädagogische werkstatt" hat den Mittelpunkt ihrer Arbeit
im präventiven Bereich. Sie will mit ihrem interaktiven Theaterstück
"Mein Körper gehört mir" Kinder stark machen gegen sexuellen
Missbrauch. Probleme und Konflikte werden schauspielerisch
dargestellt und im gemeinsamen Gespräch interpretiert. Mit ihrem
Programm gehen die Theaterpädagogen/ Theaterpädagoginnen direkt
in die Schulklassen, um in diesem kleinen und intimen Kreis
Vertrauen aufzubauen und problemnahe Überzeugungsarbeit zu
leisten.

Das Theaterstück ist eine Collage aus Monolog, Dialog und Lied für
zwei Darsteller/-innen. Es werden leicht verständliche Alltagsszenen
aufgeführt, die die Schüler/-innen nicht auf reine Konsumierung
beschränken. Indem die Darsteller/-innen zur Interaktion aus ihren
Figuren heraustreten, werden die Kinder zu Rollenspielen, Fragen und
Gesprächen angeregt. Es findet eine kontinuierliche Steigerung der
Problemhärte in den drei aufeinander aufbauenden, einander
vertiefenden Teilen statt, die je eine Nachbereitung im
Normalunterricht erfordert. Die Schlüsselszenen werden in mehreren
Varianten gezeigt, mit negativem wie positivem Ausgang.

Hauptbestandteil des Projektes ist das Theaterstück - einerseits für die
Kinder und andererseits für Eltern und Lehrer/ -innen.

Bevor die Theaterpädagogen/ Pädagoginnen in die Schule kommen,
sollte eine Sichtveranstaltung stattgefunden haben. Hierbei handelt es
sich um eine Abendveranstaltung speziell für Eltern und Lehrer/-
innen, deren Kinder bzw. Schüler/ -innen in der nächsten Zeit mit dem
Theaterprojekt in Berührung kommen werden.
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Vor Beginn der Sichtveranstaltung werden die Besucher von der
Polizei (im Idealfall von einer Kollegin oder einem Kollegen aus dem
Kommissariat Vorbeugung) durch einen Fachvortrag über den
Sexuellen Missbrauch informiert. Danach wird das Theaterstück mit
allen drei Teilen "en suite" aufgeführt. Im Anschluss daran stehen
sowohl die Theaterpädagoginnen und Theaterpädagogen als auch die
Polizei für Fragen zur Verfügung.

Durch die Sichtveranstaltung haben Pädagogen/ Pädagoginnen und
Eltern die Möglichkeit, sich über die Art und Weise, wie die Kinder
an das Thema herangeführt werden, zu informieren. Dieser Abend
wird durch die Presse, durch Schulverteiler und Programmhinweise
angekündigt.

Mit dem Ansatz werden folgende Lernziele verfolgt:

(1) Das Kind lernt, dass sein Körper ein schützenswertes persönliches
Eigentum ist. Das Programm stärkt sein Ich und sein
Selbstvertrauen. Außerdem wird die Bereitschaft zur Abwehr von
Übergriffen und die Suche nach Hilfe Dritter entwickelt. Das
Theaterstück hilft den Schüler/-innen, Ja- und Nein-Gefühle zu
unterscheiden und die Regeln zu lernen, um Gefahrensituationen
vorzubeugen.

(2) Die Eltern und Pädagogen/ Pädagoginnen werden für das Thema
sensibilisiert. Sie können die Kinder in geeigneter Form
unterstützen und daran mitarbeiten, dass das Gelernte weiterhin
trainiert wird.

Sie fühlen sich weniger hilflos im Umgang mit der Thematik, wissen
wo sie Hilfe holen können und haben die Möglichkeit, Ihre
Erziehungshaltung zu überdenken.

Zielgruppe im Hinblick auf die Erreichung des Präventionszieles
(Verhinderung von sexuellem Missbrauch durch Stärkung von
Kindern) sind Kinder der 3. und 4. Grundschulklassen. Als zweite
Zielgruppe sind Eltern und Lehrer/-innen zu nennen, die sich im
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Rahmen der Elternveranstaltung das Theaterstück ansehen können
und von der Polizei über den sexuellen Missbrauch informiert werden.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt wird in 66 von insgesamt 74 Grundschulen im Kreis
Gütersloh durchgeführt. Mittlerweile wurden in Osnabrück über 30
Schauspielerpaare ausgebildet, die in Ostwestfalen-Lippe und in
Teilen des Ruhrgebietes ihr Präventionsstück spielen. Die
"theaterpädagogische werkstatt" hat auch ein Standbein in Österreich
und Südtirol.

Als äußerst sinnvoll erweist sich die Durchführung des Projektes in
Kooperation mit dem Kreisschulamt. Im Jahr 2001 wurden vom
Kreisschulamt Fragebögen zur Durchführung des Projektes versandt.
Hieraus hat sich ergeben, dass einige Schulen die Sichtveranstaltung
aus Kostengründen nicht buchen. Einige Schulen, die zwar den
Elternabend im Projekt durchgeführt haben, verzichteten teilweise aus
Unwissenheit auf die Teilnahme der Polizei. Elternarbeit im Projekt
ist für die Polizei jedoch mindestens so wichtig, wie das
Theaterprojekt für die Kinder.

Des Weiteren berichteten die Schulen über rückläufige
Besucherzahlen bei den Sichtveranstaltungen. Folgende Gründe
wurden hierfür angegeben: Geschwisterkinder (Eltern haben das
Theaterstück schon gesehen), Thema ist nur tendenziell präsent
(Medienberichte), Einladungen werden nicht ansprechend formuliert.

Aufgrund der genannten Erfahrungen hat die Polizei ein Info-Blatt
über den Ablauf des Projektes und eine Muster-Einladung für alle
Schulleiter/ -innen im Kreisgebiet erstellt und verteilt.

Schulleiter/ -innen wünschen sich z.T. eine "Sprechstunde" im
Anschluss an die Theateraufführungen für die Kinder. Hier sollte
professionelle Hilfe für Kinder angeboten werden, die sexuelle Gewalt
erlebt haben und nach dem Theaterstück darüber berichten möchten.
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Leider lässt sich dieses Angebot flächendeckend aufgrund von
Kapazitätsgrenzen der Hilfsinstitutionen derzeit (August 2002) nicht
realisieren.

Eine Evaluation durch das Europäische Zentrum für
Kriminalprävention (EZK) wurde aus Kostengründen abgelehnt.

Im Kontakt mit Kindern, die das Theaterstück erlebt haben, wird
deutlich, dass diese die Inhalte des Stückes für einen langen Zeitraum
parat haben.

Sachbearbeiterinnen des Kommissariates zur Bearbeitung von
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung berichteten in
Einzelfällen von Kindern, die als Opfer in ihrer Vernehmung aus dem
Theaterstück zitiert haben. Da die Mitarbeiter/ -innen selbst auch das
Theaterstück kannten, war für die Vernehmung eine gute
(Gesprächs)Basis vorhanden.

Kinder, die sexuelle Gewalt erlebt haben und das Theaterstück sehen,
erfahren, dass sie mit ihrem Problem nicht alleine sind. Dies kann
ihnen helfen, sich einer dritten Person anzuvertrauen. Für die Polizei
ist dieser Aspekt der sekundären Prävention von entscheidender
Bedeutung.

Weitere Informationen

Der Landrat als Kreispolizeibehörde Gütersloh, Kommissariat
Vorbeugung, Herzebrocker Str. 142, 33334 Gütersloh

Internet: http://www.polizei-gt.de

theaterpädagogische werkstatt in der Lagerhalle gGmbH,
Rolandsmauer 26, 49074 Osnabrück

Internet: http://www.theaterpaed-werkstatt.de

eMail: tpw@osnanet.de
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Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Sachgebiet 34.2, Völklinger
Straße 49, 40221 Düsseldorf

Internet: http://www.lka.nrw.de

eMail:vorbeugung@mail.lka.nrw.de
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Freiwilliger Polizeidienst Hessen

{xe "Hessen"}{xe "Präsenz"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Seit Oktober 2000 wurde mit insgesamt 90 ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern der Freiwillige Polizeidienst in Hessen
erprobt.

Mit in Kraft treten des Gesetzes für die aktive Bürgerbeteiligung zur
Stärkung der Inneren Sicherheit (Hessisches Freiwilligen-
Polizeidienst-Gesetz - HFPG -) am 13. Juni 2000 wurde dem
Freiwilligen Polizeidienst Aufgaben übertragen und Befugnisse
eingeräumt. In ihm kommt die Zielsetzung zum Ausdruck: "Präsenz
zeigen - beobachten - melden". Das Gesetz sieht vor, dass die
Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes Personen befragen,
Personalien aufnehmen, Platzverweise aussprechen und verdächtige
Gegenstände sicherstellen können. Festnahmen sind ihnen nur im
Rahmen der "Jedermannsrechte" gestattet.

Die Ausbildung und Einweisung in die Tätigkeiten der
Ehrenamtlichen dauert mindestens 50 Stunden und findet durch die
Polizei nur innerhalb ihrer arbeitsfreien Zeit statt. Sie sind nicht
bewaffnet, sondern lediglich zum Eigenschutz mit einem Pfefferspray
ausgerüstet; daneben erhalten sie einen Kurzlehrgang in
Selbstverteidigung. Zu erkennen sind sie an einer blauen Jacke mit
Emblem und der Aufschrift "Freiwilliger Polizeidienst" sowie einer
blauen Kopfbedeckung.

Bewerben kann sich jeder Bürger zwischen 21 und 63 Jahren; die
Auswahl erfolgt durch die Leiter der jeweiligen Polizeibehörden. Die
Aufwandsentschädigung beträgt 7 € pro Stunde und Person.
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Konzeptioneller Ansatz

Unter den vielen Dienststellen, die Interesse zeigten, wurden für die
Erprobung des Freiwilligen Polizeidienstes folgende Projektstandorte
ausgewählt:

- Polizeipräsidium Osthessen mit 20 freiwilligen Helfern

- Polizeipräsidium Mittelhessen mit 20 freiwilligen Helfern

- Polizeipräsidium Südosthessen mit 20 freiwilligen Helfern

- Polizeipräsidium Westhessen mit 30 freiwilligen Helfern.

Der Freiwillige Polizeidienst dient nicht in erster Linie der Entlastung
der Polizei, sondern der Präsenzerhöhung in Bereichen, die von der
Polizei nicht im gewünschten Ausmaß betreut werden können (z. B.
ÖPNV, Fußgängerzonen, Volksfeste) und soll zusätzlicher
Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bürger sein. Darüber hinaus
leistet er im Rahmen seiner Aufgaben wertvolle Hilfe bei der

- vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten,

- bei der Überwachung des Straßenverkehrs,

- beim polizeilichen Streifen- und Ermittlungsdienst und

- bei der Erforschung von Ordnungswidrigkeiten.

Sachstand/Erfahrungen

Die Pilotphase wurde am 31.12.2001 beendet. Die Erfahrungen mit
dem Freiwilligen Polizeidienst stellen sich überaus positiv dar. Die
Tätigkeiten des Freiwilligen Polizeidienstes tragen zur Erhöhung der
Sicherheit des Bürgers bei und entlasten die Polizei von präventiven
Aufgaben.
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Im Endbericht des Instituts für Kriminologie an der Justus-Liebig-
Universität Gießen zur wissenschaftlichen Begleitung wird das
Pilotprojekt im Wesentlichen positiv bewertet. Die Untersuchung hat
nichts ergeben, was grundsätzlich gegen eine Fortführung des
Freiwilligen Polizeidienstes sprechen würde.

Im März 2002 wurde ein Koordinationsvertrag zwischen dem Land
Hessen und der Kreisstadt Bad Hersfeld über den Einsatz des
Freiwilligen Polizeidienstes geschlossen, in dem eine finanzielle
Beteiligung der Kreisstadt Bad Hersfeld vereinbart wurde.

Zurzeit haben, analog den Kooperation zwischen dem Land Hessen
und der Kreisstadt Bad Hersfeld, mehrere Städte und Gemeinden
großes Interesse an der Einführung des Freiwilligen Polizeidienstes in
ihrer Region bekundet. Darüber hinaus hat der Städte- und
Gemeindebund den Koordinationsvertrag in seinem "Eildienst"
veröffentlicht.

In einer Pressekonferenz am 16.07.2002 kündigte der Hessische
Innenminister an, dass der bereits bestehende Freiwillige Polizeidienst
kontinuierlich ausgebaut werde. Priorisiert werde eine hessenweite
Zusammenarbeit mit Städten und Gemeinden. Ein Vorhaben, bei dem
die öffentliche Polizei die freiwilligen Helferinnen und Helfer
auswählt, ausbildet und einsetzt und die Kommune ihrer
Verantwortung nachkommt, indem sie die Aufwandsentschädigung
zahlt.

Weitere Informationen

Hessisches Ministerium des Inneren und für Sport, III B 32, Friedrich-
Ebert-Allee 12, 65185 Wiesbaden

eMail: poststelle@hmdi.hessen.de
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Programm zur Erhöhung der Inneren Sicherheit in
Magdeburg (PRISMA)

{xe "Sachsen-Anhalt"}{xe "Beratung"}{xe "Präsenz"}{xe "Medien"}{xe
"Jugend"}{xe "Bürgernahe Polizeiarbeit"}{xe "Repression"}

Organisation

In Anwesenheit des Ministerpräsidenten des Landes Sachsen-Anhalt
stellte die Polizeidirektion Magdeburg am 23.09.97 das "Programm
zur Erhöhung der Inneren Sicherheit in Magdeburg" (PRISMA) vor.

Konzeptioneller Ansatz

PRISMA ist ein Netzwerk polizeilicher Maßnahmen, das alle Kräfte
bündelt, um spürbar das Sicherheitsgefühl der Bürger Magdeburgs zu
erhöhen. Das Programm baut dabei auf eine Vielzahl
unterschiedlicher Einrichtungen und Maßnahmen auf. Diese sind u.a.:

Der Kriminalpräventive Beirat der Landeshauptstadt Magdeburg
sowie dessen Arbeitsgruppen "Städtebauliches
Wohnumfeld/Stadtteilplanung", "Gewalt in den Schulen/
Suchtprävention", "Technische Prävention", "Alternatives
Freizeitpädagogisches Antigewalt-Sofortprogramm" (ALSO) und
"Ausländer/Fremde".

Seit dem 14.12.1992 besteht in der Polizeidirektion Magdeburg ein
Jugendkommissariat. Es startete zunächst als Pilotprojekt für Sachsen-
Anhalt. Da es sich in außerordentlicher Weise bewährt hat, wurde es
1998 landesweit ausgedehnt und in jeder Polizeidirektion (PD)
etabliert.

Engagierte Kriminalbeamte wirken gemeinsam mit Sozialpädagogen
zusammen, um frühzeitig dem Phänomen der Jugenddelinquenz
begegnen zu können. Im Rahmen der Jugendberatungsstelle der
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Polizei intervenieren die im Jugendkommissariat tätigen
Sozialpädagogen auf Wunsch der Jugendlichen bereits unmittelbar
nach polizeilichen Handlungsvollzug, um Schwierigkeiten, Probleme
und Belastungen in der konkreten Situation erträglich und verarbeitbar
zu machen. Die Mitarbeiter leisten im Rahmen der Krisenintervention
neben der Erstberatung auch Kurzzeitbetreuung mit lebenspraktischen
Angeboten.

In Zusammenarbeit mit der Leitstelle für Frauenpolitik und dem
Ministerium des Innern wurde im April 1995 ein Interventionsprojekt
für Opfer von sexueller Gewalt eingerichtet, welches im Bereich des
Fachkommissariats 2 der Polizeidirektion Magdeburg seine Arbeit
aufnahm. Einzelne Elemente des Projektes sind ein
Kinderkummertelefon, ein Notruf für Mädchen und Frauen sowie die
direkte Betreuung von Opfern sexueller Gewalt. Im gegenseitigen
Einvernehmen wurde die Betreuungstätigkeit auch auf Betroffene
anderer Straftaten, wie bei Tötungsdelikten, schweren
Körperverletzungen aber auch bei vermissten Personen ausgeweitet.
Die Opferberatung erfolgt nun auf Wunsch in allen Bereichen der
Polizeidirektion Magdeburg. Die Beratungstätigkeit der
Sozialarbeiterinnen ist durchweg sehr hilfreich und wird als nicht
mehr wegdenkbar eingeschätzt. Am 20.12.1996 wurden daher zwei
Mitarbeiter/ -innen des Interventionsprojektes in der PD Magdeburg
angestellt.

In dem Bestreben, die Polizeiarbeit offen und für die Bürger
durchschaubar zu gestalten, wurde im März 1996 eine Stelle für
Öffentlichkeitsarbeit und Beratung eingerichtet. Durch das
Zusammenfassen von Pressestelle, Beratungsstelle und
Verkehrserziehung wurde der Informationsfluss zu den Medien
erheblich gesteigert.

Einmalig in der Bundesrepublik ist, dass die Kriminalpolizeiliche
Beratungsstelle im mdr-Rundfunk einen festen wöchentlichen
Sendetermin hat, in dem Bürgern an Hand von Beispielen aktueller
Kriminalität Hinweise zur Kriminalitätsvorbeugung gegeben werden.
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Per Erlass des Ministeriums des Innern vom 01.07.1999 wurde die
SÖB als Dezernat Polizeiliche Prävention umstrukturiert.

In Zusammenarbeit mit dem Polizeisportverein Magdeburg wurde im
November 1995 von der Polizeidirektion das
Selbstbehauptungstraining "Wehr Dich" ins Leben gerufen. In acht
Abendveranstaltungen werden den Zielgruppen Frauen, Männern und
Senioren theoretische und praktische Kenntnisse zum Schutz vor
Gewaltkriminalität vermittelt. Das Trainingsangebot wird von den
Magdeburgern mit großem Interesse angenommen.

Seit dem Jahr 1995 sind in jedem Polizeirevier der Polizeidirektion
Magdeburg und anderen Polizeidirektionen des Landes Sachsen-
Anhalt Ausländerbeauftragte der Polizei für polizeirelevante Belange
der ausländischen Mitbürger zuständig.

Gemeinsam mit der Stadt Magdeburg und dem Arbeitsamt werden 12
ABM-Kräfte für die Verkehrserziehung und Fahrradcodierung
eingesetzt. Bis zum Jahr 2002 wurden 70.063 Fahrräder codiert.

Das Magdeburger Modell zur Erhöhung der Sicherheit auf den
Straßen (MESIAS) führt die Polizeibeamten direkt zu den Bürgern,
wo diese Rat und Hilfe möglichst unbürokratisch erwarten können.
MESIAS hat das Ziel, den Magdeburgern zu zeigen, dass "Ihre"
Polizei als Ansprechpartner vor Ort präsent ist; sie sich nicht nur in
der Öffentlichkeit zeigt, wenn sie gerufen wird.

Sachstand/Erfahrungen

Mit den PRISMA-Ansätzen hat die Polizeidirektion Magdeburg täter-,
opfer- und medienorientiert Erfolge erzielt. Von 1995 bis 2002 konnte
ein beachtlicher Rückgang der registrierten Kriminalitätszahlen
(- 20.732) sowie ein starker Anstieg der Aufklärungsquote von 31,5 %
au 52,6 % verzeichnet werden. Diese positive Entwicklung wird in
erster Linie in den vielfältigen Initiativen der Mitarbeiter der
Magdeburger Polizeidirektion zur Kriminalitätsbekämpfung sowie
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den gebündelten repressiven und präventiven Maßnahmen, die sich im
Projekt PRISMA widerspiegeln, gesehen.

PRISMA läuft noch mit insgesamt 14 Projekten und Maßnahmen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Magdeburg, Dezernat 12, Sternstraße 12, 39104
Magdeburg

eMail: jubp@md.pol.lsa-net.de
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Sicherheitsoffensive Innenstadt, Frankfurt/M.

{xe "Hessen"}{xe "Bürgernahe Polizeiarbeit"}{xe "Graffiti"}{xe
"Präsenz"}{xe "Videoüberwachung"}

Organisation

Ausgangslage für die "Sicherheitsoffensive Innenstadt" war die
Situation, dass die von 1993 auf 1994 stagnierende statistische
Kriminalitätsbelastung in Frankfurt keinen positiven Einfluss auf das
Sicherheitsgefühl der Bürger hatte: In der jährlichen Bürgerbefragung
der Stadt Frankfurt gaben 1995 63% aller Befragten an, dass sie mit
der öffentlichen Sicherheit und dem Schutz vor Kriminalität eher
unzufrieden waren; subjektiver Brennpunkt war hier insbesondere der
Innenstadtbereich.

Die "Sicherheitsoffensive Innenstadt" wurde 1995 mit der Einrichtung
eines Sicherheitsdezernates seitens der Frankfurter
Oberbürgermeisterin initiiert. Dieses Dezernat beinhaltet die
wichtigsten Ämter im Bereich Sicherheit - wie z. B.  Ordnungsamt,
Ausländerbehörde, Straßenverkehrsbehörde, Amt für
Verkehrsüberwachung und -regelung sowie die Geschäftsstelle des
Präventionsrates Frankfurt am Main - und ist primärer
Ansprechpartner der örtlichen Polizei.

Konzeptioneller Ansatz

Ziele der Sicherheitsoffensive sind u.a. eine verstärkte kommunale
Aufgabenwahrnehmung und damit die Entlastung der Polizei von
polizeifremden Aufgaben, die Erhöhung der Kontrolldichte durch
verstärkte Präsenz kommunaler Ordnungskräfte, die Verringerung
bzw. Verhinderung von Kleinkriminalität und Ordnungsverstößen
durch repressive und präventive Maßnahmen sowie eine
(Wieder-)Belebung der Innenstadt. Durch die Gewährleistung von
mehr (objektiver) Sicherheit soll zudem das subjektive
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Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung und die Lebensqualität im
Innenstadtbereich verbessert werden.

Bausteine der Sicherheitsoffensive sind:

- Gründung des "Präventionsrates Frankfurt am Main" im Juli 1996
und 12 regionalen Präventionsräten in den Stadtteilen.

- Einrichtung einer "Clearingstelle" beim Sicherheitsdezernat, die
sich um Probleme, Beschwerden und Konflikte zwischen
Anwohnern, Gastronomen und Verwaltung kümmert. Sie ist
zudem Ombudsstelle, die entsprechende Beschwerden auffängt
und sich um Interessenausgleich bemüht.

- Einrichtung eines "gläsernen Infopavillons" auf der Frankfurter
Einkaufsmeile "Zeil" mit attraktiven Öffnungszeiten, in dem ein
Hilfspolizist mit einem Partner der städtischen Tourismus-GmbH
seinen Dienst versieht; der Beamte verfügt über eine Standleitung
und Funkkontakt zur Polizei.

- Schaffung einer "TASK-FORCE" Sicherheits- und
Ordnungsdienstes. Die TASK-FORCE ist unter einer einheitlichen
Servicenummer rund um die Uhr erreichbar  und besteht aus 15
sehr gut ausgebildeten und geschulten Mitarbeitern des
Ordnungsamtes. Problemstellungen werden unabhängig von
Zuständigkeiten aufgenommen, selbst bearbeitet oder unmittelbar
an die zuständige Stelle weitergegeben.

- Entlastung der Polizei durch den städtischen Ordnungsdienst,
dessen Außendienst mittelfristig das gesamte Spektrum der
Sicherheits- und Ordnungsaufgaben (u.a. Verkehrsüberwachung,
Einhaltung der Straßensatzung) abdecken soll.

- Ausbildung von "Präventionshelfern" im Rahmen eines ABM
Projekts. Diese  30 Präventionshelfer arbeiten unter dem
Leitmotiv "Sehen - Melden - Helfen" Sie stellen die soziale
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Kontrolle wieder her, kümmern sich um Ablagerung von Müll
und sammeln Fixerbestecke auf.

- "Aktion Sauberes Frankfurt". Im Rahmen dieser Aktion werden
Sauberkeitsaktionen und Sonderreinigungsmaßnahmen
durchgeführt und Reinigungserfordernisse besser koordiniert. Auf
der anderen Seite wird das Wegwerfen von Papier, Müll,
Zigarettenkippen  usw. mit Bußgeldern rigoros geahndet.

- "AG Graffiti". Die im April 2001 gegründete siebenköpfige AG
Graffiti besteht aus Polizei, Ordnungsamt, Bundesgrenzschutz und
Verkehrsgesellschaft.

- "Videoüberwachung". Im Jahr 2000 wurde die
Videoüberwachung der "Konstabler Wache" in der Frankfurter
Innenstadt eingeführt. Bewegliche Kameras, die bei der Polizei
aufgeschaltet sind, überwachen den Platz und können zu
Beweiszwecken Datenmaterial liefern.

Im Rahmen der Innenstadtbelebung werden u.a. folgende Maßnahmen
ergriffen:

- Schaffung zusätzlicher Parkflächen im City-Bereich, die
Nichtanpassung der Parkgebührzeiten an die neuen
Ladenschlusszeiten (ab 18.00 Uhr kann man im Bereich der
Parkscheinautomaten weiterhin kostenfrei parken) sowie die
Einführung eines verbilligten Sondertarifs der städtischen
Parkhäuser für die Nachtstunden.

- Die Sperrzeit wurde praktisch aufgehoben.

Sachstand/Erfahrungen

Kontinuierlich hat sich der 1994 begonnene Trend fortgesetzt:
Kriminalität und Sicherheit werden von den Bürgern nicht mehr an
erster Stelle der Probleme in der Stadt genannt. Während 1994 noch
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57 % Kriminalität als das größte Stadtproblem nannten, waren es im
Jahre 2001 nur noch 22 %.

Bundesweites Aufsehen hat die "Gemeinsame Arbeitsgruppe
ausländische Intensivstraftäter" (GAI) gefunden. Durch koordinierte
Zusammenarbeit der Polizei mit der Ausländerbehörde in einer
gemeinsamen Arbeitsgruppe ist es gelungen, seit Juni 1997 528
ausländische Intensivtäter mit 25.443 Straftaten abzuschieben, und
den Ruf der "Frankfurter Szene", unangreifbar zu sein, zu zerstören.

Als weitere Erfolge sind u.a. zu verzeichnen:

- Niedrigste Kriminalitätsrate seit 1981.

- 2001 erneut deutlich zurückgehende Wohnungseinbrüche.

- Weitere Reduzierung der Gewaltkriminalität durch hohen
Rückgang der Tötungsdelikte und des Straßenraubes.

Das Projekt "Präventionshelfer"- ursprünglich ein Testprojekt - wird
mittlerweile als Regeleinrichtung unter Federführung des
Ordnungsamtes und des Präventionsrates erfolgreich weiterentwickelt.
Insbesondere die feste lokale Zuordnung und Einweisung hat sich im
gesonderten Projekt "Münchner  Straße" positiv ausgewirkt und ist ein
wichtiger Beitrag zur Verbesserung  der kleinräumigen
Sicherheitslage einer Geschäftsstraße.

Die im Rahmen der Graffiti-Bekämpfung  angebotenen städtischen
Zuschüsse an Privatpersonen zur Beseitigung von Graffitischäden
(50 % der Renovierungskosten) werden leider nicht  hinreichend
abgerufen. Hier hatte man sich mehr Nachfrage versprochen. Auf der
anderen Seite hat die AG Graffiti, die 1.800 Fälle innerhalb von 16
Monaten bearbeitet hat,  mit einer Aufklärungsquote von 45 % bereits
nach kurzer Zeit weit mehr Erfolg als man vorher angedacht hatte.

Die 1997 eingeführte City Streife ist mit verstärkt ordnungsrechtlichen
Aufgaben in das Ordnungsamt - Sicherheits- und Ordnungsdienst
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Bereich Mitte - eingegliedert worden. Ein spezieller permanenter
Streifendienst mit der alleinigen Aufgabenstellung Sicherheit konnte
mit den personellen Ressourcen und aufgrund der vielfältigen
ordnungsrechtlichen Aufgabenstellungen in der Innenstadt nicht
aufrechterhalten werden. An seiner Stelle ist die TASK-FORCE
getreten.

Im Bereich der Videoüberwachung ist die Gesamtkriminalität um
15,4 %  und bei Rauschgiftkriminalität um 35 % zurückgegangen. In
welcher Art und Weise die Zahlen von Dauer sind und ob sich
langfristig ein Verdrängungseffekt einstellt, bedarf noch weiterer
Untersuchungen.

Weitere Informationen

Stadt Frankfurt am Main, Dezernat  IV, Referat 33, Geschäftsstelle
des Präventionsrates, Braubachstr. 33 A, 60275 Frankfurt am Main

Internet: http://www.praeventionsrat.stadt-frankfurt.de

eMail: frank.goldberg.amt33@stadt-frankfurt.de
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Sicherheitswacht in Sachsen (Siwa)

{xe "Sachsen"}{xe "Diebstahl"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Freiwilliger
Polizeidienst"}{xe "Präsenz"}

Organisation

Mit der Übergabe der Bestellungsurkunden an 57 Frauen und Männer
wurde am 01.04.1998 das von der Landesregierung Sachsen initiierte
Pilotprojekt "Sächsische Sicherheitswacht" gestartet. Ziel war und ist
es, in Umsetzung des gesamtgesellschaftlichen Ansatzes zur
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Freistaat
Sachsen engagierte und verantwortungsbewusste Bürger in diesen
Prozess wirkungsvoll einzubeziehen. Dazu wurde das Sächsische
Sicherheitswachterprobungsgesetz vom 12.12.1997 erlassen.

Die Sächsische Sicherheitswacht (Siwa) hat sich als eine
wirkungsvolle und in der Öffentlichkeit anerkannte Variante der
Zusammenarbeit zwischen Bürger und der Polizei bewährt.

Mit In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Änderung des Sächsischen
Sicherheitswachterprobungsgesetzes vom 16.04.1999 (SächsGVBl. S.
186) wurde die Erprobungsphase abgeschlossen und die Sächsische
Sicherheitswacht flächendeckend in allen Polizeirevieren des
Freistaates eingerichtet.

Mit Stand Juli 2002 sind 454 Frauen und Männer in der Sächsischen
Sicherheitswacht aktiv tätig. Bis Jahresende wird eine Erhöhung auf
600 Angehörigen angestrebt. Ein weitere Erhöhung um 200 Siwa-
Angehörige ist im Jahr 2003 vorgesehen, dies entspricht dann durch-
schnittlich eine Stärke von 10 Siwa-Angehörigen pro Polizeirevier.

Im Haushalt 2002 sind für die Siwa 750.000 € eingestellt. Zur
Umsetzung des weiteren Ausbaues der Sächsischen Sicherheitswacht
und Fortführung der erfolgreichen Arbeit sind  für den Doppelhaushalt
2003/2004 Mittel in Höhe von 1.500.000 € pro Jahr veranschlagt.
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Konzeptioneller Ansatz

Die Angehörigen der Sächsischen Sicherheitswacht ergänzen die
Arbeit der Polizei insbesondere durch zusätzliche Streifen in der
Öffentlichkeit. Durch ihre Präsenz leisten sie einen Beitrag zur
Erhöhung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung. Bei verdächtigen
Vorkommnissen informieren sie ihre zuständige Polizeidienststelle
oder schreiten anlassbezogen ein.

Sie sind Ansprechpartner für die Bürger und nehmen
sicherheitsrelevante Hinweise entgegen, die sie an das Polizeirevier
weiterleiten.

Vorrangige Einsatzgebiete sind größere Wohnsiedlungen, öffentliche
Parks und Anlagen, Haltestellenbereiche öffentlicher Verkehrsmittel,
Fußgängerzonen, Schulen, Freizeitzentren und Kinderspielplätze.

Neben den so genannten "Jedermannsrechten" gemäß § 127 (1) StPO
sind die Angehörigen der Sächsischen Sicherheitswacht mit
zusätzlichen Befugnissen ausgestattet. Dazu gehören:

1. Personen befragen, um dadurch sachdienliche Angaben zu
erlangen.

2. Die Identität von Personen feststellen, von denen eine
Gefahr/Störung ausgeht. Hierzu können die Personen angehalten,
nach den Personalien befragt und das Aushändigen der
Ausweispapiere zur Prüfung verlangt werden. Ist die Identität am
Ort nicht feststellbar, kann dies in der Polizeidienststelle erfolgen.

3. Platzverweis gegenüber einer Person aussprechen, von denen eine
Gefahr oder Störung ausgeht.

4. Sachen sicherzustellen, um den Eigentümer vor Verlust oder
Beschädigung der Gegenstände zu schützen.
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Anforderungen:

In der Sächsischen Sicherheitswacht kommen Frauen und Männer
zum Einsatz, die

- mindestens 18 Jahre alt sind und einen guten Ruf besitzen,

- zuverlässig sind und die Gewähr bieten, jederzeit für die
freiheitlich-demokratische Grundordnung einzutreten,

- den Anforderungen des Außendienstes gesundheitlich gewachsen
sind,

- erfolgreich an den Aus- und Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen
und sich die erforderlichen rechtlichen und fachlichen Kenntnisse
aneignen und

- eine abgeschlossene Schul- oder Berufsausbildung besitzen.

Ausbildung:

Die für die Sicherheitswacht ausgewählten Bewerber werden auf ihre
künftigen umfangreichen Aufgaben vorbereitet. Die Ausbildung
führen die zuständigen Polizeidirektionen durch. In 60
Unterrichtsstunden werden die Bewerber in ausgewählte
Rechtsgebiete eingewiesen, lernen die Aufgaben und den
Dienstbetrieb der Polizei kennen und erhalten praktische Hinweise für
ihre künftige Tätigkeit. In den Unterrichtseinheiten werden im
wesentlichen folgende Inhalte vermittelt bzw. Themen behandelt:

- Zuständigkeiten von Polizeivollzugsdienst, Polizeibehörden,
Staatsanwaltschaft und Gerichten

- Organisation und Dienstbetrieb einer Polizeidirektion und eines
Polizeireviers

- Ausübung der so genannten "Jedermannsrechte"
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- Aufgaben und Befugnisse der Sächsischen Sicherheitswacht

- Kommunikation und Konflikthandhabung im Umgang mit
Bürgern (z. B. beim Anhalten, bei Feststellung von
Normverletzungen) sowie zur Durchsetzung getroffener
Maßnahmen (Platzverweis, Identitätsfeststellung)

Am Ende der Ausbildung steht ein Abschlussgespräch. Danach
werden die erfolgreichen Teilnehmer als Angehörige der Sächsischen
Sicherheitswacht ernannt und einem Polizeirevier zugewiesen. Die
Angehörigen der Sächsischen Sicherheitswacht erhalten für ihren
Ausbildungsaufwand eine einmalige Entschädigung in Höhe von
153 €.

Die weitere Fortbildung organisieren die zuständigen
Polizeidienststellen.

Einsatz:

Die Angehörigen der Sächsischen Sicherheitswacht sind dem
jeweiligen Leiter Polizeirevier direkt zugeordnet. Dieser entscheidet
lageabhängig über deren Einsatz. Pro Monat dürfen maximal 40
Stunden Dienst verrichtet werden. Es wird eine
Aufwandsentschädigung von 5,11 € pro Einsatzstunde erstattet.

Erkennbarkeit und Ausrüstung:

Angehörige der Sächsischen Sicherheitswacht treten für jedermann
erkennbar auf und besitzen einen Dienstausweis, mit dem sie sich
beim Einschreiten legitimieren können. Sie tragen eine Jacke/Weste
bzw. Sommerbluse/-hemd mit der Aufschrift "Sächsische
Sicherheitswacht" und sind über Sprechfunk mit dem nächsten
Polizeirevier verbunden. Zu ihrer persönlichen Sicherheit führen sie
ein amtlich geprüftes und zugelassenes Pfefferspray mit.
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Sachstand/Erfahrungen

Die Planung des Einsatzes der Sicherheitswächter erfolgt
entsprechend den örtlichen und zeitlichen Schwerpunkten in den
Revierbereichen. Die ersten Einsätze werden gemeinsam mit den
Bürgerpolizisten oder Streifenbeamten des Reviers durchgeführt.
Anschließend werden in der Regel Doppelstreifen oder gemeinsame
Streifen mit Gemeindevollzugsbediensteten in den Einsatzgebieten
gelaufen. Einen weiteren Schwerpunkt bildet der Einsatz bei
Großveranstaltungen wie Volksfeste oder Markttage. Die
Einsatzzeiten erstrecken sich in der Regel zwischen 09.00 und 21.00
Uhr.

Die Einrichtung der Sächsischen Sicherheitswacht hat sich bewährt.
Die Sicherheitswachtangehörigen werden als kompetente  Partner der
Bevölkerung für die vielschichtigen Belange der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung angenommen. Auch bei den Polizeibeamten
genießen sie umfassende Akzeptanz.

Die Medienberichterstattung ist vielfältig und positiv.

Die Angehörigen der Sächsischen Sicherheitswacht kommen aus allen
sozialen Schichten und Berufsgruppen der Bevölkerung. Die
Altersspanne reicht von 18 bis 68 Jahre; 1/3 sind Frauen.

Als ausgewählte Ergebnisse können angeführt werden:

1. Eine erhebliche Präsenzerhöhung und damit Verbesserung des
subjektiven Sicherheitsgefühls der Bürger.

2. Anerkennung der Sicherheitswachtangehörigen nicht als
"Hilfspolizei", sondern als uneigennütziger und erreichbarer
Partner für den Bürger in den Belangen der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung.

3. Feststellung von Verstößen gegen den Umweltschutz.
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4. Einschreiten gegen Halter freilaufender Hunde.

5. Fahndungserfolge zu Kraftfahrzeugen und Fahrrädern.

6. Stellen von Tätern auf frischer Tat im Einzelfall.

7. Zurückdrängung von Diebstählen aus Kraftfahrzeugen und
Diebstählen von Kfz-Zubehör.

Weitere Informationen

Sächsisches Staatsministerium des Innern, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium -, Koordinierungsstelle für Prävention,
Wilhelm-Buck-Str. 2, 01095 Dresden

Internet: http://www.sachsen.de
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Technische Prävention an mechanisch betriebenen
Bahnübergängen

{xe "Bund"}{xe "Technische Prävention"}

Organisation

Im Juni, September und November 1999 kam es in der Gemeinde
48488 Emsbüren in mehreren Fällen zu "Beinaheunfällen" an zwei
Bahnübergängen der Deutschen Bahn AG.

Die daraufhin eingeleiteten Maßnahmen wurden von der
Bundesgrenzschutzinspektion (BGSI) Bad Bentheim in
Zusammenarbeit mit dem Ermittlungsdienst und den
Präventionsbeamten betreut.

Kosten entstanden dem BGS keine.

Konzeptioneller Ansatz

Mehrmals waren DB Reise- und Güterzüge bei noch geöffneten
Schranken durchgefahren. Dazu ist anzumerken, dass der
Schrankenwärterposten 224 an der Mühlenstraße die drei
Schrankenanlagen durch Kurbeln zu betätigen hat. Die
Bahnübergänge sind nicht signalabhängig. Über zwei Monitore kann
der Schrankenwärter die Situation an den außenliegenden
Bahnübergängen Mehringerstraße und Grenzstraße verfolgen und
entsprechend reagieren. Den Bahnübergang Mühlenstraße hat er im
direkten Blickfeld.

Neben fünf strafprozessualen Ermittlungsverfahren wegen
Gefährlichen Eingriffs in den Bahnverkehr / Gefährdung des
Bahnverkehrs und einem Ortstermin im November 1999 konnte nach
zahlreichen Unterredungen mit besorgten Bürgern, den beteiligten
Behörden der Deutschen Bahn AG, dem Eisenbahnbundesamt und der
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Gemeinde Emsbüren eine Arbeitskreissitzung "Bahnübergänge
Emsbüren" im Mai 2000 mit den Verantwortungsträgern in Emsbüren
unter Teilnahme des Präventionsbeauftragten des BGS Amtes Kleve
stattfinden. Hierbei trat die BGSI Bad Bentheim als Moderator der
Besprechung auf. Hauptziel war es wiederum durch eine objektive
Darstellung der Sicherheitslage in dem Wohngebiet auf die
Verbesserung des Sicherheitsgefühls der Bürgerinnen und Bürger
hinzuarbeiten. Bis zu diesem Zeitpunkt waren auf Anregung des BGS
bereits Maßnahmen der DB AG eingeleitet worden, die die
Betriebsabläufe an den Bahnübergängen sicherer machten. So durften
Züge aus den benachbarten Bahnhöfen Leschede und Salzbergen erst
dann abfahren, wenn der Schrankenwärter das Schließen aller
Schranken telefonisch bestätigt hatte. Bis dahin hatte der
Schrankenwärter die telefonischen Zugmeldungen der Fahrdienstleiter
mitzuhören, und entsprechend der Zuggattung die Schranken
zeitgerecht zu schließen. Mittelfristig konnte durch Bündelung der
Verantwortung erreicht werden, dass technische Veränderungen, wie
der Einbau eines so genannten Anrückmelders, realisiert wurden. Die
Kosten dafür liegen bei 55.000 €. Langfristig werden die drei bisher
von Menschenhand bedienten Schrankenanlagen bis 2003 / 2004 mit
signalabhängigen technischen Schranken, Lichtzeichenanlagen und
zusätzlicher Gefahrenüberwachung durch Infrarot und Radar
ausgerüstet. Die Kosten betragen 2,5 Mio. €.

Sachstand/Erfahrungen

In einer Neubausiedlung in Meppen wurde im Oktober 1999 eine
Informationsveranstaltung mit drei Themenschwerpunkten für die
Anwohner durchgeführt. Kinder hatten am Rand der Neubausiedlung,
die durch einen Erdwall von der Eisenbahnlinie Münster - Norddeich
abgetrennt ist, an den Gleisen einen "wilden Abenteuerspielplatz mit
Baumhäusern" errichtet. Zum einen räumten sechs BGS Beamte sowie
35 Erwachsene und Kinder im Beisein eines Notfallmanagers der
Deutschen Bahn AG den Abenteuerspielplatz. Zum zweiten wurden
Eltern und Kinder videounterstützt auf Gefahren aufmerksam
gemacht. Vor Ort, an den DB-Gleisen, wurde anschaulich dargestellt,
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wie schnell sich ein Zug nähert und wie leise dies geschehen kann.
Drittens wurde das Gespräch mit den Anwohnern gesucht, während
die Kinder an einem sachbezogenen Malwettbewerb teilnahmen.

Das Projekt wurde öffentlichkeitswirksam von den regionalen Medien
(Zeitung, Radio) begleitet.

In einem weiteren Fall im November 2001 wurde durch das
Zusammenführen von Verantwortungsträgern das Sicherheitsgefühls
der Bürgerinnen und Bürger in Lingen / Ems erhöht sowie ein
weiterer Gefahrenschwerpunkt beseitigt. Auf Initiative des BGS
wurde erreicht, dass die Deutsche Bahn AG der Stadt Lingen ein
eisenbahnnahes Grundstück zur Nutzung überließ. Erst hierdurch
wurde es der Stadt Lingen ermöglicht, an dieser stark frequentierten
Bahnunterführung einen 2,20 Meter hohen Metallzaun zu errichten, so
dass unerlaubtes Überschreiten der Gleise als Abkürzung zwischen
zwei Stadtteilen zukünftig verhindert wird. Die
Bundesgrenzschutzinspektion Bad Bentheim war im Juni 2001 aktiv
geworden, nachdem in einem Leserbrief darauf hingewiesen wurde,
dass Kinder die Gleise überschritten hätten, um zu ihrem Kindergarten
zu gelangen. Die Präventionsbeamten stellten fest, dass sich dort ein
ausgetretener Trampelpfad gebildet hatte. Das Projekt wurde von den
regionalen Zeitungen begleitet.

In einer Gesamtbewertung der Aktivitäten ist festzustellen, dass die
jeweiligen Ziele im Rahmen der Gefahrenabwehr aber auch
Gefahrenvorsorge erreicht wurden. Die Auswertung der
Kriminalitätslagebilder zu den einzelnen Tatörtlichkeiten verzeichnet
einen deutlichen Rückgang der Vorfälle. Die positive
Außendarstellung des BGS bzw. die Arbeitsweise des BGS in der
Öffentlichkeit hat auch dazu geführt, dass der BGS als kompetenter
und gleichberechtigter Partner bei anderen Behörden im Bereich der
Kriminalprävention akzeptiert ist. Die in der Öffentlichkeit,
insbesondere in den Medien dargestellten sachlichen Zuständigkeiten
des BGS führten in der Folge dazu, dass verschiedene
kriminalpräventive Projekte an die BGSI Bad Bentheim zur
Durchführung oder Mitarbeit herangetragen wurden.
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Weitere Informationen

Bundesgrenzschutzamt  Kleve, Bundesgrenzschutzinspektion Bad
Bentheim, Achterberg 100, 48455 Bad Bentheim

eMail: BGSI.BadBentheim@bgs.bund.de

Grenzschutzdirektion, - SG I 11 -, - SG I 11 -, Roonstraße 13, 56068
Koblenz

Internet: http://www.bundesgrenzschutz.de

eMail: gsdir@rz-online.de
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Wachpolizei Hessen

{xe "Hessen"}{xe "Präsenz"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Im Oktober 2000 wurde die Wachpolizei zunächst als Modellprojekt
in den Polizeipräsidien Frankfurt/Main, Gießen und Kassel
eingerichtet.

Die Einrichtung einer Wachpolizei dient der Entlastung der
Polizeibeamtinnen und -beamten von Aufgaben, die keine hohe
Sicherheitsrelevanz haben bzw. nicht von voll ausgebildeten
Polizeikräften erfüllt werden können. Eine im Hessischen
Innenministerium eingerichtete Projektgruppe hat eine Verordnung
sowie eine Verwaltungsvorschrift erarbeitet, die die Rechte und
Pflichten der Wachpolizei regelt.

Die Angestellten der Wachpolizei sind Hilfspolizeibeamte und werden
auf ihre Aufgaben in einer viermonatigen Ausbildung an der
Hessischen Polizeischule vorbereitet.

Die Ausstattung mit der Dienstpistole ist zu Eigensicherungszwecken
vorgesehen.

Angehörige der Wachpolizei tragen die übliche Polizeiuniform ohne
Dienstgradabzeichen, einem eigenem Ärmelabzeichen und einem
abweichenden Mützenband. Zu den Einstellungsvoraussetzungen
gehören u.a. Hauptschulabschluss oder abgeschlossene
Berufsausbildung, Alter zwischen 21 und 40 Jahren, keine Vorstrafen.

Konzeptioneller Ansatz

Die Wachpolizei ist grundsätzlich bei den Direktionen
Verkehrssicherheit/Sonderdienste der Polizeipräsidien angegliedert,
die den konkreten Einsatz der Wachpolizei abschließend regeln.
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Zu den Aufgabenbereichen der Wachpolizei gehören

- der Einsatz im Rahmen von Fußstreifen,

- Sicherungsaufgaben an Polizeiliegenschaften,

- der Gewahrsamsdienst und die Durchführung
erkennungsdienstlicher Maßnahmen,

- die Unterstützung der Polizeikräfte bei besonderen Anlässen,

- Objektschutzaufgaben,

- die Unterstützung bei Abschiebung und Vorführungen,

- Mitarbeit im Verkehrsüberwachungsdienst,

- das Bearbeiten von Ermittlungsersuchen im Verkehrsbereich und

- sonstige einsatzbegleitende Unterstützung des Polizeidienstes
auch im Wechselschichtdienst.

Sachstand/Erfahrungen

Im Sommer 2000 haben in den Modellstädten die ersten von
insgesamt 110 Wachpolizisten ihren Dienst angetreten.

Die Erprobungsphase wurde im Dezember 2001 abgeschlossen; der
Einsatz der Wachpolizei hat sich in der Praxis bewährt. Die
Übertragung von Aufgaben hat zur Entlastung von Polizeibeamtinnen
und -beamten - fast im Verhältnis 1:1, insbesondere in den Bereichen
Objektschutz, Erkennungsdienst, Gefangenentransporte,
Vorführungen und Abschiebungen - geführt.

In 2002 wird die Zahl der Wachpolizistinnen und Wachpolizisten um
250 auf die Sollstärke von 360 erhöht, so dass nach erfolgter
Ausbildung jedem Polizeipräsidium Wachpolizei zur Verfügung steht.
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Weitere Informationen

Hessisches Ministerium des Inneren und für Sport, III B 32, Friedrich-
Ebert-Allee 12, 65185 Wiesbaden

eMail: poststelle@hmdi.hessen.de
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Heidelberger Kriminalitätsatlas

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Datenverarbeitung"}{xe
"Sicherheitsgefühl"}{xe "Stadtentwicklung/-planung"}

Organisation

In Heidelberg wurde Anfang 1997 ein für Fragen der Kommunalen
Kriminalprävention (KKP) zuständiges Lenkungsgremium unter
Leitung der Oberbürgermeisterin, unter fachlicher Federführung der
Polizeidirektion und einer Geschäftsführung beim Amt für Öffentliche
Ordnung gebildet. Die Polizeidirektion ist durch den Leiter sowie die
entsprechenden Referate vertreten, die Stadtverwaltung neben dem
Amt für Öffentliche Ordnung durch das OB-Referat, das Kinder- und
Jugendamt, das Amt für Frauenfragen sowie das Amt für
Stadtentwicklung und Statistik. Andere Fachämter werden themen-
spezifisch hinzugezogen.

Die Mitarbeit des Amtes für Stadtentwicklung und Statistik in dem
Lenkungsgremium beruht u.a. auf dem sich aus dem
Koordinierungsauftrag für alle Stadtteilrahmenpläne ergebenden
hohen analytischen und prognostischen Wissen über
soziodemographische und städtebauliche Struktur vor Ort sowie aus
der Initiierung des Kriminalitätsatlasses, den das Amt auf der Basis
einer Polizeilichen Kriminalstatistik-(PKS-)Datenbank kontinuierlich
fortschreibt.

Konzeptioneller Ansatz

Von Juni 1996 bis Mai 1997 wurden vom Amt für Stadtentwicklung
und Statistik zunächst in einem Pilotprojekt nur ausgewählte, seit Juni
1997 sämtliche in Heidelberg angefallenen Delikte aus der PAD
(Personen-Auskunfts-Datei) und der MOD (Modus-Operandi-Datei)
der Polizeidirektion in einer PKS-Datenbank (MS-Access) auf Ebene
der stadtweit ca. 1.200 Baublöcke ausgewertet. Die Darstellung
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erfolgt in Diagrammen sowie in Plots als so genannte Lagebilder.
Entsprechend den Zielvereinbarungen werden "nur" Delikte/
Deliktgruppen, Tatorte und Tatzeiten erhoben.

Seit 2000 werden auch Auswertungen über Tatverdächtige und
Tatopfer vorgenommen. Vorrang hat dabei der Datenschutz, um eine
negative Etikettierung von Wohnquartieren zu vermeiden.

Seit der zweiten Stufe der Datenlieferungsvereinbarung (ab Juni 1997)
können sämtliche in der PKS-Datenbank enthaltenen Merkmale und
insgesamt 2.500 Deliktarten ausgewertet werden. Das Schwergewicht
der Darstellung liegt in Absprache mit der Polizeidirektion auf
Delikten im öffentlichen Raum sowie auf Einbrüchen. Dabei wird
nach der Schwere des Falles (z. B.  einfacher, schwerer Diebstahl)
unterschieden. Die Auswertung erfolgt im monatlichen Rhythmus auf
der Basis von etwa zehn Deliktgruppen. Zum überwiegenden Teil
werden darüber hinausgehende Auswertungen (Detailkarten, Grafiken,
Tabellen) aus Kostengründen nur virtuell vorgenommen und auf
Nachfrage ausgedruckt.

Durch die Auswertung auf Baublockebene wird ein feinmaschiges
räumliches Deliktverteilungsprofil (ökologische Verteilung) erzeugt.
Die Auswertung erfolgt über die Programme Excel (Tabellen,
Diagramme) und Mercator (Plots). Die Übernahme der Daten in das
GIS (SmallWorld) ist geplant, über das auch Punktplots und
Blockseitenauswertungen (Straßenkartierungen) erzeugt werden
können.

Die differenzierte Delikterfassung ermöglicht eine nach Bedarf tief
gegliederte Datenaufbereitung und Schätzparameterbildung. Bedingt
können auch Ex-Post-Evaluierungen durch verlaufsstatistische
Auswertungen vorgenommen werden.

Die Datenüberlieferung erfolgt in anonymisierter Form auf CD-ROM.
Sämtliche Auswertungen werden an die Polizei zurückübermittelt und
an die weiteren Lenkungsgruppenmitglieder weitergeleitet.
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Sachstand/Erfahrungen

Der Kriminalitätsatlas der Stadt Heidelberg wird als Beispiel einer
gelungenen Kooperation von Stadtverwaltung und örtlicher
Polizeibehörde im Rahmen der Kommunalen Kriminalprävention
gesehen und ist nach wie vor ein hilfreiches Instrument der regionalen
Kriminalanalyse. Besonders hervorzuheben ist hierbei, dass in Kürze
5 komplette Jahresbestände zur Verfügung stehen (1998 bis 2002), die
miteinander verglichen werden können. Insbesondere bei der
Visualisierung verschiedener Kriminalitätsformen leistet der
Kriminalitätsatlas einen wichtigen Beitrag.

Die Akzeptanz der beteiligten Stellen für den Mehraufwand ist sehr
hoch. Der gegenseitige Vorteil überwiegt bei weitem den zu
leistenden Aufwand, so dass das Amt für Stadtentwicklung und
Statistik davon ausgeht, dass sich der bisher benötigte
Ressourceneinsatz in Heidelberg bereits nach einem Jahr amortisiert
hat.

Durch die systematische Erfassung und kontinuierliche
Fortschreibung der räumlichen Verteilung der Tatorte nach
Deliktsgruppen (Lagebild) wird die Steuerung präventiver
Maßnahmen unterstützt. Veränderungen im Verteilungsmuster sind
rasch erkennbar, so dass eine Evaluierung erleichtert wird.
Desgleichen kann durch die Datentransparenz - besser als dies durch
Tabellen gelingen könnte - ein Teilbeitrag zum Abbau übertriebener
Ängste (Kriminalitätsfurcht), aber auch zur Sensibilisierung geleistet
werden.

Das von Beginn an als Kooperationsmodell zwischen der Stadt und
der Polizei im Rahmen der Kommunalen Kriminalprävention
angelegte Datenübermittlungs- und Auswertungs-verfahren konnte
nur durch die Aufgeschlossenheit der Polizeidirektion und der
Oberbürgermeisterin erreicht werden. Vorteilhaft waren auch die
Bemühungen des Landes, die Kommunale Kriminalprävention (KKP)
flächendeckend einzuführen.



Städtebauliche Prävention

574

Eine sich aus der Erkenntnislage des Kriminalitätsatlas ergebende
beispielhafte Präventionsinitiative war die erfolgreiche Bekämpfung
von Kraftfahrzeugaufbrüchen in Baublock 009301. Der
Kriminalitätsatlas wies Baublock 009301 hinsichtlich der
Kraftfahrzeugaufbrüche als Kriminalitätsbrennpunkt aus. Im Zeitraum
01.06.96 - 31.12.97 wurden 43 Straftaten dieser Art statistisch erfasst.
Basierend auf diesen Daten wurde eine nähere Problemanalyse
durchgeführt.

So handelte es sich bei dem betroffenen Baublock um ein
Berufsschulzentrum mit drei Schulen (2.300 Berufsschüler und 300
Ausbildungsplätze).

Über eine Tatzeituntersuchung wurden die am stärksten belasteten
Monate (Oktober bis Februar, Juli), Wochentage (insbesondere der
Mittwoch mit 14 Taten) sowie tägliche Belastungsspitzen (32 der 43
Straftaten wurden zwischen 7.00 und 14.00 Uhr verübt) identifiziert.
Eine örtliche Analyse machte deutlich, dass fast die Hälfte der Taten
(20) auf dem Parkplatz von einer der Schulen begangen wurde.

In einem weiteren Schritt wurden kriminalitätsbegünstigende Faktoren
identifiziert, mögliche Interventionsmaßnahmen wurden
herausgearbeitet und umgesetzt.

Eine im Zeitraum Juni 1998 bis Dezember 1998 durchgeführte
Nachuntersuchung zeigt eine deutliche Wirkung der umgesetzten
Maßnahmen auf:

Wurden von Juni bis Dezember 1996 16 Straftaten und von Juni bis
Dezember 1997 20 Straftaten verübt, so ging die Zahl im Anschluss
an die im ersten Halbjahr 1998 umgesetzten Maßnahmen im Zeitraum
Juni bis Dezember 1998 auf sieben Straftaten zurück.

Im Rahmen des "Heidelberger Kriminalitätsatlas" wurden folgende
Beiträge veröffentlicht:

Amt für Stadtentwicklung und Statistik der Stadt Heidelberg (Hg.):
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- "Der Heidelberger Kriminalitätsatlas – ein Kooperationsmodell
zwischen Polizei und Kommunalverwaltung". Heidelberg, Juli
1999

- "Der Heidelberger Kriminalitätsatlas - Kleinräumige
Kriminalitätsentwicklung 1998/1999". Heidelberg, Juli 2000

- "Der Heidelberger Kriminalitätsatlas – Kleinräumige
Kriminalitätsentwicklung 1999/2000". Heidelberg, Oktober 2001

- CD-ROM mit allen bisher erschienenen Veröffentlichungen
einschließlich der Fernsehberichterstattungen des SWR über die
Heidelberger Kriminalprävention

Die Stadt Erfurt führt seit 2001 ebenfalls einen Kriminalitätsatlas.
Vorausgegangen war ein Informationsaustausch mit den beteiligten
Institutionen in Heidelberg.

Weitere Informationen finden Sie auch unter
www.heidelberg.de<http.//www.heidelberg.de/>

Weitere Informationen

Stadt Heidelberg, Amt für Stadtentwicklung und Statistik, Postfach 10
55 20, 69045 Heidelberg

eMail: stadtentwicklung@heidelberg.de

Polizeidirektion Heidelberg, Sachbereich Kriminalprävention,
Römerstr. 2 - 4, 69115 Heidelberg

eMail: kp@pdhd.bwl.de
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Sicherheitsplakette – Sicher wohnen

{xe "Sachsen"}{xe "Zertifizierung"}{xe "Technische Prävention"}{xe
"Einbruch"}{xe "Beratung"}

Organisation

Das Projekt wurde mit einer Auftaktveranstaltung im März 2002
durch das Landeskriminalamt Sachsen gestartet.

Eingebunden sind die polizeilichen Beratungsstellen.

Kooperationen gibt es gegenwärtig mit der Hausbaufirma Sächsische
Bauunion Gröditz, die dem Bauherrn zwei Sicherheitspakete als
Bonus anbietet. Das ist zum einen die Variante des Einbaus geprüfter
Sicherungstechnik von vorn herein und zum anderen die
Nachrüstvariante.

Die Mehraufwendungen für den Einbau von Sicherungstechnik
belaufen sich bei dieser Firma auf 1 bis 1,5 % der Bausumme. Bei
Wohnungen liegt diese Summe in Abhängigkeit von der Lage
wesentlich niedriger.

Kooperationen mit Versicherungen und anderen Institutionen, auch
Vereinen, werden gegenwärtig (März 2003) angestrebt und aufgebaut.
Zielstellung ist die Erlangung von Preisnachlässen oder anderen
Vorteilen.

Konzeptioneller Ansatz

Besonders Wohnungseinbrüche und Straftaten um das eigene Zuhause
beunruhigen die Bevölkerung in besonderem Maße und
beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl nachhaltig.
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Unzureichende bauliche Sicherungsmaßnahmen und ungünstige
Bedingungen des Wohnumfeldes können sowohl die
Einbruchskriminalität als auch sonstige Kriminalität fördern.

Technische Sicherungsmaßnahmen verbessern den Einbruchschutz,
insbesondere hinsichtlich so genannter Gelegenheitstäter. Daher
fordern Experten, dass bundesweit ein Mindeststandard im Sinne
eines technischen Grundschutzes für Wohnobjekte erarbeitet und
angewandt wird. Öffentliche Bauherrn, Wohnungsgesellschaften oder
Privatpersonen sollten die Verwendung einbruchhemmender
Bauelemente wie entsprechend genormte Türen und Fenster bereits im
Planungsstadium vorsehen.

Auf der Grundlage der von der Kommission Polizeiliche
Kriminalprävention (KPK) herausgegebenen Empfehlungen zum
Einbruchschutz im privaten Wohnbereich wurden im Rahmen des
Pilotprojektes „Sicherheitsplakette – Sicher wohnen“
Sicherheitsstandards entwickelt.

Das Verfahren zur Erlangung der Sicherheitsplakette sieht vor, dass
die Polizei mittels einer kostenlos durchgeführten Sicherheitsberatung
eine Schwachstellenanalyse für die betreffende Wohnung oder das
Haus erstellt. Gleichzeitig werden Empfehlungen für sinnvolle
Absicherungsmaßnahmen gegeben. Auf der Grundlage dieser
Schwachstellenanalyse wird dann das Haus bzw. die Wohnung
nachgerüstet und die Sicherheitsplakette beantragt. Wenn die
Sicherheitsstandards beim Neubau oder der Nachrüstung von
Wohnungen oder Häusern umgesetzt wurden, kann als sichtbarer
Ausdruck dafür die "Sicherheitsplakette – Sicher wohnen“ verliehen
werden. Dadurch wird gleichzeitig die Möglichkeit geschaffen zu
überprüfen, ob und in welcher Qualität die Beratungsinhalte durch die
Bürger umgesetzt wurden.

Mit der Umsetzung des Präventionsprojektes soll insbesondere darauf
Einfluss genommen werden, dass beispielsweise
Wohnungsgesellschaften, Hausbaufirmen oder Privatpersonen bereits
vor Baubeginn auf mögliche Sicherungstechnik hingewiesen werden.
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Dazu sollen Architekten, Planer, Handwerker, Baubehörden,
Finanzierungsgesellschaften u.a. einbezogen  werden.

Die Zielstellung des Präventionsprojektes besteht weiterhin darin, dass

- angestrebt wird, die Empfehlungen der Kommission Polizeiliche
Kriminalprävention zum Einbruchschutz im privaten
Wohnbereich zu bundesweit gültigen Sicherheitsstandards weiter
zu entwickeln,

- die Absicherung möglichst vieler neu gebauter Wohnungen und
Häuser diesen Standards entspricht und

- im Bereich der Nachrüstung die Absicherung möglichst vieler
Wohnungen und Häuser unter Berücksichtigung dieser Standards
erfolgt.

Durch die Umsetzung technischer Sicherheitsstandards für
Sicherungsmaßnahmen an Häusern und Wohnungen soll eine

- weitere Reduzierung der Einbrüche in Häuser und Wohnungen,

- eine Erhöhung des Sicherheitsgefühls der Bürger und

- die Motivation der Bürger für den Einbau technischer
Sicherungen

erreicht werden.

Das Präventionsprojekt "Sicherheitsplakette - Sicher wohnen” ist
langfristig angelegt und soll über drei Etappen umgesetzt werden:

1. Etappe: Das sichere Haus/Die sichere Wohnung (kurzfristig),

2. Etappe: Das sichere Mehrfamilienhaus/Die sichere Straße
(mittelfristig),
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3. Etappe: Das sichere Wohngebiet/Die sichere Siedlung/Gemeinde
(langfristig).

Die Grundlage für den mechanischen Grundschutz im privaten
Wohnbereich sind die DIN V ENV 1627-30 für den Einbau
einbruchhemmender Elemente und die DIN 18104 für
Nachrüstprodukte. Vergleichbare Sicherheit bieten Türen nach der
“alten” DIN V 18103 und Fenster nach der “alten” DIN V 18054.

Sicherungen können ihren Zweck jedoch nur dann erfüllen, wenn sie
fachgerecht eingebaut werden.

Sachstand/Erfahrungen

Das Präventionsprojekt "Sicherheitsplakette – Sicher wohnen“
befindet sich in der Anfangsphase seiner Umsetzung, so dass eine
Bewertung noch nicht möglich ist.

Weitere Informationen

Landeskriminalamt Sachsen, Neuländer Str. 60, 01129 Dresden

Internet: http://www.lka.sachsen.de

eMail: lka.sachsen@t-online.de
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Zusammenarbeit mit Bauplanungsämtern

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Beratung"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe
"Technische Prävention"}{xe "Stadtentwicklung/-planung"}

Organisation

Mit Runderlass des Innenministeriums "Kriminalitätsvorbeugung
durch die Polizei" wurden die Kreispolizeibehörden in Nordrhein-
Westfalen aufgefordert, die Bildung von Kriminalpräventiven Räten
und/oder entsprechenden Arbeitskreisen anzuregen und zu initiieren.
Basierend auf der Erkenntnis kriminologischer Regionalanalysen soll
unter anderem hinsichtlich der Städteplanung die Zusammenarbeit mit
den städtischen Bauämtern intensiviert werden.

Im Kommissariat Vorbeugung des Polizeipräsidiums Essen wurde zur
Unterstützung und Verstärkung der in den entsprechenden Gremien
geleisteten Arbeit ein Mitarbeiter ausschließlich mit dem
Aufgabenfeld "Zusammenarbeit mit Bauplanungsämtern" beauftragt.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel der Zusammenarbeit mit Bauplanungsämtern ist, dass
Erkenntnisse der Kriminalprävention unmittelbar in städtebauliche
Planungen und Maßnahmen einfließen und somit zur Entstehung und
Neugestaltung von "angstfreien Stadträumen" beitragen.

Zielgruppe sind die Bürger der Stadt Essen sowie die mit
Stadtplanung und Städtebau befassten Institutionen.

In enger Kooperation mit dem Bauamt Essen erfolgt eine Prüfung der
vorgelegten Bauanträge im Hinblick auf Möglichkeiten der Prävention
durch eine Verbesserung der technischen Sicherung und des
Wohnumfeldes. Bauträgern und Bauherren werden - sofern
erforderlich und gewünscht - entsprechende Beratungen angeboten.
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Das Kommissariat Vorbeugung wird an der Erstellung von
Bauleitplänen, Rahmenplanungen und Bebauungsplänen beteiligt.
Erkenntnisse über Entstehungsfaktoren von Kriminalität werden bei
der Erstellung von städtebaulichen Konzepten berücksichtigt und
können

- die objektive Sicherheit verbessern, da z. B. die Einsehbarkeit und
Überschaubarkeit von Eingängen, Fluren, Parkplätzen,
Tiefgaragen etc. gewährleistet ist und

- das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürger stärken, da z. B. die
Entstehung von Angsträumen vermieden werden kann.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt liegt in der Öffentlichkeitsarbeit.
U.a. anlässlich der Bürgeranhörung stellte der Mitarbeiter des
Kommissariats Vorbeugung in Essen städtebauliche Aspekte der
Kriminalprävention vor, um zur Akzeptanz der entsprechenden
Konzepte in der Bevölkerung beizutragen.

Sachstand/Erfahrungen

Die Beteiligung der Polizei an Stadtplanungen erfolgt im Rahmen der
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB, so
dass eine grundsätzliche Einbeziehung der Polizei an sämtlichen
Planungen im Bereich der flächennutzungs-, bebauungs- und
vorhabenbezogenen Bebauungsplänen sowie an Offenlegungen und
öffentlichen Anhörungen gewährleistet ist. Dies sind pro Jahr ca. 20
Planverfahren. Darüber hinaus wird die Polizei an
Perspektivenwerkstätten und speziell für größere Maßnahmen
eingerichteten Planungsgremien beteiligt, z. B. Neubau des
Hauptbahnhofs.

Die Auswertung der ebenfalls vom Amt für Stadtplanung und
Bauordnung übersandten Bauantragslisten durch die Technische und
Städtebauliche Prävention erfährt einen Rücklauf von 30%. In Zahlen
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fallen die Rückläufer der Städtebaulichen Prävention auf Grund der
geringen Anschreibefrequenz etwas geringer aus.

Das mit der Maßnahme avisierte Ziel wurde erreicht: Die Anzahl
interessierter Stadtplaner, Architekten, Baugesellschaften und
Bauherren nahm spürbar zu.

Die auf Grund der Bauantragslisten angeschriebenen Bauherren
werden bereits bei der telefonischen Terminabsprache als solche
erkannt, bzw. werden im Anschluss an die Auswertung der
Bauantragslisten in einem Anschreiben gebeten, dies bei der Beratung
vorzulegen (Maßnahmecontrolling).

Bei der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange in den
Planverfahren wird möglichst ein telefonischer Kontakt durch die
Sachbearbeitung mit der/dem verantwortlichen Planer/ -in gesucht. In
diesem persönlichen Kontakt lassen sich häufig Interesse und
Kooperationsbereitschaft in Bezug auf die Städtebauliche Prävention
messen. Das Ergebnis ist durchweg positiv.

Zur Umsetzung von Empfehlungen bzw. Beratungsleistungen ist
festzustellen, dass aus personellen Gründen eine
Umsetzungsüberprüfung sämtlicher Beratungsempfehlungen nicht
möglich ist.

Eine Nichtumsetzung begründen Bauherren meist mit ihrer
finanziellen Situation. Welche Empfehlungen im Rahmen der
Planungsbeteiligung umgesetzt werden, ergibt sich in der Regel aus
weiteren Planungsstadien. Ca. 30 bis 40% der empfohlenen
Maßnahmen in einer Stellungnahme finden Berücksichtigung.

Als abschließendes Fazit bleibt die Feststellung, dass sowohl die
Technische als auch die Städtebauliche Prävention bislang
durchgehend positive Erfahrungen sammelten.
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Weitere Informationen

Polizeipräsidium Essen, Kommissariat Vorbeugung, Büscherstraße 2-
6, 45117 Essen

eMail: PPESSENKKV@t-online.de
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Polizei und Frauen - Gemeinsam gegen Gewalt (Prävention)

{xe "Schleswig-Holstein"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}{xe
"Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Das Projekt „Polizei und Frauen - Gemeinsam gegen Gewalt" wird
seit 1996 in Schleswig-Holstein durchgeführt. Die Projektleitung und
Organisation liegen beim Innenministerium, Referat Aus- und
Fortbildung (IV 4417).

Die kostenlos angebotenen Kurse werden ausschließlich von
erfahrenen Beamtinnen und Beamten der Kriminal- bzw.
Schutzpolizei und besonders qualifizierten
Selbstverteidigungsausbildern oder Sportübungsleitern des
Polizeilichen Einzeldienstes durchgeführt.

Die Ausbildung und Betreuung dieser Teams werden durch die
Polizeidirektion für Aus- und Fortbildung (PDAFB) gewährleistet und
vom Psychologischen Dienst der Landespolizei unterstützt.

Um die Öffentlichkeit zu informieren, wurde vom Innenministerium
ein Faltblatt entworfen. Die für die Teilnehmerinnen angebotenen
Kurse werden in zehn Doppelstunden absolviert. Die Beschulung
findet ausschließlich in Polizeidienststellen in Freizeitkleidung statt.
Den Teilnehmerinnen wird nach Beendigung eine Bescheinigung
ausgestellt.

Anfänglich wurde das Projekt finanziell durch die Allgemeine
Ortskrankenkasse (AOK) Schleswig-Holstein unterstützt. Zur Zeit
(November 2002) werden die Beschulungen durch neue
Kooperationspartner (u.a. Kreissparkasse) finanziert.

Das Projekt wurde durch das Institut für Suchtprävention und
Angewandte Pädagogische Psychologie (ISAPP) in Kiel evaluiert.
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Konzeptioneller Ansatz

Die Maßnahme ist an die anderer Bundesländer angelehnt. Konzipiert
ist sie für Frauen und Mädchen ab 16 Jahren, deren subjektives
Sicherheitsgefühl stabilisiert und gestärkt werden soll. Dazu wird ein
Sicherheitstraining mit vielfältigen Theorie- und Praxisanteilen der
Selbstverteidigung angeboten. In Rollenspielen soll das
situationsgerechte Verhalten bei Gefahren geübt werden. Ziel der
Trainingseinheiten ist der Abbau von Angst vor Gewalt- und
Sexualstraftaten durch intensive Stärkung des Selbstbewusstseins
bzw. des selbstsicheren Auftretens der Frauen. Außerdem soll mit
dem Training der Abbau von Hemmschwellen gegenüber der Polizei
erreicht werden.

Durch Aushändigung kursbegleitender Unterlagen wie z. B.
Broschüren, Faltblätter soll das angestrebte Lehrgangsziel gefestigt
werden.

Sachstand/Erfahrungen

Das Projekt wurde im Jahre 2002 in gleichem Umfang durchgeführt
wie in den Vorjahren. Bis Ende des Jahres 2002 wurden ca. 4.000
schleswig-holsteinische Bürgerinnen in das Sicherheits- und
Gefahrentraining der Polizei eingewiesen. Die Anfragen zu diesen
Kursen und das Interesse der Bevölkerung für dieses Projekt sind
unvermindert groß. Eine Fortsetzung für das Jahr 2003 ist geplant.

Im Rahmen der als Längsschnittuntersuchung geplanten Evaluation
der Kurse waren 92 Frauen befragt worden.

- 90 % der Befragten bestätigten eine Änderung ihres
Sicherheitsempfindens.

- Die Intensität des persönlichen Sicherheitsgefühls bewegt sich
nach dem Kurs zwischen "sehr sicher" und "sicher" und reduziert
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sich bezogen auf den Zeitraum von 12 Monaten nur unwesentlich:

- 87 % der Frauen können sich die Anwendung einer
Abwehrtechnik in einer Notwehrsituation für sich persönlich
vorstellen.

- In einem Einzelfall hat sich die Einschätzung von vorher "sicher"
in "sehr unsicher" gewandelt, was sich durch zwar erfolgreich
abgewehrte, aber häufige (insgesamt 4) Notwehrsituationen und
einer damit einhergehenden Sensibilisierung und Nicht-
Kontrollierbarkeit von Situationen im Alltag erklären lässt.

- In einem anderen Einzelfall hat sich das Sicherheitsempfinden von
"unsicher" in "sicher" verändert.

Neben diesen positiven Ergebnissen lässt sich insgesamt eine
Steigerung der Zufriedenheit in den verschiedenen abgefragten
Bereichen nach 12 Monaten feststellen. Auch wenn sich letztlich kein
kausaler Zusammenhang zwischen der Teilnahme an dem Kurs und
dem gestiegenen Grad an Zufriedenheit definitiv herstellen lässt, so
kann man doch von einem positiven Einfluss auf das Bewusstsein der
körperlichen und psychischen Gesundheit sprechen. 10 % der
Teilnehmerinnen haben sich zusätzlich bei einem Sportverein
angemeldet und 22 % haben den Kurs durch ein anschließendes
intensiveres Training ergänzt (vgl. AOK Schleswig-Holstein:
Evaluation des Kurses "Selbstverteidigung für Frauen" durch die
AOK Schleswig-Holstein. Darstellung der Ergebnisse.
Abschlussbericht, Stand: 17. Juli 2000).

Weitere Informationen

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, Referat IV 4417,
24116 Kiel
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Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Zentralstelle Polizeiliche
Kriminalprävention, Mühlenweg 166, 24116 Kiel

Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

e-mail: lkash.130@t-online.de
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Selbstbehauptungstraining für Frauen - Modell Hannover -

{xe "Niedersachsen"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}{xe "Sport"}{xe
"Straftaten gegen Frauen"}

Organisation

Das Selbstbehauptungstraining besteht aus einem theoretischen Teil -
drei Abende zu je drei Stunden - und einem praktischen Teil - zehn
Abende zu je eineinhalb Stunden oder zwei Wochenenden zu je acht
Stunden -. Maximal 20 Frauen können teilnehmen. Die Kurse laufen
seit 1993. Circa zwölf Kurse im Jahr finden auf der Dienststelle statt,
circa zehn Kurse im Jahr bei anderen Institutionen.

Das im Rahmen des Projektes tätige Personal setzt sich zusammen aus
einer Polizeibeamtin, einer externen Fachfrau für Rollenspiel und
Selbstverteidigung für Frauen sowie Trainerteams von vier
hannoverschen Sportvereinen.

Die Kosten für die externen Kräfte werden von den Teilnehmerinnen
selbst getragen.

Konzeptioneller Ansatz

Wichtige Grundlage des Projektkonzeptes war eine Gegenwehrstudie
für den Bereich der Stadt Hannover, die für die Jahre 1991 bis 1994
von der Polizeidirektion Hannover (BfK) erstellt worden ist. Danach
haben sich 347 Frauen von 522 untersuchten Strafanzeigen zur
Gegenwehr entschlossen: 207 Frauen zur leichten Gegenwehr (Täter
wegschieben oder zur Tataufgabe überreden versuchen) und 140
Frauen zur massiven Gegenwehr (schreien, treten, beißen). Massive
Gegenwehr führte in 84% der Fälle zum Abbruch der Tat, leichte
Gegenwehr bei 64% der Fälle. Bestätigt hat sich ferner, dass in der
Mehrzahl der Fälle der Täter nicht der Fremde ist, der seinen Opfern



Straftaten gegen Frauen

592

draußen auflauert. In 224 Fällen fand die Tat in einer Wohnung statt,
in 72% dieser Fälle kannten sich Opfer und Täter.

Veröffentlich wurden die Ergebnisse aus dem Projekt in dem
Taschenbuch "Mut zur Gegenwehr" von Sabine Eichhorst.

Ziel des Selbstbehauptungstrainings für Frauen - Modell Hannover -
ist es, das Selbstbewusstsein der Frauen zu stärken. Ihnen sollen
Möglichkeiten aufgezeigt werden, Grenzen deutlich zu machen. Ihre
Wehrhaftigkeit soll gestärkt werden und sie sollen aus der typischen
Opferrolle "Mit der kann "Mann`s" machen" herausgeholt werden.

Zielgruppe sind alle Frauen ab 18 Jahren.

Mit den Frauen werden Gruppenarbeiten zu den Themen Vorurteile
hinsichtlich sexueller Gewalt und Angst durchgeführt. Anhand von
Beispielen wird das Thema "Selbstbehauptung beginnt im Kopf"
erarbeitet. Dazu werden Wahrnehmungs- und Schreiübungen
abgehalten. Es wird über den Ablauf eines Strafverfahrens, über
Notwehrrechte und Waffen gesprochen. Von der externen Fachfrau
werden Rollenspiele zu alltäglichen Übergriffen durchgeführt.

Der praktische Teil findet in vier hannoverschen Sportvereinen statt,
die nach dem erarbeiteten Konzept vorgehen und regelmäßig mit dem
Beauftragten für Kriminalitätsprävention im Austausch stehen. Ein
Trainerteam - bestehend aus einer Frau und einem Mann - zeigt den
Frauen einfache Griffe, Schläge und Tritte, mit denen sie sich effektiv
wehren können. Am Ende des Kurses gibt es einen freiwilligen
Probelauf, bei dem ein bis dahin unbekannter Trainer die Frauen
außerhalb der Sporthalle angreift. Anschließend gibt es durch den
Angreifer eine Rückmeldung dazu, welche Dinge noch zu trainieren
sind.
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Sachstand/Erfahrungen

Es besteht eine große Nachfrage hinsichtlich der Kurse. Werbung
erfolgte bisher nur durch Mund-zu-Mund Propaganda.

Seit 1993 haben ca. 3.000 Frauen an den Kursen teilgenommen. Seit
zwei Jahren werden Rückmeldebogen ausgefüllt. Die Frauen fühlen
sich demnach sicherer und stärker, gerade auch in alltäglichen
Situationen. Geplant (jedoch noch nicht umgesetzt) ist, die Frauen
nach ca. einem Jahr nochmals einzuladen, um einen
Erfahrungsaustausch durchzuführen und bisherige Bewertungen zu
überprüfen.

Weitere Informationen

Polizeidirektion Hannover, BfK, Waterloostr. 9, 30169 Hannover

eMail: bfk@pd-hannover.polizei.niedersachsen.de
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Selbstverteidigungskurse für Frauen und Mädchen

{xe "Niedersachsen"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}

Organisation

Die Kurse werden durch die Frauenbeauftragte der Stadt Alfeld
(Leine) sowie einen freien Trainer vornehmlich im Winterhalbjahr
jeweils nach Presseankündigung und entsprechend ausreichendem
Interesse durchgeführt.

Die Stadt Alfeld sowie örtliche Sportvereine unterstützen das Projekt
durch kostenlose Hallenüberlassung; es wird lediglich ein geringer
Kursbeitrag erhoben.

Die Umsetzung erfolgt derart, dass sich die Frauenbeauftragte eine
geeignete Trainerin (Voraussetzung ist eine psychologische
Ausbildung) sucht, den Raum organisiert, sich um die
Öffentlichkeitsarbeit kümmert (Presse, Plakate, Handzettel) und die
Finanzierung regelt (Beitrag der Teilnehmerinnen, evtl. Sponsoren
und Mittel aus dem eigenen Etat).

Konzeptioneller Ansatz

Ziel ist es, Mädchen und Frauen in ihrem Selbstbewusstsein zu
stärken. Sie sollen lernen, "NEIN" sagen zu können. Ferner sollen sie
in den Kursen befähigt werden, sich in unangenehmen Situationen zu
wehren und zu verteidigen. Anerzogene Hemmschwellen sollen
abgebaut werden und "Frau" soll die Erfahrung machen, dass sie nicht
wehrlos ist.

Sachstand/Erfahrungen

Es besteht ein reges Interesse, die örtlichen Medien berichten
regelmäßig. Für das zweite Halbjahr 2002 waren drei Kurse geplant,
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einer davon (10./11.08.2002) für Mädchen zwischen 10 und 13
Jahren.

Von einer Zielerreichung wird ausgegangen. Am Ende eines jeden
Kurses wird in einer Abschlussdiskussion über das Gelernte und
Erfahrene gesprochen. Mädchen und Frauen sind dabei immer der
Meinung, sich in Zukunft selbstbewusster und auch sicherer in
Angriffssituationen zu fühlen. Da  auch die Psychodynamik zwischen
Täter und Opfer gespielt wird, bekommen die Frauen einen anderen
Blickwinkel für einen eventuellen Angreifer.

Im Rahmen der Umsetzung wurden ausschließlich positive
Erfahrungen gesammelt. Die Frauen und Mädchen fühlen sich nach
eigener Aussage am Ende eines Kurses sicherer und freier. Auch in
späteren Gesprächen wurde gegenüber der Frauenbeauftragten
mitgeteilt, dass diese Seminare für Teilnehmerinnen ein großer
Gewinn waren und sie sich in vielen Situationen, die sie vor der
Absolvierung der Seminare als beklemmend empfunden hätten,
selbstbewusster und sicherer gefühlt haben.

Weitere Informationen

Stadt Alfeld, Frauenbeauftragte, 31061 Alfeld
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Selbstvertrauen – Selbstbehauptung – Selbstverteidigung
(SSS)

{xe "Bayern"}{xe "Selbstbehauptung/-verteidigung"}

Organisation

Unter dem Projektnamen "Selbstvertrauen – Selbstbehauptung –
Selbstverteidigung (SSS)" wird ein Selbstbehauptungs- und
Selbstverteidigungstraining für Mädchen angeboten.

Konzeptioneller Ansatz

Die Mädchen werden, zusammen mit einer Sportlehrerin, im Rahmen
des normalen oder des differenzierten Sportunterrichts in zehn
Unterrichtseinheiten zu je 90 Minuten über Verhaltensmaßnahmen,
rechtliche Grundlagen und einfache Techniken der körperlichen
Selbstverteidigung unterrichtet. Dies geht über den Inhalt von
herkömmlichen Selbstverteidigungskursen weit hinaus, da in diesen
der Schwerpunkt meist nur bei der körperlichen Selbstverteidigung
liegt.

Das Projekt SSS wurde in modifizierter Art und Weise auch mit
gehörlosen Frauen umgesetzt. Dies geschah auf Initiative und enger
Zusammenarbeit mit einem Kollegen der Polizeidirektion Bayreuth
(E 3), der die bei diesem Kurs unabdingbare Gebärdensprache
beherrscht. Es gelang, den Frauen trotz der Beeinträchtigungen ihres
Gehörs und ihrer Sprache Strategien zu vermitteln, mit denen sie sich
in Notsituationen zur Wehr setzen könnten.

Sachstand/Erfahrungen

Seit 1998 wurden an insgesamt fünf Schulen zehn solcher Kurse
abgehalten. Eine Weiterführung ist geplant. Um eine
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Effizienzsteigerung zu erzielen, wird im Herbst 2001 eine
Multiplikatorenschulung mit Sportlehrerinnen durchgeführt. Mit
dieser Schulung, soll es den Lehrkräften ermöglicht werden, im
Rahmen des Sportunterrichts die Inhalte des SSS-Kurses an ihre
Schülerinnen weiterzugeben. Die Fortbildungsveranstaltung wurde auf
polizeiliches Betreiben hin vom Staatlichen Schulamt koordiniert und
wird vom Koordinator der Jugendkontaktbeamten der
Polizeiinspektion Bayreuth-Stadt durchgeführt.

Nach Rücksprache mit den an den Schülerkursen teilnehmenden
Lehrkräften, wurde bei zahlreichen Schülerinnen eine positive
Entwicklung ihres Selbstvertrauens erkannt. Zu Fällen, in denen die
Schülerinnen ihre körperlichen Fertigkeiten einsetzen mussten, ist es
bislang nicht gekommen.

Das Projekt für gehörlose Frauen wurde bislang ein Mal umgesetzt;
eine Wiederholung ist jederzeit möglich.

Schon während des Kurses konnte festgestellt werden, dass die Frauen
von den vermittelten Möglichkeiten sich zu wehren, beeindruckt
waren. Gerade bei Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen ist
eine Steigerung ihres Selbstvertrauens noch wichtiger. Dies konnte in
nahezu allen Fällen erreicht werden.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Bayreuth-Stadt, Werner-Siemens-Straße 9, 95444
Bayreuth

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 -
Verhaltensorientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Seminar für Frauen "Schutz vor Gewalt"

{xe "Niedersachsen"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Selbstbehauptung/-
verteidigung"}

Organisation

Das Seminar ist grundsätzlich für die Mitbürgerinnen des Landkreises
Northeim vorgesehen.

Verantwortlich für die Durchführung sind zwei Polizeibeamte.
Eingebunden sind ferner fünf Trainer und drei Referenten. Nach dem
Start 1999 sind pro Jahr vier Seminare geplant.

Die Finanzierung erfolgt durch Eigenmittel.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Seminar werden folgende Ziele verfolgt:

- Stärkung des Selbstbewusstseins

- Abbau von Ängsten und Vorurteilen

- Kenntnisse über die tatsächliche Gefährdungslage

- Information über die hohe Erfolgswahrscheinlichkeit weiblicher
Abwehr

- Steigerung körperlicher Abwehrmöglichkeiten

- Überwindung psychischer Barrieren des Körpereinsatzes

- Einblick in das polizeiliche und gerichtliche Verfahren.
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Zielgruppe sind Frauen ab 18 Jahren. In Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen richtet sich das Programm auch an Berufstätige. Intern
beteiligt sind an der Durchführung der Präventionsberater und eine
Sachbearbeiterin für Sexualdelikte.

Die Arbeitsschwerpunkte liegen in der Vermittlung von
Selbstsicherheit und -behauptung, Handlungskompetenz gegenüber
aggressiven Personen, Handlungsalternativen,
Deeskalationsstrategien, Anti-Opfer-Signalen, Tipps & Tricks zur
Eigensicherung, persönlichen Sicherheitskonzepten sowie einfachen
und wirkungsvollen Selbstverteidigungstechniken.

Sachstand/Erfahrungen

Jedes Seminar ist auf maximal 16 Teilnehmerinnen beschränkt. Die
Seminarinhalte werden an fünf Tagen - jeweils vormittags - vermittelt.
Für das Seminar ist keine besondere körperliche Fitness erforderlich.
Bequeme Straßenkleidung ist ausreichend.

Es werden Info-Folder durch die Dienststellen der Polizeiinspektion
Northeim sowie andere Institutionen verteilt; die örtliche Presse wird
rechtzeitig eingeschaltet.

1999 nahmen 62 Frauen aus den Landkreisen Northeim und Göttingen
an den vier speziell für Frauen konzipierten
Selbstverteidigungsseminaren der Polizeiinspektion Northeim teil. Da
die Inhalte und die Durchführungsform auf eine hohe Akzeptanz
stießen und schon zahlreiche Nachfragen für weitere Seminare
vorliegen, wird die Polizeiinspektion Northeim auch 2000 vier
Selbstverteidigungsseminare veranstalten.

Befragung der teilnehmenden Frauen direkt im Anschluss an die
Seminare lassen eine Stärkung des subjektiven Sicherheitsgefühls
erkennen.
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Zum Thema liegen weiter folgende Publikationen vor:

- "Wehr Dich", Das Sicherheitsbuch für Frauen, Trias Verlag, ISBN
3-89373-232-2

- "Sicher statt wehrlos", Strategien für Senioren, Trias Verlag,
ISBN 3-89373-320-5

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Northeim, Polizeikommissariat Nörten-Hardenberg,
Mehr Sicherheit für Frauen im Umgang mit Gewalt, Teichstraße 4,
37154 Northeim
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Ansprechpartner für Seniorensicherheit

{xe "Berlin"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Diebstahl"}{xe "Bürgernahe
Polizeiarbeit"}

Organisation

Der "Ansprechpartner für Seniorensicherheit" in Berlin ist im Oktober
1994 aufgrund einer Idee entstanden. Ausgangspunkt der Überlegung
war: "Wer Kriminalität richtig einschätzt und angemessen reagiert,
kann viel für seine Sicherheit tun". Es wurde eine hauptamtliche Stelle
eingerichtet und der verhaltensorientierten Gewalt- und
Kriminalprävention der Kriminalpolizeilichen Beratungsstelle, dem
Landeskriminalamt - LKA 141 -, zugeordnet.

Diese Aufgabe wird nun durch eine Beamtin und einen Beamten
hauptamtlich wahrgenommen. Zur Zeit werden sie von 15
pensionierten Polizeibeamten unterstützt, die diese Beratertätigkeit
ehrenamtlich ausführen.

Diese Multiplikatoren der vorbeugenden Seniorenberatung wurden
hinsichtlich zielgruppengerechter Prävention geschult, um in den
Bereichen von Nachbarschaftshilfe,  Hilfsdiensten und
Beratungsstellen sowie zum Schutz vor Straftaten an der Wohnungstür
und auf der Straße, insbesondere Trick- und Taschendiebstahl sowie
Handtaschenraub aufzuklären. Ihnen wurde ein Medienkoffer mit
Anschauungsmaterialien zur Gestaltung ihrer Vorträge ausgehändigt.
Für ihr Wirken erhalten sie einen pauschalen Auslagenersatz in Höhe
von 15 € pro Einsatz.

Die Sachkosten und der Auslagenersatz für das Multiplikatorenprojekt
haben jeweils zur Hälfte der Verein WEISSER RING und die
Initiative Schutz vor Kriminalität e.V. übernommen.
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Das Multiplikatorenprojekt der Ansprechpartner für
Seniorensicherheit steht unter der Schirmherrschaft des
Polizeipräsidenten in Berlin.

Konzeptioneller Ansatz

In Berlin leben ca. 720.000 Seniorinnen und Senioren (ab 60 Jahre).
Über 300 Personen haben das 100. Lebensjahr überschritten.

Die Polizeiliche Kriminalstatistik weist Seniorinnen und Senioren
nicht als risikobelastete Bevölkerungsgruppe aus. Die
Wahrscheinlichkeit, als älterer Mensch Opfer eines unausweichlichen
kriminellen Angriffs im öffentlichen Raum zu werden, ist dreimal
geringer als beim Bevölkerungsdurchschnitt. Erfahrungsgemäß sind
statistische Daten wenig hilfreich, um zur Erhöhung des
Sicherheitsgefühls älterer Menschen beizutragen. Bei ihnen ist die
Verbrechensfurcht letztendlich auch wegen ihrer altersbedingten
physischen und psychischen Situationen größer. Tatsache ist jedoch,
dass ältere oder gebrechliche Menschen bevorzugte Opfer von
Taschendieben, Trickdieben, Trickbetrügern und Handtaschenräubern
sind.

Die Möglichkeiten, Straftaten abzuwehren, sind vielen älteren
Menschen nicht bekannt. Unkenntnis über den Grad der eigenen
Gefährdung, Mangel an hilfreichen Informationen, aber auch
Bequemlichkeit und die Hoffnung "es wird schon nichts passieren",
verhindern oft eine gezielte Vorbeugung. Hier setzt das Projekt
"Polizei-Senioren helfen und beraten Senioren" an.

In fast täglich stattfindenden Informationsveranstaltungen in
Freizeitstätten, Gemeinden und Firmen wird in Vorträgen dargestellt,
wo alten Menschen tatsächlich Kriminalitätsgefahren drohen. Neben
Vorträgen und Schulungen nimmt der Ansprechpartner für
Seniorensicherheit praktische Wünsche und Anregungen der älteren
Generation zur Verbesserung ihrer Sicherheit entgegen und leitet sie
an die entsprechenden Stellen weiter. Er versucht, die körperlichen,
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seelischen und finanziellen Nöte betagter Kriminalitätsopfer durch
Vermittlung wirksamer Hilfen zu lindern. Das Landeskriminalamt
(LKA 14) ist regelmäßig bei der Berliner Seniorenmesse "Aktiv im
Alter" vertreten. Auch bei anderen Angebotsmessen für Senioren
stehen die Ansprechpartner für Seniorensicherheit mit ihren
Multiplikatoren für Beratungen und Informationen zur Verfügung.
Darüber hinaus wird die Zielgruppe der Senioren mit telefonischen
Beratungen und Auskünften betreut.

Sachstand/Erfahrungen

Durch den Einsatz der Ansprechpartner für Seniorensicherheit konnte
das aufgebaute Image der Polizei weiter verstärkt werden.

Die große Nachfrage und die stets positive Resonanz der
Teilnehmenden auf das kostenfreie Informationsangebot sind
Verpflichtung, diese bürgernahe Polizeiarbeit weiter zu intensivieren.
Bisher wurden über 45.000 Personen in Kirchengemeinden, auf
Messen, in Seniorenwohnheimen und -freizeitstätten erreicht.

Regelmäßiger Erfahrungsaustausch, gemeinsame Treffen der haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiter und eine ständige
Informationsweitergabe gewährleisten die optimale Voraussetzung für
gelungene Veranstaltungen.

In regelmäßigen Abständen werden Kirchengemeinden,
Seniorenfreizeitstätten, Altenpflegeschulen und andere
Seniorentreffpunkte mit dem Angebot angeschrieben, die Ratschläge
und Tipps der Ansprechpartner für Seniorensicherheit kennen zu
lernen.

Die Finanzierung ist mit Hilfe des WEISSEN RINGS bis Ende 2003
gesichert.

Die Polizeisenioren mit ihrem Fachwissen erreichen eine sehr große
Akzeptanz bei den älteren Mitbürgern.
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Sie erreichen mit ihren Ratschlägen eine Verbesserung ihres
subjektiven Sicherheitsgefühles und machen sie sensibel für mögliche
Straftaten gegen sich oder andere.

Das Projekt wurde im November 2000 anlässlich des 1. Berliner
Präventionstages mit einem Ehrenpreis ausgezeichnet.

Weitere Informationen

Der Polizeipräsident in Berlin, Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle
(LKA 14), Verhaltensorientierte Gewalt- und Kriminalprävention
(Anti-Gewalt-Projekt), Platz der Luftbrücke 6, 12096 Berlin

Internet: http://www.polizei.berlin.de

eMail: vorbeugung@polizei.berlin.de



Straftaten gegen Senioren

609

Anti-Gewalt-Projekt von Senioren für Senioren

{xe "Nordrhein-Westfalen"}{xe "Aus- und Fortbildung"}{xe "Gewalt"}{xe
"Beratung"}

Organisation

Der Seniorenanteil an der Kölner Bevölkerung beträgt ca. 20 % bei
wachsender Tendenz. Unter Berücksichtigung dieser Entwicklung
bedarf es einer angemessenen Professionalisierung von
ehrenamtlichen Mitarbeitern in der Seniorenarbeit.

Das Polizeipräsidium (PP) Köln hat aus diesem Grund in
Zusammenarbeit mit der evangelischen Familienbildungsstätte Köln
eine Konzeption zur Schulung von Senioren in der Arbeit mit Älteren
erstellt. Während einer fünftägigen Fortbildungsveranstaltung sollen
Senioren zu Multiplikatoren ausgebildet werden. Diese sollen
anschließend mit Seniorengruppen Strategien und Ansätze für einen
selbstbewussten Umgang mit dem Gewaltphänomen sowie damit
verbundenen Ängsten und Vorurteilen, einen angemessenen Schutz
von Eigentum und Person gegen Kriminalität und ein sicheres
Verhalten im Straßenverkehr entwickeln.

Hierzu wurden Seminare mit folgenden Inhalten angeboten:

- Wege aus der Fremdbestimmung in die Selbstbestimmung

- Hilfe zur Selbsthilfe

- Nonverbale und verbale Kommunikation

Die entstandenen Kosten wurden durch die Teilnehmergebühren und
Zuschüsse des Diakonischen Werkes im Rheinland bzw. durch das
Kuratorium Deutsche Altershilfe gedeckt.
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Das Kommissariat Vorbeugung und die Dienststelle der
Verkehrssicherheitsberatung stellte die Fachkompetenz ihrer
Referenten kostenlos zur Verfügung.

Konzeptioneller Ansatz

Die Seminare wurden jeweils Montag bis Freitag in der Zeit von 09.00
Uhr bis 16.00 Uhr angeboten. Die Teilnehmerzahl sollte 15 Personen
nicht überschreiten.

Das Seminar richtete sich an Multiplikatoren, die befähigt werden
sollen, mit Senioren ihre Ängste und Vorurteile abzubauen um ihnen
ein neues Sicherheitsgefühl zu vermitteln. Hierzu wurden mit den
Seminarteilnehmern die wesentlichen Sachverhalte und Möglichkeiten
der Inhaltsvermittlung erarbeitet.

Zielgruppe waren pensionierte Pädagogen, Polizeibeamte,
Sozialarbeiter und ehrenamtliche Mitarbeiter in der Seniorenarbeit der
Städte und Gemeinden, die durch breitgefächerte Pressearbeit u.a. im
Lokalfernsehen erreicht werden.

Eine wesentliche Voraussetzung für das Gelingen einer
Multiplikatoren-Ausbildung sind zum einen die langjährige Erfahrung
der Familienbildungsstelle in der Seniorenbildungsarbeit, zum
anderen die schon erprobte und erfolgreiche Kooperation zwischen
dem Kommissariat Vorbeugung der Kölner Polizei und der
evangelischen Kirchengemeinde Köln sowie die damit verbundene
fachliche Kompetenz bezüglich der Antigewaltarbeit auf breiter
Ebene.

Die räumliche Einbindung des Antigewalt-Projektes in die
Familienbildungsstätte begründete sich durch ihre zentrale Lage sowie
der Zielsetzung, den ausgebildeten Sicherheitsberatern auch zukünftig
als Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen.
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Sachstand/Erfahrungen

"Senioren helfen Senioren" fand in den elektronischen und
Printmedien eine überaus positive Resonanz. Das Westdeutsche
Fernsehen berichtete ausführlich in einer Sendung.

Nachfragen von politischen Gruppierungen, Kirchenverbänden und
Senioreneinrichtungen bestärkten die Veranstalter, das Projekt
weiterzuführen.

Die bei ihrer Arbeit sowohl von der Evangelischen
Familienbildungsstätte als auch vom Kommissariat Vorbeugung
betreuten Moderatoren werden in eintägigen Ergänzungsseminaren
beschult. Ein Schwerpunkt dieser Seminare ist der
Erfahrungsaustausch. Daneben wurden 2001 sämtliche
Sicherheitsberaterinnen und Sicherheitsberater zu einem Treffen
eingeladen, bei dem sie über ihre bisherige Arbeit berichten konnten.
Durchgängig kann gesagt werden, dass sich das subjektive
Sicherheitsgefühl der angesprochenen Personengruppen verbessert
hat.

Durch das Angebot der Ergänzungsseminare hat sich mittlerweile
(August 2002) ein fester Personenkreis von Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren herausgebildet. Ihre Arbeit stellt eine spürbare
Entlastung für die Polizei dar.

In modifizierter Form wurde das Projekt von Bonn, Wuppertal,
Dortmund und Münster übernommen.
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Weitere Informationen

Polizeipräsidium Köln, Kommissariat Vorbeugung, Waidmarkt 1,
50676 Köln

Internet: http://www.netcologne.de/vorbeugung

eMail: kk-vorbeugung@netcologne.de
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Mehr Sicherheit für Senioren

{xe "Sachsen"}{xe "Beratung"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Bürgernahe
Polizeiarbeit"}

Organisation

Das Projekt "Mehr Sicherheit für Senioren" wurde durch das
Sächsische Staatsministerium des Innern initiiert. Teilprojekte werden
durch die Bereitschaftspolizei Sachsen (Seniorenbetreuung), die
Landespolizeidirektion "Zentrale Dienste Sachsen"
(Seniorenkonzerte) und das Landeskriminalamt Sachsen
(Sicherheitsberater für Senioren) mit den Polizeidirektionen und den
örtlichen Seniorenbeiräten gemeinsam umgesetzt.

Konzeptioneller Ansatz

Im Rahmen der Laufbahnausbildung nehmen Beamte der
Bereitschaftspolizeiabteilung an örtlich organisierten
Begegnungsveranstaltungen mit Seniorengruppen teil. Dabei sollen
junge Polizeibeamte mit älteren Bürgern zusammengeführt werden,
um persönliche Eindrücke zu Alltagshindernissen für ältere Menschen
zu erlangen. In Kontaktgesprächen sprechen ältere Menschen ihre
Sicherheitsbedürfnisse und Lebensansprüche an, die von den
Polizeibeamten in der späteren Dienstdurchführung beachtet werden
sollen.

Unter dem Titel "Mit Ihrer Polizei sicher durch Sachsen" wendet sich
eine neue Konzertreihe des Polizeikorps Sachsen im Rahmen der
polizeilichen Kriminalprävention speziell an Senioren. Mit einer
Konzertkonzeption, deren charakteristisches Merkmal die Koppelung
von Information und Unterhaltung ist, wird einerseits Neuland auf
dem Gebiet der Kriminalprävention für Senioren betreten, andererseits
soll der Verlust an Lebensqualität durch gesteigerte
Kriminalitätsfurcht teilweise kompensiert werden. Mit der Musik als



Straftaten gegen Senioren

614

mittelbarem Kommunikationsträger werden in entspannter
Atmosphäre spezielle Fragen und Probleme von Senioren
aufgegriffen. In den Musikpausen vermitteln Interviews mit Personen
des öffentlichen Lebens Tipps und Ratschläge einer opferorientierten
Prävention.

Unter dem Motto "Senioren helfen Senioren" werden geeignete ältere
Bürger oder Vertreter etablierter Organisationen in ehrenamtlichen
Funktionen als Multiplikatoren in den Kriminalpolizeilichen
Beratungsstellen tätig. Sie erhalten durch die Kriminalpolizeilichen
Beratungsstellen Fachwissen, welches der Zielgruppe angepasst ist.
Bei Beratungsveranstaltungen sollen von Senioren für Senioren
hilfreiche präventive Verhaltenstipps sowie praktische Ratschläge zur
Handhabung von Sicherungstechnik aus eigenem Erleben vorgetragen
werden.

Das bereits 1997 in Cuxhaven erfolgreich erprobte Projekt
"Seniorenhandy" beinhaltet die Bildung eines Pools von ausgedienten
aber noch funktionstüchtigen Handys. Die Handys sollen Sicherheit
vermitteln, in dem jederzeit "Helfer" informiert werden können bzw.
ein "direkter Draht" zur Polizei möglich ist. Dadurch sollen diese
Personen selbstsicherer auftreten und potentielle Täter abschrecken
können. Eher ängstliche Bürger können so wieder zur Durchführung
sozialer Aktivitäten angeregt werden und der Verlust an
Lebensqualität wird vermieden. Ungewollte Nebenwirkung ist
allerdings, dass dadurch älteren Menschen suggeriert wird, sie seien
nicht mehr sicher in der Öffentlichkeit bzw. müssen für ihre Sicherheit
ein Handy mitführen. Die Vergabe der Handys findet z. B.  an
zentralen Punkten in Altenheimen oder Seniorenbegegnungsstätten
statt.

Sachstand/Erfahrungen

Die mit dem Projekt auf Dauer angelegten Maßnahmen finden unter
der Bevölkerung großen Zuspruch und haben sich in den drei
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Teilbereichen Seniorenbegegnung/-betreuung, Seniorenberater,
Seniorenkonzert erfolgreich bewährt.

Bisher konnten im Jahr 2001 unter dem Motto "Mit Ihrer Polizei
sicher durch Sachsen" in den Polizeidirektionen insgesamt 73
Seniorenpräventionskonzerte mit 7.970 Teilnehmern sowie durch die
Bereitschaftspolizeiabteilungen 263 Seniorenbegegnungsveranstaltung
mit 7.223 Teilnehmern erfolgreich durchgeführt werden.

Lediglich das Teilprojekt "Seniorenhandy" wird nur noch an
vereinzelten Standorten durchgeführt, da es für die Senioren nicht
attraktiv ist. Vor allem betagte und gebrechliche Menschen haben
trotz der einfachen Handhabung Probleme im Umgang mit Technik.
Dagegen wollen gerade vitale Senioren den Komplettservice eines
Handys kostenlos in Anspruch nehmen, was wiederum aus
finanziellen bzw. haushaltsrechtlichen Gründen nicht leistbar ist.

In Erweiterung des Maßnahmepaketes "Mehr Sicherheit für Senioren"
wurde ein Pilotprojekt "Seniorenstadtrundfahrt" mit folgenden Inhalt
erarbeitet:

In den Großstädten Sachsens werden Stadtrundfahrten für Senioren
organisiert, welche mit Verkehrsaufklärung speziell für diese
Zielgruppe einhergehen. Ein Polizeibeamter, Angehöriger der
Verkehrsdienste, versucht, die unterschiedlichen Rollenverständnisse
der einzelnen Verkehrsteilnehmer, seien es Fußgänger, Zwei- oder
Vierradfahrer, Kinder oder Ältere zu erläutern. Sein Ziel ist
gegenseitiges Verständnis und entsprechende Rücksichtnahme.

Aus der erhöhten Sitzposition im Bus lässt sich u.a. auch
Fehlverhalten aller am Straßenverkehr Beteiligten optimal aufzeigen
und erklären sowie auch darauf hinweisen, wie man es richtig,
zumindest aber besser und damit sicherer machen sollte. An
Verkehrsknotenpunkten können z. B. auch Gefahren bei dem Aus-
und Umsteigen im Rahmen der Nutzung des ÖPNV erklärt und
richtiges Verhalten demonstriert werden.
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Diese aufklärende Tätigkeit geht einher mit Erklärungen zur
Geschichte und Architektur der jeweiligen Stadt. Ein weiterer
Bestandteil aller Veranstaltungen ist auch das genaue Erklären und
Zeigen der echten amtlichen Dienstausweise und Dienstmarken der
Polizei.

Die Busse werden aus dem Bestand der Bereitschafts- oder
Landespolizei bereitgestellt.

Alternativ dazu können Straßenbahnrundfahrten gemeinsam mit den
Verkehrsbetrieben als Projekt durchgeführt werden.

Weitere Informationen

Sächsisches Staatsministerium des Innern, Abteilung 3 -
Landespolizeipräsidium -, Koordinierungsstelle für Prävention,
Wilhelm-Buck-Str. 2, 01095 Dresden

Internet: http://www.sachsen.de
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Sicherheitspartnerschaft für Senioren (SfS) in Laatzen

{xe "Niedersachsen"}{xe "Beratung"}{xe "Betrug"}{xe "Aus- und
Fortbildung"}{xe "Opferhilfe/Opferschutz"}{xe "Straftaten gegen
Senioren"}{xe "Verkehrsprävention"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Im Vordergrund des in Anlehnung an Initiativen der
Polizeidirektionen Friedberg (Hessen) und Delmenhorst
(Niedersachsen) konzipierten Projektes stehen ältere Bürger, die zu
freiwillig und ehrenamtlich tätigen Sicherheitsberaterinnen bzw. -
beratern (SfS) ausgebildet werden.

Die Ausbildung wird ausschließlich durch einen Kontaktbeamten
beim Polizeikommissariat Laatzen geleistet. Koordination und
Unterstützung hinsichtlich der Kosten fallen in die Zuständigkeit der
Stadt Laatzen, Bereich Altenhilfe.

Weitere Kooperationspartner sind der Weisse Ring, die Freiwillige
Feuerwehr Laatzen, das Bildungs- und Informationszentrum Polizei
Niedersachsen (Polizeigeschichtliches Museum), das
Landeskriminalamt Niedersachsen und behördeninterne
Beratungsstellen.

Um eine bessere Kooperation der Seniorenarbeit im gesamten Bereich
der Stadt Laatzen zu erzielen, wurden bereits bestehende
Einrichtungen (Seniorenbeirat/Präventionsrat) in die Arbeit
einbezogen.

Der Teilnehmerkreis eines ersten dreitägigen Ausbildungssenimares
(halbtags) wurde auf 20 bis 25  Personen festgelegt.

Der Aufruf für interessierte Teilnehmer erfolgt rechtzeitig über die
örtlichen Medien (Zeitungen).
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Konzeptioneller Ansatz

Sicherheitsberater und -beraterinnen sollen nach ihrer Ausbildung als
Multiplikator  Sicherheitsaspekte gegenüber den verschiedenen
Seniorengruppen vermitteln. Der Personenkreis der SfS gehört selbst
zur Gruppe der Senioren und stellt somit ein ideales Bindeglied
zwischen Polizei und Senioren dar. Die SfS sollen sachlich und
fachlich über Gefahren im Bereich der Kriminalität und des
Straßenverkehrs aufklären, wobei im Einzelnen folgenden Themen
abgedeckt werden:

- Abbau von Kriminalitätsfurcht und Aufbau von positiven
Sicherheitsgefühlen

- Abbau von Hemmschwellen für die Kontaktaufnahme zur Polizei

- Vermittlung von vorbeugenden Verhaltensweisen

- Einsatz von geeigneten technischen Sicherungen zum Schutz von
Personen und Sachgütern.

Arbeitsmethoden der SfS sind u.a. das Halten von Vorträgen sowie
das Führen von Einzelgesprächen.

Die Seminarinhalte wurden und werden ausschließlich an das
Programm Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des
Bundes ausgerichtet, so dass u.a. auch Info-Veranstaltungen mit
Anschauungsmaterial bei den entsprechenden Dienststellen des
Landeskriminalamtes Niedersachsen durchgführt wurden (so z. B. die
Abt. Technische und praktische Sicherungen zum Schutz von
Personen und Sachgütern).

In die Arbeit werden die externe Organisationen Weißer Ring
(Opferschutz/Opferhilfe), Waage e.V. (Täter-Opfer-Ausgleich),
Feuerwehr (vorbeugender Brandschutz), ÜSTRA (Senioren in Bussen
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und Bahnen), Verkehrssicherheitsberater (Senioren im
Straßenverkehr), JVA Hannover (Besichtigung), AG Hannover
(Besuch) einbezogen.

Sachstand/Erfahrungen

Bisher (Stand: September 2002) haben an allen angebotenen
Seminaren insgesamt 35 Seniorinnen und Senioren im Alter von 50
bis 74 Jahren teilgenommen, wobei eine Vorauswahl - z. B.  nach
besonderen Fähigkeiten - im Vorfeld nicht stattfand.

Eine nach dem ersten Grundseminar bestehende Warteliste konnte
durch das nachfolgende Seminar abgearbeitet werden.

Das erste Grundseminar fand vom 6. bis 8.02.2001 unter der
Teilnahme von 23 Senioren statt.

Thematisiert wurden die Bereiche

- Nachbarn helfen Nachbarn

- Risiko-Betrüger kennen viele Tricks (Haustürgeschäfte)

- Senioren im Straßenverkehr

- Taschendiebstahl / Raub

- Opferschutz - Opferhilfe

- Brandschutz.

Im Anschluss an beide Grundseminare fand jeweils eine
Abschlussbesprechung statt. Die Teilnehmerreaktionen reichten von
"sehr guter" bis "ausreichender" Vermittlung und Information zum
Angebot. In den mit zeitlichen Abständen veranstalteten zwei
Folgeseminaren konnte von den Teilnehmern in Erfahrung gebracht
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werden, dass sie eine Menge des Vermittelten für sich selbst bzw. für
ihren Nachbarschafts- und Freundeskreis erfahren haben.

Ein Erfahrungsaustausch mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
sowie aktuelle Fortbildungen zur Vertiefung und Erweiterung der
Themen finden sporadisch immer wieder statt.

Kriminalitätsfurcht bzw. persönliches Sicherheitsgefühl der
Teilnehmer konnte durchweg positiv beeinflusst werden.

Drei Teilnehmer waren bislang in der Lage, Seminarinhalte als
Moderatoren im Rahmen von Seniorenveranstaltungen in
verschiedenen Seniorentreffs zu vermitteln.

Die zu dem Projekt erfolgte Berichterstattung in den Medien war
positiv.

Weitere Informationen

Polizeikommissariat Laatzen, Marktplatz 13, 30880 Laatzen

Internet: http://www.polizei-hannover.de
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Anti-Aggressivitäts-Training in der Jugendanstalt Hameln

{xe "Niedersachsen"}{xe "Gewalt"}{xe "Aggression"}{xe
"Konfliktbewältigung"}{xe "Sozialarbeit"}

Organisation

Das „Anti-Aggressivitäts-Training“ (AAT) wurde in der Jugendanstalt
Hameln seit Herbst 1986 entwickelt bzw. durchgeführt. Es handelt
sich um eine Initiative des Anstaltspsychologen und des damaligen
Anstaltsleiters, die Mitte der 80er Jahre gemeinsam eine
interdisziplinäre Arbeitsgruppe zur Konzeptionsentwicklung des
Pilotprojektes gründeten. An der Umsetzung waren sowohl
professionelle Mitarbeiter der Anstalt als auch ehemalige Teilnehmer
des AAT (die bereits ein AAT absolvierten und als so genannte
Tutoren tätig sind) und ehrenamtliche Mitarbeiter beteiligt.

Das Pilotprojekt wurde mit Unterstützung des Vereins für Jugendhilfe
in der Jugendanstalt Hameln umgesetzt, der sowohl die personellen als
auch finanziellen Mittel zur Verfügung stellte.

Konzeptioneller Ansatz

Absicht des AAT-Projektes ist es, Gewaltneigungen und somit
Gewalthandlungen der Personen zu verringern, die mehrfach oder
durch extreme Gewalttaten auffällig geworden sind. Das Verhalten der
Trainierten soll in Richtung eines neuen Selbstbildes der Teilnehmer
modifiziert werden, welches insbesondere die gewaltfreie Lösung von
Konflikten beinhaltet.

Kern des Projektes ist ein Intensivkurs, der einen Umfang von
insgesamt sechs Monaten hat, wobei verschiedene Etappen
durchlaufen werden mussten: Integrationsphase, Konfrontationsphase
und Gewaltverringerungsphase. Das AAT beinhaltet somit einerseits
ein lerntheoretisches Programm (Gesprächssitzungen) und
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andererseits einen erlebnisorientiert-praktischen Teil
(Sportprogramm). So sollen die gewaltbereiten Jugendlichen lernen,
in Konfliktsituationen trotz vorhandener körperlicher Stärke auf
Gewalthandlungen zu verzichten.

Der Aufbau des Projektes ist im Laufe der Weiterentwicklung bis auf
kleinere Modifikationen bzw. Ergänzungen nicht grundlegend
geändert worden. So wurden beispielsweise sozialtherapeutische und
sporttherapeutische Ansätze ergänzt oder ein so genanntes
„Attraktivitätstraining“ eingeführt, welches unter anderem Rhetorik-
und Schauspielkurse beinhaltet.

Sachstand/Erfahrungen

Der Versuch einer Wirkungs-Evaluation in den Jahren 1987-1999
unter dem Gesichtspunkt der Legalbewährung liegt vor und wurde
von Mitarbeitern des Kriminologischen Forschungsinstitutes
Niedersachsen e.V. durchgeführt. Es wurden insgesamt 73 Personen
begleitet, die seit 1986 dieses Training in Hameln durchlaufen und für
die es möglich war, eindeutige Aussagen zu Haftverlauf und
Legalbewährung zu machen. Somit bleiben die Ergebnisse auf das
Kriterium der Legalbewährung beschränkt; über alle anderen
Qualitäts- und Bewertungskriterien konnten keine Aussagen getroffen
werden.

Im Ergebnis konnte man beinahe identische Werte für AAT-Trainierte
und die Kontrollgruppe der AAT-Untrainierten im Hinblick auf
Rückfallraten, -häufigkeiten und -geschwindigkeiten feststellen.
Lediglich bei der Rückfallintensität stellt sich die Gruppe der
Trainierten etwas günstiger dar (jedoch noch unter der Grenze der
statistischen Signifikanz).
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Weitere Informationen

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstr. 9, 30161 Hannover

Internet: http://www.kfn.de
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Vernetzte Integrationshilfen für Aussiedler in der JVA
Heinsberg vor und nach der Haftentlassung

{xe "Bund"}{xe "Justiz"}{xe "Integration"}

Organisation

Das Projekt wird zum 01.12.2002 unter Federführung des
Bundesministeriums des Innern (BMI) und in Trägerschaft des
Diakonischen Werkes des Kirchenkreises Jülich in Kooperation mit
der JVA Heinsberg als Modellprojekt eingerichtet.

Es basiert auf drei Säulen:

- Integration durch gezielte Hilfen in Form einer differenzierten
Sprachförderung

- Integration durch soziales Training

- Vernetzung begleitender Hilfen während und insbesondere nach
der Haft

Die beiden ersten Säulen werden vom Justizministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen finanziert. Die dritte Säule wird voraussichtlich
am 01.12.2002 in der JVA Heinsberg starten und für einen Zeitraum
von drei Jahren von Bund, Land und trägereigenen Mitteln finanziert
werden. Der Träger bringt 15 % Eigenmittel ein. Den Fehlbedarf
tragen Bund und Land zu je 50 %. Den Anteil des Landes NRW
tragen das Justizministerium und der Integrationsbeauftragte der
Landesregierung je zur Hälfte.

Konzeptioneller Ansatz

Straffällig gewordene jugendliche Aussiedler bedürfen einer
besonderen Aufmerksamkeit. Ihr kultureller Hintergrund, ihre
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Sprachprobleme und ihr anderes soziales Verhalten lassen sie zu einer
speziellen Gruppe innerhalb des Vollzuges werden. Die auf
Integration ausgerichteten Bemühungen des Strafvollzuges gehen ggf.
ins Leere, wenn diese Gruppe nach der Haftentlassung nicht weiter
betreut wird. Die begonnenen Integrationsbemühungen müssen am
Wohnort der Entlassenen fachlich professionell fortgesetzt werden.

Zielgruppe des Projektes sind alle in der JVA Heinsberg inhaftierten
jugendlichen Aussiedler (ca. 25). Mit Hilfe eines auf den Einzelfall
zugeschnittenen Förder- und Entwicklungsplanes soll die
Rückfallgefährdung nach der Haftentlassung verringert werden. Diese
ist in den ersten 18 bis 24 Monaten nach der Haftentlassung besonders
hoch.

Die Förder- und Entwicklungspläne beinhalten psychosoziale,
berufliche und soziale Ziele und werden noch während der Haftzeit
zusammen mit den Jugendlichen sowie sämtlichen Einrichtungen, die
die persönliche, berufliche und soziale Rehabilitation und Integration
unterstützen können, entwickelt und koordiniert.

Die an diesem Prozess beteiligten Einrichtungen sind der Sozialdienst,
psychologischer und pädagogischer Dienst, Vollzugsdienst,
Seelsorger, Arbeitsverwaltung der JVA, das Kolpingwerk für den
Bereich der beruflichen Bildung und Ausbildung, Suchtberatung von
Caritas und Diakonie.

Um contraindiziertes Verhalten zu verhindern, werden ebenfalls die
Eltern und Familien der Jugendlichen eingebunden. Für die
Umsetzung der Ziele wird ein so genannter Case-Manager eingesetzt.
Dieser wird die Projektteilnehmer vor und nach der Haftentlassung für
einen Zeitraum von 18 bis 24 Monaten begleiten. In diesem Zeitraum
wird auf der Grundlage der Zielvereinbarungen mit den
Haftentlassenen Schritt für Schritt die eigenverantwortliche
Gestaltung des Integrationsprozesses eingeübt und vorangetrieben. In
regelmäßigen Zeitabständen werden die Zielvereinbarungen im Dialog
mit den Jugendlichen überprüft und ggf. korrigiert. Durch eine
gezielte Krisenintervention werden die Jugendlichen bei eventuellen
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Rückschlägen unterstützt. Der Case-Manager stellt außerdem die
Zusammenarbeit der Einrichtungen sicher, die die persönliche,
berufliche und soziale Rehabilitation und Integration unterstützen
können. Eine derartige Zusammenarbeit findet derzeit nicht statt.
Ursächlich hierfür sind unter anderem außergewöhnlich hohe
Fallzahlen (z. B. in der Bewährungshilfe) sowie die fehlende
interkulturelle Kompetenz im Blick auf die Zielgruppe.

Das Projekt wurde von einem Netzwerk, das innerhalb der JVA
Heinsberg besteht, entwickelt. Weitere Netzwerke sollen in den
jeweiligen Entlassungsorten entwickelt werden. Ein Arbeitskreis soll
das Projekt regelmäßig begleiten und auch als Steuerungsgruppe
fungieren.

Weitere Informationen

Bundesministerium des Innern, Referat SH II 3, Graurheindorfer Str.
198, 53117 Bonn

Internet: http://www.bmi.bund.de

eMail: SHII3@bmi.bund.de

Diakonisches Werk des Kirchenkreises Jülich, Schirmerstr. 1 a, 52428
Jülich
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Bürgermut - Bedingungen, die Hilfeverhalten begünstigen

{xe "Berlin"}{xe "Zeugen- und Helferverhalten"}

Organisation

Die Initiative Schutz vor Kriminalität e.V. (ISVK) ist ein auf
Bundesebene wirkender gemeinnütziger Verein zur Förderung der
Verbrechensverhütung und -aufklärung. Für die Ziele des Vereins
stehen Mitgliedsbeiträge, Spenden und Geldauflagen der Gerichte zur
Verfügung. Der Verein führt seit 1994 bundesweit
Zivilcourageseminare durch. Die Seminare finden meist in
Bildungseinrichtungen oder anlässlich von Präventionskampagnen
wie beispielsweise in Frankfurt/M „Gewalt - sehen - helfen“ statt.

Die Finanzierung erfolgt durch Seminargebühren, und/oder durch
Bußgeldzuweisungen der Gerichte.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel des Projekts ist die bundesweite Förderung der Zivilcourage
gegenüber der täglich sichtbaren öffentlichen Gewalt und Kriminalität
durch Auflösen von Verantwortungsdiffusion und pluralistischer
Ignoranz zum Zeitpunkt der Not eines anderen.

Es ist nicht immer nur Angst oder Gleichgültigkeit, wenn Leute
Gewalt sehen und nichts dagegen tun. Sehr oft ist es auch die
Hilflosigkeit, die Frage „was soll ich jetzt machen und wie soll ich
handeln?“ Vornehmlich soll nicht das „Ob“, sondern das „Wie“ die
individuelle Beteiligung betonen. Dabei kommt es insbesondere
darauf an, scheinbar einfache Verhaltensweisen zu trainieren, wie die
Überwindung von Peinlichkeit, öffentlich andere Leute laut
anzusprechen oder gar als Helfer für das Opfer laut nach der Polizei
zu rufen oder Hilfe zu schreien, insbesondere in solchen Situationen,
die bereits über den Punkt sinnvoller verbaler Intervention hinaus
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außer Kontrolle geraten sind und in denen persönliches Handeln nicht
immer und selbstverständlich die Anwendung körperlicher Gewalt
voraussetzt.

Darüber hinaus sollen die Phantasien in den Köpfen der Menschen
über Rechte und Pflichten, die sich auch mit der Rechtsproblematik
der Unterlassenen Hilfeleistung sowie des Notwehr- und
Selbsthilferechts im individuellen Einzelfall decken, objektiviert
werden. So schränkt § 323c StGB die Pflicht hinsichtlich der
Erforderlichkeit und der persönlichen Zumutbarkeit der Hilfeleistung
ein. Jetermannrechte, wie Selbsthilfe, Notwehr- oder Nothilferecht,
die vorläufige Festnahme, sind einer breiten Öffentlichkeit mit
Begriffen wie Erforderlichkeit, Eignung, Angemessenheit oder
Verhältnismäßigkeit nicht oder nur schwer verständlich zu machen
bzw. frustrieren potentielle Opfer und entmutigen die Helfer.

Auf der einen Seite klafft der moralische Anspruch des Opfers
gegenüber dem Zufallszeugen der Tat und die gesetzliche Pflicht
dieser Zeugen zur Hilfeleistung deutlich auseinander. Auf der anderen
Seite sind vielen möglichen Opfern wie Helfern offenbar auch
Umfang und Grenzen der Selbsthilfe-, Festnahme- oder Notwehr- und
Nothilferechte nicht bewusst oder hinreichend bekannt. Sie gehören
nicht, so wie die Verkehrserziehung zur Sozialisierung in der Familie
oder zum Schulstoff.

So werden eher gesprächsweise einmal Gedanken geäußert, die an
Faustrecht und Selbstjustiz erinnern, während ein anderes Mal die
Überzeugung völliger Ohnmacht und Rechtlosigkeit gegenüber
Gewalttätern und Kriminellen zum Ausdruck kommt. Insbesondere
geht es in diesem Bereich auch immer wieder um die Befürchtung
bewaffneter Täter versus waffenloser und gewaltfreier Verteidigung.

Deshalb gilt es zunächst die variablen Bedingungen von
Hilfsbereitschaft positiv zu beeinflussen. Das Schwergewicht liegt
daher im Sinne einer positiven Verstärkung auf Darstellung
nachahmenswerter Beispiele sowie auf handlungsleitenden
Empfehlungen zum richtigen Verhalten.
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Zielgruppen sind vornehmlich Multiplikatoren sowie Mitarbeiter/ -
innen und Mitarbeiter in Bildungseinrichtungen, Verbänden,
öffentlichen Einrichtungen, in Behörden und Vereinen sowie in
Unternehmen der Wirtschaft.

Sachstand/Erfahrungen

Von Einzelpersonen sind die Zivilcourageseminare selten gefragt. Die
Ursache könnte darin liegen, dass vermutlich die Mehrheit der
Menschen generell hilfsbereit ist. Dass sie ihre Hilfsbereitschaft auf
den Prüfstand stellen müssen, ist für das Erleben des Einzelnen eher
gering. Darum befinden sich nicht selten solche Personen in den
Seminaren, die im Ernstfall versagt haben und sich nun
Selbstvorwürfe machen.

Presse, Funk und Fernsehen haben häufig über die Zivilcourage-
Seminare berichtet.

Es sind viele Personen bekannt, die sich nach dem Seminarbesuch
erfolgreich eingemischt haben.

Weitere Informationen

dolife AG, Schulungszentrum für Sicherheit, Eisenzahnstraße 64,
10709 Berlin

Internet: http://www.dolife.de

eMail: post@dolife.de
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CD-ROM "Hinhören, Hinsehen, Handeln"

{xe "Bayern"}{xe "Zeugen- und Helferverhalten"}{xe
"Fremdenfeindlichkeit"}{xe "Aus- und Fortbildung"}

Organisation

Aufgrund aktueller Ereignisse und Anfragen zu Beratungen bzw.
Präventionsvorträgen im Bereich der Thematik Rechtsradikalismus
beschloss das K 314 des Polizeipräsidiums München, eine CD-ROM
zu realisieren, die sich mit zwei aktuellen Themen - Zivilcourage und
Softwarepiraterie - beschäftigt. Die Notwendigkeit der Nutzung eines
modernen Datenträgers erschien notwendig, um die Thematik
zeitgemäß und umfassend, auch audiovisuell aufzubereiten.

Der Hauptgrund, die beiden Themen miteinander auf einer CD-ROM
anzubieten, ist auch auf ein entsprechendes Anliegen des
Kooperationspartners Microsoft zurückzuführen. Ohne diesen Partner
wären Qualität der Grafik und Auflagehöhe nicht möglich gewesen.

Das Projekt wurde daneben durch die Firma Orange Design for New
Media unterstützt.

Um der stark ansteigenden Anfrage, insbesondere von Schulen,
Berufsschulen und Ausbildungsbetrieben nach Präventionsvorträgen
begegnen zu können, wurde ein Unterrichtskonzept entwickelt, das
von diesen Einrichtungen mit der CD-ROM auch selbst umgesetzt
werden kann.

Konzeptioneller Ansatz

Mit der CD-ROM sollen folgende Ziele erreicht werden:

- Umfassende Information über Rechtsradikalismus und
Softwarepiraterie und Beseitigung der zahlreich vorhandenen
Fehlinformationen.
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- Verbreitung einfacher und leichter Tipps, wie man anderen oder
sich selbst in Notsituationen helfen kann (Förderung der
Zivilcourage und des professionellen Helferverhaltens).

- Unterbreitung hochwertigen Unterrichtsmaterials für Lehrer,
Erzieher etc. um möglichst viele Jugendliche über obige Themen
aufzuklären.

- Aufruf zur Zusammenarbeit mit der Polizei, um gemeinsam
Straftaten zu bekämpfen.

- Gemeinsame Beschreitung moderner bzw. zeitgemäßer Wege zur
Kriminalprävention.

Über den Schulverteiler der Landeshauptstadt München wurde die
CD-ROM an alle Schulen im Bereich des Polizeipräsidium Münchens
versandt. Die CD-ROM ist für Multiplikatoren gedacht, die mit dieser
Handreichung angeregt werden sollen, selbst für ihre Schüler bzw.
Auszubildenden Präventionsveranstaltungen zu den o.g.
Themenbereichen durchzuführen. Es ist möglich, aus der CD-ROM
Unterrichtsmaterial und Vorträge zu erstellen. Ziel ist, "Hilfe zur
Selbsthilfe" zu geben.

Um die Schüler und Auszubildenden zu ermutigen, sich selbst mit den
o.g. Themen auseinander zu setzen, führte das K 314 einen
Wettbewerb durch, der darauf abzielte, bei den Schülern
Eigeninitiative zu wecken, sich mit den genannten Themen zu
beschäftigen. Dazu sollten Dokumentationen von eigenen Projekten
und Initiativen mit Fotos eingesandt werden. Die 20 besten
Einsendungen sollten mit einem Softwarepaket "Encarta Enzyklopädie
Deluxe 2002" prämiert, im Anschluss im Polizeipräsidium der Presse
vorgestellt und im Rahmen einer Ausstellung dargestellt werden.

Sachstand/Erfahrungen

Die CD-ROM wurde am 07.10.2001 in der Presse vorgestellt.
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Die Resonanz der Schulen, Ausbildungsbetriebe und Jugendgruppen
war durchweg positiv. Es gingen wesentlich mehr Anforderungen ein,
als durch die Erstauflage von 1.500 Exemplaren verteilt werden
konnten.

In den vom K 314 durchgeführten Kursen, Vorträgen und
Podiumsdiskussionen konnten Informationen vermittelt und
Fehlinformationen, dass z. B.  die meisten  Szeneangehörigen
arbeitslos sind, beseitigt werden. Aufgrund zahlreicher Anfragen zu
Vorträgen bzw. Rückfragen zur CD-ROM und Dankschreiben gehen
die Mitarbeiter des K 314 von einer Sensibilisierung der Zielgruppe
aus.

Das Preisausschreiben wurde durchgeführt. Von den Schulen kamen
jedoch kaum Rückmeldungen.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium München, Kriminalpolizeidirektion 3, K 314 -
Verhaltensprävention/Opferschutz, Ettstraße 2, 80333 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de/ppmuc/schutz

eMail: pp-mue.muenchen.k314@baypol.bayern.de

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 -
Verhaltensorientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Kampagne "Gewalt - Sehen - Helfen"

{xe "Hessen"}{xe "Öffentlichkeitsarbeit"}{xe "Internet"}{xe "Gewalt"}{xe
"Zeugen- und Helferverhalten"}

Organisation

Mit Beschlussfassung des Präventionsrates Frankfurt am Main vom
18.06.97 wurde der Arbeitskreis "Sicherheit" damit beauftragt, die
"Unkultur des Wegschauens" in Fällen von Straftaten, Belästigungen
oder ähnlichem zu untersuchen und Gegenstrategien zu entwickeln.
Auf der Grundlage eines Konzeptes, das von einer Arbeitsgruppe des
Arbeitskreises "Sicherheit" entwickelt wurde, konnte am 29.10.97 in
Frankfurt die Kampagne "Gewalt - Sehen - Helfen" gestartet werden.

Finanzierungsmöglichkeiten sind über den städtischen
Haushaltsansatz "Prävention", Sponsoren und Spendengelder gegeben.

Konzeptioneller Ansatz

Ziele der Kampagne sind die öffentliche Thematisierung und
anschließende bürgernahe Veranschaulichung der Problematik des
Wegschauens. Weiterführend sollen in einer langfristig angelegten
Vermittlungsphase durch eine umfassende Verbreitung von gezielten
Appellen sowie durch das Aufzeigen von Verhaltensstrategien

- die Bevölkerung zur Hilfeleistung motiviert und dadurch das
Wegschauphänomen insgesamt reduziert,

- Verantwortungs- und Pflichtbewusstsein gestärkt,

- die Bereitschaft zu prosozialem Verhalten im allgemeinen und zur
Zivilcourage im besonderen gefördert sowie

- Straftäter verunsichert werden.
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Sachstand/Erfahrungen

Herzstück der Kampagne ist die gezielte Information und Schulung
der Bevölkerung über richtiges Verhalten in Not- und
Gewaltsituationen. So wurden in den Jahren 1997/1998  900
Multiplikatoren in Seminaren geschult und über 3.000 Funktionsträger
in Informationsveranstaltungen unterrichtet. Die Spannbreite der
gesamtgesellschaftlichen Kampagne reicht von den Müllmännern bis
zu den Bankangestellten, von Frauenverbänden, Kirchen, Parteien,
Gewerkschaften bis zu den Ausländervereinen in Frankfurt. "Gewalt -
Sehen - Helfen" ist mittlerweile ein fester Bestandteil der
Erwachsenen- und Familienbildung.

In den Jahren 1997/1998 wurden zwei Plakatserien gestaltet und
öffentlich ausgehangen. 100.000 Faltblätter und 10.000
Anstecknadeln wurden in der Bevölkerung verteilt. Viele
Möglichkeiten zur Präsentation des Logos wurden genutzt.

Im Rahmen der Frankfurter Bürgerbefragung von 1998 und eines
Sonderprojektes der Verwaltungsfachhochschule Wiesbaden hat sich
gezeigt, dass die Kampagne große Resonanz in der Bevölkerung
gefunden hat. 55% der Befragten war die Kampagne bekannt und drei
Viertel erklärten, dass die Initiative notwendig ist.

1999 erfolgte eine vertiefte Regionalisierung der Kampagne.
Schwerpunktzielgruppen waren Kinder und Jugendliche. Durch
Informationsstände der Regionalräte wurde ein breites Publikum vor
Ort angesprochen und konkrete Informationen für richtiges Verhalten
in Notlagen weitergegeben. Ein Großflächenplakat wurde präsentiert
und ein Kinospot produziert, der in den Sommermonaten in den Kinos
lief. In Zusammenarbeit mit einem Partner wurden 75.000 Flyer
hergestellt. Unter dem Titel "Cool sein- Cool bleiben" wurde die
Kampagne an die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen angepasst
und ein Training für Handlungskompetenz in Gewaltsituationen den
Schulen angeboten. Weiterhin werden Multiplikatorenfortbildungen
für Lehrkräfte und pädagogische Tage an Schulen ermöglicht.
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Unterstützt wird die gewaltpräventive Schulaktion durch
kontinuierliche Aufführungen des Frankfurter Schultheaterstudios.

Die Oberbürgermeisterin übergab dem Frankfurter Polizeipräsidenten
90 Armbanduhren mit dem Emblem der Präventionskampagne. Diese
sollen an Zeugen von Straftaten weitergegeben werden.

Der bereits Anfang 1999 veröffentlichte Abschlussbericht der
wissenschaftlichen Begleitung der Kampagne kam zu folgendem
Ergebnis: "Im Vergleich zu anderen Initiativen mit der Zielsetzung,
prosoziales Verhalten in der Bevölkerung zu fördern, erscheint die
Kampagne "Gewalt - Sehen - Helfen" als sehr gelungen, da sie sich
über ein Jahr lang kontinuierlich mit dieser Thematik
auseinandergesetzt hat. Ob sich in den Köpfen der Frankfurter
Bürgerinnen und Bürger bezüglich ihrer Hilfsbereitschaft etwas
verändert, ist zu diesem Zeitpunkt noch nicht festzustellen. Für eine
dauerhafte Veränderung ist jedoch eine Fortsetzung der Kampagne
vonnöten."

Im Jahr 2000 erschloss der Präventionsrat mit der Erstellung eines
eigenen Internetauftritts neue Wege, für die Kampagne zu werben
(http://www.gewalt-sehen-helfen.de). Seitdem die Seite im Juli 2000
in das Netz eingestellt wurde, wird sie monatlich von  ca. 8.000
Surfern besucht.

Wie im Vorjahr wurden im Jahr 2000 Kinder und Jugendliche
besonders angesprochen. Unter anderem wurden zu Beginn des
Schuljahres Stundenpläne mit dem Logo der Kampagne an alle
Frankfurter Schülerinnen und Schüler verteilt. Auf der Rückseite war
eine "Musterschulordnung" abgedruckt, die zum Nachdenken über
Toleranz und gewaltfreien Umgang miteinander anregt. Weitere
Projekte mit Kindern und Jugendlichen waren die Produktion einer
"SOS-Telefonkarte" und ein Schülerzeitungswettbewerb. Ein weiterer
Höhepunkt des Jahres war die Produktion einer neuen Plakatserie.

Im Frühjahr 2001 startete die Aktion "Lesen gegen Gewalt" mit
zahlreichen Veranstaltungen in  den Stadteilen und Schulen. 46
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Medienkisten wurden den Frankfurter Schulen zur Verfügung gestellt.
Mit der Aktion "Sicheres Taxi" wurden die Taxifahrer in die Aktion
"Gewalt - Sehen -Helfen" eingebunden. Sie sind Teil der Frankfurter
Gesellschaft die hinsehen, helfen und Hilfe holen. 200.000 mit der
Botschaft der Kampagne bedruckte Brötchentüten einer Großbäckerei
haben in den Urlaubsmonaten die Bevölkerung an Zivilcourage und
solidarisches Verhalten erinnert.

Der Kampagne werden im Hinblick auf die Zielerreichung, nämlich
der Unkultur des Wegschauens nachhaltig und langfristig
entgegenzuwirken, mittlerweile Erfolge zugeschrieben.

Auf der Basis eines Beschlusses des Präventionsrates wird die
Kampagne daher auch im Jahre 2002 fortgeführt.

Weitere Informationen

Stadt Frankfurt am Main, 60275 Frankfurt am Main

Internet: http://www.gewalt-sehen-helfen.de

Stadt Frankfurt am Main, Dezernat IV, Referat 33, Braubachstr. 33 A,
60275 Frankfurt am Main

Internet: http://www.praeventionsrat.stadt-frankfurt.de

eMail: frank.goldberg.amt33@stadt-frankfurt.de

Polizeipräsidium Frankfurt am Main, Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit, Friedrich-Ebert-Anlage 11, 60327 Frankfurt am Main
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Aussiedler als Klientel der Straffälligenhilfe - Fortbildung
für Fachkräfte der Staatlichen und Freien Straffälligenhilfe

{xe "Bund"}{xe "Täterbehandlung/Wiedereingliederung"}{xe "Justiz"}{xe
"Aus- und Fortbildung"}

Organisation

Das Projekt Aussiedler als Klientel der Straffälligenhilfe - Fortbildung
für Fachkräfte der Staatlichen und Freien Straffälligenhilfe wurde
2002 unter Federführung des Bundesministeriums des Innern (BMI)
und in Trägerschaft des Bildungswerkes des Fachverbandes für
soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik - DBH e.V. als
Modellprojekt zur Stärkung der interkulturellen Kompetenz der
Justizvollzugsbeamten und der Bewährungshelfer eingerichtet.
Organisation und Inhalt der Schulung liegen in der Hand des DBH-
Bildungswerkes.

In der Zeit vom 01.06.2002 bis 31.12.2003 werden an zehn Standorten
jeweils zweitägige Fortbildungsveranstaltungen angeboten. Durch
eine Dokumentation werden die Ergebnisse der Fortbildungsreihe für
das Fachpublikum zugänglich.

Die Fortbildungsreihe wird komplett aus Integrationsmitteln des BMI
finanziert. Das DBH-Bildungswerk bringt seine Infrastruktur, sein
Know-how und insbesondere den Adressverteiler zur Erreichung der
Zielgruppe mit ein.

Konzeptioneller Ansatz

Viele Fachkräfte der staatlichen und freien Straffälligenhilfe haben
Probleme in der Arbeit mit Aussiedlern. Die Unkenntnis über die
soziokulturelle Prägung dieser Klientel wird häufig als Ursache für
Kommunikationsbarrieren oder Unsicherheiten empfunden. Die
Teilnehmer der Veranstaltungsreihe setzen sich mit der
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soziokulturellen Situation der Aussiedler und deren deviantem
Verhalten auseinander. Diese Erkenntnisse beziehen sie auf ihre
praktische Arbeit in der Straffälligenhilfe.

Daher soll mit der Veranstaltungsreihe den im Strafvollzug und in der
Bewährungshilfe beschäftigten Fachkräften eine Hilfestellung bei der
Beantwortung folgender Fragen gegeben werden:

- Wie finde ich in meiner täglichen Arbeit einen Zugang zu den
Aussiedlern als Klienten?

- Wie gehe ich mit dieser Klientel um?

- Welche Unterstützung kann ich geben?

- Wie motiviere ich zu Verhaltensänderungen?

- Wie erschließe ich tragfähige Netzwerke für Klienten (Familie,
Freunde, Schule, Beruf, Freizeit, usw.)?

Es werden Vorträge von Experten zu nachstehenden Themen
gehalten:

- Historische, politische und sozialwissenschaftliche Aspekte der
Zuwanderung der Aussiedler

- Integrationsbedingungen, -bemühungen, -folgen und -defizite

- Aussiedler als Klientel in den Justizvollzugsanstalten

- Staatliche und Freie Straffälligenhilfe - ambulante und stationäre
Arbeit mit Aussiedlern mit besonderem Blick auf deren
strafrechtlich relevantes Verhalten
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Sachstand/Erfahrungen

Die erste der zehn Veranstaltungen wurde am 17. - 18.10.2002 in
Bielefeld durchgeführt. Aufgrund der großen Nachfrage nach dieser
Fortbildungsveranstaltung wurde die geplante Teilnehmerzahl von 25
auf über 30 erhöht. Für die ersten beiden Termine sind weit über 100
Anmeldungen von Interessierten eingegangen.

Weitere Informationen

Bundesministerium des Innern, Referat SH II 3, Graurheindorfer Str.
198, 53117 Bonn

Internet: http://www.bmi.bund.de

eMail: SHII3@bmi.bund.de

DBH-Bildungswerk, Fachverband für soziale Arbeit, Strafrecht und
Kriminalpolitik, Aachener Str. 1064, 50858 Köln

Internet: http://www.dbh-online.de

eMail: kontakt@dbh-bildungswerk.de
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Handbuch zur Planung & Durchführung von
Bevölkerungsbefragungen im Rahmen der Kommunalen
Kriminalprävention

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Prävention"}{xe "Analyse"}

Organisation

Seit 1993 besteht eine Forschungsgruppe „Kommunale
Kriminalprävention in Baden-Württemberg“, die die Begleitforschung
zu dem durch das Innenministerium Baden-Württemberg initiierte
Pilotprojekt „Kommunale Kriminalprävention“ durchführt.

Beteiligt sind folgende Institute:

Das Kriminologische Institut der Universität Heidelberg, das Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht in
Freiburg und die Universität Konstanz. Die Koordination der
wissenschaftlichen Begleitung liegt bei der Fachhochschule Villingen-
Schwenningen – Hochschule für Polizei.

Im Rahmen dieser Begleitforschung wurden bereits 1994 in vier
Kommunen Bevölkerungsbefragungen zur kriminellen
Viktimisierung, zur Kriminalitätsfurcht sowie zu lokalen
Problemlagen und deren Lösungsmöglichkeiten durchgeführt.

Konzeptioneller Ansatz

Dem Wunsch zahlreicher Kommunen entsprechend, ebenfalls
kriminologische Bürgerbefragungen zur Planung von
Präventionsprojekten durchzuführen, erstellte die Forschungsgruppe
1997 einen Kurzfragebogen, der durch die Herausgabe des
„Handbuches zur Planung und Durchführung von
Bevölkerungsbefragungen im Rahmen der Kommunalen
Kriminalprävention“ ergänzt worden war.
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Bei dem vorliegende Handbuch handelt es sich um eine überarbeitete
(Neu-)Auflage, welche im Auftrag des Innenministeriums Baden-
Württemberg erstellt und vom Landeskriminalamt Baden-
Württemberg herausgegeben wird.

Ziel des überarbeiteten Handbuchs ist es, die Erfahrungen der
Forschungsgruppe zu bündeln und so eine Handreichung für die
Durchführung kommunaler Studien auf der Grundlage des
standardisierten Kurzinventars zu schaffen.

Mit den vorgeschlagenen Fragestellungen sollen folgende Ziele
erreicht werden:

- Es sollen die für kriminologische Regionalanalysen
unverzichtbaren zentralen Inhalte von Bürgerbefragungen zur
Inneren Sicherheit – Dunkelfeld der Kriminalität und
Sicherheitsgefühl - erhoben werden.

- Das Standardinventar sollte nur die zentralen Inhalte enthalten,
damit der Aufwand sowohl für die Befragten als auch für die
befragende Einrichtung verhältnismäßig gering ist und die
Befragung ggf. von der Kommune selbst durchgeführt werden
kann.

- Das Standardinventar sollte für alle Kommunen einsetzbar sein
und damit die Basis bilden für Befragungen mit identischen
Fragestellungen.

Sachstand/Erfahrungen

Das Handbuch kann in der überarbeiteten Auflage über das
Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Dezernat 422, bezogen
werden.
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Weitere Informationen

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Dezernat 422 - Vorbeugung,
Jugendschutz und Jugendkriminalität, Zentrale Koordinierungsstelle
Kommunale Kriminalprävention, Taubenheimstraße 85, 70372
Stuttgart

Internet: http://www.polizei-bw.de

eMail: 422@lka.polizei-bw.de
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Kooperationsvertrag zwischen staatlichen und privaten
Sicherheitsdienstleistern (Frankfurter Modell)

{xe "Hessen"}{xe "Sicherheitsgefühl"}{xe "Private Sicherheitsdienste"}

Organisation

Die Anbieter von Sicherheitsdienstleistungen sollen nach festgelegten
Qualitätskriterien arbeiten und so eine Gewähr für ordnungsgemäße
Aufgabenerfüllung bieten. Am 10.11.1998 konstituierte sich der
Arbeitsausschuss im Normenausschuss Gebrauchstauglichkeit und
Dienstleistungen (NAGD) zur Erarbeitung einer DIN-Norm: "Wach-
und Sicherheitsleistungen".

Als richtungsweisend ist der Kooperationsvertrag zwischen staatlichen
und privaten Ordnungshütern anzusehen, der am 17.06.1999 in
Frankfurt/Main unterzeichnet wurde. Nach Angaben der
Landesgruppe Hessen des Bundesverbandes Deutscher Wach- und
Sicherheitsfirmen (BDWS) sind in Hessen ca. 80 Sicherheitsfirmen
tätig, die insgesamt etwa 3.000 Mitarbeiter auf Streifengänge schicken
oder zur Bewachung von Geschäften einsetzen. Dem stehen etwa
3.600 Vollzugsbeamte der Polizei gegenüber.

Konzeptioneller Ansatz

Der präzise Auftrag an die Mitarbeiter des Sicherheitsgewerbes lautet:
beobachten, erkennen, melden.

Die Sicherheitsdienste dürfen bei ihrer Arbeit dabei ausschließlich auf
die Jedermannrechte wie Notwehr, Nothilfe und die Möglichkeit der
vorläufigen Festnahme auf frischer Tat zurückgreifen.

In das Frankfurter Modell wurden zunächst nur neun
Sicherheitsdienste - alle Mitglieder im BDWS - einbezogen, die
insgesamt mit 300 Bediensteten in der Stadt präsent sind. Von den
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Sicherheitsunternehmen ist eine Informations- und Ansprechstelle
(IAS) geschaffen worden, in der die Hinweise der Sicherheitskräfte
zusammenlaufen und gefiltert werden, bevor sie an den Führungs- und
Lagedienst der Polizei weiter übermittelt werden.

Sachstand/Erfahrungen

Die Vereinbarung zeigt, dass die Polizei nur mit Firmen
zusammenarbeitet, die gut ausgebildete Mitarbeiter beschäftigen.

Von polizeilicher Seite wird der Kooperationsvertrag als Angebot an
die privaten Sicherheitsunternehmen zur schnellen Kontaktaufnahme
und Erkenntnisweitergabe gewertet. Für die Polizei sollten sich auf
diesem Weg Ermittlungsansätze ergeben.

Die IAS hat sich in der Funktion eines Meldekopfes aus polizeilicher
Sicht bewährt. Die IAS stellt sich der Polizei als zusätzliche
Fahndungsmöglichkeit (z. B. Vermisste, Hinweise zu Straftaten) dar.

Ein messbarer Projekterfolg lässt sich auch Anfang 2003 noch nicht
beziffern.

Die Meldemöglichkeit über die IAS an die Polizei wird noch nicht
umfassend genutzt. Möglicherweise mag es daran liegen, das die
privaten Sicherheitsunternehmen keinen direkten Nutzen aus dem
Projekt ziehen können und der vereinbarte Auftrag für die
Bediensteten eine zusätzliche Aufgabe darstellt. Die privaten
Sicherheitsunternehmen selbst sehen in dem Projekt eine geeignete
Möglichkeit, ihre Reputation zu verbessern ("Wir arbeiten mit der
Polizei zusammen").

Das Projekt hat weiterhin Bestand und wird auch Anfang 2003
fortgeführt. Das Angebot ist in jüngster Zeit innerhalb von
Kooperationsgesprächen "erneuert" worden.
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Weitere Informationen

Polizeipräsidium Frankfurt am Main, Friedrich-Ebert-Anlage 11,
60327 Frankfurt am Main

eMail: mail@polizei-frankfurt.de
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Leitfaden zur Sicherheitsprävention an Schulen,
Kindertageseinrichtungen und Sportstätten

{xe "Bayern"}{xe "Sicherheitsgefühl"}

Organisation

Nach dem Vergewaltigungsfall "Anna" in einer Münchner
Schultoilette wurde eine behördenübergreifende Arbeitsgruppe
gebildet. Hier waren die Kommissariate 313 (technische Prävention)
u. 314 (verhaltensorientierte Prävention) des Polizeipräsidiums
München, das Schulreferat der Landeshauptstadt München und das
Staatliche Schulamt eingebunden.

Inhaltlich wurden die Themenbereiche Schulsicherheit, sexueller
Missbrauch, Notfallhinweise bei Straftaten und Beratungsstellen für
Kinder und Jugendliche behandelt.

Konzeptioneller Ansatz

Ziel war es hier, die Sicherheit und Zivilcourage zu erhöhen.
Weiterhin sollte das Faktenwissen (Wie verhalte ich mich richtig,
wenn was passiert?) bei den drei Zielgruppen Schüler - Lehrer - Eltern
maximiert werden.

Gerade im Bereich der Schulsicherheit war es wichtig auf
verhaltenspräventive, organisatorische und technische Maßnahmen
einzugehen, die nur im Verbund gesehen zielführend sind.

Verhaltensorientierte Maßnahmen bilden die Basis des
Sicherheitskonzeptes, denn entscheidend ist das Verhalten der
Beteiligten vor Ort. Auf lange Sicht ist jedes Präventionskonzept nur
dann erfolgreich, wenn es von allen Beteiligten gelebt wird.
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Organisatorische Maßnahmen regeln u. a. die Modalitäten des
Zuganges zu Einrichtungen, verantwortlichen Personen  und deren
Erreichbarkeit. Sie unterstützen die Struktur des gesamten
Sicherheitskonzeptes.

Technische Maßnahmen sind kein Allheilmittel. Sie runden
verhaltenspräventive und organisatorische Maßnahmen ab und
ergänzen diese, aber ersetzen sie nicht.

Sachstand/Erfahrungen

Das erarbeitete Maßnahmenpaket umfasst nachfolgend beschriebene
Publikationen:

- Infotafel "Trau Dich" mit Anlauf- und Beratungsstellen für Kinder
und Jugendliche. Diese Tafeln sollen in Klassenzimmern ebenso
selbstverständlich aufgehängt werden wie z. B. der
Rettungswegeplan.

- Infokärtchen "Trau Dich" in Scheckkartengröße für Kinder und
Jugendliche zum Einstecken mit Adressen und Telefonnummern
von Kontakt- und Beratungsstellen

- Flyer "Notfallhinweise bei Straftaten", der sich gezielt an Lehrer,
Leiter von Sportvereinen und Kindertageseinrichtungen wendet.
Hier werden Thematiken wie "Opferversorgung" und
"Tatortsicherung" behandelt.

- Broschüre "Leitfaden zur Sicherheitsprävention an Schulen,
Kindertageseinrichtungen und Sportstätten". Hier wird eine Reihe
von Vorschlägen präsentiert, die geeignet sind, den
Sicherheitsstandard der Einrichtungen zu erhöhen. Die Chancen
der potentiellen Täter sollen minimiert werden, ohne z. B. eine
Schule zu einer "Festung" ausbauen zu müssen. Dieser Leitfaden
eignet sich ferner als Checkliste für die Umsetzung des Auftrages
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des StMUK an alle Schulen zur Erstellung eines
Sicherheitskonzeptes.

- Broschüre "Wie kann ich mein Kind schützen?". Diese
Informationsschrift berät Eltern, Erziehungsberechtigte und
Schulen, wie sie ihr Kind vor sexuellen Übergriffen schützen
können, wie sie betroffenen Kindern helfen können und wie in
gemeinsamem Zusammenwirken diese persönlichkeitszerstörende
Form der Gewalt reduziert werden kann.

Stand: September 2002

Die vorgenannten Publikationen sind im Internet unter
"www.muc.kobis.de/aktuelles" abrufbar.

Weitere Informationen

Polizeipräsidium München, Kriminalpolizeidirektion 3, K 314 -
Verhaltensprävention/Opferschutz, Ettstraße 2, 80333 München

Internet: http://www.polizei.bayern.de/ppmuc/schutz

eMail: pp-mue.muenchen.k314@baypol.bayern.de
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Lions Quest - "Erwachsen werden"

{xe "Bund"}{xe "Gewalt"}{xe "Sucht"}

Organisation

Das Jugendförderprogramm Lions-Quest „Erwachsen werden“ wurde
in den 70er Jahren  von der amerikanischen gemeinnützigen Stiftung
Quest International entwickelt.

Es wurde 1996 von deutschen Lehrerinnen und Lehrern unter
wissenschaftlicher Beratung und Begleitung durch Professor Dr.
Hurrelmann, Universität Bielefeld, übersetzt und an die deutschen
schulischen und gesellschaftlichen Verhältnisse angepasst.

Seit dieser Zeit wird es wie in mehr als 20 Ländern weltweit als
Angebot der deutschen Lions Clubs an die Schulen der Sekundarstufe
I verbreitet. Dabei übernehmen die Lions Clubs in der Regel einen
Großteil der Finanzierung der dreitägigen Einführungs- und
zweitägigen Aufbauseminare, in denen die Lehrkräfte auf die
Unterrichtsarbeit mit dem Programm durch speziell dafür ausgebildete
Trainerinnen und Trainer sorgfältig vorbereitet werden.

Inzwischen hat sich vielerorts eine enge Kooperation mit regionalen
und örtlichen Schulbehörden und  staatlichen und nichtstaatlichen
Lehrerfortbildungseinrichtungen bei der Information der Lehrkräfte
über das Programm, der Vorbereitung, Durchführung und
Finanzierung der Seminare und der Praxisbegleitung der das
Programm unterrichtenden Lehrkräfte ergeben.

Die Verbreitung des Programms wird von den Kultusverwaltungen in
vielen Bundesländern ausdrücklich befürwortet und z. T. auch
finanziell unterstützt.
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Konzeptioneller Ansatz

Lehrerinnen und Lehrer aller Schulformen wissen, dass es nicht
genügt, sich auf die Vermittlung von Fachwissen zu beschränken.
Erzieherinnen und Erzieher sind zunehmend in einer Weise gefordert,
auf die in der Lehrerausbildung kaum eingegangen wird. Aktivitäten
und so genannte Krisensitzungen mit der Klassenlehrerin bzw. dem
Klassenlehrer reichen nicht aus, um die Persönlichkeitsentwicklung
und das soziale Lernen von Kindern und Jugendlichen nachhaltig zu
fördern.

Das Lions-Quest-Programm "Erwachsen werden" knüpft an viele
bereits bekannte Erfahrungen und Methoden der Lehrer/innen
(Interaktionsspiele, Visualisierung, Rollenspiele,...) an und verbindet
diese mit Themen, die in Pubertät im Vordergrund stehen.

„Erwachsen werden“ fördert die Entwicklung eines gesunden
Selbstvertrauens und Selbstwertgefühls, die Wahrnehmung und
Auseinandersetzung mit den eigenen Gefühlen und denen der anderen,
die Fähigkeit, Kontakte aufzunehmen, Freundschaften aufzubauen und
Beziehungen einzugehen, kritisches Denken und den Mut, die eigene
Meinung offen zu vertreten, die Bereitschaft, sich für sich selbst und
andere zu engagieren und Verantwortung zu übernehmen, und so das
Bewusstsein, etwas bewirken zu können und daraus Bestätigung zu
finden, und die Fähigkeit, sich verantwortlich zu entscheiden und auch
zu handeln.

Interessierte Lehrkräfte werden zunächst in einem dreitägigen
Einführungsseminar mit „Erwachsen werden“ bekannt gemacht. Sie
erfahren Inhalte und Methoden des Programms in praktischer,
handlungsorientierter Seminararbeit aus der Sicht des Lehrers und des
Schülers. Dabei arbeiten sie exemplarisch mit dem ihnen übereigneten
umfangreichen Unterrichtsmaterial (Lehrerhandbuch, Schülerordner,
Elternheft).

In vielen Schulen ist Lions-Quest „Erwachsen werden“ fester
Bestandteil des Schulprogramms im Bereich Soziales Lernen.
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Sachstand/Erfahrungen

Erste wissenschaftliche Untersuchungen in einem Pilotprojekt
1995/96 an fünf weiterführenden Schulen in Ostwestfalen-Lippe
ergaben als Ergebnis der Vermittlung des Programms im Unterricht:

- Deutliche Verbesserung des Klassenklimas.

- Kinder und Jugendliche gehen verantwortungsvoller und
solidarischer miteinander um.

- Verbesserung der Beziehungen zwischen Eltern und Kindern.

- Aufbau und Festigung einer ablehnenden Haltung gegenüber
Suchtmitteln und Gewaltanwendung.

- Höhere Lernbereitschaft in der Klasse mit steigenden Leistungen.

- Abbau von aggressivem Verhalten und sorgfältiger Umgang mit
Schuleinrichtungen.

Zurzeit laufen Evaluationsprojekte zu „Erwachsen werden“ an den
Universitäten Bielefeld, Leipzig und Erlangen/Nürnberg. Die
vorliegenden Zwischenergebnisse bestätigen die in der Pilotphase
gemachten positiven Erfahrungen mit dem Programm.

Weitere Informationen

Hilfswerk der Deutschen Lions e.V., Ressort Lions Quest,
Bleichstraße 1-3, 65183 Wiesbaden

eMail: e.kramer@lions-hilfswerk.de
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Mediationsschulung für Spätaussiedler Calw

{xe "Baden-Württemberg"}{xe "Mediation/Schlichtung"}{xe
"Konfliktbewältigung"}

Organisation

Das Projekt umfasst die Schulung von zwei bis drei Mediatoren auf
Honorarbasis bis Januar 2003 durch das Institut Kompass, sowie die
Ausbildung ehrenamtlicher Konflikthelfer aus dem russischen und
deutschen Kulturbereich, welche bereits während der Ausbildung als
Mediatoren bei Konfliktfällen in und aus dem Übergangswohnheim in
Nagold eingesetzt werden sollen.

Aus den verschiedenen Projekten des bestehenden Arbeitskreises
Aussiedler bestehen bereits Kontakte zu den Spätaussiedlern und der
Bevölkerung aus Nagold. Hier werden Problemfälle erkannt und an
die Mediatoren weitergeleitet, falls dies von den Betroffenen
gewünscht wird. An den Schulen mit hohem Aussiedleranteil findet
heute schon eine Hausaufgabenbetreuung statt. Auch hier werden die
bestehenden Verbindungen genutzt, um Probleme zwischen den
Schülern zu erkennen und Lösungsmöglichkeiten anzubieten. Die
Schülermediatoren werden unterstützt und weiter geschult.

Bei der Medaitionsschulung handelt es sich um ein Projekt der
Zukunftsoffensive III des Landes Baden-Württemberg. Es erhielt eine
finanzielle Unterstützung von 18.176 Euro.

Konzeptioneller Ansatz

Durch den Standort des Übergangswohnheimes für Spätaussiedler in
Nagold und aufgrund der Ansiedlung vieler Spätaussiedlerfamilien in
der Stadt Nagold und Umgebung, konzentrieren sich verschiedene
Integrationsbemühungen des Landkreises auf diese Stadt.
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Aufgrund kultureller und sozialer Unterschiede ergeben sich Konflikte
zwischen der einheimischen Bevölkerung und den Spätaussiedlern.
Sowohl die Einheimischen, wie auch die Spätaussiedler sind häufig
nicht in der Lage, die Schwierigkeiten, die an unterschiedlichen
sozialen Brennpunkten auftreten, adäquat zu lösen. Dies liegt häufig
an der Hilflosigkeit, die Probleme zu artikulieren, zu bearbeiten und
dann zu einer Lösung zu kommen.

Mit dem Projekt wird ein gemeinwesenorientierter Ansatz forciert, der
eine Ghettoisierung und Stigmatisierung vermeiden soll.

Durch den Einsatz der Mediatoren soll mehr Kommunikation
miteinander, mehr Verständnis füreinander sowie mehr Anerkennung
und Wertschätzung für die Unterschiedlichkeit entstehen. Abbau von
Ängsten, Stärkung des Selbstbewusstseins, Austausch von
Wertevorstellungen, Heimat finden, voneinander lernen, Konflikt- und
Kommunikationsfähigkeit erlernen, Sozialkompetenz erhalten,
Mitarbeit in politischen Gremien etc. sind nur einige Eckpunkte der
umfangreichen Ziele des Projekts.

Sachstand/Erfahrungen

Ende 2002 befanden sich zwei Personen in der Ausbildung zum
Mediator als berufsbegleitende Maßnahme. Eine weitere Person sollte
in Kürze die Ausbildung beginnen. Auch die Erstellung eines
Faltblattes, in welchem die Kontaktaufnahme mit den Mediatoren
ausgeschrieben wird, war nahezu abgeschlossen.

Die Begleitung und Evaluierung des Projekts erfolgten im Rahmen
einer Diplomarbeit durch zwei Studenten der Berufsakademie.
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Weitere Informationen

Arbeitskreis Mediation/Arbeitskreis Aussiedler, Bahnhofstraße 31,
75365 Calw

Polizeidirektion Calw, Kriminalpolizeiliche Beratungsstelle,
Schlossberg 3, 75365 Calw
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Präventionsprogramm Polizei - Sozialarbeiter (PPS)

{xe "Niedersachsen"}{xe "Beratung"}{xe "Sozialarbeit"}{xe "Gewalt in der
Familie/im sozialen Nahraum"}

Organisation

Das Präventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit (PPS) wurde 1979
vom Niedersächsischen Justizministerium eingerichtet und nach einer
dreijährigen wissenschaftlich begleiteten Modellphase durch einen
Kabinettsbeschluss der Landesregierung als Dauereinrichtung
weitergeführt. Die oberste Dienst- und Fachaufsicht lag zunächst beim
Niedersächsischen Justizministerium und wurde in 1990 dem
Niedersächsischen Innenministerium übertragen.

Der Polizeidirektion Hannover wurde gemäß
Zuständigkeitsverordnung (ZustVO) zum Niedersächsischen
Gefahrenabwehrgesetz (NGefAG) die „Soforthilfe durch Sozialarbeit
im polizeilichen Aufgabenbereich“ zugewiesen, welche durch
Geschäftsordnung diese Aufgabe dem Dezernat V 2 - PPS übertrug.

Das Dezernat verfügt über insgesamt acht Planstellen, die mit acht
Diplom-Sozialarbeitern und einer Schreib- und Verwaltungskraft,
teilweise teilzeitbeschäftigt, besetzt sind (Stand März 2003).

Die Dienststelle ist montags bis freitags von 08.00 – 22.00 Uhr
geöffnet, an Wochenenden und Feiertagen von 14.00 – 22.00 Uhr.
Außerhalb dieser Öffnungszeiten besteht ein Rufbereitschaftsdienst,
den die Polizei in Anspruch nehmen kann.

Konzeptioneller Ansatz

"Soforthilfe durch Sozialarbeit im polizeilichen Aufgabenbereich“
wird geleistet durch Krisenintervention, Beratung und
Kurzzeitbetreuung und kommt Menschen zugute, die sich in einer
akuten psychosozialen Notlage befinden, welcher in der Regel ein
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Polizeieinsatz vorausging. 2002 kamen 92% der Klientel durch die
Vermittlung der Schutz- und Kriminalpolizei auf freiwilliger Basis
zum PPS. Die Dipl.-Sozialarbeiter/innen unterliegen der
Schweigepflicht – auch gegenüber der Polizei. Sie sind ferner keine
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft, so dass sie nicht dem
Strafverfolgungszwang unterliegen.

Die Dipl.-Sozialarbeiter/innen werden tätig bei Menschen in
suizidalen Krisen, zur Betreuung von Angehörigen nach einem Suizid.
Sie werden herangezogen zur Überbringung einer Todesnachricht
sowie bei akuten psychiatrischen Krisen, die zur Abwendung einer
Selbst/Fremdgefährdung erforderlichenfalls zu Zwangseinweisungen
führen können. Sie übernehmen die Beratung und Betreuung von
Opfern nach Straftaten. Darüber hinaus werden die Dipl.-
Sozialarbeiter/innen mit einer Fülle von familiären Problemen befasst,
die sich als Erziehungsprobleme, Probleme in der Trennungssituation
und Männergewalt in der Familie und Partnerschaft darstellen. Es
werden Hilfen in Ausnahmesituationen, z. B. für Beteiligte nach
Verkehrsunfall mit tödlichem Ausgang oder anderen gravierenden
Ereignissen wie Geiselnahme angeboten.

Durch die möglichst zeitnahe Intervention der Dipl.-
Sozialarbeiter/innen soll eine weitere Zuspitzung o.g. Problematiken
vermieden werden, Perspektiven für den weiteren Umgang mit
Problemen aufgezeigt werden, um eine potentielle Verfestigung im
Sinne von Chronifizierung zu vermeiden.

Seit 1997 ist das PPS maßgeblich an dem „Hannoverschen
Interventionsprojekt gegen Männergewalt in der Familie“ (HAIP)
beteiligt. Alle Fälle von Gewalt in der Familie und (Ex)Partnerschaft,
die polizeilich bekannt werden, werden dem PPS mitgeteilt, so dass
zum einen die Erstellung eines Lagebildes möglich ist, zum anderen
aber jedem Opfer ein Hilfsangebot gemacht werden kann. Dem Täter
werden Möglichkeiten nachhaltiger Verhaltensänderungen eröffnet
mit dem Ziel, zukünftig Konflikte gewaltfrei zu lösen. Zur Erreichung
dieses Zieles wird ihm die Teilnahme an einem Sozialtraining nahe
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gelegt, was sich bei der Bewertung des Nachtatverhaltens durch die
Staats-/Amtsanwaltschaft u. U. strafmildernd auswirken kann.

Seit Anfang 2000 sind die Dipl.-Sozialarbeiter/ -innen auch zuständig
für Krisenintervention im polizeilichen Alltag nach traumatischen
Erlebnissen, was z. B. die Betreuung von Polizeivollzugsbeamten/ -
innen nach polizeilichem Schusswaffengebrauch gegen Personen oder
die Begleitung polizeilicher Einsatzkräfte bei größeren
Schadensereignissen und Katastrophen, aber auch bei anderen
Großlagen mit einschließt, bei denen mit Gewalttätigkeiten gerechnet
werden muss. Darüber hinaus sollen sie Hilfen und Beratung anbieten
in besonderen persönlichen Problemsituationen. Hierbei werden die
Dipl.-Sozialarbeiter/innen durch einen hauptamtlichen
Suchtkrankenhelfer sowie zwei Suchtkrankenhelfern im Nebenamt
unterstützt

Sachstand/Erfahrungen

Im Verlauf der nunmehr fast 25-jährigen Geschichte dieser
Dienststelle haben die Dipl.-Sozialarbeiter/ -innen den eingesetzten
Polizeikräften da Unterstützung gewähren können, wo Kenntnisse
über psychosoziale Hilfen nötig waren. Sie bieten insofern den
eingesetzten Kräften Entlastung und tragen durch zeitnahe
Krisenintervention dazu bei, dass Folgeeinsätze vermieden werden
können. Abgesehen von den individuellen Hilfen, die Menschen in
Notlagen abgeboten werden können, wirkt sich das Vorhandensein
dieser Dienststelle positiv auf das Image der Polizei aus. Dieses wird
u.a. daran deutlich, dass in 2002 mit 1.474 Fällen, in persönlichen
Kontakten bearbeitet wurden, die absolut höchste Fallzahl seit
Bestehen der Dienststelle registriert wurde.
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Weitere Informationen

Polizeidirektion Hannover, Dezernat V 2, Präventionsprogramm
Polizei-Sozialarbeit - PPS - und Regionale Beratungsstelle - RBS,
Waterloostraße 7, 30169 Hannover

eMail: pps@pd-hannover.polizei.niedersachsen.de
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Schupo hautnah - Uniformierte Polizeibeamte an Schulen

{xe "Bayern"}{xe "Bürgernahe Polizeiarbeit"}

Organisation

Gerade in Großstädten haben Jugendliche oft eine negative
Einstellung zur Polizei, insbesondere zur Schutzpolizei. Sie zeigen
ihren Protest gegen die Gesellschaft immer häufiger auch durch
Straftaten wie Vandalismus, Graffiti o.ä. Mit dem Gesetz in Konflikt
kommen Jugendliche oft auch aus Unwissenheit. Um dem entgegen zu
wirken und das Verhältnis zwischen Jugendlichen und der Polizei zu
verbessern, suchen Streifenbeamte der Polizeidirektion Fürth sie in
der Schule auf. Sie berichten über die Arbeit der Polizei und gehen
dabei besonders auf die Belange der Jugendlichen ein. Der Ansatz ist
personenorientiert.

Das Projekt bietet die Möglichkeit, sich den Kindern/Jugendlichen
außerhalb der strafverfolgenden Tätigkeiten als Ansprechpartner zur
Verfügung zu stellen. Andere Beispiele sind die
Jugendkontaktbeamten, sowie die Institutionen der Verkehrserzieher
und Einstellungsberater. Da es jedoch häufig die uniformierten
Polizeibeamten sind, die vor Ort zuerst mit jugendlichen
Tätern/Opfern zusammentreffen, schien es dringend geboten, das
Verhältnis zwischen diesen beiden Gruppen zu verbessern und
Hemmschwellen und Vorbehalte abzubauen.

Ein Aspekt des Konzepts „Schupo hautnah“ war, den personellen und
zeitlichen Aufwand für die Durchführung dieser Idee möglichst gering
zu halten, da die eingebundenen Beamten ausschließlich Angehörige
der Dienstgruppen sind. Um eine Belastung der Dienstgruppen zu
vermeiden, sollen die mitwirkenden Beamten nicht von ihren
normalen Aufgaben entbunden werden. Dazu ist es erforderlich,
möglichst viele Kollegen aus den Dienstgruppen an der Umsetzung
der Idee zu beteiligen, wobei schon aus Akzeptanzgründen die
freiwillige Mitarbeit Grundvoraussetzung ist.
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Die mitwirkenden Beamten trafen sich vor der Umsetzung des
Konzeptes zu einem Informationsgespräch, bei dem die Einzelheiten
der Durchführung abgesprochen wurden und eigene Vorstellungen
eingebracht werden konnten. Die Art der Durchführung ergibt sich
von vornherein aus der Zielsetzung der Aktion, wobei die inhaltliche
Gestaltung jedem einzelnen Kollegen obliegt und schon wegen der
nicht vorhersehbaren Beiträge der Schüler individuell und
situationsbedingt anzupassen ist.

Bezüglich des geplanten Personal-/Zeitaufwandes wird pro Klasse von
einer Unterrichtseinheit (45 Minuten) mit zwei Streifenbeamten
ausgegangen, wobei das Zusammenziehen mehrerer Klassen als nicht
sinnvoll erachtet wird, um den gewünschten Abbau von Anonymität
nicht zu erschweren.

Auf die Erstellung eines detaillierten Zeitplanes hinsichtlich der
jeweiligen Schulbesuche musste verzichtet werden, da dies nur unter
Berücksichtigung der aktuellen Schichtbelastung und der
Zeitvorgaben der einzelnen Schulen möglich ist.

Der zeitliche Aufwand für die Vorbereitung der Unterrichtsgespräche
war auch deswegen minimal, da ein starres Konzept dem Ansatz einer
zwanglosen Kontaktaufnahme zu den Schülern widerspricht.

Die Leitungen der einzelnen Schulen wurden in die Vorbereitung und
Durchführung der Veranstaltungen eingebunden.

Konzeptioneller Ansatz

Zielvorgabe ist es, möglichst zwanglos, durch uniformierte
Polizeibeamte Kontakt zu einem bestimmten Kreis von Kindern und
Jugendlichen aufzunehmen, um hierdurch

- "eine unbelastete Akzeptanz der Uniform" zu erreichen,

- die Einsicht herbeizuführen, dass hinter jeder Uniform ein Mensch
steht,
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- bestehende Feindbilder und Vorbehalte abzubauen,

- Kontaktaufnahmen zu ermöglichen und zu erleichtern,

- die Aufgabengebiete und Arbeitsweisen eines Streifenbeamten
kennen zu lernen,

- dem Polizeibeamten Einblicke in die Sorgen und Nöte von
Kindern/Jugendlichen zu verschaffen und

- gleichzeitig die bereits bestehenden Verbindungen zwischen
Polizei und der Institution Schule zu ergänzen.

Die Zielgruppe umfasst Schülerinnen und Schüler der Klassen 5 - 7,
wobei im Grundsatz Kinder/Jugendliche aus Sonder-, Haupt- und
Realschulen angesprochen werden sollen.

Sachstand/Erfahrungen

Die Resonanz auf das Konzept der PD Fürth war bei den Schülern,
den Lehrkräften und in der Berichterstattung der Medien
ausgesprochen positiv.

Das bei der angesprochenen Altersklasse fast ausschließlich von Film
und Fernsehen geprägte Bild des uniformierten Polizisten wurde
revidiert; Verständnis für polizeiliche Tätigkeiten konnte geweckt
werden. Schüler der betreuten Klassen suchten auch später den
Kontakt zu den eingesetzten Beamtinnen und Beamten, wenn sie diese
während einer Sachbehandlung oder bei ihrer Streifentätigkeit
antrafen.

Die Lehrkräfte der besuchten Schulklassen wünschten eine
Weiterführung der Veranstaltungen. Darüber hinaus wurden
Anregungen für weitere Projekte gegeben.
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Weitere Informationen

Polizeidirektion Fürth, Kapellenstraße 10, 90762 Fürth

eMail: pp-mfr.fuerth.pd@baypol.bayern.de

Bayerisches Landeskriminalamt, Sachgebiet 133 -
Verhaltensorientierte Prävention, Maillingerstr. 15, 80636 München

Internet:http://www.polizei.bayern.de

eMail: blka@polizei.bayern.de
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Täterorientierte Ermittlungsarbeit (TOE)

Anwendung auf intensiv agierende Straftäter - insbesondere
im Bereich der Straßenkriminalität

{xe "Berlin"}{xe "Intensiv-/Mehrfachtäter"}

Organisation

Für jeden in das Programm TOE aufgenommenen Täter gibt es
Sondersachbearbeiter, welche, neben ihren originären Aufgaben, alle
zur Person anfallenden Ermittlungsvorgänge in Bearbeitung nehmen.

Die Koordination sowie Pflege der Datei erfolgt durch Beamte des
LKA 1 - für dieses Programm werden und wurden keine Kräfte
freigestellt. Es sind alle Ermittlungsdienststellen der Berliner
Kriminalpolizei (sowohl der örtlichen Direktionen als auch des LKA)
beteiligt.

Eine begleitende Unterstützung der Sondersachbearbeiter erfolgt
durch das LKA 62 (Erkennungsdienst) durch Auswertung
daktyloskopischer Spuren und Personenidentifizierung. Außerhalb der
Bürodienstzeit übernimmt LSA LZ 11 (Dauerdienst) die
Koordinierungsfunktion des LKA 12.

Konzeptioneller Ansatz

Grundlage dieses Programmes ist die Erkenntnis, dass eine kleine
Zahl intensiv agierender Täter einen Großteil der anfallenden
Straftaten - insbesondere im Bereich der Straßenkriminalität - begeht.
Die Bearbeitung von Delikten der Straßenkriminalität erfolgt in der
Berliner Polizeibehörde regelmäßig in örtlicher Zuständigkeit, d. h. in
einer der sieben Berliner Polizeidirektionen entsprechend dem
jeweiligen Tatort. Um einen Informationsverlust über die o.a.
Tatverdächtigen zu verhindern, wird seit Oktober 1994 unter der
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Koordination des LKA 12 ein Berlin weites Projekt zur
"Täterorientierten Ermittlungsarbeit" durchgeführt, in welchem solche
"Intensiv"-Täter aufgenommen werden.

Ziel des Programmes ist die Bündelung des Wissens über einen
Straftäter (täterorientierter Ermittlungsansatz), um

- zielgerichtet Ermittlungs- und Operativmaßnahmen ergreifen zu
können,

- Inhaftierung zu erreichen und um

- auf den Tatverdächtigen einzuwirken, um sein weiteres Handeln
positiv zu beeinflussen (Prävention).

Umsetzung:

Zuordnung eines intensiv agierenden Täters zu einem festen
Sondersachbearbeiter, welcher

- unabhängig von bestehenden Zuständigkeitsregelungen,
grundsätzlich Ermittlungsvorgänge übernimmt (Ausnahmen
bilden hier die LKA-Zuständigkeiten, die nur nach Absprache
vom Sondersachbearbeiter übernommen werden) und

- mit anderen verantwortlichen Stellen (Schulen, Jugendamt, StA,
etc.) Kontakt hält, sie informiert bzw. selbst Informationen erlangt
und sie im Hinblick auf ihre originäre Aufgabe sensibilisiert.

Die Auswahl der Straftäter erfolgt durch die sachbearbeitenden
Ermittlungsdienststellen nach folgenden Kriterien:

- Wohnort der Zielperson befindet sich im örtlichen
Zuständigkeitsbereich.

- Person begeht (überwiegend) Delikte der Straßenkriminalität.

- Überörtliche Mobilität (stadtweite Tatbegehung usw.).
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- Person hat in einem Zeitraum von einem Jahr eine Vielzahl von
Straftaten begangen.

- Person muss aktuell eine Straftat von erheblicher Bedeutung im
Sinne des § 17 Abs. 3 und 4 ASOG begangen haben, welche nicht
länger als ein Jahr zurückliegt.

- Prognose, dass diese Person auch weiterhin Straftaten von
erheblicher Bedeutung begehen wird.

Insgesamt ist die Selektion unter Verwendung kriminalistischen
Erfahrungswissens auf besonders aktive (qualitativ und/oder
quantitativ) Tatverdächtige zu richten.

Sachstand/Erfahrungen

Eine Senkung der Straftatenzahlen kann nicht eindeutig auf das
Programm "Täterorientierte Ermittlungsarbeit" zurückgeführt werden.
Als Indikatoren für den Erfolg können jedoch folgende
Untersuchungen einer Direktion benannt werden:

Eine Auswertung bezüglich der Tatfrequenzen (Taten pro Täter pro
Monat) ergab, dass diese von 3,71 - vor der Einstellung in das
Programm TOE - auf 0,11 gesunken sind. Die Haftbefehlsquote bei
richterlichen Vorführungen für im Programm befindliche Täter liegt
deutlich über dem Durchschnitt.

Mit Stand vom 17.07.2002 befanden sich insgesamt 239 Personen im
Programm "Täterorientierte Ermittlungsarbeit", darunter drei Kinder,
78 Jugendliche und 64 Heranwachsende.

Es hat sich gezeigt, dass die täterorientierte Sachbearbeitung sich vor
allem für Mehrfachtäter bewährt, die in verschiedenen
Deliktsbereichen Straftaten begehen und deren Ermittlungsvorgänge
in verschiedenen Bereichen zur Sachbearbeitung gelangen würden.
Für den perseveranten Serientäter greifen die traditionellen
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Bekämpfungsstrategien mit einer deliktischen
Zuständigkeitenregelung in ausreichendem Maße.

Weitere Informationen

Der Polizeipräsident in Berlin, LKA 1211, Platz der Luftbrücke 6,
12101 Berlin
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Ziel-Prävention

{xe "Niedersachsen"}{xe "Präsenz"}{xe "Opferhilfe/Opferschutz"}

Organisation

Die Federführung für das Modellprojekt "Ziel-Prävention" liegt beim
Beauftragten für Jugendsachen (BfJ) der Polizeiinspektion (PI)
Hannover-West. Eingesetzt werden fünf Beamte
(Jugendkontaktbeamter, Kontaktbeamter, Beauftragter für
Jugendsachen, Jugendsachbearbeiter).

Die Laufzeit war zeitlich zunächst bis zum 31.10.2002 befristet und
räumlich auf einen Stadtteil (Hannover-Linden) im Bereich der
Polizeiinspektion begrenzt. Aufgrund von aktuellen Entwicklungen im
Bereich Kinder- und Jugendkriminalität im eigenen
Zuständigkeitsbereich wird die geplante Fortschreibung des
Modellversuchs verschoben; eine Fortsetzung des bislang erfolgreich
praktizierten Modells ist jedoch in jedem Fall vorgesehen.

Polizeiübergreifende Kooperationen erfolgen mit dem örtlichen
Kommunalen Sozialdienst (KSD) und der Jugendgerichtshilfe, soweit
dies unter Beachtung der jeweiligen Aufgabenstellungen möglich und
im Einzelfall praktikabel ist.

Die Finanzierung erfolgt aus dem Haushalt der Polizei.

Konzeptioneller Ansatz

Mit dem Projekt werden folgende Ziele verfolgt:

- Erstellung eines professionalisierten Lagebildes (einschließlich
kriminalgeographischer und sozialstruktureller Daten)

- Steigerung der Aufklärungsquote im Bereich Jugendkriminalität
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- Aufhellung des Dunkelfeldes an Straßenbrennpunkten

- Verstärkte Bürgernähe durch verbesserte Zeugen-/
Anzeigenerstatter-/ Opferbetreuung

- Quantitative und qualitative Präsenzsteigerung an lokalen
Brennpunkten.

Hauptzielgruppen sind an drei vorher festgelegten sozialen
Brennpunkten festgestellte Jugendgruppen mit sozial abweichendem
Verhalten und/oder strafrechtlich auffälligen Erscheinungsformen,
Obdachlose, die durch öffentliches Lagern, übermäßigen
Alkoholkonsum und daraus resultierenden Begleiterscheinungen
auffallen und Kleingruppen von Drogenkonsumenten. Bekämpft
werden sollen damit die Phänomene, die von Bürgern/Anliegern in
ihrem Wohnbereich sichtbar wahrgenommen werden und die bei
diesen zu Beeinträchtigungen des Sicherheitsempfindens führen.

Die Umsetzung des Projektes erfolgt über

- eine zentrale Informationserfassung/-steuerung durch Beauftragte
für Jugendsachen.

- Teambildung durch gezielten und koordinierten Einsatz von
Jugendkontaktbeamter/Kontaktbeamter (lageabhängig auch
Jugendsachbearbeiter pp.) an Brennpunkten.

- Bürgerbetreuung (Zeugen/Opfer) aus einer Hand.

- Kontinuität der Polizeipräsenz auch bei Personalwechsel pp.

Kennzeichen des Projektes ist der teamorientierte Ansatz. Durch eine
Stärkung der Teamarbeit soll der Kontaktbeamte unterstützt werden,
so dass auch bei krankheits-, urlaubs-, oder abordnungsbedingter
Abwesenheit eine dauerhafte und für die Anwohner/Bürger
wahrnehmbare Präsenz von bekannten Beamten sichergestellt wird,
ohne dass es zu einem Übermaß an Polizeipräsenz kommt. Zudem soll
die "Durchsetzungsfähigkeit" polizeilicher Maßnahmen durch
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Teameinsatz gerade gegenüber den genannten Gruppen an sozialen
Brennpunkten erhöht werden. Polizeiliche Eingriffsmaßnahmen sollen
möglich sein, ohne dass Unterstützung von anderen
Organisationseinheiten angefordert werden muss.

Die Brennpunkte bzw. die Örtlichkeiten für das Modellprojekt wurden
aufgrund von Auswertungen/Erkenntnissen aus den Jahren 1998 bis
2000 im Vorfeld festgelegt (drei öffentliche Plätze bzw. Grün-
Freiflächen in einem eng bebauten Wohngebiet).

Im Rahmen des Projektes erfolgen vierteljährliche
Zwischenberichterstattungen.

Sachstand/Erfahrungen

Über die Projektumsetzung wurde im Versuchszeitraum eine eng
verzahnte Zusammenarbeit mit kommunalen Behörden/Einrichtungen
erreicht.

Die Resonanz von Kindertagesstätten, Schulen etc. war positiv.

Die Arbeit an Brennpunkten führte zu einer stark positiven Resonanz
der Bürger. Bürgerbeschwerden gingen soweit zurück, dass sie gegen
Null tendieren. Im Sommer 2001 erfolgte eine Bürgerumfrage des
Präventionsrates Linden-Limmer gerade in diesem Wohnbereich.
Über 86 % aller befragten Bürger fühlten sich sicher. Beschwerden
gab es vor allem hinsichtlich Müll/Verschmutzung. Kontakte zu
Stadtteilrunden, Bezirksräten und öffentlichen Einrichtungen wie
Jugendzentren, Schulen pp. bescheinigten der Polizei in diesem
Bereich sehr gute Arbeitsergebnisse, auch in Form von direktem Lob
bei der PI-Leitung.

Die Medienberichterstattung (lokal, regional) war ebenfalls positiv.

Intern führte die Teamarbeit zu einer hohen Mitarbeitermotivation.
Messbar waren rückläufige Einsatzzahlen im Einzeldienst.
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Bezogen auf die genannten Projektziele lassen sich folgende
Ergebnisse und Erfahrungen berichten:

- Lagebild

Das örtliche Lagebild für den Bereich der Kinder-/Jugenddelinquenz
konnte aufgrund von drei besonderen Erhebungsgrößen
professionalisiert werden:

(1) Erhebung sog. "harter Daten": Jeder Jugendvorgang wird nach
Durchlauf durch die Sachbearbeitung in einer Access-Datenbank
gespeichert und kann unter den verschiedensten Suchkriterien auf
Knopfdruck abgerufen werden.

(2) Ergänzung der Vorgangserkenntnisse durch Anreicherung mit
zugänglichen Daten des Kommunalen Sozialdienstes
(Verwahrlosungsaspekte, Familiensituationen,
Gefährdungsaspekte, Vorlieben, Treffpunkte pp.)

(3) Ergänzung dieser Fakten durch weitere Informationen aus dem
sozialen Umfeld (Bürgerkontakte der Kontaktbeamten).

- Aufklärungsquote

Die konkreten Zahlen zur Aufklärungsquote liegen erst im Februar
2002 vor. Die Fallzahlen an den drei Örtlichkeiten sind jedoch von ca.
170 Straftaten im Schnitt insgesamt pro Jahr (für 1998 bis 2000) auf
ca. 20 Straftaten (2001) gesunken.

- Bürgerbetreuung "aus einer Hand" / Zeugen-Opferschutz

Insgesamt leidet das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit häufig
durch mangelnde Transparenz und Rückmeldung für den Bürger (er
wird weiterverwiesen). Im Rahmen dieses Versuches bekommt der
Bürger einen Ansprechpartner für sein Anliegen. Der Beamte steht für
Rückfragen zur Verfügung und berichtet dem Bürger mündlich oder
schriftlich über den Ausgang "seiner" Angelegenheit. Alle Hinweise
laufen beim Beauftragten für Jugendsachen zusammen. Parallel läuft
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die Verfahrensweise bei Opfern oder Zeugen, die sich bedroht fühlen.
Hier kümmert sich der Jugendsachbearbeiter um die Angelegenheit.

- Aktionen/Maßnahmen der Teams

Insgesamt wurden speziell in der warmen Jahreszeit an den drei
lokalen Schwerpunkten 73 Kontrollen/Streifen durch Teams von vier
Beamten bis hin zu Einzelstreifen durchgeführt. Die Einsätze wurden
überwiegend uniformiert, anlassbezogen aber auch in Zivil
durchgeführt. Die Maßnahmenpalette reicht über die gesamte
Bandbreite dessen, was gefahrenabwehrrechtlich und strafprozessual
möglich ist. Freiheitsentziehende Maßnahmen blieben jedoch die
Ausnahme. Im Umgang mit Jugendgruppen, gerade auch an Grün-
oder Freizeitflächen, wurden u.a. auch Mountainbike-Streifen und
Skaterstreifen tätig; hier waren Überraschungseffekte erkennbar. Die
Zielgruppen bzw. -personen wurden immer wieder mit denselben
Beamten, wenn auch in wechselnden Konstellationen und zu
unterschiedlichen Zeiten (manchmal zweimal am Tag) konfrontiert,
d.h. auf polizeiliche Maßnahmen konnte man sich nur schwer
einstellen. Hervorzuheben sind aufgrund dieses Ansatzes
Gewöhnungseffekte, d.h. Aggressionen gegen die einschreitenden
Beamten nahmen mit zunehmender Aktionsdauer stark ab.

Weitere Informationen

Polizeiinspektion Hannover-West, Beauftragter für Jugendsachen,
Gartenallee 14, 30449 Hannover

Internet: http://www.polizei-hannover.de

eMail:piwest-bfj@pd-hannover.polizei.niedersachsen.de
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463, 467, 485, 609, 623, 641, 663

Gewalt an Schulen · 179, 183, 199,
219, 241, 247, 251, 259, 267, 269,
275, 397, 419

Gewalt in der Familie/im sozialen
Nahraum · 189, 225, 229, 255,
259, 263, 365, 533, 671

Graffiti · 411, 489, 521, 525, 549
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H

Hasskriminalität · 151, 163, 167, 173
Hessen · 23, 99, 109, 263, 365, 511,

541, 549, 565, 641, 655
Hilfe- und Beratungstelefon · 31, 161,

225, 441, 515

I

Integration · 57, 137, 307, 441, 627
Intensiv-/Mehrfachtäter · 167, 305,

333, 343, 353, 369, 441, 679
Internet · 63, 463, 641

J

Jugend · 13, 199, 295, 323, 329, 343,
349, 353, 449, 485, 545

Jugendhilfe · 129, 281, 305, 323, 361,
365, 369, 441

Jugendkriminalität/Jugendschutz ·
295, 299, 305, 307, 315, 319, 323,
329, 333, 337, 343, 349, 353, 361,
365, 369, 375, 381, 385, 389, 393,
397, 401, 405, 407, 411, 415, 419

Justiz · 307, 323, 369, 627, 647

K

Kindergarten · 463
Konfliktbewältigung · 73, 179, 203,

219, 235, 241, 245, 251, 255, 285,
623, 667

Kinder/Primärprävention   425,
431, 435, 441, 445, 449, 453, 459,
463, 467

M

Mecklenburg-Vorpommern · 123,
411, 415

Mediation/Schlichtung · 199, 235,
397, 419, 667

Medien · 9, 107, 117, 545

N

Nachbarschaft/Wohnumfeld   473
Niedersachsen · 15, 67, 229, 235,

245, 247, 307, 349, 375, 381, 393,
591, 595, 599, 617, 623, 671, 683

Nordrhein-Westfalen · 9, 39, 57, 73,
77, 113, 173, 179, 203, 225, 241,
275, 343, 385, 479, 489, 497, 503,
525, 533, 581, 609

O

Öffentlicher Raum (incl. ÖPNV) ·
479, 485, 489, 497

Öffentlichkeitsarbeit · 9, 31, 87, 91,
213, 315, 435, 507, 641

Opferhilfe/Opferschutz · 203, 229,
263, 275, 349, 503, 511, 515, 617,
683

P

Präsenz · 23, 67, 91, 99, 109, 489,
541, 545, 549, 555, 565, 683

Prävention · 43, 151, 259, 419, 651
Präventionspreis · 91, 401, 405, 485
Private Sicherheitsdienste · 655
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R

Raub · 117, 349
Rechtsextremismus · 129, 137, 155,

163, 167, 173, 245, 285, 329
Repression · 67, 117, 167, 183, 299,

323, 333, 343, 369, 525, 545
Rheinland-Pfalz · 87, 267, 435, 453
Risiko · 375

S

Sachbeschädigung · 405, 425, 489
Sachsen · 13, 81, 167, 329, 449, 473,

521, 555, 577, 613
Sachsen-Anhalt · 63, 97, 155, 161,

189, 295, 319, 545
Schleswig-Holstein · 91, 107, 117,

183, 281, 299, 401, 405, 431, 463,
485, 587

Schulschwänzen · 375, 385, 393
Selbstbehauptung/-verteidigung · 219,

275, 349, 587, 591, 595, 597, 599
Sexualdelikte · 419, 533
Sicherheitsgefühl · 99, 109, 113, 183,

299, 473, 479, 497, 541, 555, 565,
571, 581, 587, 599, 605, 613, 617,
655, 659

Sonstiges   647, 651, 655, 659, 663,
667, 671, 675, 679, 683

Sozialarbeit · 109, 353, 479, 623, 671
Sport · 57, 195, 281, 295, 353, 407,

415, 591

Städtebauliche Prävention  · 571, 577,
581

Straftaten gegen Frauen · 229, 263,
275, 587, 591, 595, 597, 599

Straftaten gegen Senioren · 605, 609,
613, 617

Sucht · 3, 15, 35, 39, 43, 51, 73, 77,
467, 663

Sympathiefiguren · 449, 459, 463

T

Täterbehandlung/Wiedereingliederung ·
163, 229, 307, 623, 627, 647

Technische Prävention · 87, 113, 411,
473, 561, 577, 581

Thüringen · 199, 361, 369, 459

V

Vandalismus · 123, 411, 425, 463,
485, 489, 519, 521, 525

Verkehrsprävention · 319, 343, 435,
459, 467, 503, 617

Videoüberwachung · 107, 549

Z

Zertifizierung · 113, 203, 275, 577
Zeugen- und Helferverhalten · 145,

161, 241, 289, 337, 445, 633, 637,
641
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Infopool Prävention

Der Infopool Prävention des Bundeskriminalamtes ist eine im November

1995 begonnene Informationssammlung zu nationalen und internationalen

Präventionsakteuren, -aktivitäten, -projekten und -modellen.

Nachdem in der Anfangszeit jeder der wenigen kriminalpräventiven

Räte und jede Aktion erfasst wurde, führte die schnelle Entwicklung

kommunaler Präventionsinstitutionen und -aktivitäten zu einer Neuaus-

richtung der Informationssammlung in Richtung „good-practice“-

Dokumentation.

Ziele des Infopool Prävention sind u. a. das Erkennen von Entwicklungen,

Schwerpunkten aber auch Defiziten im Bereich der Kriminalprävention,

das Erkennen von relevanten Themenfeldern für die präventionsbezogene

Forschung inklusive der Initiierung und Durchführung von Forschungs-

projekten. Der Infopool Prävention ist auch als Angebot eines Forums

für den nationalen und internationalen Erfahrungsaustausch zwischen

Polizei und sonstigen Akteuren der Kriminalprävention zu verstehen.

Weitere Informationen stehen Ihnen unter http://www.bka.de/infopool_de.html

im Internet oder im Extranet der Polizeien, dem Extrapool, unter

http://www.infodok.extapol.de zur Verfügung.
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